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Editorial 
 

Liebe Mitglieder und Freunde, 
 

anlässlich dieser neuen Ausgabe unserer Fachzeitschrift 
freut es mich erneut, mich im Rahmen dieses 
Geleitwortes an Euch zu wenden. 

 
In diesem Jahr blicken wir voraus auf den XXXVII 
Jahreskongress unserer 1984 gegründeten Vereinigung 
in Valencia. Ich kann Euch versichern, dass hinter den 
Kulissen sowohl die Kongressorganisatoren vor Ort - 
Fernando Lozano und sein Team -, als auch der gesamte 
Vorstand großartige Arbeit leisten, um einen besonderen 
Kongress auf die Beine zu stellen. 

 
Wie ihr alle wisst, wollen wir im nächsten Jahr unser 40-
jähriges Jubiläum feiern. Auf diesem wollen wir uns 
dann auch einiges einfallen lassen, und werden z.B. den 
Galaabend von Freitag auf Samstag verlegen. Mit dem 
Organisator Edmund Schurr stehen wir bereits seit dem 
Kongress in Heidelberg in Verbindung, um unserem 
Jubiläum einen würdigen Rahmen zu bieten. 

 
Nachdem uns die Pandemie vieles abverlangt hat, 
begegnen wir jetzt einer hohen Inflation; Flugtickets sind 
teurer geworden, Hotel und Gastronomie haben die 
Preise angezogen. Um den Qualitätsansprüchen an 
unsere Kongresse weiterhin gerecht zu werden und 
unsere Kongresse in dem bisherigen Format auch in 
Zukunft zu gewährleisten, möchte ich diese Entwicklung 
zum Anlass nehmen, uns über die zukünftige finanzielle 
Stabilität der Vereinigung auszutauschen und freue mich 
darauf, diese Überlegungen mit Euch auf unserer 
Mitgliederversammlung am 10. Juni zu teilen. 

 
Ich hoffe, dass wir uns zahlreich in Valencia 
wiedersehen. 

Herzlichst 

Euer 
Lutz Carlos Moratinos Meissner 

 
Estimados socios y amigos, 

 
Una vez más, me complace saludaros con motivo de la 
presente edición de nuestra revista INF. 

 
 

Este año, organizaremos en Valencia el XXXVII 
Congreso Anual de nuestra Asociación, fundada en 
1984. Os puedo asegurar que, detrás de los bastidores, 
tanto los organizadores locales del Congreso, Fernando 
Lozano y su equipo, así como toda la Junta, están 
haciendo un gran trabajo para ofreceros un Congreso 
especial. 

 
Como ya sabéis, celebraremos nuestro 40 aniversario el 
próximo año. En este sentido, queremos aportar algunas 
ideas como, por ejemplo, trasladar la cena de gala del 
viernes al sábado. Desde el congreso de Heidelberg ya 
estamos en contacto con el organizador, Edmund Schurr, 
con el fin de ofrecer un marco digno a nuestro 
aniversario. 

 
Tras los estragos de la pandemia, nos enfrentamos 
actualmente a una elevada inflación; los precios de la 
hostelería, del transporte y de la restauración han sufrido 
un fuerte incremento y para seguir cumpliendo con 
nuestro estándar de calidad y garantizar que nuestros 
congresos mantengan el alto nivel y su actual formato 
que os hemos ofrecido hasta la fecha, quisiera 
aprovechar nuestro encuentro para plantear la futura 
estabilidad financiera de la asociación. Espero compartir 
estas consideraciones con todos vosotros en nuestra 
Asamblea General el 10 de junio. 

Espero saludaros a todos personalmente en Valencia.  

Un abrazo fuerte 

 
Lutz Carlos Moratinos Meissner 

 
Präsident DSJV – Presidente AHAJ 
Rechtsanwalt & Abogado 
Simon & Partner, Hamburg 
l.moratinos@simon-law.de 

mailto:mweimann@ga-p.com
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Grusswort / Saludo 

 
 

Liebe Mitglieder, Leserinnen und Leser, 
 
in der ersten Ausgabe diesen Jahres darf ich mich für 
die Schriftleitung zu Wort melden und danken für Ihrer 
aller Mitwirkung: 
 
Es zeigt, wie sich unser ehrenamtlicher Einsatz lohnt 
und unsere Zeitschrift unverändert hohes Ansehen in 
Spanien und Deutschland genießt. Viele renommierte 
Autorinnen und Autoren haben Ihnen einen bunten 
Blumenstrauß aus den wichtigsten Bereichen des 
Rechts zusammengestellt 
 
Ihre Anregungen und Beiträge sind weiter herzlich 
willkommen. Wie Sie wissen, können die 
Fortbildungsverpflichtungen der Fachanwältinnen und 
Fachanwälte von 15 Stunden jährlich auch und gerade 
durch Publikationen erfüllt werden und dies unter 
Einberechnung der Vorbereitungs- und Recherchezeit 
für einen Beitrag. 
 
Die Expertise jedes einzelnen Mitgliedes hat die 
Vereinigung und unsere Zeitschrift zu dem gemacht, 
was sie ist: Ein Aushängeschild im deutsch-spanischen 
Rechtsverkehr. Zögern Sie also nicht, uns mit Ihren 
Beiträgen auch in Zukunft zu versehen.  
 
Herzliche Grüße  
 
Ihr 
 
Dr. Markus Artz 
Schriftleiter 

Estimados socios, lectoras y lectores, 
 
Con motivo del primero número de este año y en 
nombre de la redacción, me gustaría darles las gracias 
a todos ustedes por su cooperación: 
 
Esto nos demuestra que nuestro trabajo voluntario 
vale la pena y que nuestra revista sigue gozando de 
una gran reputación en España y Alemania. 
Numerosos autores de renombre les han ofrecido un 
colorido popurrí de las áreas más importantes del 
derecho. 
 
Por lo tanto, sus sugerencias y contribuciones son 
bienvenidas.  

 
La experiencia de cada uno de sus miembros ha hecho 
de la Asociación y de nuestra revista lo que son, un 
referente en las relaciones jurídicas germano-
españolas. Así que no dude en proporcionarnos sus 
contribuciones.  
 
 
 
 
 
Saludos cordiales 
 
 
 
Dr. Markus Artz  
Redacción 

 
Vicepresidente DSJV - AHJA 
Rechtsanwalt, Koblenz 
artz@artzlopez.com 

mailto:artz@artzlopez.com
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Die Umsetzung der EU-Richtlinien über die Bereitstellung digitaler Inhalte und über vertragsrechtliche 
Aspekte des Warenkaufs in Deutschland* 

 
Wolfgang Ball ** 

 
Der Deutsche Bundestag hat mit zwei Gesetzen vom 
25. Juni 2021 die beiden EU-Richtlinien vom 20. Mai 
2019 über die Bereitstellung digitaler Inhalte1 
(Digitale-Inhalte-Richtlinie) und über 
vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs2 
(Warenkaufrichtlinie) in nationales Recht umgesetzt.3 
Während die Vorgaben der Warenkaufrichtlinie in die 
Vorschriften des BGB über den Kauf (§§ 433 ff. BGB) 
integriert wurden, hat der Gesetzgeber bei der 
Umsetzung der Digitale-Inhalte-Richtlinie eine auf 
den ersten Blick systemwidrig erscheinende 
Regelungstechnik gewählt, indem er den 
Regelungskomplex in einem neuen Titel 2a in Buch 2 
Abschnitt 3 des BGB – d.h. im Allgemeinen 
Schuldrecht und nicht in dessen Besonderem Teil bei 
den Vorschriften über die betroffenen Vertragstypen – 
angesiedelt hat. Diese Regelungstechnik ist indes zu 
begrüßen, denn sie vermeidet die anderenfalls 
unumgängliche Vervielfachung  des 
Regelungskomplexes an verschiedenen Stellen des 
BGB mit jeweils identischem Wortlaut. 

 
Kernanliegen sowohl der beiden Richtlinien als auch 
ihrer Umsetzung ist zum einen die Anpassung 
bestehender Regelungen und Schaffung neuer 
Regelungen im BGB für Verbraucherverträge über 
digitale Produkte und für (Verbrauchsgüter-) 
Kaufverträge über Waren mit digitalen Produkten in 
puncto Anforderungen an die Mangelfreiheit und 
Aktualisierungen und zum anderen die Verstärkung 
des Verbraucherschutzes beim Kauf von Waren aller 
Art durch gesteigerte Anforderungen an die 
Mangelfreiheit, Erschwerung negativer 
Beschaffenheitsvereinbarungen, Ausweitung der 
Beweislastumkehr für Mängel und Erleichterung des 
Zugangs zu den sekundären Käuferrechten. 

 

* Überarbeitete und erweiterte Fassung eines Vortrags des Verf. 
bei einer Tagung der Deutsch-Spanischen Juristenvereinigung am 
24. September 2022 in Bilbao 
1 Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler 
Dienstleistungen. 
2 Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche 
Aspekte des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung (EU) 
2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung 
der Richtlinie 1999/44/EG. 
3 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über bestimmte 
vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte 
und digitaler Dienstleistungen vom 25. Juni 2021, BGBl. I S. 
2123; Gesetz zur Regelung des Verkaufs von Sachen mit 
digitalen Elementen und anderer Aspekte des Kaufvertrags vom 
25.6.2021, BGBl. I S. 2133. 

1. §§ 327 ff. BGB - Verbraucherverträge über 
digitale Produkte 

 
§§ 327 bis 327s BGB enthalten Vorschriften über 
Verbraucherverträge über digitale Produkte, d.h. über 
Verträge zwischen Unternehmer und Verbraucher 
über die Bereitstellung digitaler Inhalte oder digitaler 
Dienstleistungen durch den Unternehmer gegen 
Zahlung eines Preises, die für sämtliche Vertragstypen 
– Kauf-, Miet-, Schenkungs-, Werkvertrag – 
einheitlich gelten. Hier finden sich auch die zentralen 
Definitionen aus der digitalen Welt. 

 
Digitale Inhalte sind Daten die in digitaler Form 
erstellt und bereitgestellt werden (§ 327 Abs. 2 Satz 1 
BGB). Digitale Dienstleistungen sind 
Dienstleistungen, die dem Verbraucher die 
Verarbeitung oder die Speicherung von oder den 
Zugang zu Daten in digitaler Form ermöglichen oder 
die gemeinsame Nutzung hochgeladener oder 
erstellter Daten oder sonstige Interaktionen mit diesen 
Daten ermöglichen (§ 327 Abs. 2 Satz 2 BGB). 
Digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen fasst § 
327 Abs. 1 BGB unter dem Oberbegriff digitale 
Produkte zusammen. 

 
Die Schnittstelle zur Abgrenzung des 
Geltungsbereichs der §§ 327 ff. von den auf 
Verbraucherverträge sonst anwendbaren 
Bestimmungen findet sich in § 327 Abs. 5, § 327a Abs. 
2 und 3 BGB. 

 
Auf einen Verbrauchsgüterkaufvertrag über einen 
körperlichen Datenträger, der ausschließlich als 
Träger digitaler Inhalte dient, sind anstelle der 
kaufrechtlichen Vorschriften die §§ 327 ff. BGB 
anzuwenden (§ 327 Abs. 5 BGB). Entsprechendes gilt 
für Verbraucherverträge über Sachen, die digitale 
Produkte enthalten oder mit ihnen verbunden sind und 
ihre Funktionen auch ohne die digitalen Produkte 
erfüllen können, beschränkt auf die digitalen Produkte 
(§ 327a Abs. 2 BGB). 

 
§§ 327 ff. BGB sind gemäß § 327a Abs. 3 BGB 
hingegen nicht anzuwenden auf Kaufverträge über 
Waren, die digitale Produkte enthalten oder mit ihnen 
verbunden sind und ihre Funktionen ohne die digitalen 
Produkte nicht erfüllen können (Waren mit digitalen 
Elementen). Korrespondierende Regelungen für die 
angesprochenen Vertragstypen finde sich in §§ 475a, 
516a, 578b und 650 BGB. 



informaciones I/23 5 
 

 
§ 475a Abs. 1 BGB (Pendant zu § 327 Abs. 5 BGB) 
schließt für den Verbrauchsgüterkauf eines 
körperlichen Datenträgers, der ausschließlich als 
Träger digitaler Inhalte dient, die Anwendbarkeit des 
Kaufvertragsrechts im Wesentlichen aus; an dessen 
Stelle treten im Wesentlichen die §§ 327 ff. BGB. 
Dasselbe gilt gemäß § 475a Abs. 2 BGB (Pendant zu 
§ 327a Abs. 2, 3 BGB) für den Verbrauchsgüterkauf 
über Ware mit nicht funktionsnotwendigen digitalen 
Produkten in Bezug auf die digitalen Produkte, 
während es für die „Hardware“ bei der Anwendbarkeit 
der §§ 433 ff. BGB bleibt. Waren mit digitalen 
Elementen (s.o.) werden von § 475a BGB nicht 
erfasst, so dass die §§ 433 ff. BGB uneingeschränkt 
anwendbar sind. 

 
Das entscheidende Abgrenzungskriterium zur 
Bestimmung des jeweiligen Anwendungsbereichs ist 
die Funktionsnotwendigkeit der digitalen Produkte. 
Auf welche Funktion(en) dabei abzustellen ist, ist 
umstritten. Während nach einer Auffassung eine Ware 
mit digitalen Elementen nur dann vorliegt, wenn sie 
ohne das digitale Produkt ihre Grundfunktion nicht 
erfüllen kann,4 stellt die überzeugende Gegenmeinung 
auf sämtliche Funktionen ab, die nach dem Vertrag 
geschuldet sind.5 Bei technisch komplexen Waren wie 
etwa modernen Kraftfahrzeugen stellt sich die 
Streitfrage nicht, weil digitale Produkte (etwa Motor- 
und Getriebesteuerungssoftware) schon für die 
Erfüllung der Grundfunktionen (das Fahren) 
unentbehrlich sind.6 

 
2. § 434 BGB – Sachmangel 

 
§ 434 BGB setzt Art. 5 bis 8 der Warenkaufrichtlinie 
um. Obwohl die Richtlinie nur für Kaufverträge 
zwischen einem Verbraucher und einem Verkäufer 
gilt (Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie), hat der 
Gesetzgeber sie – wie schon die Vorgängerregelung 
der Verbrauchsgüterkaufrichtlinie – im allgemeinen 
Kaufvertragsrecht umgesetzt. Nach der Begründung 
des Regierungsentwurfs soll dies mit dem im 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD für die 
19. Legislaturperiode vereinbarten Grundsatz der 1:1- 
Umsetzung von EU-Vorhaben vereinbar sein, weil 
eine zusätzliche wirtschaftliche Belastung gegenüber 
dem bisherigen Recht damit für den Verkäufer nicht 
verbunden sei.7 

 
 
 
 

4 Lorenz, NJW 2021, 2065, 2070. 
5 U.a. Reinking, DAR 2021, 185, 187; Meller-Hannich, 
DAR 2021, 493, 495. 
6 Artz in: Staudinger/Artz, Neues Kaufrecht und Verträge über 
digitale Produkte, 2022, Rn. 334. 
7 Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucksache 
19/27424, S. 22. 

In Wahrheit hat die Umsetzung der 
Warenkaufrichtlinie zu einer erheblichen 
Verschärfung der Anforderungen an die 
Mangelfreiheit der Kaufsache geführt. 

 
§ 434 BGB in der bis zum 31.12.2021 geltenden 
Fassung sah ein abgestuftes System vor, wonach die 
Sollbeschaffenheit der Sache vorrangig durch die 
(subjektive) Beschaffenheitsvereinbarung der 
Parteien determiniert war und die (objektive) Eignung 
für die nach dem Vertrag vorausgesetzte oder die 
gewöhnliche Verwendung nur von Bedeutung war, 
soweit es an einer Beschaffenheitsvereinbarung fehlte. 
Demgegenüber setzt Mangelfreiheit gemäß § 434 Abs. 
1 BGB in der neuen, ab 1.1.2022 geltenden Fassung 
die Erfüllung subjektiver und objektiver 
Beschaffenheitsan- forderungen kumulativ und 
gleichrangig voraus. 

 
Zu den subjektiven Anforderungen an die 
Mangelfreiheit zählen gemäß § 434 Abs. 2 BGB die 
vereinbarte Beschaffenheit hinsichtlich der Art, 
Menge, Qualität, Funktionalität, Kompatibilität, 
Interoperabilität und weiterer vereinbarter 
Beschaffenheitsmerkmale, die Eignung für die nach 
dem Vertrag vorausgesetzte Verwendung und die 
Übergabe des vereinbarten Zubehörs und vereinbarter 
Anleitungen. 

 
Noch umfangreicher ist der Katalog der objektiven 
Anforderungen an die Mangelfreiheit gemäß § 434 
Abs. 3 BGB. Er umfasst die Eignung für die 
gewöhnliche Verwendung, eine Beschaffenheit 
hinsichtlich Menge, Qualität und sonstiger Merkmale 
einschließlich Haltbarkeit, Funktionalität, 
Kompatibilität und Sicherheit, die bei Sachen 
derselben Art üblich ist und die der Käufer erwarten 
kann nach der Art der Sache oder nach öffentlichen 
Äußerungen des Verkäufers oder eines anderen Glieds 
der Vertragskette, insbesondere in der Werbung oder 
auf dem Etikett, ferner die Beschaffenheit einer Probe 
oder eines Musters und schließlich die Übergabe von 
Zubehör, Verpackung, Montage-, Installations- und 
anderen Anleitungen, deren Erhalt der Käufer 
erwarten kann. 

 
Die Kumulierung der subjektiven und objektiven 
Beschaffenheitsanforderungen in Verbindung mit der 
gelichzeitigen Erschwerung  negativer 
Beschaffenheitsvereinbarung (§ 476 Abs. 1 Satz 2 
BGB, dazu unten 11.) dürfte beim 
Kraftfahrzeughandel  einen erheblichen 
Bürokratieaufwand verursachen. Beim Verkauf eines 
Neufahrzeugs an einen Verbraucher, dem der Händler 
zuvor einen Vorführwagen zur Verfügung stellt, 
müssen alle Abweichungen des nach den Wünschen 
des Kunden konfigurierten Fahrzeugs von dem  
Vorführwagen  (Muster!)  ausdrücklich  und 
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gesondert vereinbart werden. Beim Verkauf eines 
Gebrauchtfahrzeugs an einen Verbraucher gilt 
dasselbe für Abweichungen von der üblichen 
Beschaffenheit gleichartiger Fahrzeuge, die der 
Händler vielfach nicht verlässlich wird feststellen 
können. 

 
Öffentliche Äußerungen des Verkäufers im Vorfeld 
des Verkaufs – beispielsweise Angaben zur 
Beschaffenheit eines zum Verkauf angebotenen 
Gebrauchtfahrzeugs im Internet – zählen nach § 434 
Abs. 3 Nr. 2 lit. b BGB zu den objektiven 
Beschaffenheitsanforderungen.8 Sie können aber auch 
zu einer konkludenten Beschaffenheits- vereinbarung 
(§ 434 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BGB) führen9 und damit 
eine subjektive Beschaffenheitsanforderung 
begründen. Die jeweiligen Rechtsfolgen 
unterscheiden sich erheblich. Subjektive 
Beschaffenheitsanforderungen kann der Händler beim 
Verkauf an einen Verbraucher nicht wirksam 
abbedingen (§ 476 Abs. 1 BGB). Ein pauschaler 
Gewährleistungsausschluss, den ein Verbraucher als 
Verkäufer grundsätzlich wirksam vereinbaren kann, 
ist unwirksam, soweit der Kaufsache eine vereinbarte 
Beschaffenheit fehlt.10 Beim Rücktritt indiziert das 
Fehlen einer vereinbarten Beschaffenheit die 
Erheblichkeit der Pflichtverletzung (§ 323 Abs. 5 Satz 
2 BGB).11 

 
Die in § 434 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 BGB 
aufgelisteten Beschaffenheitsanforderungen an 
digitale Produkte sind in § 327e BGB definiert. 
Funktionalität ist die Fähigkeit eines digitalen 
Produkts, seine Funktionen seinem Zweck 
entsprechend zu erfüllen (§ 327e Abs. 2 Satz 2 
BGB). Unter Kompatibilität ist die Fähigkeit eines 
digitalen Produkts zu verstehen, mit Hardware oder 
Software zu funktionieren, mit der digitale Produkte 
derselben Art in der Regel genutzt werden, ohne dass 
sie konvertiert werden müssen (§ 327e Abs. 2 Satz 3 
BGB). Interoperabilität ist die Fähigkeit eines 
digitalen Produkts, mit anderer Hardware oder 
Software als derjenigen, mit der digitale Produkte 
derselben Art in der Regel genutzt werden, zu 
funktionieren (§ 327e Abs. 2 Satz 4 BGB). Als 
Beispiel für die Interoperabilität nennt die Digitale- 
Inhalte-Richtlinie die Fähigkeit von digitalen 
Produkten, Informationen mit einer anderen Soft- oder 
Hardware auszutauschen und diese ausgetauschten 
Informationen zu nutzen; damit ist das Internet der 
Dinge gemeint. 

Die in § 434 Abs. 3 Satz 2 genannte 
Beschaffenheitsanforderung Haltbarkeit ist die 
Fähigkeit der Sache, ihre erforderlichen Funktionen 
und ihre Leistung bei normaler Verwendung zu 
behalten. Daraus folgt, dass der Verkäufer dafür 
einzustehen hat, dass die Sache zum Zeitpunkt des 
Gefahrübergangs die Fähigkeit hat, ihre erforderlichen 
Funktionen und ihre Leistung bei normaler 
Verwendung zu behalten. § 434 Absatz 3 BGB 
begründet hingegen keine gesetzliche 
Haltbarkeitsgarantie.  Der  Verkäufer  haftet  nach 
§ 434 Absatz 3 BGB nicht dafür, dass die Sache 
tatsächlich ihre erforderlichen Funktionen und ihre 
Leistung bei normaler Verwendung behält.12 

 
3. § 439 BGB – Nacherfüllung 

 
Nur geringfügige Änderungen hat § 439 BGB, der die 
Nacherfüllung regelt, erfahren. An die Stelle der nach 
Abs. 3 alter Fassung maßgeblichen Kenntnis des 
Käufers von dem Mangel ist das Offenbarwerden des 
Mangels getreten. Ob darunter nur die Kenntnis oder 
auch die grob fahrlässige Unkenntnis des Käufers zu 
verstehen ist oder ob es allein auf die 
Erkenntnismöglichkeit eines Durchschnittskäufers 
ankommt, ist umstritten.13 

 
Nach dem neu eingefügten Abs. 5 hat der Käufer dem 
Verkäufer die Sache zum Zweck der Nacherfüllung 
zur Verfügung zu stellen. Das ist seit Langem auch 
Stand der Rechtsprechung des BGH.14 Es handelt sich 
um die Obliegenheit des Käufers, dem Verkäufer die 
Sache am Erfüllungsort der Nacherfüllung zur 
Verfügung zu stellen. Wo die Nacherfüllung zu 
erfolgen hat, ist – für den Verbrauchsgüterkauf – 
umstritten. Nach der Rechtsprechung des BGH richtet 
sich der Erfüllungsort der Nacherfüllung nach § 269 
BGB, wobei die Vorgabe des Art. 3 Abs. 3 der 
Verbrauchsgüterkaufrichtlinie (gleichlautend Art. 14 
Abs. 1 lit. c der Warenkaufrichtlinie) zu beachten ist, 
dass die Nacherfüllung ohne erhebliche 
Unannehmlichkeiten für den Verbraucher zu erfolgen 
hat.15 

 
Neu ist schließlich die in Abs. 6 Satz 2 geregelte 
Verpflichtung des Verkäufers, im Falle der 
Ersatzlieferung die ersetzte Sache auf seine Kosten 
zurückzunehmen, die Art. 14 Abs. 2 Satz 2 der 
Warenkaufrichtlinie umsetzt. 

 
  

8 BGH, Urteil vom 27.9.2017 – VIII ZR 271/16, NJW 2018, 146 
zu § 434 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, Satz 3 BGB a.F. 
9 BGH, Urteil vom 10.11.2021 – VIII ZR 187/20, NJW 2022, 
686 Rn. 35 zu § 434 Abs. 1 Satz 1 BGB a.F. 
10 BGH, Urteil vom 29.11.2006 – VIII ZR 92/06, BGHZ 170, 86 
= NJW 2007, 1346. 
11 BGH, Urteil vom 6.2.2013 – VIII ZR 374/11, NJW 2013, 
1365. 

12 Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucksache 
19/27424, S. 24. 
13 Ausführlich dazu BeckOK BGB/Faust, 1.8.2022, § 439 
Rn. 120 ff. 
14 Z.B. BGH, Urteil vom 10. März 2010 – VIII ZR 310/08, NJW 
2010, 1448. 
15 BGH, Urteil vom 13.4.2011 – VIII ZR 220/10, BGHZ 189, 
196 = NJW 2011, 2278. 
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4. §§ 445a, 445b BGB – Rückgriff des Verkäufers, 
Verjährung von Rückgriffsansprüchen 

 
Der in § 445a BGB geregelte Rückgriff in der 
Lieferkette ist auf Mängel ausgehdehnt worden, die 
auf einer Verletzung der Aktualisierungspflicht nach 
§ 475b Abs. 4 BGB beruhen. In § 445b BGB ist die 
zeitliche Begrenzung der Ablaufhemmung für die 
Verjährung von Regressansprüchen auf fünf Jahre 
gestrichen worden. 

 
5. § 474 BGB – Verbrauchsgüterkauf 

 
Bei den Vorschriften über den Verbrauchsgüterkauf 
(§§ 474 ff. BGB) hat die Umsetzung der 
Warenkaufrichtlinie zu zahlreichen Änderungen und 
Erweiterungen geführt. 

 
In § 474 Abs. 1 BGB ist der Begriff Sache durch den 
Begriff Ware ersetzt worden. Waren sind nach der 
Legaldefinition des § 241a Abs. 1 BGB bewegliche 
Sachen, die nicht aufgrund von 
Zwangsvollstreckungsmaßnahmen oder anderen 
gerichtlichen Maßnahmen verkauft werden. 

 
§ 474 Abs. 2 Satz 2 BGB ist dahin eingeschränkt 
worden, dass die Vorschriften über den 
Verbrauchsgüterkauf für gebrauchte Waren, die in 
einer öffentlich zugänglichen Versteigerung verkauft 
werden, nur dann nicht gelten, wenn dem Verbraucher 
klare und umfassende Informationen darüber, dass die 
Vorschriften über den Verbrauchsgüterkauf nicht 
gelten, leicht verfügbar gemacht wurden. Welche 
Angaben dazu erforderlich sind, ist unklar. Empfohlen 
wird, bis zu einer Klärung durch den EuGH die 
Modifizierungen des allgemeinen   
Kaufvertragsrechts   durch   die 
§§ 475 ff. BGB im Einzelnen zu bezeichnen.16 

 
6. § 475 BGB – Anwendbare Vorschriften 

 
In § 475 BGB sind die bisherigen Absätze 4 und 5 
ersatzlos gestrichen worden. Der Gesetzgeber hatte sie 
eingefügt, nachdem der EuGH entschieden hatte, dass 
der Verkäufer die Nacherfüllung nicht wegen 
unverhältnismäßiger Kosten verweigern darf (§ 439 
Abs. 4 BGB), wenn nur eine Art der Nacherfüllung 
möglich oder nach Verweigerung der anderen Art 
verblieben ist. Grund für die Streichung ist der 
Umstand, dass die Bestimmungen der 
Verbrauchsgüterkaufrichtlinie, auf die der EuGH sein 

unverhältnismäßige Kosten verursachen würden. Das 
in    § 439    Abs. 4    BGB    geregelte 
„Totalverweigerungsrecht“ gilt somit 
uneingeschränkt auch beim Verbrauchsgüterkauf. 

 
Der in Abs. 4 (zuvor Abs. 6) geregelte Anspruch des 
Verbrauchers auf Kostenvorschuss hat keine 
Entsprechung in der Warenkaufrichtlinie, was im 
Hinblick auf das Vollharmonisierungsgebot 
bedenklich sein könnte.17 Anspruch auf Vorschuss hat 
der Verbraucher nach Abs. 4 nur für Aufwendungen 
zum Transport oder für Aus- und Einbau, nicht für 
eine Ersatzbeschaffung. Das Gesetz räumt dem Käufer 
- anders als dem Mieter (§ 536a Abs. 2 Nr. 1, 2 BGB) 
oder dem Besteller eines Werks (§ 634 Nr. 2, § 637 
BGB) - kein Recht ein, einen Mangel selbst zu 
beseitigen und Ersatz der erforderlichen 
Aufwendungen zu verlangen.18 Ein Anspruch auf 
Transportkostenvorschuss besteht nicht, wenn der 
Verkäufer zu einer für den Verbraucher 
unentgeltlichen Abholung der Kaufsache und deren 
Verbringung zum Erfüllungsort bereit ist.19 

 
Der Vorschussanspruch kann sich als „Händlerfalle“ 
erweisen. Wenn die Nacherfüllung allein deswegen 
nicht zustande kommt, weil der Händler den vom 
Verbraucher zu Recht verlangten Vorschuss nicht 
leistet, kann der Käufer ohne Fristsetzung zur 
Nacherfüllung - bzw. ohne den Ablauf einer dafür 
angemessenen Frist abzuwarten - zurücktreten, 
mindern oder Schadensersatz statt der Leistung (= 
Nacherfüllung) verlangen.20 

 
Der neu eingefügte Abs. 5 bestimmt in Umsetzung von 
Art. 14 Abs. 1 lit. b und c der Warenkaufrichtlinie, 
dass der Unternehmer die Nacherfüllung innerhalb 
einer angemessenen Frist ab dem Zeitpunkt, zu dem 
der Verbraucher ihn über den Mangel unterrichtet hat, 
und ohne erhebliche Unannehmlichkeiten für den 
Verbraucher durchzuführen hat, wobei die Art der 
Ware sowie der Zweck, für den der Verbraucher die 
Ware benötigt, zu berücksichtigen sind. 

 
Nach dem ebenfalls neuen, in Umsetzung von Art. 16 
Abs. 3 der Warenkaufrichtlinie eingefügten Abs. 6 
sind im Fall des Rücktritts oder des Schadensersatzes 
statt der ganzen Leistung wegen eines Mangels der 
Ware § 346 BGB mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
der Unternehmer die Kosten der Rückgabe der Ware 

Urteil  stützte,  nicht  in  die  Warenkaufrichtlinie   
übernommen wurden, diese vielmehr in Art. 13 Abs. 
3 ausdrücklich ein Recht des Verkäufers zur 
Verweigerung der Nacherfüllung statuiert, wenn ihm 
sowohl  Nachbesserung  als  auch  Ersatzlieferung 

 
16 BeckOK BGB/Faust, 1.8.2022, § 474 Rn. 38. 

17 So Jaensch, jM 2021, 442, 443 f. 
18 BGH, Urteil vom 7.4.2021 – VIII ZR 191/19, NJW 2021, 
2277. 
19 BGH, Urteil vom 30.3.2022 – VIII ZR 109/20, NJW 2022, 
2102. 
20 BGH, Urteil vom 19.7.2017 – VIII ZR 278/16, NJW 2017, 
2758. 
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trägt, und § 348 BGB mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Rückgewähr der Ware der Nachweis des 
Verbrauchers über die Rücksendung gleichsteht. 

 
7. § 475a BGB – Verbrauchsgüterkaufvertrag 
über digitale Produkte 

 
§ 475a BGB grenzt als Pendant zu § 327 Abs. 5, 
§ 327a Abs. 2 und 3 BGB für 
Verbrauchsgüterkaufverträge über digitale Produkte 
den Anwendungsbereich des Kaufvertragsrechts von 
dem der neuen Bestimmungen für 
Verbraucherverträge über digitale Produkte (§§ 327 
bis 327s BGB) ab (s. dazu oben 1.). Kaufvertragsrecht 
findet keine Anwendung auf einen 
Verbrauchsgüterkaufvertrag über einen Datenträger, 
der ausschließlich als Träger digitaler Inhalte dient 
(Abs. 1). Bei Verbrauchsgüterkaufverträgen über 
Waren mit nicht funktionsnotwendigen digitalen 
Produkten gilt gespaltenes Recht: §§ 327 bis 327 s 
BGB für die Vertragsbestandteile, welche die 
digitalen Produkte betreffen, und im Übrigen 
Kaufvertragsrecht. 

 
8. §§ 475b, 475c BGB – Sachmangel einer Ware 
mit digitalen Elementen 

 
In den §§ 475b, 475c BGB hat der Gesetzgeber die 
Art. 3 Abs. 3 Satz 2 i.V.m. Art. 2 Abs. 5 lit. b, Art. 5 
bis 8 der Warenkaufrichtlinie umgesetzt. Die 
Bestimmungen normieren auf den 
Verbrauchsgüterkauf beschränkt Sonderregelungen 
für die Anforderungen an die Sachmangelfreiheit von 
Waren mit digitalen Elementen, die ergänzend neben 
die allgemeinen kaufrechtlichen Bestimmungen 
betreffend Sachmängel (§ 434 BGB) treten. 

 
§ 475b BGB lehnt sich inhaltlich und strukturell an 
§ 434 BGB an und regelt wie jener die Anforderungen 
an die Mangelfreiheit einer Ware mit digitalen 
Elementen (§ 327a Abs. 3 Satz 1 BGB, dazu oben 
1.). Die Bestimmung gilt gemäß Abs. 1 Satz 1 nur für 
den Kauf von Waren mit digitalen Elementen, bei dem 
der Verkäufer sich verpflichtet, dass er oder ein Dritter 
die digitalen Elemente bereitstellt. Eine dahingehende 
Verpflichtung wird nach § 327a Abs. 3 Satz 2 BGB 
vermutet (§ 475b Abs. 1 Satz 2 BGB). 

 
Abs. 2 entspricht § 434 Abs. 1 BGB und erweitert den 
Katalog der kumulativ und gleichrangig zu 
erfüllenden Beschaffenheitsanforderungen um die 
Installationsanforderungen (§ 475b Abs. 6 Nr. 2 
BGB). 

vereinbarten Aktualisierungen während des 
vereinbarten Bereitstellungszeitraums. 

 
Abs. 4 ist das Pendant für die objektiven 
Anforderungen nach § 434 Abs. 3 BGB. Er ergänzt 
diese um die Bereitstellung der Aktualisierungen, die 
für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit der Ware 
erforderlich sind, während des Zeitraums, den der 
Verbraucher nach Art und Zweck der Ware unter 
Berücksichtigung der Umstände und der Art des 
Vertrags erwarten kann. 

 
Durch die Einbeziehung der Bereitstellung von 
Aktualisierungen über einen Zeitraum werden die 
Anforderungen an die Mangelfreiheit um ein 
systemfremdes Element mit Dauerschuld- 
charakter erweitert. Für die Mangelfreiheit einer 
Ware mit digitalen Elementen ist nicht allein deren 
Beschaffenheit zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs 
entscheidend, sondern im Hinblick auf 
Aktualisierungen der vereinbarte bzw. der vom Käufer 
erwartbare Aktualisierungszeitraum maßgeblich. 
Daraus folgt, dass eine bei Gefahrübergang 
mangelfreie Ware mit digitalen Elementen 
nachträglich mangelhaft wird, wenn Aktualisierungen 
nicht bereitgestellt werden oder wenn sie mangelhaft 
oder unvollständig sind. 

 
§ 475c BGB erweitert den Katalog der Anforderungen 
an die Mangelfreiheit einer Ware mit digitalen 
Elementen über § 475b Abs. 2 BGB hinaus, wenn der 
Verkäufer verpflichtet ist, die digitalen Elemente nicht 
nur einmalig, sondern dauerhaft, d.h. fortlaufend über 
einen Zeitraum hinweg (§ 327e Abs. 1 Satz 3 BGB) 
bereitzustellen. Als Beispiele nennt die Begründung 
des Regierungsentwurfs Verkehrsdaten in einem 
Navigationssystem, die Cloud-Anbindung bei einer 
Spiele-Konsole oder eine Smartphone-App zur 
Nutzung verschiedener Funktionen in Verbindung mit 
einer „intelligenten Armbanduhr“ (Smartwatch), die 
zu ihrer Funktionsfähigkeit eine Cloud-Anbindung 
benötigt.21 Ist die Länge des Bereitstellungszeitraums 
nicht vereinbart, so richtet er sich gemäß Abs. 1 Satz 2 
nach § 475b Abs. 4 Nr. 2 BGB mit einer 
Mindestdauer von zwei Jahren. Bei langlebigen Waren 
wie etwa Autos kann der Bereitstellungszeitraum – 
etwa für fortlaufend bereitzustellende 
Navigationsdaten –die gewöhnliche Nutzungsdauer 
des Fahrzeugs von zehn bis 15 Jahren erreichen.22 

 

Abs. 3 erweitert die subjektiven Anforderungen nach   
§ 434 Abs. 2 BGB an die Mangelfreiheit einer Ware 
mit digitalen Elementen um die Bereitstellung der 

21 Begründung des Regierungsentwurfs, BT- 
Drucksache 19/27424, S. 34 f. 
22 Wendehorst, JZ 2021, 974, 979 f. 
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9. § 475d BGB – Sonderbestimmungen für 
Rücktritt und Schadensersatz 

 
Rücktritt, Kaufpreisminderung und Schadensersatz 
statt der Leistung wegen eines Mangels kann der 
Käufer, sofern kein Verbrauchsgüterkauf vorliegt, 
regelmäßig erst verlangen, wenn er dem Verkäufer 
erfolglos eine angemessene Frist zur Nacherfüllung 
gesetzt hat (§ 281 Abs. 1, § 323 Abs. 1, § 441 Abs. 1 
Satz 1 BGB). Art. 13 Abs. 4 der Warenkaufrichtlinie 
sieht hingegen ein Fristsetzungserfordernis nicht vor. 
Dementsprechend bestimmt § 475d BGB, dass das 
Fristsetzungserfordernis beim Verbrauchsgüterkauf 
nicht gilt, der Käufer vielmehr nur den Ablauf einer 
angemessenen Frist zur Nacherfüllung, die mit der 
Unterrichtung des Verkäufers über den Mangel 
beginnt, abwarten muss (Abs. 1 Nr. 1). Selbst das ist 
entbehrlich, wenn sich trotz der vom Verkäufer 
versuchten Nacherfüllung ein Mangel – der 
fortbestehende Mangel oder ein anderer mangelhafter 
Zustand – zeigt (Abs. 1 Nr. 2), wenn der Mangel so 
schwerwiegend ist, dass er den sofortigen Rücktritt 
rechtfertigt (Abs. 1 Nr. 3), wenn der Verkäufer die 
ordnungsgemäße Nacherfüllung verweigert hat (Abs. 
1 Nr. 4) oder wenn offensichtlich ist, dass er nicht 
ordnungsgemäß nacherfüllen wird (Abs. Nr. 5). Die 
Nacherfüllungsfrist nach Abs. 1 Nr. 1 beginnt erst, 
wenn der Käufer dem Verkäufer die Ware zum 
Zwecke der Nacherfüllung zur Verfügung gestellt hat 
(§ 439 Abs. 5 BGB). 

 
Ein Rücktrittsrecht des Käufers besteht im Falle des 
Abs. 1 Nr. 1 nur dann, wenn der Verkäufer die 
Nacherfüllung nicht vorgenommen hat. Wenn der 
Verkäufer im Ergebnis erfolgreich, aber nicht 
ordnungsgemäß – nicht unentgeltlich, nicht in 
angemessener Frist oder nicht ohne erhebliche 
Unannehmlichkeiten für den Käufer – nacherfüllt hat, 
kann der Käufer die unzulässige Nacherfüllung 
ablehnen und sodann nach § 475d Abs. 1 Nr. 1 BGB 
vorgehen oder unter den Voraussetzungen des § 280 
BGB Schadensersatz verlangen. Er kann aber nicht die 
Nacherfüllung akzeptieren und nach erfolgreicher 
Nacherfüllung vom Vertrag zurücktreten.23 
10. § 475e BGB – Sonderbestimmungen für die 
Verjährung 

 
Anforderungen an die Mangelfreiheit mit 
Dauerschuldcharakter (§ 475b Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 
Nr. 2, § 475c BGB) erfordern eine Anpassung der 
Verjährungsvorschriften für Ansprüche wegen 
Sachmängeln. § 475e Abs. 1 und 2 BGB regelt das 
Problem in der Weise, dass die Verjährung der 
Ansprüche des Käufers auch für solche Mängel, die 
erst nach Gefahrübergang durch eine Verletzung der 
Pflicht zur dauerhaften Bereitstellung (§ 475c BGB) 

 

23 Begründung des Regierungsentwurfs, BT- 
Drucksache 19/27424, S. 36, 37. 

oder zur Aktualisierung (§ 475b Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 
Nr. 2 BGB) der digitalen Elemente auftreten, mit dem 
Gefahrübergang – also vor Entstehung des Mangels – 
beginnt, aber erst zwölf Monate nach dem Ende des 
Bereitstellungs- bzw. des Aktualisierungszeitraums 
abläuft. 

 
Abs. 3, der ebenso wie Abs. 4 für Waren aller Art gilt, 
regelt für Ansprüche des Käufers wegen eines 
Mangels eine Ablaufhemmung von vier Monaten nach 
dem Auftreten eines Mangels, die es dem Käufer 
ermöglichen soll, beim Auftreten eines Mangels kurz 
vor Ablauf der Verjährungsfrist 
verjährungshemmende Maßnahmen zu ergreifen. 
Entsprechendes sieht Abs. 4 mit einer knappen Frist 
von zwei Monaten für den Fall vor, dass der Käufer 
eine Ware, die er dem Verkäufer oder auf dessen 
Veranlassung einem Dritten zur Nachbesserung oder 
zur Durchführung von Garantieleistungen übergeben 
hat, zurückerhält oder ihm eine Ersatzware übergeben 
wird. Die Ablaufhemmung nach Abs. 4 wirkt sich nur 
dann aus, wenn die Verjährung nicht schon aus 
anderen Gründen gehemmt ist, was für die Dauer der 
Nacherfüllung regelmäßig der Fall ist, weil die 
Vornahme von Nacherfüllungsmaßnahmen als 
Verhandlung im Sinne von § 203 BGB gilt. Je nach 
Fallgestaltung kann die Vornahme von 
Nacherfüllungsmaßnahmen als konkludentes 
Anerkenntnis des Nacherfüllungsanspruchs zu werten 
sein mit der Folge, dass die Verjährung mit der 
Übergabe an den Käufer erneut beginnt (§ 212 Abs. 1 
Nr. 1 BGB). 

 
11. § 476 BGB – Abweichende Vereinbarungen 

 
§ 476 Abs. 1 Satz 1 BGB bestimmt, dass der 
Verkäufer/Unternehmer sich nicht auf eine vor 
Mitteilung eines Mangels getroffene Vereinbarung 
berufen kann, durch die die Mängelrechte des Käufers 
eingeschränkt werden. Davon macht der mit der 
Umsetzung der Warenkaufrichtlinie eingefügte Satz 2 
eine Ausnahme für Abweichungen von den objektiven 
Beschaffenheitsanforderungen (§ 434 Abs. 3, § 475b 
Abs. 4 BGB). Trotz der damit scheinbar verbunden 
Einschränkung des Verbraucherschutzes nach Abs. 1 
Satz 1 stärkt die Vorschrift im Zusammenwirken mit 
§ 434 Abs. 1, 
§ 475b Abs. 2 BGB die Rechtsstellung des 
Käufers/Verbrauchers, indem sie negative 
Beschaffenheitsvereinbarungen erschwert. 

 
Solange gemäß § 434 BGB a.F. 
Beschaffenheitsvereinbarungen Vorrang vor 
objektiven Anforderungen an die Sollbeschaffenheit 
hatten (s. oben 2.), konnten negative Abweichung von 
der üblichen Beschaffenheit gleichartiger Sachen als 
Beschaffenheit vereinbart werden mit der Folge, dass  
die  auf  diese  Weise  vereinbarte  Soll- 
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Beschaffenheit der objektiv schlechten Ist- 
Beschaffenheit entsprach und somit kein Sachmangel 
vorlag. Ein Gebrauchtwagen mit einem 
Getriebeschaden war danach rechtlich mangelfrei, 
wenn er als „Gebrauchtwagen mit Getriebeschaden“ 
verkauft wurde. 

 
Diese Wirkung hat eine negative 
Beschaffenheitsvereinbarung unter der Geltung des 
§ 476 Abs. 1 Satz 2 BGB in Verbindung mit § 434 
Abs. 1, § 475b Abs. 2 BGB nicht mehr, weil kumulativ 
und gleichrangig neben den subjektiven auch die 
objektiven Beschaffenheitsanforderungen erfüllt sein 
müssen. Das Fahrzeug mit Getriebeschaden ist daher 
mangelhaft, weil es infolge des Getriebeschadens von 
der üblichen Beschaffenheit gleichartiger Fahrzeuge 
negativ abweicht – es sei denn, die Vergleichsgruppe 
wären 
„Fahrzeuge mit Getriebeschaden“, was abzulehnen 
sein dürfte.24 

 
Damit hat die schlichte negative 
Beschaffenheitsvereinbarung mit der Umsetzung der 
Warenkaufrichtlinie ihre bisherige Funktion verloren, 
das Mängelhaftungsrisiko beim Verbrauchsgüterkauf 
zu reduzieren. Um dies zu erreichen, muss nunmehr 
der Käufer/Verbraucher vor Abgabe seiner auf den 
Abschluss des Kaufvertrags gerichteten 
Willenserklärung „eigens“ davon in Kenntnis gesetzt 
werden, dass ein bestimmtes Merkmal der Ware von 
den objektiven Beschaffenheitsanforderungen 
abweicht, und diese Abweichung muss im Vertrag 
ausdrücklich und „gesondert“ vereinbart werden. 
Der Hinweis muss sich auf ein bestimmtes Merkmal 
der Kaufsache beziehen. Es reicht daher nicht aus, den 
Kunden darauf hinzuweisen, dass das von ihm 
konfigurierte Neufahrzeug in Technik und 
Ausstattung nicht in jeder Hinsicht einem dem Kunden 
zuvor überlassenen Vorführwagen (Muster) 
entspricht. Es dürfte allerdings ausreichen, die im 
Einzelnen aufzulistenden Abweichungen in einer 
gemeinsamen Information zusammenzufassen. 

 
Besondere Schwierigkeiten ergeben sich für den 
Gebrauchtwagenhandel daraus, dass der Händler die – 
hersteller- und fabrikatsübergreifend25 – übliche 
Beschaffenheit gleichartiger Fahrzeuge nicht kennt 
und auch nicht mit zumutbarem Aufwand in Erfahrung 
bringen kann. Als Ausweg bietet sich an, auf ein 
bestimmtes Merkmal (z.B. hohe Kilometerzahl
 eines noch „jungen“ 
Gebrauchtwagens) mit dem Zusatz hinzuweisen, dass 
das Fahrzeug insoweit möglicherweise von der 
üblichen  Beschaffenheit  –  d.h.  von  der 

 
 
 

24 Vgl. dazu BeckOK BGB/Faust, 1.8.2022, § 434 Rn. 65. 
25 BGH, Beschluss vom 16.5.2017 – VIII ZR 102/16, juris. 

möglicherweise gegebenen üblichen Beschaffenheit – 
gleichartiger Fahrzeuge abweicht.26 

 
Die Information muss „eigens“, d.h. gesondert von 
sonstigen vorvertraglichen Informationen, 
Produktbeschreibungen oder Ähnlichem erteilt 
werden. Eine bestimmte Form schreibt das Gesetz 
nicht vor, so dass ein mündlicher Hinweis genügt; aus 
Gründen der Beweissicherung empfiehlt es sich 
jedoch, den Hinweis schriftlich zu erteilen und vom 
Kunden unterschreiben zu lassen. 

 
Die Abweichung muss sodann im Vertrag 
ausdrücklich vereinbart werde; eine konkludente 
Vereinbarung ist ausgeschlossen. Weiter erforderlich 
ist eine „gesonderte“ Vereinbarung. Auch dafür ist 
eine Form nicht vorgeschrieben, Schriftform aber 
ratsam. Die Vereinbarung darf nicht im sonstigen 
Vertragstext versteckt werden, sondern muss sich 
davon dergestalt abheben, dass der 
Käufer/Verbraucher sie bewusst in seine 
Kaufentscheidung einbeziehen kann.27 Der 
Käufer/Verbraucher muss gesondert zustimmen, die 
Vereinbarung also separat unterschreiben, im 
Onlinehandel eine dafür vorgesehene Schaltfläche 
anklicken.  Der  Warnfunktion  des  Erfordernisses 
„gesondert“ dürfte auch dann genügt sein, wenn 
mehrere Abweichungen in einer Vereinbarung 
zusammengefasst werden.28 

 
§ 476 Abs. 2 Satz 1 BGB ermöglicht beim Verkauf 
gebrauchter Waren eine Abkürzung der 
Verjährungsfrist auf ein Jahr. Die Regelung ist 
richtlinienkonform, weil die Warenkaufrichtlinie in 
Art. 10 Abs. 6 anders als die 
Verbrauchsgüterkaufrichtlinie eine Abkürzung nicht 
nur der Haftungsdauer, sondern auch der 
Verjährungsfrist auf ein Jahr zulässt. Für 
Kaufverträge, die vor dem 1.1.2022 geschlossen 
wurden, gilt § 476 Abs. 2 letzter Halbsatz BGB a.F. 
fort, der nach der Rechtsprechung des BGH trotz 
seiner Richtlinienwidrigkeit29 weiterhin anzuwenden 
ist, weil nur der Gesetzgeber Abhilfe schaffen könne,30 
und von dessen zunächst beabsichtigter Änderung31 
der Gesetzgeber u.a. mit der Begründung abgesehen 
hat, dass die Entscheidung des BGH Rechtssicherheit 
schaffe.32 

 
 
 

26 BeckOK BGB/Faust, 1.8.2022, § 476 Rn. 25. 
27 Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucksache 
19/27424 S. 42. 
28 BeckOK BGB/Faust, 1.8.2022, § 476 Rn. 30. 
29 EuGH, Urteil vom 13.7.2017 – C-133/16, DAR 2018, 254 – 
Ferenschild; dazu Leenen, JZ 2018, 284. 
30 BGH, Urteil vom 18.11.2020 – VIII ZR 78/20, NJW 2021, 
1008. 
31 BT-Drucksache 19/26915 S. 8. 
32 BT-Drucksache 19/30840 S. 15. 
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An die Abkürzung der Verjährungsfrist stellt Abs. 2 
Satz 2 dieselben Anforderungen wie für 
Abweichungen von objektiven 
Beschaffenheitsanforderungen nach Abs. 1 Satz 2. 

 
12. § 477 BGB – Beweislastumkehr 

 
§ 477 Abs. 1 BGB ist in Umsetzung von Art. 11 
Abs. 1 der Warenkaufrichtlinie neu gefasst worden. 
Der zeitliche Geltungsbereich der Beweislastumkehr 
ist von sechs Monaten auf ein Jahr verlängert worden. 
Von der in Art. 11 Abs. 2 der Richtlinie vorgesehenen 
Möglichkeit, die Frist auf zwei Jahre zu verlängern, 
hat der deutsche Gesetzgeber bewusst abgesehen.33 
Für den Verkauf lebender Tiere, den die 
Mitgliedstaaten vom Anwendungsbereich der 
Warenkaufrichtlinie nach deren Art. 2 Abs. 5 lit. b 
ausschließen können, bewendet es bei der 
Sechsmonatsfrist. Im Zuge der Neufassung ist eine 
sprachliche Unkorrektheit behoben worden, indem der 
Begriff Mangel, der eine Vertragswidrigkeit bei 
Gefahrübergang bezeichnet (§ 434 Abs. 1 BGB), 
durch den zeitlich neutralen Begriff „ein von den 
Anforderungen nach § 434 oder § 475b 
abweichender Zustand“ ersetzt worden ist. 

 
Der neu angefügte Abs. 2 erstreckt bei Waren mit 
digitalen Elementen (§ 327a Abs. 3 Satz 1 BGB), bei 
deren Verkauf die dauerhafte Bereitstellung der 
digitalen Elemente vereinbart ist, den zeitlichen 
Geltungsbereich der Beweislastumkehr auf den 
Bereitstellungszeitraum (§ 475c BGB), mindestens 
zwei Jahre. 

 
13. § 479 BGB – Sonderbestimmungen für 
Garantien 

 
§ 479 BGB ist in Umsetzung von Art. 17 der 
Warenkaufrichtlinie erweitert und neu gefasst worden. 
Die inhaltlichen Anforderungen an eine 
Garantieerklärung sind präzisiert worden. Neu ist die 
auf Art. 17 Abs. 1 Satz 2 der Warenkaufrichtlinie 
zurückgehende Regelung in Abs. 3, wonach der 
Verbraucher bei einer Haltbarkeitsgarantie gegen den 
Hersteller mindestens einen Anspruch auf 
Nacherfüllung hat. 

 

 

Rechtsanwalt, Vorsitzender Richter am 
Bundesgerichtshof a.D., Lemberg 
ball@werkle-rechtsanwaelte.de 

 
 
 
 
 

33 Begründung des Regierungsentwurfs, BT-Drucksache 
19/27424 S. 44. 

mailto:ball@werkle-rechtsanwaelte.de
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La Ley de CREACIÓN Y CRECIMIENTO de Empresas 18/2022, de 28 de septiembre 

Laia Malet * 
 

La LEY 18/2022, de 28 de septiembre DE 
CREACIÓN Y CRECIMIENTO DE EMPRESAS 
tiene como objetivo la creación de un marco jurídico 
de fomento a la creación de empresas y, en especial, 
de las que persigan fines con impacto positivo a nivel 
social y medioambiental. Publicada en el BOE de 29 
de septiembre, entró en vigor el 19 de octubre de 2022. 

 
La Ley es otra etapa del Plan de Recuperación, 
Transformación y Resiliencia, aprobado en fecha 27 
de abril de 2021 por el Consejo de ministros, en 
cumplimiento del Reglamento (UE) 2021/241 del 
Parlamento Europeo y del Consejo, por el que se 
establecen mecanismos de recuperación económica en 
el contexto de la situación post pandémica. 

 
Destacamos a continuación las novedades que 
tienen impacto directo en la creación de empresas 
y en el ámbito de las buenas prácticas 
empresariales. 

 
Para establecer un marco jurídico de fomento a la 
creación de empresas con impacto positivo a nivel 
social y medioambiental, la Ley prevé, entre otras, (i) 
medidas que faciliten la creación de dichas 
empresas, así como una mejora regulatoria y 
eliminación de obstáculos a las actividades 
económicas y (ii) nuevamente, medidas de lucha 
contra la morosidad. 

 
(i) Entre las medidas para facilitar la creación de 

empresas con impacto positivo a nivel social y 
medioambiental y medidas orientadas a 
mejorar la regulación y eliminación de 
obstáculos de las actividades económicas, 
destacamos las siguientes: 

 
• Se establece un nuevo capital social mínimo que 

permite la constitución de una Sociedad de 
Responsabilidad Limitada con un capital social 
de un euro, frente a los 3.000 euros actuales que 
prevé el artículo 4 de la Ley de sociedades de 
Capital. Se elimina la figura de sociedad limitada 
de nueva empresa. 

 
• En contrapartida, cuando el capital social sea 

inferior a 3.000 euros, la ley introduce ciertas 
salvaguardas para los acreedores: 

 
• (a) que al menos el 20% de los beneficios se 

destine a la partida de reserva legal, hasta que la 
suma de dicha partida y el capital social alcance 
los 3.000 euros; 

• (b) que, en caso de liquidación, si el patrimonio 
social fuera insuficiente para atender al pago de 
las obligaciones sociales, los socios responderán 
solidariamente de la diferencia entre 3.000 euros 
y el capital suscrito. 

 
• En cuanto al trámite de constitución de 

sociedades limitadas mediante escritura pública 
con formato estandarizado, la ley impulsa el 
sistema de tramitación telemática y otras medidas 
de agilización. En concreto, la escritura de 
constitución se inscribirá dentro del plazo de 5 
días contados desde el siguiente al de la fecha del 
asiento de presentación. Cuando no sea posible 
completar el procedimiento dentro de los plazos 
señalados el Registrador Mercantil notificará al 
solicitante los motivos del retraso. 

 
• Se refuerza la cooperación entre las distintas 

Administraciones públicas y Puntos de Atención 
al Emprendedor, con el fin de facilitar la atención 
a las empresas para su constitución y realización 
de otros trámites o reclamaciones relacionados 
con el inicio de su actividad. 

 
(ii) Medidas de lucha contra la morosidad: 

 
• La Ley vuelve a ocuparse de este tema y dedica 

todo un capítulo a la regulación de medidas de 
lucha contra la morosidad, precisamente por el 
mayor impacto negativo que para las empresas 
pyme pueda suponer el incumplimiento de los 
plazos de pago. En este sentido, la Ley mantiene 
la obligatoriedad para todas las sociedades 
mercantiles de incorporar su período medio de 
pago a proveedores en la memoria de sus cuentas 
anuales. Las que cotizan en bolsa y las no 
cotizadas pero que no presentan cuentas anuales 
abreviadas, habrán de publicar en su página web 
datos detallados en la Ley relativos a sus plazos 
efectivos de pago. 

 
• La Ley pretende la reducción de los períodos de 

pago. Por un lado, el acceso a la condición de 
beneficiario de subvenciones públicas o entidad 
colaboradora queda supeditada al cumplimiento 
de los plazos de pago previstos en la Ley de lucha 
contra la morosidad. Por otro lado, se extienden 
las penalizaciones por demora en el pago a 
subcontratistas en los casos en que el impago 
quede acreditado mediante resolución judicial o 
arbitral firme. La eficacia de esta disposición ya 
nace torpedeada por la alarmante demora que 
sufren los procedimientos judiciales. 
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• Se establece la obligación de facturar por medios 
electrónicos para todas las empresas y autónomos 
en sus relaciones comerciales. Ha de facilitarse la 
consulta de las facturas de los últimos cuatro 
años, configurándose lo anterior como un 
derecho de acceso del destinatario de las facturas. 
Asimismo, las empresas deberán cerciorarse de 
que los medios tecnológicos utilizados para la 
emisión de las facturas y plataformas cumplen 
con unos requisitos mínimos que permitan 
determinar los períodos medios de pago. La 
infracción de las obligaciones anteriores podrá 
comportar sanciones administrativas de hasta 
10.000 euros. 

Ahora bien, dicha obligación no entrará en vigor hasta 
el año siguiente desde la aprobación del reglamento 
que establezca unos requisitos mínimos de 
interoperabilidad, para el caso de empresarios y 
profesionales cuya facturación anual sea superior a 
ocho millones de euros y, a los dos años siguientes de 
la aprobación del referido reglamento, para el resto de 
los empresarios y profesionales. 

 

 

Abogada en Augusta Abogados, 
l.malet@augustaabogados.com 

 
 
 
 
 
 
 
 

Das Gesetz 18/2022 vom 28. September über die Unternehmensgründung und das Unternehmenswachstum: 

LEY CREA Y CRECE 

Laia Malet *, Lucca Schubert ** 
 
 

Das Gesetz 18/2022 vom 28. September über die 
Unternehmensgründung und das 
Unternehmenswachstum verfolgt als Regelungsziel, 
einen rechtlichen Rahmen zu schaffen, um 
Unternehmensgründungen zu fördern, sowie dadurch 
ebenfalls die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt und 
die positiven Einflüsse auf die Gesellschaft zu 
steigern. Veröffentlicht wurde das besagte Gesetz im 
spanischen Gesetzblatt am 29. September und ist am 
19. Oktober 2022 in Kraft getreten. 

Dieses Gesetz ist ein nächster Schritt des Plans zum 
Wiederaufbau, der Umgestaltung und der 
Widerstandsfähigkeit, welcher vom Ministerrat, zur 
Erfüllung der EU-Verordnung 2021/241 des 
Europaparlaments und des Europarats, am 27. April 
2021 verabschiedet wurde. Hierdurch werden erstmals 
Mechanismen zum wirtschaftlichen Wiederaufbau im 
Nachgang zur COVID-19 Pandemie festgeschrieben. 

Im Folgenden möchten wir die Neuerungen dieses 
Gesetzes wie folgt hervorheben, die sich direkt auf die 
Gründung von Unternehmen und im Bereich der guten 
Geschäftspraktiken auswirken. 

Um einen Rechtsrahmen für die 
Unternehmensgründung mit positiven Einflüssen auf 
die gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt und die 

Umwelt zu schaffen, sieht das Gesetz Folgendes vor: 
(i) die Erleichterung der Unternehmensgründung 
und der Abbau von Hindernissen zur erfolgreichen 
Ausübung der operativen Geschäftstätigkeit sowie 
(ii) neuerdings, Mittel zur Bekämpfung von 
Zahlungsunfähigkeit. 

(i) Die Erleichterung der 
Unternehmensgründung zur positiven 
Beeinflussung der Gesamtwohlfahrt und des 
Abbaus von Hindernissen bei der Ausübung 
des operativen Geschäfts: 

• Einführung eines neuen Mindeststammkapitals, 
welches die Errichtung einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung bereits ab einem Euro 
erlaubt, im Gegensatz zu den bisherigen 3.000 
Euro gemäß Artikels 4 des 
Kapitalgesellschaftsgesetzes. Die Form einer 
Gesellschaft mit begrenzter Haftung für 
Neugründungen wird abgeschafft. 

 
• Auf der Gegenseite, wenn das Stammkapital die 

3.000 Euro nicht erreicht, so sieht das Gesetz 
verschiedene Absicherungen für die Gläubiger 
vor: 

(a) Mindestens 20 % des Gewinns müssen der 
gesetzlichen Rücklage zugeführt werden, bis die 

mailto:l.malet@augustaabogados.com
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Summe aus gesetzlicher Rücklage und 
Grundkapital 3.000 Euro erreicht ist. 

(b) Wenn das Gesellschaftsvermögen im Falle einer 
Liquidation die Verbindlichkeiten nicht decken 
kann, so haften die Gesellschafter als 
Gesamtschuldner solidarisch für die Differenz bis 
zu den nötigen 3.000 Euro oder des gezeichneten 
Kapitals. 

• In Bezug auf das Verfahren zur Gründung von 
haftungsbeschränkten Gesellschaften durch eine 
öffentliche Urkunde in standardisiertem Format 
fördert das Gesetz die  Verwendung 
informationstechnologischer 
Bearbeitungssysteme  und  andere 
Rationalisierungsmaßnahmen.  Insbesondere 
muss die Gründungsurkunde innerhalb von 5 
Tagen ab dem Tag nach der Einreichung 
eingetragen werden. Wenn es nicht möglich ist, 
das Verfahren  innerhalb   der  angegebenen 
Fristen abzuschließen, teilt der Leiter der 
Geschäftsstelle dem Anmelder die Gründe für 
die Verzögerung mit. 

• Es wird die Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen öffentlichen Einrichtungen und 
den Servicestellen für Unternehmen verstärkt, um 
die Betreuung von Unternehmen bei der 
Gründung und der Durchführung anderer 
Verfahren oder Ansprüche im Zusammenhang 
mit der Aufnahme ihrer operativen 
Geschäftstätigkeit zu erleichtern. 

 
(ii) Mittel zur Abwendung der 

Zahlungsunfähigkeit: 
 

• Das Gesetz befasst sich erneut mit diesem Thema 
und widmet ein ganzes Kapitel der Regelung von 
Maßnahmen zur Abwendung eines drohenden 
Zahlungsverzugs, eben weil die Nichteinhaltung 
von Zahlungsfristen größere negative 
Auswirkungen auf KMU haben kann. In diesem 
Zusammenhang hält das Gesetz die 
Verpflichtung für alle Handelsunternehmen 
aufrecht, in ihren Jahresabschlüssen die 
durchschnittliche Zahlungsfrist für Lieferanten 
anzugeben. Börsennotierte und nicht 
börsennotierte Unternehmen, die keine 
verkürzten Jahresabschlüsse vorlegen, müssen 
auf ihrer Website die im Gesetz genannten Daten 
zu ihren tatsächlichen Zahlungsfristen 
veröffentlichen. 

• Das Gesetz zielt darauf ab, die Zahlungsfristen zu 
verkürzen. Der Zugang zum Status eines 
Empfängers öffentlicher Subventionen oder 
einer kollaborierenden Einrichtung ist zum einen 

an die Einhaltung der im Gesetz zur Bekämpfung 
von Zahlungsverzug festgelegten Zahlungsfristen 
gebunden. Andererseits werden die Sanktionen 
für Zahlungsverzug auf Unterauftragnehmer 
ausgedehnt, wenn die Nichtzahlung durch eine 
rechtskräftige Gerichts- oder 
Schiedsgerichtsentscheidung bestätigt wird. Die 
Wirksamkeit dieser Bestimmung wird bereits 
durch die alarmierenden Verzögerungen bei den 
Gerichtsverfahren torpediert. 

 
• Für alle Unternehmen und Selbstständige wird, 

im Bezug auf ihre Geschäftsverbindungen, eine 
Verpflichtung zur  elektronischen 
Rechnungslegung  eingeführt. Die 
Einsichtnahme in die Rechnungen der letzten vier 
Jahre muss vereinfacht werden, was ein 
Zugangsrecht für den Empfänger zu seinen 
Rechnungen darstellt. Ebenso müssen die 
Unternehmen sicherstellen, dass die von ihnen 
zum Einsatz gebrachten elektronischen Geräte 
sowie die Software gewisse Mindeststandards zur 
Bestimmung eines zukünftigen Zahlungsziels 
ermöglichen. 

 
• Zuwiderhandlungen gegen die genannten 

Verpflichtungen bringen Geldbußen in Höhe von 
bis zu 10.000 Euro mit sich. 

Diese Verpflichtung tritt jedoch erst im Jahr nach der 
Verabschiedung der Verordnung zur Festlegung von 
Mindestanforderungen an die Interoperabilität für 
Unternehmer und Selbstständige mit einem 
Jahresumsatz von mehr als acht Millionen Euro und 
zwei Jahre nach der Verabschiedung der genannten 
Verordnung für alle anderen Unternehmer und 
Selbstständige in Kraft. 

 

 

*Abogada en Augusta Abogados, 
l.malet@augustaabogados.com 

 
 

 

** Übersetzung, Student der 
Rechtswissenschaften, Universität Bayreuth 

mailto:l.malet@augustaabogados.com
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La aplicación del CDI entre Alemania y España de 2011 en la tributación de dividendos encubiertos 

provenientes de participaciones en sociedades españolas con tenencia de inmuebles en España 

Frank Behrenz* 
 

En la jurisprudencia de los tribunales fiscales y del 
Tribunal Federal Supremo de lo Fiscal 
(Bundesfinanzhof, BFH), así como en la bibliografía 
relacionada, se ha analizado fundamentalmente el 
reparto encubierto de beneficios, si existen 
participaciones alemanas en sociedades inmobiliarias 
españolas, desde la perspectiva de la legislación 
doméstica alemana. Sin embargo, existen otros 
supuestos que han sido también objeto de la 
jurisprudencia y de la práctica del asesoramiento que 
plantean también una serie de cuestiones de derecho 
de los convenios internacionales, las cuales serán 
objeto de análisis en este artículo. 

 
1. Introducción 

 
El Convenio para evitar la Doble Imposición (CDI) 
firmado entre España y Alemania el 3 de febrero de 
2011 (CDI 2011) se aplica desde 2013, y además de 
contener la cláusula sobre sociedades inmobiliarias 
(art. 13 (2) CDI 2011), la cual fue modificada por el 
Instrumento Multilateral (MLI) con efectos a partir 
del 1 de enero de 20221, contiene una series de 
disposiciones especiales para la tributación de las 
rentas, plusvalías y el patrimonio relacionadas con 
participaciones sociales y figuras análogas que 
otorguen, directa o indirectamente, el derecho al 
disfrute de los bienes inmuebles de que disponen las 
empresas (art. 6 (4), art. 13 (3), art. 21 (4) variante 2 
CDI 2011). Aquí partimos, en primer lugar, de la 
discutida sentencia de la Sala I del BFH de 2013 sobre 
la distribución de dividendos encubiertos (en alemán 
“verdeckte Gewinnausschüttungen”, la abrev. vGA 
será usada en adelante ya que representa más fielmente 
el concepto usado en la jurisprudencia alemana) por el 
uso gratuito de un inmueble en España en manos de 
una sociedad española por parte de sus socios 
residentes en Alemania según el CDI 

 
 

1 
Comunicación sobre el ámbito de aplicación del Acuerdo 

multilateral relativo a la aplicación de medidas en materia de 
convenios fiscales para evitar el traslado y la reducción de 
beneficios, de 4 de abril de 2022, Boletín Oficial del Estado 
alemán (Bundesgesetzblatt – BGBl) 2022 II 267, para España: 
Instrumento de ratificación del Convenio Multilateral para 
aplicar las medidas relacionadas con los tratados fiscales para 
prevenir la erosión de las bases imponibles y del traspaso de 
beneficios, hecho en París el 24 de noviembre de 2016, BOE 
n.°305 de 22/12/2021, BOE-A-2021-21097; Notificación de 
España al Secretario General de la OCDE, BOE de 21/06/2022, 
BOE-A-2022-10231; Breve resumen de las enmiendas al CDI- 
España por el MLI en comentario al Tribunal de lo Fiscal de 
Colonia de 17/6/2021 – 15 K 888/18, IStR 2021, 818 (820 s.) con 
comentario de Behrenz. 

19662; seguiremos analizando el contexto de un caso 
pendiente de resolución ante la Sala VIII del BFH 
sobre aspectos no considerados en el marco del nuevo 
convenio3 y el de una sentencia emitida en primavera 
de 2022 por la sala de lo contencioso- administrativo 
del Tribunal Supremo español (TS) sobre la 
tributación y el tratamiento del uso gratuito de activos 
societarios al nivel de sus socios4, donde las 
disposiciones del CDI 2011, relevantes en el ámbito 
mencionado, no han sido interpretadas 
homogéneamente. Así se llega a la conclusión de que 
los vGA distribuidos a nivel de socio en Alemania 
deben ser evaluados según el CDI 2011 de igual 
manera que en el CDI 1966 —y por tanto, esta 
conclusión está en desacuerdo con otras opiniones5 
que se hacen en virtud de la nueva disposición 
insertada del art. 6 (4) CDI 2011— con arreglo al 
artículo sobre dividendos y a la disposición 
correspondiente del artículo sobre el método para 
evitar la doble imposición para cada caso concreto y, 
consecuentemente, pueden ser gravados tanto por el 
Estado donde está situado el inmueble (España) como 
por el Estado de residencia del contribuyente 
(Alemania), por regla general, con el abono 
(deducción) del impuesto retenido e ingresado en 
España a cuenta del impuesto alemán. 

 
 
 
 
 
 
 
 

2 BFH de 12/6/2013 – I R 109-111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 
2013, 834 con comentario de Behrenz; fundamentalmente en esto 
Piltz DStR 2014, 684 así como Haase DStR 2014, 1481; 
Schönfeld FR 2015, 156; Otras referencias bibliográficas, por 
ejemplo, en Ratschow en Brandis/Heuermann, Ertragsteuerrecht, 
edición de agosto de 2022, EStG § 20, número marginal 131 - 
vGA transfronteriza; Rengers en Brandis/Heuermann, 
Ertragsteuerrecht, edición de agosto de 2022, KStG § 8, número 
marginal 535-539 – Casa unifamiliar/apartamento/vivienda de 
vacaciones; véase el apartado 2.1. 
3 BFH VIII R 4/21; véase al respecto el apartado 2.2. 
4 Tribunal Supremo, Sala de lo Contencioso del 09/02/2022, 
Recurso N.° 4769/2020, Resolución N.° 157/2022; véase el 
artículo 2.3. 
5 Gosch BFH/PR 2013, 452 (453), bajo 3; Hellwege en 
Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, DBA, edición de junio de 2022, 
DBA-Spanien art. 6, número marginal 10; Reimer en 
Vogel/Lehner, DBA, 7.ª ed. 2021, OCDE-MA 2017 art. 6, 
número marginal 98; Wassermeyer/Kaeser en Wassermeyer, 
DBA, edición de abril de 2022, OCDE-MA 2017 art. 10, número 
marginal 115; Rindermann-Haugwitz BB 2015, 2654 (2656), 
bajo III.2.a a.E.; Spatscheck/Spilker DStR 2022, 183 (186) y más 
abajo en el apartado 4.1. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=13&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=13&g=DBA2011_E&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=13&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=13&g=DBA2011_E&x=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=21&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=21&g=DBA2011_E&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2021-06-17&az=15K88818&ge=FGKOELN
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2. Jurisprudencia actual 
 

2.1 La fundamental sentencia del BFH de 
12/6/2013 — I R 109-111/10 

 
En 2013, el BFH dictaminó por primera vez que el uso 
gratuito de una propiedad vacacional situada en 
España perteneciente a una sociedad española con 
forma jurídica de sociedad de responsabilidad limitada 
conforme a la legislación española (Sociedad 
Limitada - S.L.) puede ser gravado como vGA en sede 
de sus socios residentes en Alemania6. 

 
Así, el BFH decidió tratar como un supuesto de vGA 
el incremento patrimonial no declarado, aunque no 
haya sido "pagado" en el sentido literal sino más bien 
"ahorrado", lo cual no impedía la aplicación del 
concepto de pago en el sentido del art. 10 (1) CDI 1966 
(y, por tanto, del art. 10 (1) del Modelo de la OCDE 
(MOCDE)), pues este se debía entender más 
ampliamente e incluyendo todas las formas de 
cumplimiento del derecho al dividendo7. Además, en 
este litigio quedó acreditado de forma vinculante que 
la S.L. era equiparable a una sociedad de 
responsabilidad limitada del derecho alemán 
(Gesellschaft mit beschränkter Haftung – GmbH) al 
ser comparables ambos tipos jurídicos, que su 
domicilio social y sede de dirección efectiva estaban 
en España8, y que había puesto a disposición de los 
demandantes una vivienda vacacional para su uso 
gratuito en cualquier momento del año renunciando al 
pago de una remuneración adecuada de mercado9. 

apartado (1) CDI 1966 y que, por lo tanto, en virtud 
del art. 6 (4) CDI 1966, dan lugar a una atribución de 
imposición prioritaria a España como Estado donde 
están situados los bienes sobre el art. 10 (1) CDI 
196611. 
Los vGA en cuestión debían considerarse dividendos 
en el sentido del tercer subgrupo definitorio del art. 10 
(4), frase 1, del CDI 1966 si, con arreglo a la 
legislación fiscal de España como Estado de residencia 
de la sociedad distribuidora, se asimilaban a 
rendimientos de otras participaciones sociales 
equivalentes a rendimientos de acciones12. El tribunal 
de primera instancia no había examinado más a fondo 
esta cuestión, por lo que hubo que hacerlo en la 
segunda instancia13. Aquí se deben observar dos 
puntos: En primer lugar, la situación jurídica general 
según las leyes fiscales españolas en cuanto al 
concepto de dividendo, lo que es decisivo para la 
tributación; sin que lo fueran las correspondientes 
consecuencias jurídicas para la S.L. ni tampoco cómo 
esta trató concretamente a sus vGA. En segundo lugar 
—y, sobre todo— dicha Sala no consideró decisivo 
que la legislación fiscal española reconozca un vGA 
como un impedimento del incremento patrimonial, 
con independencia de la concatenación de 
calificaciones dispuesta conforme al tercer subgrupo 
definitorio del art. 10 (4) CDI 1966. Desde la 
perspectiva del convenio, bastaba con que un vGA 
fuera calificado como una figura jurídica con la 
consecuencia legal asociada de ser un incremento del 
resultado fiscal. Las peculiaridades específicas del 
Derecho nacional quedaron como irrelevantes14. 

 

Alemania, como Estado de residencia del 
contribuyente, no se encontraba limitada de acuerdo 
con el convenio para gravar los vGA, y al respecto, o 
bien tenía un derecho de imposición concurrente en 
virtud del art. 10 (3) en relación con el apartado (1) 
CDI 1966 —con deducción de cualquier impuesto 
retenido en España de conformidad con el art. 23 (1), 
letra b, doble letra aa CDI 1966, y a su vez en relación 
con el § 34c (1) y (6), frase 2 de la Ley del Impuesto 
sobre la Renta en Alemania (Einkommensteuergesetz 
– EStG) 1997/2002— o un derecho exclusivo de 
imposición de conformidad con el art. 21 CDI 196610. 
Por el contrario, el Estado firmante en el que están 
situados los bienes, España, no tenía un derecho de 
imposición en virtud del art. 6 
(3) en relación con el apartado (1) CDI 1966, ya que 
los vGA en cuestión no son rentas derivadas de la 
utilización de inmuebles comprendidas en el ámbito de 
aplicación del art. 6 (3) como en relación con el 

Las sentencias impugnadas fueron anuladas y los 
asuntos en los que no fue posible emitir sentencia 
fueron devueltos al Tribunal Fiscal de Primera 
Instancia de Düsseldorf (Finanzgericht – FG), ya que 
las conclusiones expuestas, en particular sobre la 
legislación fiscal española, no permitían a la Sala 
VIII del BFH alcanzar una decisión final15. Las 
comprobaciones necesarias para una tributación 
definitiva de los motivos descritos debían efectuarse 
—en su caso, mediante la obtención de un dictamen 
pericial sobre la situación normativa española— en 
segunda instancia, en el curso de la cual también debía 
examinarse, si fuera necesario, si había un impuesto 
retenido en España que debía deducirse en Alemania16 
y si los importes de las cesiones de uso (incluidos los 
recargos correspondientes) determinados por la 
Hacienda alemana para ser tratados como ingresos se 
ajustaban al mercado y eran adecuados17. 

 
 

 
 

6 BFH de 12/6/2013 – I R 109-111/10, véanse las referencias en 
la nota 2. 
7 Véase el número marginal 21 de los motivos con cita. 
8 Véase el número marginal 11 de los motivos. 
9 Véase el número marginal 13 de los motivos. 
10 Véase el número marginal 15.2. de los motivos. 

11 Véase el número marginal 22-24 de los motivos. 
12 Véase el número marginal 18 de los motivos. 
13 Véase el número marginal 19 de los motivos. 
14 Véase el número marginal 19 de los motivos con cita. 
15 Véase el número marginal 9 de los motivos. 
16 Véase el número marginal 25 de los motivos con cita. 
17 Véase el número marginal 27 de los motivos. 
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Los tres procedimientos originales18 habían sido 
acumulados por el BFH para su vista y resolución 
conjunta y fueron vistos por el FG Düsseldorf en la 
segunda ronda de procedimientos bajo el asunto n.º 3 
K 3497/13 E, pero no fueron resueltos por sentencia, 
sino que se finalizaron por haber sido resuelta la causa 
principal. Como puede deducirse de la decisión sobre 
las costas, las autoridades tributarias no pudieron 
hacer valer su posición de manera clara19, por lo que 
posiblemente no había gran interés en una aclaración 
definitiva de la cuestión jurídica controvertida20. 

2.2 Sentencia del FG Hesse de 14/12/2020 — 
Recurso de casación en curso, n.º de expediente 
BFH: VIII R 4/21 

En una sentencia de 14/12/202021, el FG Hesse, 
remitiéndose a la citada sentencia del BFH, que marcó 
un hito, determinó que la posibilidad real de uso 
gratuito en cualquier momento de un inmueble situado 
en España y propiedad de una sociedad con domicilio 
social y sede de dirección efectiva en España22 por 
parte de sus socios residentes en Alemania era 
suficiente para presumir la existencia de un vGA; el 
alcance del uso real era irrelevante. Los demandantes 
hubiesen podido utilizar el inmueble gratuitamente en 
cualquier momento durante el período en litigio y no 
se les había impedido usarlo para estancias privadas, 
ni de hecho ni de derecho. Así, la propiedad no había 
sido alquilada, ni existían resoluciones de los socios 
de la sociedad española según los cuales se hubiera 
prohibido a los demandantes utilizarla. De hecho, 
según sus propias alegaciones, los demandantes ya 
habían utilizado la propiedad con fines de alojamiento, 
aunque solamente fuera en relación con sus supuestos 
esfuerzos por venderla durante los años de litigio. 

 
Por otro lado, los vGA no debían gravarse al tipo fijo 
aplicable a rentas del capital inmobiliario (§ 32d, apdo. 
1 EStG), sino, desde el año fiscal 2011, al tipo 
progresivo por el principio de correspondencia 
material previsto en el § 32d, apdo. 2, núm. 4 EStG, ya 
que, según la información aportada por los 

 
18 Tribunal de lo Fiscal de Düsseldorf de 29/10/2010 – 3 K 
1239/09 E, DStRE 2011, 1452; 3 K 1342/09 E y 3 K 1347/09 E, 
EFG 2011, 556 (558). 
19 Los porcentajes de costas a asumir por la administración 
demandada fueron del 61,40 %, 48,48 % y 26,65 %. 
20 Sobre la táctica procesal de la administración fiscal alemana, 
véase Morawitz DStR 2022, 1934. 
21 Tribunal de lo Fiscal de Hesse de 14/12/2020 – 9 K 1266/17, 
IStR 2021, 769 con comentario de Behrenz y Spatscheck/Spilker 
DStR 2022, 183; DStRK 2021, 61 con comentario de Weiss; 
EFG 2021, 377 con comentario de Schaz. 
22 Según los hechos de la sentencia, la sede de dirección efectiva 
de la empresa seguía estando en España incluso después de que 
los socios-directores se desplazaran de España a Alemania. 

demandantes, no se realizó en la sociedad española 
ningún ajuste correspondiente a los vGA. 

 
Según la notificación del recurso de casación de 
20/5/2021, el BFH consideró que era necesario aclarar 
las siguientes cuestiones jurídicas abstractas y 
susceptibles por ser de interés general en el ámbito del 
recurso admitido para el ulterior desarrollo del 
Derecho23: 

 
“La posibilidad de utilización gratuita en cualquier 
momento del inmueble de una sociedad limitada 
española situado en otro Estado miembro de la UE 
(aquí: España) por parte de sus socios residentes en 
Alemania, con independencia del alcance de la 
utilización efectiva ¿es suficiente para el supuesto de 
un vGA? ¿Se aplica dicha calificación, aunque las 
únicas estancias de corta duración en cada caso 
solamente tuvieran por objeto promover la venta 
prevista del inmueble? ¿Constituye la presunción de 
un vGA una violación del derecho a la libre 
circulación de capitales?” 

 
En el contexto del Derecho de los convenios es 
interesante la conclusión del tribunal de que la 
calificación del vGA con arreglo al derecho del CDI 
podría permanecer abierta en el caso en litigio debido 
a la falta de retención de un impuesto a cuenta en 
España. Las consideraciones efectuadas por el BFH en 
su fundamental sentencia24 sobre la clasificación del 
vGA en las normas de reparto del CDI 1966 no eran 
pertinentes en el presente caso. En la medida en que el 
BFH había examinado si el vGA debía subsumirse en 
el art. 10 (1) en relación con el apartado 4 CDI 1966 o 
en el art. 21 CDI 1966, tampoco era una cuestión 
relevante para la decisión en el presente asunto, ya que 
en ambos casos Alemania tenía un derecho de 
imposición y solamente era relevante por la posible 
deducción de impuestos españoles, que, según la 
información facilitada por los demandantes, no se 
habían satisfecho. 

2.3 Sentencia del TS de 9/2/2022 

En una sentencia del TS de 9/2/2022, que ha suscitado  
gran  interés  en  España25,  la  Sala 

 
23 Sobre las declaraciones de una sentencia del BFH que son 
susceptibles del derecho de revisión, así como sobre los aspectos 
críticos de fundamentación de la sentencia del tribunal inferior, 
véase Tribunal de lo Fiscal de Hesse de 14/12/2020 - 9 K 
1266/17, IStR 2021, 769 con comentario de Behrenz. 
24 Véanse las referencias anteriores en la nota 2. 
25 Cabe destacar aquí la mención explícita de la decisión en el 
Libro Blanco de la Comisión de Expertos nombrada por el 
Gobierno español para la reforma del sistema fiscal español 
(Libro Blanco sobre la Reforma Tributaria) de 3/3/2022, que en 
la pág. 392, en referencia a la sentencia, se refiere a la necesidad 
de aumentar los controles fiscales sobre la participación de 
particulares en sociedades patrimoniales, así como al debate al 
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2010-10-29&az=3K123909E&ge=FGDUESSELDORF
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competente en materia tributaria se pronunció sobre el 
tipo y alcance de la tributación del uso no remunerado 
por parte de los socios de activos pertenecientes a 
sociedades a partir de un litigio nacional relativo a los 
ejercicios fiscales 2010 y 201126. El litigio versaba 
sobre la deducción de determinados gastos por la 
utilización de bienes inmuebles, vehículos a motor y 
embarcaciones, así como por los consumos privados 
relacionados (combustible, comida, bebidas, compras, 
etc.) del socio-director único de una S.L. que no 
ejercía actividades empresariales. En el recurso, que 
fue admitido por su interés casacional objetivo 
(general), se estableció en primer lugar que los 
beneficios en especie disfrutados por el socio debían 
calificarse como rendimientos del capital mobiliario 
por la participación en el capital de la sociedad en el 
sentido del art. 25.1.d LIRPF (Ley del Impuesto sobre 
la Renta de las Personas Físicas española)27, según 
reiterada jurisprudencia28. 

 
A partir de ahí, la cuestión principal de interés 
casacional era qué norma de valoración de la LIRFP 
debía aplicarse para la valoración de las rentas en 
especie si —como en el caso en litigio— se establece 
de forma vinculante que el beneficiario de los ingresos 
es una persona vinculada a la empresa en el sentido de 
la Ley del Impuesto sobre Sociedades española 
(LIS)29. Por un lado, el art. 42.1 LIRPF define el 
concepto de renta en especie30, pero no contiene una 
norma de valoración. Esta se determina básicamente 
en el art. 43.1 LIRPF, que, sin embargo, solamente 
contiene regulación específica para los rendimientos 
del trabajo independiente y del trabajo 

 

respecto en el marco de la conferencia del Instituto de Estudios 
Fiscales (IEF) – Seminario semipresencial “El Libro Blanco 
sobre la Reforma Tributaria” – Madrid, 6 de abril de 2022, 
https://www.ief.es/; cf. también el debate sobre la sentencia de 
Montesinos Oltra, Utilidades percibidas por la condición de socio 
y operaciones vinculadas, Revista Carta Tributaria n.º87 Junio de 
2022. 
26 Véase la nota 4. 
27 Véase Ley del Impuesto sobre la Renta de Personas Físicas 
(LIRPF), cf. Behrenz en Wassermeyer, DBA, edición de agosto 
de 2022, anexo al DBA-Spanien, número marginal 25. 
28 Las rentas en especie que la Administración imputa al socio, en 
sede de su IRPF, constituyen “rendimientos íntegros del capital 
mobiliario” por cuanto tiene dicha consideración —dentro de la 
categoría de los rendimientos, dinerarios o en especie, obtenidos 
por: “la participación en los fondos propios de cualquier tipo de 
entidad”, “cualquier otra utilidad, distinta de las anteriores, 
procedentes de una entidad por la condición de socio, accionista, 
asociado o partícipe” [art. 25.1.d LIRPF], cf. Behrenz (nota 27), 
anexo al DBA-Spanien, número marginal 90. 
29 Art. 16.3 TRLIS (personas o entidades vinculadas), Sección 
Tercera 4° de los motivos de la decisión (Fundamentos de 
Derecho). 
30 Art. 42 Rentas en especie: 1. Constituyen rentas en especie la 
utilización, consumo u obtención, para fines particulares, de 
bienes, derechos o servicios de forma gratuita o por precio 
inferior al normal del mercado, aun cuando no supongan un gasto 
real para quien la conceda […]. La definición es similar a la del § 
8, apdo. 2 EStG. 

por cuenta ajena, así como para las ganancias 
patrimoniales; en otro caso, lo relevante es el valor 
normal en el mercado31. Según el art. 43.2 LIRPF, 
dicha valoración se determinará "de acuerdo con lo 
dispuesto en esta ley”32, lo que en el presente contexto 
debe entenderse como una referencia al art. 41 LIRPF, 
que remite a lo dispuesto en la LIS33 para la valoración 
de las operaciones entre personas vinculadas34. Esta 
referencia debe entenderse como una remisión a sus 
consecuencias jurídicas y no como una referencia a los 
requisitos para la aplicación, de modo que no es 
relevante si las operaciones realizadas pueden 
calificarse de "operaciones vinculadas" en el sentido 
de las disposiciones sobre precios de transferencia de 
la LIS35. 
La Administración tributaria española ya había 
abordado la cuestión en una consulta vinculante de la 
Dirección General de Tributos (DGT) de 201736 y 
trató el uso no remunerado de una vivienda particular 
por parte del socio residente en España de una 
sociedad inmobiliaria española como un dividendo en 
especie en el sentido del art. 25.1.d LIRPF, 
perteneciente a los rendimientos del capital 
mobiliario37. A petición del contribuyente, se confirmó 
que la efectiva falta de uso del inmueble 

 
 

31 Art. 43 Valoración de las rentas en especie 1. Con carácter 
general, las rentas en especie se valorarán por su valor normal en 
el mercado, con las siguientes especialidades [Las especialidades 
a las que alude el precepto las refiere a “rendimientos de trabajo 
en especie” y a ”ganancias patrimoniales en especie”]. 
32 Art. 43.2 En los casos de rentas en especie, su valor se 
determinará según las normas contenidas en esta Ley. […]. 
33 Behrenz (nota 27), anexo al DBA-Spanien, número marginal 
26. 
34 Desde la reforma del Impuesto sobre Sociedades de 2014, la 
definición se encuentra en el art. 18 LIS; en el caso enjuiciado, la 
referencia era al art. 16.1 TRLIS (Texto Refundido de la Ley del 
Impuesto sobre Sociedades): La Administración tributaria podrá 
valorar, dentro del periodo de prescripción, por su valor normal de 
mercado, las operaciones efectuadas entre personas o entidades 
vinculadas cuando la valoración convenida hubiera determinado, 
considerando en conjunto de las personas o entidades vinculadas, 
una tributación en España inferior a la que hubiera correspondido 
por aplicación del valor normal de mercado o un diferimiento de 
dicha tributación. 
35 Esta opinión no es compartida sin reservas por la literatura 
científica española, cf. el comentario de la sentencia de 
Montesinos Oltra, Utilidades percibidas por la condición de socio 
y operaciones vinculadas, Revista Carta Tributaria nº 87, junio 
2022. De particular interés jurídico comparativo es la referencia a 
la pertinencia de las mismas normas de valoración para una 
corrección del vGA a nivel de empresa ("ajuste primario") y a 
nivel de socio ("ajuste secundario"). 
36 Consulta V1641/17 de 22/6/2017, cf. sobre la importancia de 
las consultas vinculantes publicadas en España Behrenz (nota 
27), anexo al DBA-Spanien, número marginal 53. 
37 Por lo tanto, la cesión de uso de inmuebles por la sociedad a 
sus socios constituye una renta en especie. En cuanto a la 
naturaleza de dicha renta, el artículo 25.1.d LIRPF califica como 
rendimientos del capital mobiliario los procedentes de la 
participación en los fondos propios de cualquier tipo de entidades 
[…] por la condición de socio, accionista, asociado o partícipe 
[…]. 

http://www.ief.es/%3B
http://www.ief.es/%3B
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ESTG&p=8
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desde 2012 por desgracias familiares38 (no 
comunicadas en detalle), lo que motivó la venta del 
inmueble en 2016, no debía dar lugar a la posterior 
tributación en 2016 de los rendimientos del capital 
mobiliario obtenidos en ejercicios anteriores. 

 
Por lo que respecta a la valoración del uso de un 
inmueble por parte del socio, la Administración 
tributaria española se ha remitido en dos consultas 
vinculantes de la DGT al valor normal del mercado 
que puede obtenerse en la ubicación del inmueble, 
tanto para los ajustes necesarios a nivel de sociedad 
(ajuste primario)39 como a nivel de socio (ajuste 
secundario)40. El concepto de valoración conocido por 
la jurisprudencia del BFH como "coste de alquiler más 
un margen de beneficio adecuado"41 no está 
contemplado ni por la Administración tributaria ni por 
la jurisprudencia española. Tampoco procedía un 
procedimiento de mutuo acuerdo de conformidad con 
el art. 24 (1) CDI 2011 para aclarar dudas sobre una 
valoración diferente del beneficio del uso a nivel de 
socio en ambos países42, por requerir una medida fiscal 
contraria al convenio por uno o ambos Estados 
contratantes, mientras que la determinación del hecho 
imponible y de la base imponible para una 
reclamación fiscal habilitada por el convenio es 
exclusivamente una cuestión de la respectiva 
legislación nacional. 

 
Queda por ver si el BFH, en el procedimiento de 
casación pendiente43, se pronuncia solamente sobre la 
cuestión de si la asunción per se de un vGA es 
cuestionable con arreglo al Derecho europeo de 
conformidad con la comunicación procesal de 
20/5/202144, sino también si se pronuncia sobre la 
aplicación de aspectos del Derecho europeo que 
permitan una sincronización de la valoración en ambos 
Estados contratantes. La concatenación de 
calificaciones en virtud del Derecho de los Tratados 
establecida en la fundamental sentencia del BFH45 se 
limita a la definición del artículo sobre dividendos 
como la norma de distribución del convenio que es 
relevante para el Estado de residencia a la hora de 
aplicar el artículo sobre el método en el contexto del 
vGA. 

Por último, debe señalarse en este punto que las 
autoridades fiscales españolas soportan toda la carga 
de la presentación y de la prueba de la existencia de un 
dividendo encubierto en cuanto al fondo, así como 
para su valoración, según el art. 105.1 de la Ley 
General Tributaria (LGT), lo que ha sido confirmado 
expresamente en varias ocasiones en decisiones 
judiciales46. Los indicios justiciables en este contexto 
incluyen: el hecho de que la propiedad no estuviera 
alquilada en ningún momento, que hubiese un 
consumo de agua, electricidad, etc. que supere el del 
contexto del mero mantenimiento, información y 
declaraciones de vecinos u otras personas de contacto 
en la localidad, transferencias bancarias, así como 
recibos de tarjetas de crédito y otros pagos de los 
socios en relación con servicios utilizados (teléfono, 
internet, etc.). 

 
2.4 Resultado provisional 

 
Las distribuciones de dividendos encubiertos debidas 
al uso gratuito (o no habitualmente remunerado) de un 
inmueble en manos de una sociedad española, que 
tienen su causa en la relación societaria, tributan no 
solamente con arreglo a la legislación fiscal alemana, 
sino también con arreglo a la legislación fiscal 
española a nivel de socio como dividendos en el 
ámbito de los rendimientos del capital47. De acuerdo 
con la jurisprudencia del BFH en su fundamental 
sentencia de 201348, esto da lugar a una concatenación 
de calificaciones en virtud del Derecho de los 
convenios, de modo que debido a la extensión 
lingüística del término "dividendo" en comparación 
con la del CDI 196649, que no es relevante a este 
respecto, debe asumirse que Alemania, el Estado que 
aplica el CDI 2011, también está vinculado a través del 
término "dividendo" tal como se define en el art. 10 
(3) CDI 2011 en virtud del Derecho de los convenios. 
En el Estado de residencia, Alemania, existe por tanto 
un derecho de imposición con obligación de conceder 
un crédito fiscal por impuestos pagados en España 
conforme al art. 22 (2), letra b ii CDI 2011, ya que el 
art. 3 (2) CDI 2011 (que requiere que "de su contexto 
se infiere una interpretación diferente") se opone a 
una aplicación autónoma ilimitada del convenio por 
parte de Alemania50. 

 
 

 
 

38 Aquí se menciona como "desgracia familiar". 
39 Consulta V1865-14 de 11/7/2014 (sociedad inmobiliaria de 
gestión de activos con accionistas residentes en Alemania). 
40 Consulta V3474-19 de 20/12/2019 (sociedad inmobiliaria de 
gestión de activos, residencia de los accionistas no revelada). 
41 BFH de 27/7/2016 – I R 8/15, BStBl. II 2017, 214, DStR 2016, 
2649. 
42 Posible excepción en casos de participación empresarial por 
aplicación del art. 9 CDI 2011 hispano-alemán. 
43 Véase la nota marginal 3. 
44 Véase el apartado 2.2. 
45 Véase el apartado 2.1. 

46 Tribunal Superior de Justicia de Cataluña, sentencias de 15 de 
noviembre de 2019 (rec. 708/2017) y de 27 de noviembre de 
2019 (rec. 697/2017). 
47 Para los socios con responsabilidad fiscal limitada, esta 
consecuencia jurídica en España resulta del art. 13, apdo. 1, letra 
f, n.º 1 LIRNR, cf. Behrenz (nota 27), DBA-Spanien art. 10, 
números marginales 10 y ss. 
48 Véase arriba nota 14 sobre el DBA-Spanien 1966. 
49 Véase Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 10, número 
marginal 9. 
50 Wassermeyer/Kaeser (nota 5), OCDE-MA 2017 art. 10, 
números marginales 115, 116: En general, no se excluye una 
interpretación autónoma por parte del Estado usuario de 
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https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=10&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=10&g=DBA2011_E&x=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=22&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=22&g=DBA2011_E&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=3&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=3&g=DBA2011_E&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2016-07-27&az=IR815&ge=BFH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2017&s=214&z=BSTBL&ax=II
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&b=2016&s=2649&z=DSTR
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No obstante, en este contexto y teniendo en cuenta el 
principio de la especialidad de los tipos de renta con 
arreglo al CDI51, se plantea la cuestión adicional de si 
en el presente contexto se deriva un derecho de 
imposición prioritario de otros artículos del CDI 2011 
(véase el apartado 4.). En aras de la exhaustividad, este 
análisis va precedido de cuestiones fundamentales de 
relevancia práctica en relación con la aplicación del 
CDI 2011 (véase el siguiente apartado 3.). 

 
3. Cuestiones fundamentales de la aplicación del 
CDI 2011 en el contexto del vGA 

 
3.1 Atribución del uso de bienes inmuebles y las 
rentas derivadas del mismo 
Según la opinión unánime de Alemania52 y España, la 
atribución de ingresos y activos es una cuestión de 
derecho interno del respectivo Estado afectado. Así, y 
según la legislación fiscal española, los ingresos se 
atribuyen regularmente al titular legal del derecho 
principal53. 

 
En este contexto, se señala correctamente en 
publicaciones jurídicas que, desde un punto de vista 
económico, no es infrecuente que la propiedad se 
atribuya en términos prácticos al socio. Es decir, que, 
por ejemplo, las obligaciones de la sociedad (impuesto 
sobre bienes inmuebles, gastos de funcionamiento, 
prorrateos de las comunidades de propietarios hasta las 
reformas inclusive, etc.) son asumidas directamente 
por el socio, sin que, a cambio, se pretenda una 
atribución de la propiedad a la sociedad a efectos de 
los impuestos sobre la renta54. Una atribución fiscal de 
la propiedad al socio en conformidad con el § 39 de la 
Ley General Tributaria alemana (Abgabenordnung - 
AO), por ejemplo, debido al establecimiento de 
derechos reales 

de usufructo55 o relaciones fiduciarias56, requiere a 
menudo una certificación notarial de conformidad con 
el Derecho civil español aplicable a este respecto y, 
por tanto, pertinente a efectos fiscales en Alemania57, 
lo que genera costes e impuestos adicionales. 
En una sentencia de 27/2/2020, el FG Münster rechazó 
la idea de atribuir los ingresos generados por una 
sociedad interpuesta extranjera (en el caso en cuestión: 
ingresos procedentes de la venta de bienes inmuebles) 
en virtud del § 42 AO a favor del socio residente en 
Alemania si la atribución directa condujera a una 
tributación inferior para los socios de la que procedería 
si la sociedad fuera reconocida a efectos fiscales58. El 
recurso de inadmisión de casación interpuesto contra 
ello fue desestimado, por no haber estado lo 
suficientemente fundamentado, por el BFH en una 
resolución no publicada de 19/1/202159. Con estos 
antecedentes, debe asumirse como regla general que 
las sociedades españolas representan contribuyentes 
independientes desde la perspectiva del Derecho 
tributario alemán y que una imputación directa a los 
socios queda generalmente descartada a efectos del 
Derecho tributario60. 

 
El art. 13 LGT establece, a modo de regla general de 
calificación, que los tributos nacen con arreglo a los 
hechos imponibles efectivamente realizados, con 
independencia de la forma o denominación de sus 
actos y negocios jurídicos elegida por las partes 
intervinientes, por lo que, salvo prueba en contrario, la 
liquidación del tributo se basará en los hechos 
comprobados; para los elementos de hecho no 
comprobados o indeterminables debe asumirse el 
curso de los acontecimientos típicamente esperable 
según el criterio humano (art. 108 (2) LGT)61 sobre la 
base del principio de "prevalencia de la sustancia sobre 
la forma" (denominado "Substance over Form" en el 
mundo angloamericano) —a menudo también 

 
  

conformidad con el art. 3 (2) OCDE-MA; Dürrschmidt en 
Vogel/Lehner, DBA, 7.ª ed. 2021, OCDE-MA 2017 art. 3, 
número marginal 125-125d; cf. en particular sobre el estado de 
opinión entre las autoridades fiscales Eimermann Festgabe 
Wassermeyer, 2015. 
51 Véase Drüen en Wassermeyer, DBA, edición de abril de 2022, 
antes del art. 6 al 22, número marginal 21, y Reimer (nota 5), 
números marginales 9 y 10. 
52 Véase Wassermeyer/Schwenke en Wassermeyer, DBA, 
edición de agosto de 2022, OCDE-MA 2017 art. 17, número 
marginal 67 y en el contexto inmobiliario Wassermeyer en 
Wassermeyer, DBA, edición de agosto de 2022, OCDE-MA 
2017, art. 6, número marginal 19. 
53 Véase art. 36 LGT en relación con art. 11 LIRPF Atribución e 
individualización de rentas, para ingresos procedentes de bienes 
de capital […] Los rendimientos del capital se atribuirán a los 
contribuyentes que sean titulares de los elementos patrimoniales, 
bienes o derechos, de que provengan dichos rendimientos según 
las normas sobre titularidad jurídica aplicables en cada caso y en 
función de las pruebas aportadas por aquellos o de las 
descubiertas por la Administración. 
54 Véase Schönfeld FR 2015, 156 (159), apartado 6. 

55 El usufructo y el derecho de uso y disfrute según el Código 
Civil español, pero también el derecho de aprovechamiento por 
turno está en cuestión aquí, cf. sobre este último más abajo en 
4.1.2.2. 
56 Según el Derecho civil español, el contrato de fideicomiso es 
un contrato sui generis que no está regulado separadamente por la 
ley, sino que está reconocido por el Derecho civil y, en principio, 
no requiere ninguna forma. Sin embargo, para el reconocimiento 
fiscal en Alemania, siempre debe observarse el requisito de 
prueba del § 159 AO y el deber ampliado de cooperación del § 
90 (2) AO. 
57 Véase, entre otros, BFH de 24/10/2006 - XI B 112/05, BeckRS 
2006, 25011678. 
58 Tribunal de lo Fiscal de Münster de 27/2/2020 – 13 K 3135/15 
E, EFG 2020, 777 con comentario de Jüdes, BeckRS 2020, 5577. 
59 BFH de 19/1/2021 – I B 24/20 
60 Véase Ls. 1 del Tribunal fiscal de Münster de 27/2/2020 – 13 
K 3135/15 E, EFG 2020, 777 con comentario de Jüdes, BeckRS 
2020, 5577. 
61 Véase nota de Behrenz sobre BFH de 12/6/2013 – I R 109- 
111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 2013, 834 (839), número 
marginal 5. 
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denominado principio de realidad económica—, las 
autoridades fiscales españolas también adoptan un 
enfoque diferente en una nota general del 25/2/2019 
sobre los principios de la valoración fiscal de la 
interposición de sociedades por particulares62, en el 
contexto de los diferentes tipos impositivos a nivel de 
sociedad63 y a nivel de socio64, las autoridades fiscales 
españolas también abordan los criterios pertinentes de 
un gravamen fiscal ("levantamiento de velo", 
conocido en el mundo angloamericano — aunque 
principalmente en el contexto del Derecho civil— 
como "piercing the corporate veil") sobre el socio. 
Mientras que en el pasado la práctica de la Inspección 
fiscal española tendía a centrarse en la evaluación de 
este aspecto en las sociedades profesionales, ahora 
está ampliando cada vez más dicho análisis a las 
sociedades patrimoniales sin actividad operativa, 
especialmente a las que tienen bienes inmuebles 
arrendados65 66, por lo que los contribuyentes 
extranjeros también están siendo inspeccionados más 
sistemáticamente y con éxito67. Por lo tanto, no es de 
extrañar que un renombrado autor especializado que 
trabaja en la inspección fiscal de grandes 
contribuyentes de la Administración tributaria 
española abordara recientemente este tema de forma 
fundamental en un artículo para la Asociación 
Hispano-Alemana de Juristas68. 

 
 
 
 

62 Nota de la Agencia Tributaria Estatal de Administración 
Tributaria (AEAT) del 25 de febrero de 2019 sobre interposición 
de sociedades por personas físicas, 
https://www.aedaf.es/Plataforma/Sociedad_Interpuesta.pdf. 
63 Behrenz (nota 27), anexo al DBA-Spanien, números 
marginales 135 y ss. así como 236 y ss. 
64 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, anexo al DBA-Spanien, 
números marginales 135 y ss. (obligación personal) y 154 y ss. 
(obligación real). 
65 La legislación fiscal española contiene normas especiales para 
las denominadas sociedades patrimoniales en el art. 5 LIS, así 
como para las entidades dedicadas al arrendamiento de viviendas 
en los arts. 48 y 49 LIS. 
66 Véase a este respecto la nota 25 citada, y en la prensa 
económica española, El Confidencial: Hacienda amplía el foco a 
pymes y empresas familiares al atacar operaciones vinculadas, de 
23/5/2022. 
67 Véase, por ejemplo, la prensa económica española ABC, 
Hacienda saca 120 millones de un gran rastreo fiscal a no 
residentes, de 27/8/2022. El nuevo punto central de este examen 
es la residencia fiscal no declarada en España, que según la 
legislación fiscal interna española existe regularmente tras una 
estancia de más de 183 días en un ejercicio fiscal, cf. a este 
respecto Behrenz (nota 27), anexo al DBA-Spanien, número 
marginal 66; el planteamiento agresivo alegado en este contexto 
ha sido objeto de varios temas en la prensa económica española y 
es objeto de procedimientos ante el Tribunal Supremo, a este 
respecto por ejemplo Expansión (suplemento fiscal) de 
31/8/2022, ¿Hacienda se excede al aplicar la residencia fiscal? El 
Supremo lo estudia. 
68 Carbajo Vasco, La elusión de retribuciones a los socios 
mediante sociedades interpuestas y su tributación en España, 
Informaciones, Revista jurídica Hispano-Alemana de la 
Asociación Hispano-Alemana de Juristas e.V., 2022, 66. 

Así, la Administración tributaria española inspecciona 
posibles abusos fiscales en la estructuración de las 
medianas empresas interpuestas y lo formula 
expresamente como objetivo en el plan de control 
tributario para 2022 adoptado y publicado en el 
Boletín Oficial del Estado (BOE)69. En este contexto, 
España apoya activamente la adopción del Proyecto de 
Directiva para evitar el uso indebido de sociedades 
pantallas a efectos fiscales (ATAD 3), llamada 
Directiva Unshell, presentada por la Comisión de la 
UE el 22/12/202170. El objetivo de eliminar 
sistemáticamente los efectos fiscales de las sociedades 
interpuestas ya se persigue en España desde 2021 
mediante la aplicación de la legislación interna 
española71. 

 
3.2 El concepto del beneficiario efectivo como 
requisito previo para el derecho de invocación al 
convenio 

 
Si la atribución fiscal de las rentas generadas por la 
utilización de los bienes inmuebles está permitida por 
el derecho interno, la invocación de los beneficios del 
CDI 2011 requiere que el beneficiario de dicha 
atribución sea residente en Alemania de conformidad 
con el art. 1 en relación con el art. 4 CDI y sea, además, 
el beneficiario efectivo de las rentas procedentes de 
España (art. 28 (2) CDI 2011)72. 

 
3.3 Residencia fiscal de la empresa en España en 
virtud del Derecho de los convenios 

 
Por lo que se puede apreciar, en todos los casos 
tratados hasta la fecha por los tribunales alemanes, 
siempre se ha establecido de forma vinculante que la 
sede de dirección efectiva de las empresas en el 
sentido del art. 4 (3) CDI 2011 se encontraba en 
España73. Esto puede ser diferente en determinados 
casos individuales, pero el complejo problema de la 
doble residencia en virtud de la legislación nacional 

 
 

69 Resolución de 26 de enero de 2022, de la Dirección General de 
la Agencia Estatal de Administración Tributaria, por la que se 
aprueban las directrices generales del Plan Anual de Control 
Tributario y Aduanero de 2022, BOE-A-2022-1453, de 31 de 
enero de 2022, páginas 12091 a 12140; allí bajo III 2 A, A.2 
Análisis patrimonial. 
70 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_21_ 
6968, véase por ejemplo Schober/Kronenberger BB 2022, 2135 y 
Schiffmann/Schumacher IStR 2022, 754. 
71 Sobre el ajuste del registro mercantil así como del registro de 
empresas de las autoridades fiscales españolas (censo empresarial) 
por el elevado número de empresas comercialmente inactivas 
(habitualmente denominadas en la prensa española "firmas 
fantasmas" o "sociedades zombis"), cf. Behrenz IStR-LB 2021, 48 
(51), ap. 7. 
72 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 1, números 
marginales 1–2 y por último BFH de 2/2/2022 – I R 22/20, 
BStBl. II 2022, 324, IStR 2022, 251, número marginal 29. 
73 Véase arriba nota 8 y 22. 
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alemana y española que se plantea en este caso no debe 
ser abordado aquí74. 

 
4. ¿Derecho prioritario de imposición en virtud de 
otros artículos del CDI 2011? 

 
4.1 ¿Atribución directa prioritaria de rentas 
procedentes de repartos de vGA conforme al art. 
6 (4) CDI 2011? 

 
El art. 6 (4) CDI 2011 introdujo uno de los cambios 
más significativos en comparación con el art. 6 CDI 
1966, que se aparta de las disposiciones del MOCDE, 
correspondiendo a una reserva de España en el n.º 7 al 
art. 6 MOCDE que debe considerarse coherente con 
las nuevas disposiciones paralelas sobre la tributación 
de las plusvalías del art. 13 (3) CDI 2011 y la 
tributación de los activos del art. 21 (4), segunda parte 
de la frase CDI 201175: 

 
“Cuando la propiedad de acciones o participaciones u 
otros derechos atribuyan directa o indirectamente al 
propietario de dichas acciones o participaciones o 
derechos, el derecho al disfrute de los bienes 
inmuebles, las rentas derivadas de la utilización 
directa, arrendamiento o aparcería, o uso en cualquier 
otra forma de tal derecho de disfrute, pueden 
someterse a imposición en el Estado contratante en 
que los bienes inmuebles estén situados." 
En un principio, esto abarca los derechos de uso de los 
socios que tienen una base expresa en el derecho de 
sociedades vía estatutos de la sociedad en cuestión76. 
Sin embargo, a diferencia del art. 6 CDI 

 

74 Sobre la relevancia práctica de la cuestión en el contexto 
anterior, véase Behrenz, comentario sobre BFH de 12/6/2013 - I 
R 109-111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 2013, 834 (838), 
número marginal 4; la visión de conjunto de las cuestiones 
relacionadas en Schnitger IStR 2013, 82 y, por cierto, 
Wassermeyer/Kaeser (nota 5), OCDE-MA 2017, art. 4, números 
marginales 91-94. 
75 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 6, número marginal 12. 
76 Véase, por ejemplo, Wargner en BeckOK EStG, de 1/7/2022, 
número marginal 358, palabra clave Hapimag: "En lugar de 
pagos de dividendos o intereses, las acciones de Hapimag 
conceden el derecho a vivir gratuitamente en los complejos 
vacacionales de Hapimag AG. Estos beneficios de uso 
constituyen otra remuneración de las acciones en el sentido del § 
20 párr. 1 núm. 1 o beneficios en el sentido del § 20 párr. 2 núm. 
1 EstG. Deben calcularse de acuerdo con el § 8 párr. 2 frase 1, 
deben valorarse a los precios finales habituales en el lugar de 
entrega y se devengan cuando la vivienda de vacaciones se 
transfiere al sujeto pasivo o a un tercero designado por éste, pero 
no tan pronto como cuando se acreditan los "puntos de derecho a 
vivienda" (BFH de 16/12/1992 - I R 32/92, BStBl. II 1993, 399, 
DStR 1993, 874). El BFH también se refiere a la casuística en el 
número marginal 18 de su sentencia de base de 12 de junio de 
2013 – I R 109-111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 2013, 834 con 
comentario de Behrenz: “véase, a título de deslinde, para el caso 
de una sociedad suiza cuyas distribuciones entran en el primer 
subgrupo, BFH en BFHE 170, 354, BStBl. II 1993, 399, DStR 
1993, 874; en BFH/NV 1994, 318, BeckRS 1993, 07641; además 
de 6/6/2012 -I R 6, 8/11, BFHE 237, 346, BStBl. II 2013, 111, 
IStR 2012, 766 con comentario de Schmid". 

1966, la imposición según el apartado (4) está ahora 
referida en particular a los derechos de 
aprovechamiento por turno de bienes inmuebles de uso 
turístico (a menudo denominados coloquialmente 
multipropiedad inmobiliaria o “time-sharing” en 
España) en virtud de la Ley 42/1998, de 15 de 
diciembre, sobre derechos de aprovechamiento por 
turno de bienes inmuebles de uso turístico y normas 
tributarias, si estos no están estructurados como 
derechos reales limitados, sino —como 
probablemente es el caso en la mayoría de los 
conceptos de multipropiedad en España— solamente 
como derechos personales sobre la base de un contrato 
de obligación o de asociación77. 

 
La relación entre los arts. 6 y 10 CDI 2011 no está 
expresamente regulada y, por lo que puede verse, se 
valora de forma dispar en la literatura que ha opinado 
sobre los comentarios al MOCDE. Mientras que 
Reimer asume que el art. 6 prevalece sobre el art. 10 
(y al mismo tiempo aborda la cuestión de la 
aplicabilidad a los hechos que llevan a la 
consideración de un vGA78, afirmada por una parte de 
la doctrina con referencia a la redacción de la 
disposición79 y negada por otra literatura80), 
Wassermeyer y Schwenke justifican la prevalencia del 
art. 10 sobre el art. 6 con referencia a la definición de 
dividendos81. 

 
La opinión del autor es el resultado de un análisis más 
detallado del texto del CDI como del de otros 

 
77 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 6, número marginal 15; 
Hellwege (nota 5), DBA-Spanien, art. 6, número marginal 5; 
Serrano Antón, Fiscalidad Internacional (1), 2019, p. 474: […] la 
figura de la multipropiedad inmobiliaria, más cercana a la 
comunidad o condominio sobre un bien. En este caso, se adquiere 
el derecho al uso y disfrute del bien inmueble mediante la 
compra de un documento o título que le habilita para dicho 
disfrute durante un periodo de tiempo al año […]. 
78 Véase Reimer en Klaus Vogel on Double Conventions, 5.ª 
edición de 2022, art. 6, números marginales 15 y 16: “It is 
controversial whether the factual use of real estate of the 
corporations by a shareholder is subject to Article 6 OECD and 
UN MC (which should then take precedence over Article 10 
OECD and UN MC, due to Article 6 (4) OECD and UN MC 
[…]”; Reimer (nota 5), MOCDE 2017 art. 6, números marginales 
98a y 99. 
79 Como prueba, véase la nota 5; en 2013, en su comentario sobre 
la fundamental sentencia del BFH de 12 de junio de 2013 - I R 
109-111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 2013, 834 (839) con 
comentario de Behrenz, número marginal 7, el autor se inclinaba 
inicialmente por esta opinión, pero la abandonó tras un examen 
más detenido en Behrenz (nota 27), de enero de 2014, DBA- 
Spanien, art. 6, número marginal 14. 
80 Lieber en Schönfeld/Ditz, DBA, 2.ª ed. de 2019, art. 6, número 
marginal 209: El derecho a utilizar las participaciones debe 
resultar directamente de la estructura jurídica de las 
participaciones. Los bienes inmuebles a cuyo uso dan derecho las 
acciones deben estar situados en el otro Estado contratante; 
también Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 6, número 
marginal 14. 
81 Wassermeyer (nota 52), OECD-MA 2017, art. 6, número 
marginal 22. 
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CDI firmados por Alemania que contienen una 
disposición comparable, así como una interpretación 
sistemática e histórica de la disposición basada en su 
finalidad, y resulta en que el art. 6 (4) CDI con España 
no es aplicable a los vGA. 

 
4.1.1 Comparación con disposiciones paralelas de 
otros convenios 

 
El hecho de que esta disposición, que a diferencia de 
la denominada cláusula de la sociedad inmobiliaria82 
no fue modificada por el MLI, no establezca un 
derecho exclusivo83 sino solamente concurrente de 
imposición del Estado donde se encuentran los bienes, 
se desprende para Alemania como Estado de 
residencia del art. 22 (2), letra b, VII CDI 2011, según 
el cual las rentas procedentes de bienes inmuebles 
(incluidas las rentas derivadas de la enajenación de 
dichos bienes) o del patrimonio, en la medida en que 
dichos bienes no estén efectivamente vinculados a un 
Establecimiento Permanente (EP) en el Reino de 
España, pueden someterse a imposición en Alemania 
y el impuesto alemán sobre dichas rentas se compensa 
con el impuesto español pagado en virtud de la 
legislación del Reino de España y de conformidad con 
el presente acuerdo, sin perjuicio de las disposiciones 
de la legislación fiscal alemana sobre la deducción del 
impuesto español. De la redacción de la mencionada 
remisión del artículo al encabezamiento del art. 6 
("Rentas inmobiliarias") se desprende la intención de 
los Estados contratantes, 

la notificación a las autoridades y su aprobación por 
estas— dé lugar a que se atribuya a los socios que 
utilizan la vivienda un EP español en el sentido 
mencionado85. 
 
Por otro lado, no existe una disposición comparable al 
art. 6 (4) CDI 2011 entre Alemania y España en las 
distintas versiones del MOCDE86 o de la ONU87, y 
mucho menos en los denominados “principios 
alemanes para la negociación de convenios de doble 
imposición”88. Sin embargo, se pueden encontrar 
disposiciones casi idénticas en el art. 6 (4) de los 
convenios alemanes con Estonia 202089, Finlandia 
201690, Letonia 199791 y Lituania 199792, donde la 
redacción del CDI 2011 respectivamente es más 
amplia en el uso del término "participaciones" en 
comparación con el término "participaciones sociales" 
utilizado en los otros convenios, así como con la 
especificación "directa o indirectamente" (derecho de 
uso). Si bien todos los CDI antes mencionados —
aunque con una redacción diferente— contienen una 
cláusula sobre sociedades inmobiliarias inspirada en el 
art. 13 (4) MOCDE93, el CDI con España de 2011 es 
el único en el que dicha lógica reguladora se refleja 
también en la tributación de las plusvalías (art. 13(3))94 
y en la tributación del patrimonio (art. 21 (4) variante 
2)95. 
 
La redacción de todos los CDI mencionados se refiere 
uniformemente a un derecho de uso del socio derivado 
de la participación96, cuya existencia es una cuestión 
de derecho civil aplicable en virtud de las normas de 
derecho internacional privado. Por tanto, 

así como del legislador alemán, de someter todas las   
rentas en el sentido del art. 6 y, por tanto, también las 
del art. 6 (4) CDI 2011, de manera uniforme mediante 
el método de imputación84. 
Únicamente para las rentas y ganancias de capital 
procedentes de bienes inmuebles afectos a un EP (art. 
6 (3) y 13 (1) CDI 2011) el convenio prevé una 
exención para Alemania como Estado de residencia 
(art. 22 (2), letra c, segunda mitad de la frase CDI 
2011). Es poco probable que el alquiler turístico a 
corto plazo de viviendas vacacionales con servicios 
adicionales (limpieza, cambio de toallas, desayuno, 
etc.) por parte de una empresa inmobiliaria, cada vez 
más popular en España por razones económicas y de 
derecho fiscal español —que regularmente requiere 

 

82 Véase arriba nota 1. 
83 Una opinión diferente parecen tener Spatscheck/Spilker DStR 
2022, 183 (186), en 3.3: no tributación soberanía del Estado de 
residencia; según Golombek BB 2014, 855 (857), en 4. b) 
("impresión posiblemente trascendental de la no tributación 
futura de tales hechos en Alemania"), el comunicado de prensa 
del BFH de fecha 2/10/2013 sobre la sentencia de 12/6/2013 - I R 
109-111/10, BStBl. II 2013, 1024, IStR 2013, 834 con 
comentario de Behrenz. 
84 Gosch BFH/PR 2013, 452 (453 bajo 3.): Pero incluso en ese 
caso, Alemania tiene derecho a gravar. Sin embargo, siempre 
debe acreditar el impuesto sobre la renta español [...]; Hellwege 
(nota 5), DBA-Spanien, art. 6, número marginal 10; Lieber (nota 
80), art. 6, número marginal 209. 

85 Véase, por ejemplo, la lógica de las sentencias del Tribunal de 
lo Fiscal de Baden-Württemberg, sala externa de Friburgo de 
24/9/2020 - 3 K 2762/19, DStRE 2021, 933 Ls. 3: "Las viviendas 
vacacionales extranjeras no son establecimientos permanentes 
extranjeros"; recurso, ref. BFH: III R 59/20; BFH de 23/3/2022 - 
III R 35/20, IStR 2022, 687 con comentario de Bärsch/Barbu y 
TJCE de 3/6/2021 - C-931/19, Titanium, IStR 2021, 557 con 
comentario de Vobbe/Bärsch. 
86 Véase https://read.oecd-ilibrary.org/taxation/model-tax- 
convention-on-income-and-on-capital-condensed-version- 
2017_mtc_cond-2017-en#page7 y versiones anteriores. 
87 Véase: 
https://www.un.org/development/desa/financing/sites/www.un.or 
g.development.desa.financing/files/2020- 
03/UN%20Model_2017.pdf y versiones anteriores. 
88 Wassermeyer/Schwenke (nota 52), OECD-MA 2017, art. 6, 
números marginales 115–118. 
89 Convenio de 15/12/2020, BGBl. 2021 II 562. 
90 Convenio de 19/2/2016, BGBl. 2017 II 766. 
91 Convenio de 21/2/1997, BGBl. 1998 II 330. 
92 Convenio de 22/7/1997, BGBl. 1998 II 1571. 
93 El CDI Alemania-Estonia ya contiene las enmiendas debidas al 
MLI, cf. el proyecto de ley del Gobierno Federal alemán sobre el 
Protocolo de Enmienda de 15 de diciembre de 2020, BR-Drs. 
170/21 de 12 de febrero de 2021. 
94 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 13, números marginales 
16–19. 
95 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien, art. 21, números 
marginales 7–11. 
96 Véase texto “Cuando la propiedad de acciones o 
participaciones u otros derechos atribuyen directa o 
indirectamente al propietario el derecho al disfrute” […]. 
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una interpretación autónoma del término "derecho" 
por parte del Estado que aplica el CDI queda 
descartada de acuerdo con el sentido y la finalidad de 
la norma, que es conceder al Estado en el que se 
encuentra el bien un derecho de imposición 
concurrente, siempre que "del contexto del Convenio 
no se infiera una interpretación diferente" (art. 3 (2) de 
los convenios mencionados). 

 
Mientras que según el CDI 2011, en los casos de uso 
propio por socios autorizados es el factor de "la 
utilización o uso en cualquier otra forma de tal derecho 
de disfrute" el que desencadena un derecho de 
imposición del Estado en el que se encuentra el bien, 
los demás convenios se centran en el "uso o cualquier 
tipo de utilización del derecho de uso". Según la 
redacción de todos los convenios, una mera 
posibilidad de uso —sin uso efectivo y sin un derecho 
civil que diga lo contrario— no desencadena un 
derecho de imposición del Estado en el que se 
encuentra el bien, lo que constituye una conclusión 
interesante en el contexto de la sentencia del FG 
Hesse97 sobre la situación jurídica en virtud del CDI 
1966 para un período cuya evaluación debe hacerse, 
en cambio, en virtud del CDI 2011. 
Los comentarios a los convenios de Alemania con 
Estonia98, Finlandia99, Letonia100 y Lituania101 asumen 
unánimemente que el art. 6 (4) de los convenios exige 
en cada caso una posición jurídica derivada de los 
derechos de participación en la sociedad y que la 
explotación de una posibilidad de uso meramente 
fáctica no cumple con este criterio, por lo que los vGA 
deben evaluarse según el art. 10 de los acuerdos en 
conjunción con el respectivo artículo sobre el método 
aplicable en el Estado de residencia. En el caso del 
CDI con Finlandia, así lo confirma el memorándum 
del convenio actual contenido en el proyecto de ley del 
Gobierno Federal102, que hace referencia al 
memorándum del 

 
97 Véase arriba 2.2 y 21. 
98 Siegers en Wassermeyer, DBA, de abril de 2022, DBA- 
Estland, art. 6, número marginal 14; Rademacher-Gottwald en 
Gosch/Kroppen/Grotherr/Kraft, DBA, de junio de 2022, DBA- 
Estland rt. 6, número marginal 8. 
99 Wassermeyer/Puscher, de abril de 2022, DBA-Finnland, prot., 
art. 6, número marginal 19; Rademacher-Gottwald (nota 98), 
DBA-Finnland, art. 6, número marginal 4. 
100 Siegers (nota 98), DBA-Lettlandart. 6, número marginal 11; 
Rademacher-Gottwald (nota 98), DBA-Lettland, art. 6, número 
marginal 8. 
101 Siegers (nota 98), DBA-Litauenart. 6, número marginal 11; 
Rademacher-Gottwald (nota 98), DBA-Litauenart. 6, número 
marginal 8. 
102 BR-Drs. 817/16 de 30/12/2016, Proyecto de Ley sobre el 
Acuerdo de 19/2/2016 entre la República Federal de Alemania y 
la República de Finlandia para evitar la doble imposición en 
materia de los impuestos sobre la renta y sobre el patrimonio: En 
relación con el art. 6 (4) hay una disposición que ya figura en el 
acuerdo existente. Según esta disposición, los rendimientos 
derivados de la utilización de un derecho de uso de bienes 
muebles de una sociedad resultantes de la titularidad de acciones 

convenio antecesor en las explicaciones al art. 6 del 
convenio de 1979103. 

 
4.1.2 Historia y finalidad del art. 6 (4) CDI 2011 

 
En el memorándum del convenio que figura en el 
proyecto de ley del Gobierno Federal104, se puede 
encontrar el siguiente pasaje en las explicaciones al 
art. 6 del convenio: 

 
“A petición expresa de España, las rentas derivadas de 
un derecho de uso de un bien inmueble también están 
sujetas a imposición en el Estado en el que está situado 
el bien, según el apartado 4. Esta disposición se debe 
a la situación especial de la legislación española, según 
la cual también existen ingresos por alquiler y 
arrendamiento si se interpone una sociedad 
inmobiliaria entre el propietario y el que utiliza el 
inmueble.” 

 
La explicación oficial del motivo normativo en la 
segunda frase del párrafo anterior es muy escueta y, 
sin una explicación más detallada o un conocimiento 
de la política convencional española que la sustenta, 
así como del Derecho interno español, alberga el 
peligro de una interpretación no conforme con la 
norma. 

 
4.1.2.1 Historia del origen del art. 6 (4) CDI 2011 

 
A diferencia de Alemania105, España no ha adoptado 
una base de negociación para los CDI, y un análisis de 
los 93 convenios actualmente en vigor en España106 no 
permite concluir que exista de facto dicha base de 
negociación107. 

 
o participaciones sociales también pueden someterse a 
imposición en el Estado en el que se encuentren los bienes 
inmuebles. 
103 BR-Drs. 9/573 de 12/6/1981, Proyecto de Ley relativo al 
Convenio de 5/7/1979 entre la República Federal de Alemania y 
la República de Finlandia para evitar la doble imposición en 
materia de impuestos sobre la renta y sobre el patrimonio: 
Respecto al art. 6: Los apartados 4 y 5 contienen una disposición 
especial que tiene en cuenta una peculiaridad de la legislación 
finlandesa. Según esta disposición, las rentas procedentes de 
acciones o participaciones sociales similares consistentes en la 
utilización de bienes inmuebles pueden someterse a imposición 
como las rentas procedentes de bienes inmuebles en el Estado 
contratante en el que estén situados dichos bienes. 
104 BR-Drs. 528/11 de 2/9/2011, Proyecto de Ley sobre el 
Convenio de 3/2/2011 entre la República Federal de Alemania y el 
Reino de España para evitar la doble imposición y prevenir la 
evasión fiscal en materia de impuestos sobre la renta y sobre el 
patrimonio. 
105 Véase arriba nota 88. 
106 https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/normativa-criterios- 
interpretativos/fiscalidad-internacional/convenios-doble- 
imposicion-firmados-espana.html. 
107 Véase Baez/Benéitez/Navarro, IBFD Global Tax Treaty 
Commentaries: County Police & Practice Spain, de 1/2/2021, 
apartado 1: […] There is no official Spanish tax treaty model. It 
remains unknown whether the Spanish tax authorities make use 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=6&g=DBA2011_E&x=4
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La historia de la política de convenios española con 
respecto a la cláusula CDI que aquí interesa es sin 
embargo reveladora. La disposición fue acordada por 
primera vez por España en el art. 6 (5) del CDI con 
EE. UU. de 22/2/1990108, que se considera en la 
literatura española como el origen de la disposición109, 
y fue incorporada al derecho interno español110 en 
1998, que se ha visto modificado posteriormente 
varias veces. La cláusula tampoco se cambió en el 
protocolo de modificación en vigor de dicho CDI de 
14/1/2013111 y ha sido adoptada sucesivamente por 
España hasta la fecha en otros 39 convenios112 y, por 
último, también en el CDI concluido con Alemania de 
3/2/2011. La normativa también se encuentra, en 
particular, en el art. 6 (4) de los convenios de España 
con países con los que Alemania también ha incluido 
una cláusula similar113, es decir, en los CDI con 
Estonia de 3/9/2003, con Finlandia de 15/12/2015, con 
Letonia de 4/9/2003 y con Lituania de 22/7/2003114. 

 

of one in their negotiations, as these remain secret throughout the 
process. […] Nevertheless, and even if certain patterns can be 
detected, it is important to note that a comprehensive analysis of 
the Spanish tax treaty network leads to the conclusion that there 
is also no de facto Spanish tax treaty model. […]. 
108 Instrumento de Ratificación del Convenio entre el Reino de 
España y los Estados Unidos de América para evitar la doble 
imposición y prevenir la evasión fiscal respecto de los impuestos 
sobre la renta, hecho en Madrid el 22 de febrero de 1990, BOE- 
A-1990-30940, BOE núm. 306, de 22 de diciembre de 1990, 
páginas 38251 a 38259. 
109 Serrano Antón (nota 77), p. 473: […] este precepto tiene su 
base en el CDI entre España y EE. UU., y fue trasladado 
posteriormente a la legislación interna española, de tal forma que 
quedan incluidos supuestos como el time-sharing, 
multipropiedad o propiedad a tiempo compartido; Carbajo Vasco, 
art. 1 a 43, Impuesto sobre la renta de personas físicas, 
comentarios a las leyes tributarias, 2018; Rubio Guerrero, La 
tributación de las operaciones internacionales en el IRPF, 
Situación actual y posible reforma, 1998. 
110 Art. 12.1. f) Ley 41/1998 de 9 de nueve de diciembre, del 
Impuesto sobre la renta de no residentes y normas tributarias, 
modificado por el art. 74 Ley 46/2002, de 18 de diciembre, de 
reforma parcial del Impuesto sobre la Renta de las Personas 
Físicas y por la que se modifican las Leyes de los Impuestos 
sobre Sociedades y sobre la Renta de no Residentes. A través del 
Real Decreto Legislativo 5/2004, de 5 de marzo, por el que se 
aprueba el texto refundido de la Ley del Impuesto sobre la Renta 
de no Residentes los reglamentos se cambiaron después en los 
reglamentos vigentes a día de hoy de art. 13 LIRNR. 
111 Protocolo y su Memorando de entendimiento, hechos en 
Madrid el 14 de enero de 2013, que modifican el Convenio entre 
el Reino de España y los Estados Unidos de América para evitar 
la doble imposición y prevenir la evasión fiscal respecto de los 
impuestos sobre la renta, y su Protocolo, firmado en Madrid el 22 
de febrero de 1990, BOE-A-2019-15166, BOE núm. 255, de 23 
de octubre de 2019, páginas 116121 a 116142. 
112 Por razones de espacio, no se ofrecerá aquí una lista completa; 
cabe mencionar ejemplos de algunos de los Estados firmantes 
que, como Alemania, suelen representar una parte importante del 
turismo español, como Bélgica, Finlandia, Francia, Irlanda, Gran 
Bretaña en Europa y Australia, Japón, Qatar y EE. UU. fuera de 
Europa. 
113 Véase arriba 4.1.1 y notas 89–92. 
114 Véase las referencias en la página web de la Agencia 
Tributaria española (nota 106). 

La Explicación Técnica (1990) del Departamento del 
Tesoro estadounidense115 aclara el objetivo de la 
normativa: 

“Paragraph 5 provides a special rule intended to permit 
Spain to tax imputed rental income in certain cases 
where real property held by a company or other entity 
is made available to the owner of shares or other rights 
in such company or entity. The paragraph provides 
that, where ownership or participation rights in a 
company include a right to enjoy property situated in 
a Contracting State, the income, either actual or 
imputed, from that property right may be taxed in that 
Contracting State. Thus, for example, when a US 
corporation owns a Spanish resort property and grants 
time-share rights to that property to its shareholders. 
Spain, subject to the other provisions of the 
Convention, may tax the imputed rental value of that 
property (either to the company or to its shareholders) 
in accordance with domestic law.” 

 
La Explicación de la Comisión Mixta de Fiscalidad 
(1990) sobre el Tratado del Impuesto sobre la Renta 
(tal como se firmó) explica la norma del siguiente 
modo: 

 
“Where ownership or participation rights in a 
company or other entity include a right to enjoy real 
property situated in one of the countries, the income, 
whether actual or imputed, from that property right is 
taxable in that country. It is understood that this 
provision was added to the proposed treaty to permit 
Spain to tax imputed rental income in certain cases 
where real property held by a company or other entity 
is made available to the owner of shares or other rights 
in such company or entity. This rule might apply, for 
example, where a US corporation owns a Spanish 
resort property and grants to its shareholders time-
share rights to that property. In such a case, Spain may 
tax the imputed rental income attributable to that 
property either to the company or to the shareholders 
in accordance with its domestic law.” 
 
Resulta evidente que la normativa tiene en mente la 
tributación de las posiciones jurídicas acordadas 
contractualmente en relación con la utilización 
indirecta de inmuebles, pero no la tributación de las 
utilizaciones puramente fácticas, que deben calificarse 
de vGA a efectos fiscales. 

 
4.1.2.2 Legislación interna española 

 
En el derecho interno español, los pasajes relevantes a 
estos efectos se encuentran actualmente en el art. 

 
 

115 https://www.irs.gov/businesses/international-businesses/spain- 
tax-treaty-documents. 

http://www.irs.gov/businesses/international-businesses/spain-
http://www.irs.gov/businesses/international-businesses/spain-
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13.1. letras. g) y h) de la Ley del Impuesto sobre la 
Renta de No Residentes (LIRNR)116. 
 
Según la letra g) del apartado 1 del art. 13 LIRNR, las 
rentas derivadas directa o indirectamente de bienes 
inmuebles situados en España están sujetas a 
tributación117. En la literatura española comentada, 
reconocidos autores del círculo de la Administración 
tributaria conceden que la cuestión de en qué casos ha 
de presumirse la obtención indirecta de rentas en el 
sentido indicado no es fácil de responder sobre la base 
del mero tenor literal de la ley; como ejemplo típico, 
se menciona la participación en sociedades 
(nacionales y extranjeras) que otorgan al socio el 
derecho a utilizar o comercializar un inmueble situado 
en España en función de los pactos celebrados en el 
marco de su participación118. En una consulta 
vinculante de 2017, la DGT confirmó esta 
interpretación en un caso relativo al CDI entre España 
y Suiza119. 

 
El trasfondo práctico de la regulación se refiere, por 
tanto, a los clásicos conceptos españoles de time- 
sharing o propiedad fraccionada (a menudo 
comercializados como "clubes"), en los que la 
propiedad de un complejo inmobiliario situado en 
España (normalmente complejos vacacionales, que a 
menudo incluyen también instalaciones portuarias, 
campos de golf, cuadras de caballos, etc.) está en 
manos de personas jurídicas nacionales o extranjeras 
(incluidos los offshore trusts de tipo angloamericano, 
que a menudo están situados en paraísos fiscales), 
también denominado en la literatura especializada 
española como multipropiedad societaria120. En estos 
casos, y de acuerdo con sus estatutos o documentación 
complementaria de participación, los 

 
116 Véase Behrenz (nota 27), anexo al DBA-Spanien número 
marginal 27. 
117 Art. 13 LIRNR Rentas obtenidas en territorio español: 1. Se 
consideran rentas obtenidas en territorio español las siguientes: 
[…] g) Los rendimientos derivados, directa o indirectamente, de 
bienes inmuebles situados en territorio español o de derechos 
relativos a éstos. 
118 Carmona Fernández, Fiscalidad de no residentes y Convenios 
de doble imposición, 2022; capitulo 2 17.1: […] A qué género de 
rentas se quiera referir la norma, cuando habla de rendimientos 
inmobiliarios „indirectos“, es una cuestión de compleja 
respuesta. […] Así, como rendimientos indirectos cabría 
conceptuar en una primera aproximación […] las rentas 
derivadas de acciones o participaciones o participaciones en 
sociedades o entidades […] que otorguen al socio o partícipe el 
derecho al disfrute de un inmueble, siempre que este se encuentre 
situado en España […]; Carbajo Vasco (nota 109), p. 217, […] va 
a ser difícil precisar el alcance de la expresión “indirectamente”, 
sobre todo para los supuestos de sociedades de tenencia de 
inmuebles […]. 
119 V2147-17 de 21/8/2017. 
120 Serrano Antón (nota 77), p. 474: […] La multipropiedad 
societaria se configura como un contrato de sociedad cuya 
finalidad es el uso y disfrute de un bien inmueble y en la que la 
suscripción de acciones da derecho al socio a disfrutar del bien 
inmueble en la cuota que le responda, con el límite temporal que 
se establezca en los estatutos de la sociedad […]. 

titulares de los "derechos de socio" titulizados por 
estas personas jurídicas tienen, sobre una base 
corporativa o contractual, el derecho temporal 
limitado de uso propio o la cesión opcional de uso a 
terceros de una unidad definida concretamente (por 
ejemplo, "piso de vacaciones n.º 56 con uso del campo 
de golf en la 52.ª y la siguiente 1.ª semana natural de 
un año"). En estos casos, el propietario tiene que pagar 
una cuota administrativa anual, además de los costes 
de adquisición de la "pertenencia al club". La unidad 
es gestionada por una empresa de servicios española 
en el marco de un contrato de servicios global, que se 
encarga de la administración diaria, pero también de la 
preparación de la estancia de las personas designadas 
por el propietario, así como de una posible cesión de 
uso a terceros previo pago (a menudo también en el 
marco de sistemas de intercambio coordinados 
internacionalmente por puntos). 
 
De conformidad con el art. 13.1, letra h) LIRNR, 
también están sujetas a tributación en concepto de 
obligación real las rentas atribuidas a las personas 
físicas por el uso propio de inmuebles residenciales 
comunales situados en España que no se exploten 
económicamente y no constituyan su vivienda habitual 
principal (a menudo denominadas coloquialmente 
impuesto español sobre la segunda vivienda)121. En 
virtud de una referencia legal a los conceptos de 
multipropiedad y propiedad fraccionada en las leyes 
españolas pertinentes122, al titular de estos derechos se 
le imputan ingresos ficticios procedentes del uso; la 
base imponible para la tributación es el valor catastral 
determinado pro rata temporis en función del derecho 
de uso; y en caso de falta de determinación o 
notificación sobre este al titular, se toman los costes de 
adquisición prorrateados. No obstante, el 
aprovechamiento por turno de bienes inmuebles 
situados en España no está sujeto a tributación si su 
duración total no excede de dos semanas al año123. 

 
 

121 Artículo 13 LIRNR Rentas obtenidas en territorio español: 1. 
Se consideran rentas obtenidas en territorio español las 
siguientes: […] h) Las rentas imputadas a los contribuyentes 
personas físicas titulares de bienes inmuebles urbanos situados en 
territorio español no afectos a actividades económicas. Véase. 
Behrenz (nota 27), anexo al DBA Spanien, números 
marginales 100–104. 
122 Ley 42/1998, de 15 de septiembre, y Ley 4/2012, de 6 de julio, 
de los derechos de aprovechamiento por turno. 
123 Art. 24.4 LIRNR en relación con el art. 85.3 LIRPF: 3. “En 
los supuestos de derechos de aprovechamiento por turno de 
bienes inmuebles la imputación se efectuará al titular del derecho 
real, prorrateando el valor catastral en función de la duración 
anual del periodo de aprovechamiento. Si a la fecha de devengo 
del impuesto los inmuebles a que se refiere este apartado 
carecieran de valor catastral, o éste no hubiera sido notificado al 
titular, se tomará como base de imputación el precio de 
adquisición del derecho de aprovechamiento. No procederá la 
imputación de renta inmobiliaria a los titulares de derechos de 
aprovechamiento por turno de bienes inmuebles cuando su 
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Los autores españoles entienden que la finalidad de la 
citada normativa es evitar que las personas físicas 
eludan la tributación española de la comercialización 
por cuenta ajena o del uso propio mediante la 
interposición de sociedades nacionales y extranjeras 
que otorguen a los socios derechos de uso legalmente 
exigibles sobre los bienes inmuebles de su 
titularidad124. 

 
En varias consultas vinculantes de la DGT, la 
Administración tributaria española ha rechazado la 
aplicación de la citada normativa interna a las 
situaciones de dividendos encubiertos125. En el 
contexto del art. 6 (4) CDI 2011, de redacción 
prácticamente idéntica al art. 6 (4) CDI 2011 entre 
España y Kazajstán, el órgano central de recursos de 
la Administración tributaria catalana, técnicamente 
independiente en virtud del art. 228.1 LGT, también 
determinó en resolución de 9/9/2021, basándose 
expresamente en el sentido y finalidad de la norma 
antes descrita, su inaplicabilidad a una situación de 
dividendos encubiertos126. Lo mismo ocurre con dos 

 
duración no exceda de dos semanas por año”. Véase Behrenz 
(nota 27), anexo al DBA-Spanien número marginal 101. 
124 Carmona Fernández (nota 118); Hortalà i Vallvé, Comentarios 
a la red española de Convenios de doble imposición, 2007, p. 111 
bajo 6.5 […] El objetivo de esta disposición es prevenir una 
situación abusiva por la que una persona física sería propietaria 
de un inmueble a través de una sociedad interpuesta residente en 
un Estado distinto de la localización del inmueble y eso le 
permitía evitar tributar como no residente por las rentas presuntas 
derivadas del disfrute de dicho bien inmueble; Cubero 
Truyo/Díaz Ravn, Convenios para evitar la doble imposición 
suscritos por España y Modelo de la OCDE (MOCDE), 2012, 
p. 217: […] acompañando de una regla cautelar que conceda 
igualmente la potestad impositiva cuando del rendimiento 
inmobiliario se presente disfrazado de rendimiento del capital 
mobiliario […] Así son numerosos los Convenios suscritos por 
nuestro país en los que se añade un párrafo al art. 6 para permitir 
el gravamen en el Estado de situación de los inmuebles de las 
rentas que deriven de acciones u otros derechos que otorgan el 
derecho de disfrute sobre un inmueble. 
125 V1888-20 de 10/6/2020; V2147-17 de 21/8/2017; V2285-12 
de 30/11/2012; V1242-05 de 27/6/2005; sobre el papel y la 
posición de la DGT, cf. Behrenz (nota 27), anexo al DBA- 
Spanien, número marginal 42. 
126 Véase Tribunal Económico Administrativo Regional de 
Cataluña, resolución de 9 de sep. de 2021, Rec. 17/00379/2018: 
[… ] El apartado 4.º del art. 6 CDI (derivado de la reserva de 
España al art. 6 MOCDE) no surgió para supuestos como el aquí 
planteado sino para los casos de aprovechamiento por turno de 
inmuebles y figuras similares, y sin desconocer que su literal 
pudiera acoger la imputación de rentas inmobiliarias indirectas, a 
socios de entidades propietarias de inmuebles no afectos a 
actividades económicas, ello requeriría una previsión normativa 
expresa de tal transparentación que no existe ni en TRLIRNR, ni 
por remisión en el IRPF, pues, frente a lo motivado en el 
Acuerdo, en el IRPF no es imputada la renta inmobiliaria a socios 
de personas jurídicas residentes en España titulares de inmuebles. 
Por tanto, la imputación de rentas inmobiliarias exige la 
titularidad jurídica del inmueble, y la misma no ha sido negado 
en la regularización inspectora que corresponde a XZ S.L., no 
habiéndose regularizado anomalía negocial alguna que afecte a 
tal titularidad. […]; con respecto a la función y al 
posicionamiento de los Tribunales Económico-Administrativos, 

sentencias de segunda instancia de las salas de los 
tribunales superiores de lo contencioso- 
administrativo de Cataluña competentes en materia 
tributaria de 2019127. 

 
4.2 Tributación del uso de un inmueble como 
rendimiento de actividad 

 
4.2.1 Rentas del trabajo (art. 14 CDI 2011) 

 
En la medida en que la utilización de bienes inmuebles 
de forma gratuita o no acorde con el mercado sea una 
retribución económica por una actividad laboral, 
puede entrar en cuestión la tributación según el art. 14 
CDI 2011. Y en la medida en que la sociedad sea 
residente en España en virtud del convenio, los 
ingresos de los administradores o de los miembros de 
los consejos de administración españoles que tengan 
una función de gestión128 están sujetos a la tributación 
concurrente en España si se trata de una actividad 
realizada localmente en interés de la sociedad (art. 14 
(1), frase 1 y frase 2 CDI 2011), así como a una 
obligación real en España129. Alemania exime a este 
respecto los rendimientos del trabajo mediante la 
aplicación de la cláusula de exención con 
progresividad (art. 22 (2), letras a y d CDI 2011), si en 
España se han gravado efectivamente estos 
rendimientos, de lo contrario se produce el tránsito al 
método de imputación conforme al § 50d (8) EStG. 
 
En una consulta vinculante de fecha 10/6/2020, 
relativa al artículo equivalente en el CDI España- 
Francia, la DGT señala explícitamente esta posible 
tributación130. 

 
4.2.2 Remuneración del consejo de administración 
(art. 15 CDI 2011) 

 
Si el uso gratuito o no orientado al mercado de bienes 
inmuebles es una remuneración económica por una 
actividad como miembro del consejo de 
administración en la empresa, puede entrar en cuestión 
la tributación según el art. 15 CDI 2011. Asimismo, en 
tanto que la sociedad sea residente en España en 
virtud del convenio, los ingresos de los 

 

cf. Behrenz (nota 27), anexo al DBA Spanien, número 
marginal 55. 
127 Tribunal Superior de Justicia de Cataluña, Sala de lo 
Contencioso-administrativo, Sesión 1.ª, Sentencia 1479/2019 de 
27 de noviembre de 2019, Rec. 697/2017 y Sentencia 1392/2019 
de 15 de noviembre de 2019, Rec. 708/2017. 
128 Behrenz (nota 27), DBA Spanien 14, números marginales 2, 
4. 
129 Art. 13 LIRNR Rentas obtenidas en territorio español: 1. Se 
consideran rentas obtenidas en territorio español las siguientes: 
[…] e) Las retribuciones de los administradores y miembros de 
los consejos de administración, de las juntas que hagan sus veces 
o de órganos representativos de una entidad residente en 
territorio español. 
130 V1888-20, véase el número marginal 6. 
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miembros del consejo de administración españoles 
que ejerzan una función de supervisión, pero no 
ejecutiva131 están sujetos a la tributación concurrente y 
a la obligación real en España, con independencia del 
lugar en el que se ejerza la actividad132. Alemania 
incluye los ingresos por este concepto en la base 
imponible de los rendimientos del trabajo por cuenta 
propia y deduce los impuestos devengados en España 
de conformidad con el art. 22 (2) (b) iv CDI 2011. 
En una consulta vinculante de fecha 10/6/2020133, 
relativa al artículo equivalente en el CDI España- 
Francia, la DGT señala explícitamente esta posible 
tributación. 

 
4.3 Tributación como otras rentas (art. 20 CDI 
2011) 

 
Sobre la base de las consideraciones expuestas, la 
aplicación del art. 20 CDI 2011, subsidiario de otras 
disposiciones134, queda generalmente descartada en el 
contexto aquí analizado. 

 
5. Resumen 

 
El TS, consciente de la normativa interna sobre la 
tributación de las "rentas indirectas" derivadas de la 
utilización de bienes inmuebles situados en España, 
que se aseguran en relación con Alemania a través del 
art. 6 (4) CDI 2011, ha dictaminado que los vGA no 
deben tributar a través de esta normativa, sino como 
dividendos (en especie). Por su parte, y a través de la 
concatenación de calificaciones prevista en el artículo 
sobre dividendos (art. 10 (2) CDI 2011), Alemania 
tiene un derecho de imposición correspondiente de 
conformidad con el artículo sobre el método para 
evitar la doble imposición; cualquier impuesto 
devengado en España debe deducirse generalmente 
del impuesto devengado en Alemania. 

El art. 6 (4) CDI 2011 no es, por tanto, aplicable a las 
situaciones de vGA basadas en el uso puramente 
efectivo de bienes inmuebles situados en España sin 
un derecho de uso existente, según la redacción, la 
sistemática y la historia de los orígenes del precepto. 
En la medida en que el uso de los bienes inmuebles sea 
la remuneración de una actividad como administrador 
o miembro del consejo de administración en la 
empresa, se puede considerar la tributación de acuerdo 
con las normas de distribución 

aplicables correspondientes, así como la regulación 
correspondiente en el artículo del método para evitar 
la doble imposición. 

 

 

* Abogado/Asesor fiscal, Socio gerente y 
Jefe del departamento multidisciplinar 
Spanish & LatAm Desk de Dr. Kleeberg & 
Partner GmbH WPG StGB y Kleeberg Legal 
GmbH en Múnich; (https://kleeberg- 
sdesk.de/) 
frank.behrenz@crowe-kleeberg.de 
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131 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien art. 15, número marginal 3. 
132 Art. 13 LIRNR Rentas obtenidas en territorio español: 1. Se 
consideran rentas obtenidas en territorio español las siguientes: 
[…] e) Las retribuciones de los administradores y miembros de 
los consejos de administración, de las juntas que hagan sus veces 
o de órganos representativos de una entidad residente en 
territorio español. 
133 Nota 130. 
134 Behrenz (nota 27), DBA-Spanien20, números marginales 1 y 
3. 
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Unzuständigerklärung des Gerichts zugunsten der mitgliedstaatlichen Gerichte des gewählten Rechts: Art. 6 

lit. a und Art. 7 lit. a EuErbVO in der deutsch-spanischen Praxis 

Anmerkung zu EuGH, Urteil v. 9.9.2021 – C-422/20, ECLI:EU2021:718 – RK und CR 

Lisa Zimmermann* 

 
1. Einleitung 

 
Ein klassischer Fall in der Praxis: ein deutscher 
Erblasser verbrachte seinen Lebensabend in Spanien 
und war nun verstorben. Der Mandant wurde aufgrund 
eines schon vor langer Zeit noch in Deutschland 
verfassten Testaments Erbe und begehrt die 
Abwicklung des Nachlasses. Hierbei kommt es zu 
rechtlichen Streitigkeiten, welche einer gerichtlichen 
Klärung bedürfen. Nach der europäischen 
Erbrechtsverordnung Nr. 650/2012 (im Folgenden: 
EuErbVO) sind grundsätzlich nach Art. 4 EuErbVO 
die spanischen Gerichte am gewöhnlichen Aufenthalt 
des Erblassers im Zeitpunkt seines Todes zuständig. 
Eine sonstige engere Verbindung zu Deutschland im 
Sinne eines gewöhnlichen Aufenthaltes lässt sich nicht 
konstruieren, auch fehlt eine 
Gerichtsstandvereinbarung nach Art. 5 EuErbVO. 
Dennoch wäre ein Gerichtsstand in Deutschland 
wünschenswert, sei es, dass es verfahrenstaktischen 
Erwägungen entspricht, wie beispielsweise, wenn die 
Erbfolge in einem typisch deutschen Berliner 
Testament ohne spanisches Pendant getroffen wurde 
oder dass schlichtweg die Mandantschaft ein solches 
Verfahren wünscht. 

 
Wenn sich der Praktiker nun fragt, wie er ein 
Verfahren in einen anderen Staat, in das forum non 
conveniens, „ziehen“ kann, um einen langwierigen 
und komplizierten Verfahrensgang incl. 
Rechtsgutachten in einem Mitgliedstaat vermeiden zu 
können, so stellt das Vorabentscheidungsverfahren 
des EuGH wichtige Punkte zur Handhabe der Art. 6 
lit. a und 7 lit. a EuErbVO klar. 

 
2. Sachverhalt 

 
Der Vorlage durch das Oberlandesgericht Köln lag 
eben ein solcher Sachverhalt zu Grunde1: Die CR 
beantragte beim Amtsgericht Düren in Deutschland 
einen Erbschein und ein europäisches 
Nachlasszeugnis auf den Tod ihres Ehegatten. In 
einem handschriftlichen Testament aus dem Jahre 
1990 hatten sich die Eheleute gegenseitig als 
Alleinerben eingesetzt. Der Bruder des Erblassers, 
RK, rügte die Unzuständigkeit deutscher Gerichte, der 
Erblasser habe seinen gewöhnlichen Aufenthalt zum 
Zeitpunkt des Todesfalles in Spanien gehabt, 
außerdem   enthalte   das   Testament   keine 

ausdrückliche Rechtswahl. Das Amtsgericht Düren 
entschied dennoch in der Sache, woraufhin RK 
Beschwerde beim Oberlandesgericht Köln einlegte 
und dieses das Amtsgericht Düren für unzuständig 
erklärte. Daraufhin rief CR das zuständige spanische 
Gericht an, welches per Beschluss „auf eine 
Entscheidung verzichtete“ und feststellte, dass 
deutsche Gerichte besser in der Lage seien über diesen 
Fall zu entscheiden. CR beantragte unter Vorlage 
dieser Entscheidung erneut die Erteilung eines 
Erbscheines und eines Nachlasszeugnisses beim 
Amtsgericht Düren. Infolgedessen sah dies die 
Entscheidung des spanischen Gerichts als 
Unzuständigkeitserklärung im Sinne des Art. 6 lit. a 
EuErbVO an und erklärte sich nunmehr für zuständig. 
Hiergegen legte RK erneut Beschwerde beim 
Oberlandesgericht Köln ein. Zur Vorbereitung dieser 
Beschwerdeentscheidung legte das Oberlandesgericht 
die nachfolgenden Fragen dem EuGH zur 
Vorabentscheidung vor. 

 
3. Vorlagefragen 

 
Das Oberlandesgericht stellte dabei drei 
Vorlagefragen2: 

 
1. Muss die Unzuständigkeitserklärung nach Art. 7 
lit. a EuErbVO ausdrücklich erfolgen oder genügt es 
hierfür, wenn diese Erklärung ausgelegt werden 
kann? 

 
2. Darf das Gericht, welches sich infolge der 
Unzuständigkeitserklärung mit dem Fall befasst 
prüfen, ob die Voraussetzungen für eine 
Entscheidung nach Art. 6 lit. a, 7 lit. a EuErbVO 
wirklich vorlagen und ist die Entscheidung des 
erstbefassten, ablehnenden Gerichts bindend für das 
nachfolgende Gericht? Im Einzelnen wollte das 
Oberlandesgericht Köln wissen, ob das zweitbefasste 
Gericht prüfen darf, ob eine wirksame Rechtswahl 
nach Art. 22 EuErbVO vorliegt, ob ein Antrag nach 
Art. 6 lit. a EuErbVO gestellt wurde und ob das 
ablehnende Gericht zu Recht entschieden hat, dass 
ein anderes mitgliedstaatliches Gericht besser 
geeignet sei? 

 
3. Sind Art. 6, 7 EuErbVO auch auf die fingierte 
Rechtswahl nach Art. 83 Abs. 4 EuErbVO 
anzuwenden? 

 
  

1 EuGH, Rn. 16ff. 2 EuGH, Rn. 24. 
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4. Antworten des Generalanwalts und des EuGH 
 

Zur Entscheidung des Vorabentscheidungsgesuchs 
lagen dem EuGH hinsichtlich der zweiten Frage auch 
die Schlussanträge des Generalanwaltes Maciej 
Szpunar vor3. 

 
Die erste Vorlagefrage hat ihren Ursprung in der 
ablehnenden Entscheidung des zuständigen 
spanischen Gerichts. Dieses hatte sich in seiner 
Entscheidung nicht ausdrücklich für unzuständig 
erklärt, sondern lediglich auf eine Entscheidung 
verzichtet. Das Oberlandesgericht Köln wollte in der 
Folge wissen, ob es sich hierbei um eine 
Unzuständigerklärung im Sinne der Art. 6 und 7 
EuErbVO handelte. Diese Divergenz fußt in den 
jeweiligen Sprachfassungen der EuErbVO, welche in 
der spanischen Fassung von „abstenerse de conocer“ 
und „inhibir“ spricht, während die meisten weiteren 
Sprachfassungen  von  „unzuständig  erklären“ 
„decline  jurisdiction“  „décliner  sa  compétence“ 
„dichiarare la propria incompetenza“ sprechen. Dieser 
sprachliche Unterschied kann jedoch nach 
hergebrachter Methodik einheitlich ausgelegt und im 
Sinne der teleologischen Auslegung geklärt werden4. 
Hierzu führt der EuGH aus, dass das Telos des Art. 7 
lit. a EuErbVO insoweit eine eindeutige, nicht aber 
zwingend ausdrückliche Entscheidung des 
angerufenen Gerichts über dessen Zuständigkeit 
verlangt. Zur Vermeidung von Interessenkonflikten 
und zur Rechtssicherheit genüge demnach auch eine 
konkludente Eindeutigkeit. Eine explizite Form der 
Unzuständigkeit schreibt die EuErbVO hingegen nicht 
vor. Für den vorliegenden Fall bedeutet das, auch 
einem derartigen Verzicht des spanischen Gerichts 
kann hinreichend eindeutig entnommen werden, dass 
es sich im Sinne des Art. 6 lit. a EuErbVO für 
unzuständig erklärt. 

 
Besonders ausführlich widmeten sich der EuGH und 
der Generalanwalt in seinen Schlussanträgen der 
zweiten Frage, hinsichtlich der 
Überprüfungsmöglichkeit der Unzuständigerklärung 
und dem Vorliegen derer Voraussetzungen durch das 
nachfolgende Gericht. Im Ergebnis folgt der EuGH 
den Schlussanträgen des Generalanwaltes mit einer 
systematisch schlüssigen Argumentation mit Hilfe der 
Erwägungsgründe und den Grundsätzen der 
Erbrechtsverordnung. 

EuErbVO im Ermessen des Gerichts steht und sich 
bereits hieraus ein gewichtiges Indiz ableiten ließe, 
dass diese Entscheidung nicht mehr überprüfbar sei5. 
Ferner folgt die Zuständigkeit des nachfolgenden 
Gerichts erst aus der Unzuständigerklärung des 
erstbefassten Gerichts, sodass die erneute 
Überprüfung einen Zirkelschluss darstellen würde. 
Hierbei muss auch bedacht werden, dass eine erneute 
Prüfung -bei ablehnendem Ergebnis- zu einer 
gewissen Rechtsverweigerung und einem negativen 
Kompetenzkonflikt führen könnte6. Diesen sodann 
evtl. über Art. 11 EuErbVO, die Notzuständigkeit, zu 
lösen, erschiene unbillig. Dieses Ergebnis gilt es 
jedoch gerade zu vermeiden, um die Anwendung der 
Verordnung zu garantieren. Auch die Entstehung der 
Verordnung spricht zugunsten einer 
Bindungswirkung. Im ersten Verordnungsvorschlag 
sah der entsprechende Artikel noch vor, dass das 
erstbefasste Gericht zuständig blieb, wenn das 
zweitbefasste Gericht sich nicht binnen einer gesetzten 
Frist für zuständig erklärte. Dieser Vorschlag wurde 
jedoch im Rahmen der ersten parlamentarischen 
Lesung verworfen, sodass hieraus abgeleitet werden 
kann, dass die Erklärung bindend sein soll7. 

 
Das überragende Argument zu Gunsten der 
Bindungswirkung sehen jedoch der EuGH und der 
Generalanwalt übereinstimmend  im 
verordnungsimmanenten Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung von Entscheidungen. 
Unter den Begriff der „Entscheidung“ im Sinne des 
Art. 3 Abs. 1 lit. g EuErbVO fallen auch derartige 
Entscheidungen der Unzuständigkeit bzw. des 
Verzichts, sodass nur konsequent auch hierauf das 
Kapitel IV der EuErbVO „Anerkennung, 
Vollstreckbarkeit und Vollstreckung von 
Entscheidungen“ Anwendung findet8. Dies entspricht 
dem europäischen Grundsatz der Anerkennung von 
Entscheidung und findet sowohl in Erwgr. 59 der 
EuErbVO als auch in den Art. 39, 41 EuErbVO seinen 
Niederschlag. Demnach sind Entscheidungen 
anzuerkennen ohne eine Nachprüfung in der Sache. 
Ein Grund zur Nichtanerkennung, welche enumerativ 
in Art. 40 EuErbVO aufgezählt werden, liegt gerade 
nicht vor. Diese Argumentation folgt stringent 
vorheriger Rechtsprechung des EuGH9 und trägt 
weiter dazu bei, die gegenseitige Anerkennung der 
Rechtssysteme und hieraus folgender Entscheidungen 
im räumlichen Anwendungsbereich der Verordnung 

Zunächst stellt der Generalanwalt vorweg, dass die   
Entscheidung über den Antrag nach Art. 6 lit. a 

 
 

3 Schlussanträge vom 8.7.2021, ECLI:EU:C:2021:565. 
4 EuGH, Rn. 28ff. mit Verweis auf das Urteil v. 8.10.2020, United 
Biscuits (Pensions Trustees) und United Biscuits Pension 
Investments, C-235/19, EU:C:2020:801, Rn. 46 und auf das Urteil 
v. 8.12.2005, Jyske Finans, C-280/04, EU:C:2005:753, Rn. 31. 

5 Schlussantrag Nr. 39. 
6 Schlussantrag Nr. 60. 
7 Schlussantrag Nr. 56ff. 
8 Sowohl der EuGH als auch der Generalanwalt übertragen dabei 
die Rechtsprechung des Urteil v. 15.11.2012, Gothaer Allgemeine 
Versicherung u.a., C-456/11, EU:C:2012:719, Rn. 41 hierauf. 
9 So auch in Urteil v. 17.1.2019, Brisch, C-102/18, EU:C2019:34, 
Rn. 33. 
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zu stärken. Gleichermaßen fördert die Entscheidung 
den wünschenswerten Gleichlauf von Forum und 
Ius10. Als praktische Erwägung spricht hierfür auch, 
dass die Voraussetzungen für das Vorliegen eines 
ordnungsgemäßen Antrag nach Art. 6 lit. a EuErbVO 
sich nach der lex fori des erstbefassten Gerichts richtet 
und dieses die Voraussetzungen unproblematisch 
prüfen kann11. 

 
Im Ergebnis folgert der EuGH zutreffend hieraus, dass 
die Unzuständigerklärung des ersten Gerichts bindend 
ist und nicht überprüft werden kann. Für das 
zweitbefasste Gericht verbleibt es demnach lediglich 
bei einer Prüfung nach Art. 15 EuErbVO, ob eine 
solche Erklärung bzw. Verzicht nach Art. 6 lit. a 
EuErbVO vorliegt, nicht jedoch dessen 
Voraussetzungen12. 

 
Die dritte Frage bezüglich der Anwendbarkeit von Art. 
6 lit. a und 7 lit. a EuErbVO auf eine 
Rechtswahlfiktion nach Art. 83 Abs. 4 EuErbVO hat 
der EuGH konsequent in der gebotenen Kürze bejaht. 
Die fingierte Rechtswahl im Rahmen einer Verfügung 
von Todes wegen, welche vor dem 17.8.2015 errichtet 
wurde, ist demnach wirkungsgleich mit einer 
ausdrücklichen Rechtswahl nach Art. 22 EuErbVO. 
Zur Erreichung des Verordnungszieles von Gleichlauf 
von Forum und Ius kann es keinen Unterschied 
machen, ob sich die Zuständigkeit eines 
mitgliedstaatlichen Gerichts aus einer ausdrücklichen 
oder einer fingierten Rechtswahl ableiten lässt. 

 
5. Zusammenfassung 

 
Zusammenfassend stellt der EuGH klar, dass 

 
erstens eine Unzuständigkeitserklärung nicht 
ausdrücklich zu erfolgen hat, es genügt vielmehr, 
wenn diese hinreichend eindeutig auszulegen ist, 

 
zweitens diese Entscheidung für das nachfolgende 
Gericht bindend ist und hinsichtlich der 
Voraussetzungen der Art. 6 lit. a und 7 lit. a EuErbVO 
nicht überprüfbar ist, 

 
drittens die Art. 6 lit. a und 7 lit. a EuErbVO 
gleichermaßen auf Altfälle mit fingierter Rechtswahl 
nach Art. 83 Abs. 4 EuErbVO angewandt werden 
können. 

 
 
 
 
 

10 So auch in Erwgr. 27 und in Art. 4 und 21 EuErbVO, durch die 
gemeinsame Anknüpfung am „gewöhnlichen Aufenthalt“. 
11 Schlussantrag Nr. 40. 
12 Schlussantrag Nr. 44. 

6. Anmerkung und Relevanz für die Praxis 
 

Die Entscheidung des EuGH festigt konsequent die 
verordnungsimmanenten Grundsätze von Gleichlauf 
von Forum und Ius und der gegenseitigen 
Anerkennung von Entscheidungen. Darüber hinaus 
bietet die Entscheidung Handlungssicherheit für die 
Praxis. Im Rahmen des rechtlich zulässigen Maßes ist 
ein sog. forum shopping im Sinne des forum non 
conveniens über einen Antrag nach Art. 6 lit. a 
EuErbVO möglich. Fest steht nunmehr auch, dass eine 
hieraufhin ergehende Unzuständigerklärung für das 
zweitbefasste Gericht bindend ist und nicht weiter 
überprüft werden darf. Begrüßenswert ist deshalb, 
dass nunmehr auch unter Verweis auf dieses Urteil ein 
negativer Kompetenzkonflikt verhindert und ein 
Rückgriff auf die Notzuständigkeit nach Art. 11 
EuErbVO vermieden werden kann. 
Zwar birgt das forum shopping stets eine gewisse 
Missbrauchsgefahr, allerdings kann diese insofern 
begrenzt werden, als dass das zweitbefasste Gericht 
ein mitgliedstaatliches Gericht sein wird, welches im 
jeweiligen Einzelfall aufgrund der Rechtswahl und der 
engen Verbindung des Sachverhaltes eindeutig zu 
bestimmen sein dürfte. 

 
Das Urteil ist von besonderer Relevanz für die Praxis, 
handelt es sich doch hierbei um die häufig 
wiederkehrende Fallkonstellation eines deutschen 
Rentners, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt ins 
europäische Ausland verlegt hat, während seine Erben 
weiterhin in Deutschland leben und sich nach seinem 
Ableben mit dieser grenzüberschreitenden 
Nachlassabwicklung auseinandersetzen müssen. 
Ferner ist es gerade im deutsch-spanischen Kontext 
ein typischer Fall und interessant im Hinblick auf die 
einheitlich europäische Auslegung divergierender 
Sprachfassungen der europäischen Verordnungen. 

 
Aus dem Urteil kann nunmehr Gewissheit gezogen 
werden, dass die prozesstaktische Möglichkeit 
derartige Verfahren nach Deutschland zu „ziehen“ 
eine höchstzulässige Nutzung des forum non 
conveniens darstellt und dem Gleichlauf von Forum 
und Ius gereicht. Ist die Hürde des Antrags nach Art. 
6 lit. a EuErbVO einmal genommen, kann das 
Verfahren deutlich vereinfacht geführt werden, wenn 
das Gericht als Forum im Gleichlauf auch sein eigenes 
materielles Recht anwenden kann. Nicht zuletzt kann 
der Ausgang des Verfahrens aus anwaltlicher Sicht 
besser eingeschätzt werden. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass der EuGH erst jüngst die 
gerichtliche Pflicht zur Prüfung der internationalen 
Zuständigkeit nach Art. 15 EuErbVO betont hat13, 
muss nicht auf eine etwaige rügelose Einlassung der 
Gegenseite gehofft werden, sondern 

 

13 Urteil v. 7.4.2022, VA und ZA, C-645/20, 
ECLI:EU:C:2022:267. 
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es kann ein verfahrensrechtlicher Weg beschritten 
werden, um das gewünschte Forum anzustreben. 

 
Es vermag zwar zunächst für Mandanten schwer 
nachvollziehbar sein, einen derartigen Antrag in 
einem anderen Mitgliedstaat stellen zu müssen, das 
Ergebnis dürfte jedoch für sich sprechen. 

 
Offen bleiben nach dieser Entscheidung jedoch 
weiterhin folgende Punkte, welche somit wohl auch 
künftig die Praxis beschäftigen werden: 

 
1. Wann ist eine Erklärung nach Art. 6 lit. a EuErbVO 

hinreichend „eindeutig“ als Zuständigkeitsverzicht 
zu verstehen? 

 
2. Die Einschätzung, ob ein anderes 

mitgliedstaatliche Gericht sich „besser“ mit der 
Sache befassen kann, bleibt im Ermessen des 
Gerichts und bleibt mangels Kriterien 
dementsprechend offen. 

3. Fälle mit hinreichend eindeutiger Rechtswahl nach 
Art. 83 Abs. 4 EuErbVO sind nun geklärt. Bei 
Vorliegen einer ausdrücklichen Rechtswahl nach 
Art. 22 EuErbVO kann diese Rechtsprechung 
übertragen werden, allerdings mit der Konsequenz, 
dass das Zweitgericht die materielle Rechtswahl 
aufgrund der Bindungswirkung der 
Unzuständigkeitserklärung des Erstgerichts nicht 
mehr selbständig überprüfen kann. Es bleibt 
abzuwarten, wie dies zu handhaben ist, wenn eine 
Partei die materielle Wirksamkeit einer 
Rechtswahl bestreitet. 

 

 

* Ref. Jur., Rechtsreferendarin im 
Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe mit 
Station in der Kanzlei Ribas Brutschy 
Abogados, Ibiza - Karlsruhe 
l.zimmermann@rb-abogados.eu 

 
 
 
 

Abstención del juzgado a favor de los tribunales del Estado miembro del Derecho elegido: artículo 6, letra a) 
y artículo 7, letra a) del Reglamento Europeo de Sucesiones en la práctica jurídica hispano-alemana 

Observaciones relativas a TJUE, sentencia del 9.9.2021 – C-422/20, ECLI:EU2021:718 – RK y CR 

Lisa Zimmermann* 

 
1. Introducción 

 
Un caso clásico en la práctica: un causante alemán, 
que ha pasado los últimos años de su vida en España, 
fallece. El cliente, convertido en heredero en virtud de 
un testamento otorgado mucho tiempo atrás en 
Alemania, solicita la liquidación de la herencia. En 
este momento surgen controversias de naturaleza 
jurídica que precisan la intervención de los tribunales. 
De acuerdo con el artículo 4 del Reglamento Europeo 
de Sucesiones n° 650/2012 (denominado en lo 
sucesivo de forma abreviada RES), la competencia 
recae en principio en los tribunales españoles del lugar 
en el que el causante tenía su residencia habitual en el 
momento de su muerte. No es posible constatar una 
vinculación más estrecha con Alemania en sentido de 
una residencia permanente y no existe tampoco un 
acuerdo relativo a la elección del foro en consonancia 
con el artículo 5 del RES. Sin embargo, sería deseable 
un foro en Alemania, ya sea atendiendo a 
consideraciones tácticas procesales, como por ejemplo 
cuando la sucesión se hubiera pactado en un típico 
testamento de Berlín sin equivalente español, o 
simplemente porque los clientes desean un proceso de 
este tipo. 

Cuando el profesional se plantea cómo puede 
“trasladar” un proceso a otro Estado, al forum non 
conveniens, para evitar un proceso largo y complicado, 
incluyendo dictámenes jurídicos en un país miembro, 
el procedimiento prejudicial del TJUE aclara puntos 
importantes para la consideración de los artículos 6, 
letra a) y 7, letra a) del RES. 

 
2. Hechos 

 
Precisamente este tipo de hechos eran los que 
subyacían a la presentación por parte de la Audiencia 
Territorial de Colonia1: a la muerte de su esposo, CR 
solicitó al Juzgado Local de Düren, en Alemania, la 
emisión de un certificado de herederos y de un 
certificado sucesorio europeo. En un testamento 
ológrafo del año 1990 los cónyuges se habían 
instituido mutuamente como herederos universales. El 
hermano del causante, RK, denunció la falta de 
competencia de los tribunales alemanes, alegando que 
el causante tenía su residencia habitual en España en el 
momento de su fallecimiento y que, además, en el 
testamento no figuraba ninguna elección expresa del 
Derecho aplicable. El Juzgado Local de Düren 

 
 

1 TJUE, punto 16 y siguientes 

mailto:l.zimmermann@rb-abogados.eu
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adoptó sin embargo una resolución en referencia al 
asunto, después de lo cual RK presentó recurso ante la 
Audiencia Territorial de Colonia, que declaró 
incompetente al Juzgado Local de Düren. A 
continuación CR se dirigió al juzgado español 
competente, el cual, por medio de un auto, “se abstuvo 
de conocer“, alegando que los tribunales alemanes 
estarían en mejor situación para pronunciarse en este 
caso. CR, mediante la presentación de esta resolución, 
solicitó de nuevo al Juzgado Local de Düren la 
emisión de un certificado de herederos y de un 
certificado sucesorio. En vista de esta situación, el 
juzgado consideró la resolución del juzgado español 
como una abstención en caso de elección de la ley en 
sentido del artículo 6, letra a) del RES y se declaró 
competente en lo sucesivo. RK volvió a presentar 
recurso en contra en la Audiencia Territorial de 
Colonia. En el marco de la preparación de la 
resolución de este recurso, la Audiencia Territorial 
presentó al TJUE las siguientes cuestiones solicitando 
su decisión prejudicial. 

 
3. Cuestiones planteadas 

 
La Audiencia Territorial planteó en este contexto tres 
cuestiones2: 

 
1. ¿Debe realizarse la declaración de la falta de 
competencia según el art. 7, letra a) del RES de 
manera expresa o basta con que esta declaración 
pueda interpretarse? 

 
2. ¿Puede comprobar el tribunal que se ocupa del 
caso a consecuencia de la declaración de la falta de 
competencia si se cumplían realmente los requisitos 
para una resolución de acuerdo con los art. 6, letra 
a) y 7 letra a) del RES y resulta vinculante la decisión 
del tribunal, que se ocupó en primer lugar de la causa 
y la rechazó, para el siguiente tribunal? En concreto 
la Audiencia Territorial de Colonia deseaba saber si 
el segundo tribunal en ocuparse del caso podía 
comprobar si existía una elección eficaz del Derecho 
aplicable según el art. 22 del RES, si se presentó una 
petición según el art. 6, letra a) del RES y si el 
tribunal rechazante se pronunció de la manera 
correcta alegando que otro Estado miembro fuese 
más adecuado. 

 
3. ¿Son los art. 6 y 7 del RES también aplicables a la 
elección ficticia del Derecho aplicable según el art. 
83, apartado 4 del RES? 

 
4. Respuestas del abogado general y del TJUE 

 
A la hora de decidir sobre la petición de decisión 
prejudicial el TJUE, en relación con la segunda 

 
2 TJUE, punto 24. 

cuestión, contaba además con las conclusiones del 
abogado general Maciej Szpunar3. 

 
La primera cuestión planteada tiene su origen en el 
rechazo por parte del juzgado español competente. 
Éste no se había declarado expresamente no 
competente en su decisión, sino que simplemente se 
había abstenido de conocer. La Audiencia Territorial 
de Colonia quería saber si, por lo tanto, se trataba en 
este caso de una abstención en sentido de los artículos 
6 y 7 del RES. Esta divergencia se basa en las 
diferentes versiones lingüísticas del RES, que en la 
versión española habla de “abstenerse de conocer“ e 
”inhibir“, mientras que la mayoría de las demás 
versiones lingüísticas emplean términos como 
”unzuständig erklären“, ”decline jurisdiction“, 
“décliner sa compétence“ o ”dichiarare la propria 
incompetenza“. Esta diferencia lingüística, sin 
embargo, puede aclararse en base a la metódica 
tradicional de una manera unitaria y en sentido de la 
interpretación teleológica4. A este respecto el TJUE 
expone que el telos del art. 7, letra a) del RES 
representa por lo tanto una decisión clara, pero no 
obligatoriamente expresa, del tribunal consultado 
sobre la competencia del mismo. Con vistas a evitar 
conflictos de intereses y en aras de la seguridad 
jurídica bastaría también por lo tanto una claridad 
concluyente. El RES, por el contrario, no prescribe una 
forma explícita de la falta de competencia. Para el 
caso que nos ocupa esto significa que también una 
renuncia tal por parte del tribunal español puede 
interpretarse con suficiente claridad como una 
declaración de no competencia en sentido del artículo 
6, letra a) del RES. 

 
El TJUE y el abogado general se dedicaron de una 
manera especialmente amplia en sus conclusiones a la 
segunda cuestión, relativa a la posibilidad de 
comprobar la abstención y la existencia de los 
correspondientes requisitos por parte del siguiente 
tribunal. En su resultado, el TJUE se apoya en las 
conclusiones del abogado general con una 
argumentación sistemáticamente concluyente 
sustentada por los considerandos y los principios del 
reglamento de sucesiones. 

 
En primer lugar, el abogado general expone que la 
decisión sobre la solicitud según el art. 6, letra a) del 
RES depende del criterio del tribunal y que de esto 
puede inferirse ya un indicio importante de que dicha 
resolución ya no puede ser comprobable5. Además, la 

 
 

3 Conclusiones del 8.7.2021, ECLI:EU:C:2021:565. 
4 TJUE, punto 28 y siguientes, con referencia a la sentencia del 
8.10.2020, United Biscuits (Pensions Trustees) y United Biscuits 
Pension Investments, C-235/19, EU:C:2020:801, punto 46 y a la 
sentencia del 8.12.2005, Jyske Finans, C-280/04, 
EU:C:2005:753, punto 31. 
5 Conclusión n° 39. 
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competencia del siguiente juzgado se desprende sólo 
de la abstención del primero, de modo que una nueva 
comprobación representaría un argumento circular. En 
este contexto debe tenerse también presente que una 
nueva comprobación, que tuviera un rechazo como 
resultado, podría suponer en cierto modo una 
denegación de justicia y generar un conflicto negativo 
de competencias6. Resolver entonces llegado el caso 
este conflicto por medio del art. 11 del RES, el forum 
necessitatis, no parecería razonable. Se trata 
precisamente de evitar este resultado con vistas a 
garantizar la aplicación del reglamento. También la 
creación misma del reglamento habla a favor de un 
efecto vinculante. En la primera propuesta de 
reglamento el correspondiente artículo preveía 
todavía que el primer tribunal en ocuparse de la causa 
mantuviera su competencia si el segundo tribunal no 
se declaraba competente dentro de un plazo marcado 
por la ley. Esta propuesta, sin embargo, fue 
desestimada en el marco de la primera lectura 
parlamentaria, por lo que puede inferirse de ello que la 
declaración ha de ser vinculante7. 

 
El TJUE y el abogado general, sin embargo, ven 
unánimemente el argumento destacado a favor del 
efecto vinculante en el principio, inmanente al 
reglamento, del reconocimiento mutuo de 
resoluciones. Con el concepto de “resolución“, en 
sentido del art. 3 apartado 1, letra g) del RES se 
incluyen también las decisiones de este tipo de falta de 
competencia o de renuncia, de modo que resulta 
aplicable también aquí de manera consecuente el 
capítulo IV del RES, titulado “Reconocimiento, fuerza 
ejecutiva y ejecución de resoluciones“8. Esto se 
corresponde con el principio europeo del 
reconocimiento de resoluciones y se plasma tanto en 
el considerando 59 del RES como también en los art. 
39 y 41 del citado reglamento. De acuerdo con ello las 
resoluciones deben reconocerse sin comprobación 
posterior de la causa. No se da aquí precisamente uno 
de los motivos de denegación del reconocimiento 
enumerados en el art. 40 del RES. Esta argumentación 
se basa de manera lógica en la jurisprudencia anterior 
del TJUE9 y continúa contribuyendo a reforzar el 
reconocimiento mutuo de los sistemas jurídicos y las 
resoluciones derivadas de ellos en el ámbito 
geográfico de aplicación del reglamento. De igual 
modo, la decisión promueve el 

 
 
 

6 Conclusión n° 60. 
7 Conclusión n° 56 y siguientes. 
8 Tanto el TJUE como el abogado general trasladan aquí la 
jurisprudencia de la sentencia del 15.11.2012, Gothaer 
Allgemeine Versicherung y otros, C-456/11, EU:C:2012:719, 
punto 41. 
9 Así también en la sentencia del 17.1.2019, Brisch, C-102/18, 
EU:C2019:34, punto 33. 

sincronismo deseable de forum e ius10. Como 
consideración práctica habla también a favor en este 
caso el hecho de que los requisitos para la existencia 
de una petición reglamentaria según el art. 6, letra a) 
del RES se rijan por el lex fori del primer tribunal y 
que éste pueda comprobar sin problema los 
requisitos11. 

 
En consecuencia, el TJUE concluye que la abstención 
del primer tribunal resulta vinculante y no puede ser 
comprobada. El segundo tribunal se limita según esto 
únicamente a comprobar según el art. 15 del RES si 
existe una declaración o una renuncia tal de acuerdo 
con el art. 6, letra a) del RES y no, sin embargo, de sus 
requisitos12. 

 
La tercera cuestión, referida a la aplicabilidad de los 
art. 6, letra a) y 7 letra a) del RES a una elección 
ficticia del Derecho aplicable según el art. 83 apartado 
4 del RES, fue respondida con la debida brevedad por 
el TJUE de manera consecuentemente positiva. La 
elección ficticia del Derecho aplicable en el marco de 
una disposición mortis causa realizada antes del 
17.8.2015 tiene, por lo tanto, los mismos efectos que 
si se hubiese hecho con una elección expresa del 
Derecho aplicable según el art. 22 del RES. Para 
alcanzar el objetivo del reglamento del sincronismo de 
forum e ius no puede suponer una diferencia el que la 
competencia del tribunal de un Estado miembro se 
derive de una elección expresa o ficticia del Derecho 
aplicable. 

 
5. Resumen 

 
De manera resumida, el TJUE aclara, 

 
que, en primer lugar, una declaración de la falta de 
competencia no tiene por qué realizarse de manera 
expresa, sino que basta si puede interpretarse de 
manera suficientemente clara como tal, 

 
que, en segundo lugar, esta decisión resulta vinculante 
para el siguiente tribunal y no es comprobable en 
referencia a los requisitos del art. 6, letra a) y 7 letra a) 
del RES, 
y que, en tercer lugar, los art. 6, letra a) y 7 letra a) del 
RES pueden ser aplicados del mismo modo a casos 
antiguos con elección ficticia del Derecho aplicable 
según el art. 83, apartado 4 del RES. 

 
6. Observación y relevancia en la práctica 

 
La decisión del TJUE afianza de manera consecuente 
los  principios  inmanentes  al  reglamento  del 

 
10 Así también en el considerando 27 y en los art. 4 y 21 del RES, 
por medio de la conexión común a la „residencia habitual“. 
11 Conclusión n° 40. 
12 Conclusión n° 44. 
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sincronismo de forum e ius y del reconocimiento 
mutuo de resoluciones. Además, la decisión brinda 
seguridad de actuación en la práctica. En el marco de 
la medida jurídicamente lícita es posible un así 
llamado forum shopping en sentido del forum non 
conveniens a través de una petición según el art. 6, 
letra a) del RES. Además, puede constatarse que una 
abstención derivada de ello resulta vinculante para el 
segundo tribunal y no puede continuar 
comprobándose. Por esta razón es laudable que, 
remitiéndose también a esta sentencia, pueda evitarse 
en adelante un conflicto negativo de competencias, así 
como tener que recurrir al forum necessitatis de 
acuerdo con el art. 11 del RES. 

 
Si bien el forum shopping entraña siempre un cierto 
peligro de abuso, éste puede no obstante mantenerse 
dentro de unos límites, teniendo en cuenta que el 
segundo tribunal será el de un Estado miembro y podrá 
ser determinado con claridad en cada caso en concreto 
atendiendo a la elección del Derecho aplicable y a su 
vinculación estrecha con los hechos. 

 
La sentencia posee una relevancia especial en la 
práctica, puesto que se trata de un tipo de caso que se 
presenta en repetidas ocasiones, el de un jubilado 
alemán que ha trasladado su residencia habitual a otro 
país europeo, mientras sus herederos continúan 
viviendo en Alemania y tienen que enfrentarse tras su 
fallecimiento a una liquidación transfronteriza de la 
herencia. Además, precisamente en el contexto 
hispano-alemán, se trata de un caso típico e interesante 
con vistas a la interpretación unitaria europea de 
versiones lingüísticas divergentes de los reglamentos 
europeos. 

 
En base a esta sentencia puede inferirse en lo sucesivo 
la certeza de que la posibilidad táctica desde un punto 
de vista procesual de “trasladar” este tipo de procesos 
a Alemania representa un aprovechamiento máximo 
del forum non conveniens y redunda en el sincronismo 
de forum e ius. Una vez superado el trámite de la 
petición según el art. 6, letra a) del RES, el proceso 
puede llevarse a cabo de un modo claramente 
simplificado, si el tribunal como forum puede aplicar 
en sincronismo también su propio Derecho material. 
No en último término, el abogado tiene así la 
posibilidad de hacer una mejor estimación del 
resultado del proceso. Especialmente tomando como 
trasfondo el hecho de que hace poco tiempo que el 
TJUE recalcó el deber judicial de comprobar la 
competencia internacional según el art. 15 del RES13, 
no es necesario esperar una admisibilidad sin 
amonestamiento de la parte contraria, sino que puede 
emprenderse una vía procesal para obtener el forum 
deseado. 

Es posible que para los clientes resulte al principio 
difícil de comprender que haya que presentar una 
solicitud de este tipo en otro Estado miembro, pero el 
resultado debería ser convincente. 

 
Después de esta decisión, sin embargo, siguen 
quedando pendientes de respuesta los siguientes 
puntos, que probablemente en el futuro continuarán 
causando complicaciones en la práctica: 

 
1. ¿Cuándo puede entenderse como abstención de un 

modo suficientemente “claro” una declaración de 
acuerdo con el art. 6, letra a) del RES? 

 
2. La consideración de que un tribunal de otro Estado 

miembro pueda ocuparse “mejor” del asunto sigue 
quedando a discreción del tribunal, por lo que, a 
falta de criterios, continúa siendo un tema abierto a 
la discusión. 

 
 

3. Los casos con una elección del Derecho aplicable 
suficientemente clara según el art. 83, apartado 4 
del RES quedan así aclarados. En caso de existir 
una elección expresa del Derecho aplicable según 
el art. 22 del RES esta jurisprudencia puede 
trasladarse, aunque con la consecuencia de que el 
segundo tribunal no puede ya comprobar de manera 
autónoma la elección material del Derecho 
aplicable a causa del efecto vinculante de la 
declaración de la falta de competencia del primer 
juzgado. Ahora sólo queda esperar cómo tratar el 
asunto en caso de que una parte refute la eficacia 
material de una elección del Derecho aplicable. 

 

 

* Ref. Jur., Rechtsreferendarin im 
Oberlandesgerichtsbezirk Karlsruhe, abogada 
en prácticas en el Bufete Ribas Brutschy 
Abogados, Ibiza - Karlsruhe 
l.zimmermann@rb-abogados.eu 

 
 

13 Sentencia del 7.4.2022, VA y ZA, C-645/20, 
ECLI:EU:C:2022:267. 

mailto:l.zimmermann@rb-abogados.eu
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Nota previa 
 

La reciente publicación de la magna obra: “La 
responsabilidad de los administradores de las 
sociedades de capital. Civil, concursal, fiscal, laboral 
y penal”1, en noviembre de 2022, así como el interés 
manifestado por la doctrina al respecto, ha vuelto a 
poner de manifiesto tanto la importancia de la materia 
como el creciente desarrollo y diversificación (algunos 
dirían la metástasis) de las responsabilidades ante las 
que se enfrentan unas personas clave en las sociedades 
modernas como son los administradores de las 
sociedades de capital, epítome del desarrollo de la 
economía de mercado y claves para comprender la 
mayor o menor “riqueza de las naciones”, por 
parafrasear a Adam Smith, el creador de la Ciencia 
Económica Moderna2. 

 
El hecho de que, dentro de la citada obra, me haya 
cabido ejecutar en colaboración la parte destinada a la 
responsabilidad tributaria de los administradores 
societarios3, excusa justificar el contenido de este 
artículo y también avisa de que el mismo responde a 
una versión simplificada de la precitada parte, 
remitiendo al resto del libro para un estudio de mayor 
detalle de esta problemática. 

 
En consecuencia, no pretendemos desarrollar de 
manera exhaustiva la ardua problemática de la 
responsabilidad tributaria de los administradores 
societarios, sino esbozar una perspectiva general del 
problema y, al final, describir los diferentes supuestos 
incluidos en la norma básica del Ordenamiento 
Tributario: la Ley 58/2003, de 17 de diciembre, 
General Tributaria (en adelante, LGT). 

 
 
 
 
 
 

1 Díaz Echegaray, José Luis (coordinador). La responsabilidad de 
los administradores de las sociedades de capital. Civil, concursal, 
fiscal, laboral y penal, Ed. Thomson Reuters, Aranzadi; Cizur 
Menor, Navarra, colección Grandes Tratados Aranzadi, número 
1439, noviembre de 2022 
2 Smith, Adam. La riqueza de las naciones, Ed. Alianza, Madrid, 
2011. 
3 Concretamente, esta parte es la VI, “Las responsabilidades 
tributarias de los administradores de las sociedades de capital”, 
siendo el otro autor, el profesor D. José Luis Díaz-Echegaray 
López. Ver: Carbajo Vasco, Domingo; Díaz-Echegaray López, 
José Luis “Las responsabilidades tributarias de los administradores 
de las sociedades de capital”, en Díaz Echegaray, José Luis, La 
responsabilidad de los administradores…; op. cit., páginas (en 
adelante, págs.) 643 y siguientes. 
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1. El marco general. La creciente ampliación y 

diversificación de las responsabilidades de los 
administradores societarios 

 
1. I. Consideraciones preliminares 

 
Las sociedades de capital constituyen un complejo 
entramado dentro de una complicada estructura como 
es la empresa moderna, constantemente adaptada a 
nuevos cambios, actualmente, a la denominada 
Revolución Industrial 4.04. 

 
De una parte, las relaciones con los terceros ajenos a 
la sociedad, los denominados genéricamente como 
stakeholders, dan origen a delicados problemas de 
representación e intereses y, de otra, las vinculaciones 
internas producen gran número de dificultades, 
principalmente, de distribución de funciones y poderes 
entre los diferentes órganos sociales y los 
componentes de los mismos. 

 
Asimismo, la mencionada diversidad se acrecienta 
si colocamos en un nivel intermedio en ese elenco 
relacional, a los accionistas y propietarios de la 
empresa, los shareholders y, sobre todo, si 
observamos que los dos bloques expuestos de 
interesados en la marcha societaria dejan de ser 
homogéneos o disponen de visiones e intereses 
dispares respecto a la gestión societaria; piénsese, 
simplemente, en el muy diferente papel que, entre los 
stakeholders, juegan la Hacienda Pública, las 
entidades sin fines lucrativos o los trabajadores. 

 
En el plano puramente interno, es decir, de la 
organización societaria late, en puridad, un micro 
Estado, con una asamblea soberana, la Junta General 
de accionistas; un gobierno, los administradores y 
unas normas que regulan el funcionamiento de todo 
ello, los estatutos de la entidad. Además, las 
compañías constituyen instituciones en constante 
cambio, que van adaptándose a las condiciones 
económicas, legales, culturales y sociales de cada 
momento, por no hablar de las tecnológicas. 

 
La historia, por otro lado, muestra el dinamismo y la 
capacidad de adaptación de la empresa a la realidad de 
cada momento, ajustándose las funciones y 
responsabilidades de los variados órganos de la 
entidad a los nuevos entornos. 

 
Dentro de este rico y cambiante panorama de la vida 
social en una empresa moderna, cuyo epítome es la 

sociedad capitalista en cualquiera de sus formas, 
presenta especial interés lo referente a la estructura 
orgánica de este tipo de sociedades, al modelo de 
organización elegido por el legislador en cada 
momento pues, según ese sistema, la relevancia de las 
responsabilidades de los diferentes sujetos e 
instituciones que intervienen en él varía. 

 
Se trata, básicamente, de cómo se articula el reparto 
del poder en el seno de las sociedades, de establecer 
las competencias que corresponden a cada órgano, 
persona e institución y de las relaciones entre ellos. 

 
Este reparto se realiza, principalmente, entre la Junta 
General y los administradores, en la lucha de estos 
últimos por sacudirse el yugo de la primera y en los 
propios conflictos internos en el seno de los Consejos 
de Administración plurales, aunque hay otros entes 
implicados. 

 
Es en el reparto de funciones entre los diferentes 
órganos y sus consecuencias donde, quizás, se 
producen mayores y más frecuentes transformaciones 
y el Ordenamiento Jurídico, tardíamente, reconoce y 
regula esta división de poderes, a través, de un 
delicado y evolvente juego de funciones, 
responsabilidades y consecuencias del ejercicio del 
poder, manifestado éste en las competencias y 
objetivos de los diversos órganos societarios. 

 
1.II. Poder societario y administradores sociales 

 
Actualmente, la gran mayoría de los socios han sido 
excluidos del poder de decisión en las grandes 
sociedades, siendo éste asumido por los “managers”, 
los administradores profesionales, a los que
 GALBRAITH denominó la 
tecnoestructura5. Como señalaron, asimismo, 
BERLE y MEANS[6, ya en 1932, el control de las 
principales sociedades en los Estados Unidos de 
Norteamérica, EEUU, se basaba en algo diferente de 
la propiedad, ostentando el control los directivos, voz 
esta última también compleja donde se engloban a los 
administradores y a los trabajadores que ocupan 
funciones de alta dirección. 

 
La separación entre la propiedad y el control en las 
grandes sociedades, genera el problema que supone el 
conflicto inherente a toda gestión de negocios ajenos, 
es decir, la existencia de divergencia de intereses y 
fines entre unos y otros. 

 
  

4 Passim. Deloitte. ¿Qué es la Industria 4.0? Davos y la Industria 4.0, 
https://www2.deloitte.com/es/es/pages/manufacturing/articles/qu 
e-es-la-industria-4.0.html (último acceso realizado el 20 de 
febrero de 2023). 

5 Ver el Cap. III de su libro El nuevo estado industrial, Ed. 
Ariel, colección Demos, Biblioteca de Ciencia Económica, 1972, 
Barcelona. 
6 Berle, Adolf y Means, Gardiner, The modern corporation and 
private property, Ed. Transactions Publishers, USA, 1932. 

https://www2.deloitte.com/es/es/pages/manufacturing/articles/que-es-la-industria-4.0.html
https://www2.deloitte.com/es/es/pages/manufacturing/articles/que-es-la-industria-4.0.html
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Con la expresión corporate governance, gobierno 
corporativo, se hace referencia a estas cuestiones de 
la estructura de poder en las sociedades de capital, su 
reparto y su control, especialmente, en relación con el 
funcionamiento de los Consejos de Administración o 
Board of Directors. 

 
El debate sobre el control de la administración de 
las sociedades ha alcanzado, en consecuencia, la 
máxima importancia pues en él recae el eje del 
poder de la empresa moderna y sus consecuencias 
inciden directamente tanto en su eficacia y eficiencia 
como en el resto de la sociedad, en los terceros, los 
stakeholders. 

 
El movimiento en torno al gobierno corporativo parte 
de la necesidad de lograr la mayor eficacia y 
corrección en la gestión de las sociedades de capital, 
entre otros motivos porque, cuanto mayor es la 
protección y seguridad que la legislación ofrece a los 
inversores, los shareholders, mayor será el número de 
estos y su calidad. 

 
En este sentido, se han pretendido ofrecer soluciones 
variadas a los problemas derivados de la separación 
entre propiedad y gestión, cesura que lleva inherente 
el riesgo de conflicto de intereses entre los socios y los 
administradores. 

 
En este proceso, la determinación de las obligaciones 
de los administradores y de la diligencia a los mismos 
exigible, así como de la responsabilidad que les 
incumbe por el incumplimiento de aquéllas, junto con 
las consecuencias de ese incumplimiento, constituye 
una cuestión primordial a resolver por el mundo del 
Derecho. 

 
Asimismo, el delicado juego de intereses entre los 
stakeholders y los objetivos de la empresa capitalista, 
tradicionalmente, centrados en la maximización del 
beneficio, produce una presión externa para ampliar 
las responsabilidades sociales de los administradores, 
lo que explica el desarrollo de responsabilidades 
tributarias, de carácter medioambiental y, en general, 
de las ahora englobadas bajo el acrónimo ESG, es 
decir, environmental social and governance. 

 
1.III. La responsabilidad de los administradores 

societarios y sus variedades 

Por su parte, la Ley de Sociedades Anónimas de 1951 
consideró a los administradores como órgano de la 
sociedad, regulando su responsabilidad, si bien tuvo 
muy escasa aplicación; la reforma de 1989, por el 
contrario, como consecuencia de la transposición de 
las Directivas Comunitarias, supuso un notable 
endurecimiento de la responsabilidad de los 
administradores e introdujo la responsabilidad por las 
deudas sociales7. 

 
Tras diversas y posteriores modificaciones de esa 
normativa de 1989, en la actualidad, el Texto 
Refundido de la Ley de Sociedades de Capital, el 
TRLSC, Real Decreto Legislativo 1/2010, de 2 de 
julio, regula con bastante detalle los deberes y la 
responsabilidad social, individual y por deudas 
sociales. 

 
Y una característica común a todas estas reformas es 
que la responsabilidad de los administradores sociales, 
no sólo ha ganado en importancia, sino que se ha 
ampliado y se ha ido extendiendo, como una mancha 
de aceite, a las diferentes ramas especializadas del 
Ordenamiento Jurídico: desde la Mercantil a la Penal, 
pasando por la Tributaria. 

 
De esta forma, entre otros textos legales, la normativa 

concursal ha establecido graves responsabilidades 
para los administradores de las sociedades 
concursadas y el Código Penal ha introducido un 
capítulo dedicado a los delitos societarios8. 

 
Por último, partiendo de una tradición histórica 
vinculada a la búsqueda de medidas eficaces para 
asegurar la recaudación tributaria, el Ordenamiento 
Tributario, en especial, su norma básica, la LGT, no ha 
hecho sino, paulatinamente, ir ampliando y reforzando 
los supuestos de responsabilidad de los 
administradores societarios a la hora de pagar las 
deudas tributarias de los deudores principales. 

 
En estas condiciones, el conocimiento de los deberes 
y la responsabilidad de los administradores sociales 
reviste gran importancia para éstos, quienes pueden 
verse sometidos a las consecuencias derivadas de la 
misma y también es relevante para cuantos operadores 
actúan en el mercado, para defenderse de las posibles 
maniobras de aquéllos. 

 

En el Ordenamiento jurídico español, históricamente, 
la legislación codificada prácticamente no se ocupaba   
de las obligaciones de los administradores, de la 
diligencia exigible en su cumplimiento y de la 
responsabilidad que les correspondía, remitiendo todo 
ello a la regulación del mandato. 

7 Para un resumen histórico de la materia, nos remitimos a: Díaz 
Echegaray, José Luis. “La responsabilidad civil”, en Ibídem 
(coordinador). La responsabilidad de los administradores…; op. 
cit., págs. 191 y siguientes. 
8 En la actualidad, se ubican regulados, básicamente, en los 
artículos 290 a 297 del Código Penal, dentro del Capítulo XIII (De 
los delitos societarios) del Título XIII (Delitos contra el patrimonio 
y contra el orden socioeconómico). 
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2. Introducción a la responsabilidad tributaria en 

general 
 

No olvidemos que el Derecho Tributo no es, a su vez, 
sino una rama jurídica derivada del Derecho 
Mercantil, Ordenamiento Jurídico especializado en el 
que se inscribe la problemática de la responsabilidad 
de los administradores societarios, por lo cual, algunos 
de los complejos problemas que plantea la 
responsabilidad tributaria o cuestiones generales, 
verbigracia, quiénes son los administradores 
societarios y sus funciones, encuentran su cabida, 
salvo matices, en el Derecho Mercantil. 

 
Asimismo, no podemos olvidar, a la hora de estudiar 
las especificidades tributarias de la responsabilidad de 
los administradores, las particularidades de las fuentes 
jurídicas de nuestro Derecho Tributario, cuya norma 
básica9: la LGT, regula este asunto en su artículo (en 
adelante, art.) 710, cuyo tenor, al calificar como de 
aplicación supletoria “las disposiciones generales del 
derecho administrativo y los preceptos del derecho 
común”, refuerza la idea de especialización en las 
instituciones del Derecho Tributario, incluyendo entre 
ellas la figura de la responsabilidad tributaria, por 
mucho que, como reglas de cierre, se acuda a su 
Derecho nutricio y común, es decir, al Derecho 
Mercantil. 

 
 

9 La Exposición de Motivos de la propia Ley General Tributaria 
sintetiza en el párrafo primero de su parte I el papel central de la 
norma en la codificación del Derecho Tributario español al señalar: 
La Ley General Tributaria es el eje central del ordenamiento 
tributario donde se recogen sus principios esenciales y se regulan 
las relaciones entre la Administración tributaria y los 
contribuyentes. 
10 Fuentes del ordenamiento tributario. 
1. Los tributos se regirán: 
a) Por la Constitución. 
b) Por los tratados o convenios internacionales que contengan 
cláusulas de naturaleza tributaria y, en particular, por los 
convenios para evitar la doble imposición, en los términos 
previstos en el artículo 96 de la Constitución. 
c) Por las normas que dicte la Unión Europea y otros organismos 
internacionales o supranacionales a los que se atribuya el 
ejercicio de competencias en materia tributaria de conformidad 
con el artículo 93 de la Constitución. 
d) Por esta ley, por las leyes reguladoras de cada tributo y por las 
demás leyes que contengan disposiciones en materia tributaria. 
e) Por las disposiciones reglamentarias dictadas en desarrollo de 
las normas anteriores y, específicamente en el ámbito tributario 
local, por las correspondientes ordenanzas fiscales. 
En el ámbito de competencias del Estado, corresponde al Ministro 
de Hacienda dictar disposiciones de desarrollo en materia 
tributaria, que revestirán la forma de orden ministerial, cuando 
así lo disponga expresamente la ley o reglamento objeto de 
desarrollo. Dicha orden ministerial podrá desarrollar 
directamente una norma con rango de ley cuando así lo establezca 
expresamente la propia ley. 
2. Tendrán carácter supletorio las disposiciones generales del 
derecho administrativo y los preceptos del derecho común. (El 
subrayado es nuestro) 

Pero también cabe añadir que, en nuestra humilde 
opinión, influyen en la oportunidad de destinar un 
estudio autónomo a la responsabilidad tributaria de los 
administradores societarios, además de las tendencias 
mencionadas con anterioridad, el renovado interés 
doctrinal y práctico que se está produciendo en los 
últimos años respecto de esta figura fiscal. 

 
A esta intensa atención coadyuva el crecimiento 
constante y significativo de su utilización por parte 
de la Agencia Estatal de Administración Tributaria 
(en adelante, AEAT) como mecanismo recaudatorio. 
La responsabilidad tributaria se ha ido convirtiendo 
en un arma normal y de uso generalizado por la 
AEAT en sus procedimientos de aplicación de los 
tributos, como una especie de ultima ratio, bien para 
asegurar la recaudación tributaria bien para cumplir 
otros objetivos de Política Fiscal, a medida que la 
normativa y la jurisprudencia tributarias han 
ampliado sus posibilidades de ejercicio. 

En este sentido, las “Memorias de la Agencia 
Tributaria”, cuyo contenido sintetiza su actividad 
anual, muestran de manera contundente este 
crecimiento: 

Cuadro nº 1. Medidas cautelares y derivaciones de 
responsabilidad emitidas por la AEAT, 2018/2019 

 

 Total 
2018 

Total 
2019 

Varaición 
18/19 

Medidas 
Cautelares 

4.014 4.084 1,74% 

Derivaciones de 
Responsabilidad 

16.097 23.552 46,31% 

Fuente: Agencia Tributaria. Memoria 2018, Cuadro número 41, 
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agenc 
ia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Me 
morias_de_la_Agencia_Tributaria/_Ayuda_Memoria_2018/_Ayu 
da_Memoria_2018.html 
y Agencia Tributaria. Memoria 2020, Cuadro número 43, 
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion- 
institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros- 
graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html 

 
Cuadro n º 2. Medidas cautelares y derivaciones de 
responsabilidad emitidas por la AEAT, 2020/2021 

 

 Total 
2020 

Total 
2021 

Varaición 
21/21 

Medidas 
Cautelares 

3.759 5.049 34,3% 

Derivaciones de 
Responsabilidad 

26.746 29.078 8,7% 

Fuente: Agencia Tributaria. Memoria 2021, Cuadro número 43, 
Agencia Tributaria. Memoria 2020, Cuadro número 43, 
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion- 
institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros- 
graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html 

En otro orden de cosas, su importancia como 
herramienta  de  lucha contra el fraude  fiscal, 

https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias_de_la_Agencia_Tributaria/_Ayuda_Memoria_2018/_Ayuda_Memoria_2018.html
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias_de_la_Agencia_Tributaria/_Ayuda_Memoria_2018/_Ayuda_Memoria_2018.html
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias_de_la_Agencia_Tributaria/_Ayuda_Memoria_2018/_Ayuda_Memoria_2018.html
https://www.agenciatributaria.es/AEAT.internet/Inicio/La_Agencia_Tributaria/Memorias_y_estadisticas_tributarias/Memorias/Memorias_de_la_Agencia_Tributaria/_Ayuda_Memoria_2018/_Ayuda_Memoria_2018.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
https://sede.agenciatributaria.gob.es/Sede/informacion-institucional/memorias/memoria-2020/anexo-cuadros-graficos/cuadro-n-43-medidas-cautelares-responsabilidad.html
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específicamente, en la fase recaudatoria, no pasa 
desapercibida y es subrayada en los diferentes Planes 
de Control Tributario anuales que la AEAT publica, 
de acuerdo a lo regulado en el artículo 116 de la LGT11 
y también se pone de manifiesto en el Plan de Control 
Tributario del ejercicio 2022, último aprobado en las 
fechas en las cuales se redacta este texto. 

 
3. Cuestiones básicas acerca de la responsabilidad 

tributaria 
 

3. I. El marco general de su regulación. 
 

Aunque, en nuestro Derecho Financiero, existen 
múltiples supuestos de responsabilidad tributaria, 
establecidos de manera dispersa en las Leyes que 
regulan los diferentes gravámenes que integran 
nuestro sistema tributario13, lo cierto, en primer lugar, 
es que la LGT (como no podía ser por menos, dada su 
naturaleza) constituye la norma marco de ordenación 
de esta institución y, por lo tanto, los rasgos generales 
de esta herramienta recaudatoria, tanto materiales 
como de carácter procedimental, han 

 

11 Plan de control tributario. 
La Administración tributaria elaborará anualmente un Plan de 
control tributario que tendrá carácter reservado, aunque ello no 
impedirá que se hagan públicos los criterios generales que lo 
informen. 
12 C. Adopción de derivaciones de responsabilidad. Una de las 
herramientas que se ha mostrado más eficaz a lo largo de los años 
como instrumento de prevención y control del fraude en fase 
recaudatoria ha sido la derivación de responsabilidad y, en 
general, la exigencia de deudas a terceros. Como en años 
anteriores, durante 2022 se continuarán con las actuaciones de 
investigación dirigidas a identificar a terceros responsables u 
otras personas a cuyo cargo la Ley impone la obligación de pago, 
y a acreditar la concurrencia de los supuestos de hecho previstos 
en la norma para exigirles el pago de las deudas. 
13 Véase, como ejemplo, la modalidad de responsabilidad 
tributaria subsidiaria que aparece regulada en el art. 87.5 de la Ley 
37/1992, de 28 de diciembre, del Impuesto sobre el Valor Añadido. 

de encontrar su acomodo en ella y, en segundo 
término, los administradores societarios ven diseñados 
sus casos específicos de responsabilidad en el seno de 
la LGT, por lo que, en nuestro trabajo, solo nos 
referiremos a la responsabilidad tributaria de los 
administradores de las sociedades de capital en el 
interior de la LGT. 

 
La norma básica del Ordenamiento Tributario español, 
la LGT, se ocupa de la figura de la responsabilidad 
tributaria de manera sustantiva en la Sección 3ª. 
Responsables, del Capítulo II. Obligados tributarios, 
del Título II. Los tributos, arts. 41 a 43, ambos 
inclusive. 

 
Asimismo, a la responsabilidad tributaria hacen 
referencia otros muchos artículos de la LGT desde el 
8,c), cuya redacción establece el principio de legalidad 
o de preferencia por la legalidad14 a la hora de 
determinar los responsables (pues una característica 
esencial de la responsabilidad tributaria es su 
determinación ex lege)15 hasta diferentes artículos de 
los procedimientos de recaudación, por ejemplo, los 
174 a 176 LGT, ambos inclusive, donde se reglamenta 
el procedimiento frente a los responsables, pasando 
por normas relativas a las infracciones y sanciones 
tributarias, verbigracia, el artículo 181.2 LGT16. 

 
La responsabilidad tributaria tiene que venir fijada por 
una Ley, aunque se discute si la necesidad de una 
norma de rango de Ley, cuyo contenido regule la 
figura del responsable deriva de los principios 
constitucionales (al no estar directamente ligada la 
figura del responsable con la existencia de una 
capacidad económica sujeta a gravamen) o si, 
simplemente, tal obligación regulatoria legal proviene 
de la propia LGT (CARBAJO VASCO, D:; 1995) y 
podemos señalar que ya en este debate se produce la 
primera gran división doctrinal acerca de la naturaleza 
de la responsabilidad tributaria. 

 
De esta forma, para la doctrina que enfatiza su carácter 
garantista, de aval de la deuda tributaria de un tercero, 
la existencia de un requisito de designación por Ley 
conlleva su carácter accesorio respecto del 
contribuyente del tributo (junto al deudor 
“principal”), quien se convierte en el sujeto con la 
capacidad económica, constitucionalmente 

 
14 Pues la doctrina debate acerca de cuál es el significado exacto 
de este artículo. 
15 Se regularán en todo caso por Ley: 
…c) La determinación de los obligados tributarios previstos en 
el apartado 2 del artículo 35 de esta ley y de los responsables. 
16 Artículo 181. Sujetos infractores. 
… 
El sujeto infractor tendrá la consideración de deudor principal a 

efectos de lo dispuesto en el apartado 1 del artículo 41 de esta ley 
en relación con la declaración de responsabilidad. 

 
En ese sentido, la Resolución de 26 de enero de 
2022, de la Dirección General de la Agencia Estatal 
de Administración Tributaria, por la que se 
aprueban las directrices generales del Plan Anual 
de Control Tributario y Aduanero de 2022 
(“Boletín Oficial del Estado”; en adelante, BOE, de 
31), en su parte IV. Control en fase recaudatoria, así 
lo señala12. 
 
Precisamente, el contraste entre la creciente 
importancia de esta herramienta para la recaudación y 
el fraude tributario, así como el significado de los 
debates doctrinales respecto de su naturaleza, 
características y procedimiento, frente a la ausencia de 
unanimidad doctrinal en lo relativo a su naturaleza 
jurídica, es uno de los rasgos de esta figura que 
conviene señalar desde el principio de este artículo. 
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necesaria para la propia existencia de la deuda 
tributaria a pagar por tal sujeto, al no señalar la 
responsabilidad tributaria una capacidad económica 
susceptible de imposición independiente y propia en el 
supuesto del responsable tributario. 

 
En cambio, para otros, el responsable tributario 
figura, en nuestra LGT, entre en el círculo de los 
deudores tributarios (CAZORLA PRIETO, L.; 2021) 
y, por lo tanto, configura un elemento esencial del 
tributo que debe ser designado por la Ley. 

 
De esta manera, en la LGT, tenemos, por un lado, el 
aspecto didáctico y material de la responsabilidad 
tributaria: definición, consecuencias, modalidades, 
etc. y, por otro, las cuestiones procedimentales, 
localizadas estas últimas en el procedimiento de 
recaudación; reminiscencia esta ubicación última, sin 
duda, de los orígenes de una figura que pretendía, 
simplemente, reforzar el pago de la deuda tributaria. 
Precisamente, el hecho de que las cuestiones de 
carácter procedimental dedicadas por la LGT17 a la 
responsabilidad tributaria, se localicen en la 

aplicar esta institución, las cuestiones de regulación 
del procedimiento recaudatorio frente a los 
responsables tributarios, cuyo desarrollo aparece 
recogido en el Reglamento General de Recaudación, 
aprobado por el Real Decreto 939/2005, de 29 de julio 
(en adelante, RGR) y demostrando, ante la ausencia 
reglamentaria de interpretación de otros aspectos de la 
responsabilidad tributaria que, para el legislador, su 
existencia sigue viniendo ligada al procedimiento 
recaudatorio. 

 
De hecho, el Título IV del RGR, arts. 124 a 127, 
ambos inclusive, lleva como rúbrica: Procedimiento 
frente a responsables y sucesores. 

 
Y conste que, realmente, tampoco puede decirse que 
el RGR disponga de una normativa suficiente y 
completa para normar todos los aspectos 
procedimentales de un instrumento cada vez más 
significativo en el ejercicio de sus funciones por parte 
de la AEAT ya que, en el fondo, dedica a este asunto 
en exclusiva el art. 124. Declaración de 
responsabilidad.18. 

Subsección 1. ª. Procedimiento frente a los   
responsables, de la Sección 3. ª. Procedimiento frente 
a los responsables y sucesores, del Capítulo V. 
Actuaciones y procedimiento de recaudación, del 
Título III. La aplicación de los tributos, de la LGT, 
son una buena indicación de que la normativa general 
tributaria sigue enfocando la responsabilidad tributaria 
desde una perspectiva simplemente recaudatoria, 
especialmente, en la fase ejecutiva de este 
procedimiento de aplicación de los tributos y, de esta 
forma, puede comprenderse el peso inercial del 
concepto clásico de esta institución fiscal, tratada 
tradicionalmente como un mero apéndice de las 
garantías recaudatorias de los tributos. 

 
Esta visión arcaica de la responsabilidad tributaria 
sigue cargando en la configuración y en la doctrina 
relacionada con esta herramienta, a pesar de que, poco 
a poco, la responsabilidad tributaria va adquiriendo 
otros matices (verbigracia, educativos y disuasores, 
como sucede con la reciente reforma del art. 95 bis 
LGT) o se encuentra en otros procedimientos, 
verbigracia, el sancionador tributario. 

 
Dado que, tradicionalmente, en nuestro Derecho 
Financiero la figura de la responsabilidad tributaria ha 
venido vinculada al procedimiento de recaudación y 
ha sido utilizada como mecanismo secundario, de 
ultima ratio, para asegurar el cobro de la deuda 
tributaria, una vez que han fallado las actuaciones 
recaudatorias contra el obligado tributario principal, 
también son significativas, a la hora de interpretar y 

 
17 Cuya redacción, además, innovaba en este terreno. 

18 1. El procedimiento de declaración de responsabilidad se 
iniciará mediante acuerdo dictado por el órgano competente que 
deberá ser notificado al interesado. 
El trámite de audiencia será de 15 días contados a partir del día 
siguiente al de la notificación de la apertura de dicho plazo. 
En dicho trámite, en su caso, se deberá dar la conformidad 
expresa a la que se refiere el artículo 41.4 de la Ley 58/2003, 
de 17 de diciembre, General Tributaria. 
El plazo máximo para la notificación de la resolución del 
procedimiento será de seis meses. 
2. Las solicitudes de aplazamiento o fraccionamiento de deudas o 
las solicitudes de suspensión del procedimiento de recaudación 
efectuadas por un responsable no afectarán al procedimiento de 
recaudación iniciado frente a los demás responsables de las 
deudas a las que se refieran dichas solicitudes. 
3. Cuando el procedimiento para declarar la responsabilidad se 
inicie por los órganos competentes para dictar la liquidación y 
dicha declaración no se haya notificado con anterioridad al 
vencimiento del periodo voluntario de ingreso otorgado al deudor 
principal, o si en dicho periodo no se hubiera acreditado al menos 
un intento de notificación que contenga el texto íntegro del 
acuerdo o, en su caso, de no haberse efectuado la puesta a 
disposición de la notificación en la sede electrónica de la 
Administración tributaria o en la dirección electrónica habilitada, 
el procedimiento para declarar la responsabilidad se dará por 
concluido sin más trámite, sin perjuicio de que con posterioridad 
pueda iniciarse un nuevo procedimiento por los órganos de 
recaudación; a tal efecto, las actuaciones realizadas en el curso 
del procedimiento inicial, así como los documentos y otros 
elementos de prueba obtenidos en dicho procedimiento, 
conservarán su validez y eficacia a efectos probatorios en relación 
con el mismo u otro responsable. 
4. A efectos de lo dispuesto en el artículo 174.5 de la Ley 58/2003, 
de 17 de diciembre, General Tributaria, la resolución de un 
recurso o reclamación interpuesto contra un acuerdo de 
declaración de responsabilidad, en lo que dicha resolución se 
refiera a las liquidaciones a las que alcance el presupuesto de 
hecho, no afectará a aquellos obligados tributarios para los que 
las liquidaciones hubieran adquirido firmeza. 
5. En aquellos casos en los que como consecuencia del desarrollo 
del procedimiento recaudatorio seguido frente al deudor principal 
o, en su caso, frente al responsable solidario, se 
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En suma, un marco jurídico magro para una figura 
tributaria cada vez más utilizada por la práctica de las 
Administraciones Tributarias. 

 
3. II La concepción jurídica de la responsabilidad 

tributaria 
 

La figura de la responsabilidad tributaria, su 
naturaleza, funciones, sus relaciones con otras 
instituciones del Derecho Civil, en especial, las 
denominadas obligaciones solidarias y 
mancomunadas, artículo 1137 del Código Civil 19 
(clasificación que, para la doctrina tradicional, es el 
origen de la división entre responsabilidad solidaria y 
subsidiaria, tesis no aceptada por los textos más 
modernos), constituye, sin ningún género de dudas, 
una de las materias más complejas y debatidas del 
Ordenamiento Financiero español (GALÁN RUIZ, 
JAVIER, 2005, CRUZ AMORÓS, M.; 2005). 

 
Además, esos debates constatan la carencia de un 
consenso doctrinal ni sobre los perfiles de la 
institución ni, en particular, acerca de si, dentro del 
bloque de artículos que, en la LGT, aparece bajo la 
denominación de “responsabilidad tributaria”, ver 
arriba, existe una homogeneidad que permite 
atribuirles a todos los casos englobados en tal marco 
jurídico-normativo una naturaleza propia y unitaria o 
si, por el contrario, cabe distinguir entre la 
“responsabilidad tributaria en general” y la 
“responsabilidad tributaria por participación en ilícitos 
tributarios” (HERRERA MOLINA, PEDRO; 2021; 
PRÓSPER ALMAGRO, ANA B.; 2020) o 
incluso, conforme a otra corriente doctrinal, resulta 
procedente cualquier otro tipo de clasificación en este 
terreno, más allá de la que la propia LGT reconoce, 
por motivos en principio puramente procedimentales, 
como es la dicotomía responsabilidad solidaria y 
subsidiaria. 

 
En general, puede mencionarse la existencia de dos 
bloques de autores enfrentados en lo relativo a la 
naturaleza de la responsabilidad tributaria: uno, el 
tradicional, que pone el énfasis, a la hora de calificar 

 
haya determinado su insolvencia parcial en los términos del 
artículo 76.1 de la Ley 58/2003, de 17 de diciembre, General 
Tributaria, se podrá proceder a la declaración de fallido de 
aquellos, a los efectos previstos en su artículo 41. 
6. Si el deudor principal o los responsables solidarios fueran 
declarados insolventes por la parte no derivada a los responsables 
subsidiarios, podrá procederse, en su caso y tras la 
correspondiente declaración de fallido por insolvencia total, a la 
derivación a dichos responsables subsidiarios del resto de deuda 
pendiente de cobro. 
19 La concurrencia de dos o más acreedores o de dos o más 
deudores en una sola obligación no implica que cada uno de 
aquéllos tenga derecho a pedir, ni cada uno de éstos deba prestar 
íntegramente las cosas objeto de la misma. Sólo habrá lugar a esto 
cuando la obligación expresamente lo determine, constituyéndose 
con el carácter de solidaria. 

esta figura, desde una perspectiva garantista y 
aseguradora de la obligación de pago de la deuda 
tributaria por parte del responsable, postura histórica y 
clásica y, el segundo, por el contrario, enfatizando su 
carácter represor, sancionador, posición más moderna 
pero cuyo desarrollo y análisis doctrinal admite 
muchas variantes, verbigracia, algunos solo califican 
como dotado de tales caracteres a la responsabilidad 
por actos ilícitos del art. 42.1, a) LGT y otros, sin 
embargo, dotan también de esta naturaleza a 
responsabilidades como las del art. 42.2 LGT 
(HINOJOSA TORRALVO, JUAN JOSÉ; 2008). 

 
En cualquier caso, la única división que recoge la 
LGT, en el aspecto material, es la diferencia entre 
responsabilidad tributaria solidaria, art. 42 y 
subsidiaria, art. 43, centrando su distinción, por otro 
lado, en cuestiones de carácter procedimental, pues la 
segunda clase necesita siempre la declaración previa 
de fallidos del deudor principal y, en su caso, los 
responsables solidarios, art. 176 LGT y, previamente, 
el art. 41.5, segundo párrafo, LGT20, texto que, por su 
ubicación en el seno de la disposición fundamental del 
Ordenamiento Tributario, es una buena demostración 
también de que esta dicotomía entre modalidades de 
responsabilidades es más procedimental que material 
o sustantiva y que nada tiene que ver con la clásica 
distinción, propia del Derecho Civil, entre 
obligaciones tributarias mancomunadas y solidarias. 

 
De esta manera, la otra clasificación de la LGT para 
las diferentes modalidades de responsabilidad 
tributaria se centra en el procedimiento para su 
exacción, al distinguir entre responsabilidad tributaria 
solidaria y subsidiaria y si, nos acercamos, a tal 
variedad, observaremos que responde simplemente a 
la constatación de que la segunda clase requiere como 
presupuesto necesario la declaración previa de fallido 
en relación al responsable solidario. 

 
Es más, puede incluso señalarse que la división entre 
responsabilidad solidaria/subsidiaria carece en estos 
momentos de todo contenido material ya que, si bien 
en sus orígenes, el legislador pretendía delimitar el 
alcance de la responsabilidad solidaria (sin duda, la 
más gravosa), al incluir las sanciones tributarias, como 
demuestra la redacción del art. 41.2 LGT21, la práctica 
legislativa está diluyendo este criterio anterior. 
Continuando con el debate doctrinal respecto a la 
naturaleza de la responsabilidad tributaria, tenemos 

 
20 La derivación de la acción administrativa a los responsables 
subsidiarios requerirá la previa declaración de fallido del deudor 
principal y de los responsables solidarios. 
21 Salvo precepto legal expreso en contrario, la responsabilidad 
será siempre subsidiaria. 
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que, parte de la doctrina sigue vinculada a la postura 
tradicional que identifica el objetivo de la 
responsabilidad tributaria con una herramienta para 
asegurar el cobro de la deuda tributaria, es decir, como 
una garantía personal de la Administración Tributaria 
(en adelante, AT) (RODRÍGUEZ BEREIJO, A; 1981) 
pero cada vez más, otra corriente doctrinal se plantea 
el posible carácter sancionador de la responsabilidad 
(FERNÁNDEZ CABALLERO, ZULEY; 2014) o, al 
menos, su calificación como un elemento disuasorio y 
educativo en relación a ciertos sujetos (en nuestro 
supuesto, los administradores de las sociedades de 
capital), quienes alguna relación tienen con el deudor 
principal (el contribuyente, la propia sociedad de 
capital) y con respecto al cual deberían haber seguido 
una determinada regla de conducta, un 
comportamiento ordenado (la buena gestión del 
negocio), cuyo incumplimiento en sus diversos 
grados: negligencia, dolo y culpa, les pone, ahora, en 
el brete de tener que pagar (ser responsables) de una 
deuda originaria, cuya cuantía, por derivación, se les 
traslada por la AT mediante un procedimiento reglado. 

 
Otros, entre los cuales me encuentro, consideran que, 
en realidad, la redacción actual de esta figura en la 
LGT y en el RGR carece de toda coherencia y unidad 
interna, pues si bien conserva, de manera inercial, su 
configuración como una garantía personal del crédito 
tributario, tal y como podía calificarse en sus orígenes; 
en las últimas modalidades de responsabilidad 
tributaria, el legislador ha introducido elementos 
punitivos, disuasorios y, asimismo, ha ido borrando 
los límites dogmáticos de esta figura respecto de otras 
relaciones personales con la AT, lo cual explica, entre 
otros motivos, los debates interminables acerca de esta 
institución, los cuales solo podrían solucionarse bien, 
introduciendo en la Ley una diferencia radical entre 
una responsabilidad tributaria de contenido garantista 
y otra, de carácter cuasi sancionador, bien mediante un 
reordenamiento general de la figura y sus 
procedimientos. 

 
En nuestra opinión, tal falta de unidad en lo que se 
refiere a las clases de responsabilidad tributaria es 
manifiesta, verbigracia, por el reconocimiento 
jurisprudencial reciente acerca de la peculiar 
naturaleza jurídica del art. 42.2, a) LGT, por ejemplo, 
en la sentencia del Tribunal Supremo (en adelante, 
STS) de 25 de enero de 2022, Sala de lo Contencioso, 
Sección Segunda, recurso de casación 2297/201822. 

 
22 Cuyo Fundamento de Derecho (en adelante, FD) tercero, punto 
6º, dice textualmente: 
…si se lee detenidamente el art. 42.2 LGT 58/2003, se comprueba 
que el peculiar fundamento de esta forma de responsabilidad 
solidaria, no está vinculado directa e inmediatamente al “deudor 
principal” y a la deuda pendiente de 

En otro orden de cosas, constantemente aparece 
doctrina y jurisprudencia, incluyendo las RRTEAC 
(véase, por ejemplo, la RTEAC, Vocalía 1ª, de 25 de 
junio de 2015, número de recurso 460/2015), cuyo 
contenido no hace sino insistir en la variedad de 
criterios existentes en este área, especialmente, en lo 
relativo a algunas modalidades de responsabilidad, 
también, las vinculadas con los administradores de 
sociedades, cuyo tenor es el afectado por nuestro 
trabajo, verbigracia, la incluida en el artículo 43.1, b) 
LGT 23. 

 
Asimismo, el elevado número de resoluciones 
judiciales (incluyendo las procedentes de los órganos 
de la justicia administrativa) emitidas en relación con 
esta institución, no hace sino, por ende, manifestar el 
alto grado de litigiosidad que la responsabilidad 
tributaria conlleva y que el propio Consejo para la 
Defensa del Contribuyente empiece a hacerse eco de 
la necesidad de incorporar alguna mejora, siquiera 
procesal, para hacer frente a la avalancha de casos. 

 
En estas circunstancias, encontramos sentencias que 
parecen compartir la definición tradicional de la 
responsabilidad tributaria: algo accesorio, garantista 
del pago del deudor principal, cuando éste no lo hace, 
como es la sentencia 384/0214, de 10 de febrero, de la 
Sala Tercera del Tribunal Supremo24 o la sentencia 
1141/2017, de idéntica Sala del Tribunal Supremo, de 
27 de julio, cuyo texto afirma: es una figura que, como 
ha señalado la jurisprudencia, constituye una 
garantía más del crédito tributario. 

 
Pero también hay otras resoluciones judiciales, cuya 
publicación ha impulsado el papel de la 
responsabilidad tributaria en manos de la AEAT como 
un instrumento para asegurar la recaudación y que, en 
relación a modalidades de responsabilidad 

 
pago por éste, sino a la garantía de que el deudor principal, pero 
también cualquier otro obligado al pago, responsa de la deuda 
con su patrimonio. De ahí que el alcance de su responsabilidad no 
venga dado por la extensión dela deuda dejada de pagar por el 
“deudor principal” sino por el valor de los bienes embargados o 
susceptibles de serlo, que actúa como límite a la responsabilidad 
en los supuestos del art. 42.2 LGT…. 
23 Responsables subsidiarios. 
1. Serán responsables subsidiarios de la deuda tributaria las 
siguientes personas o entidades: 
… 
b) Los administradores de hecho o de derecho de aquellas 
personas jurídicas que hayan cesado en sus actividades, por las 
obligaciones tributarias devengadas de éstas que se encuentren 
pendientes en el momento del cese, siempre que no hubieran hecho 
lo necesario para su pago o hubieren adoptado acuerdos o tomado 
medidas causantes del impago. 
24 La cual caracteriza al instituto del responsable como: 
… que se trata de un tercero que se coloca, como así lo dice la 
Ley, junto al sujeto pasivo o deudor principal del tributo, pero, a 
diferencia del sustituto, no lo desplaza de la relación tributaria ni 
ocupa su lugar, sino que se añade a él como deudor, detentando 
una especie de obligación accesoria de garantía. 
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tributaria más recientes, específicamente, las incluidas 
en el art. 42.2 LGT25, adoptan una postura totalmente 
distinta. 

 
En cualquier caso, es evidente que nuestra 
jurisprudencia oscila también entre interpretar la 
responsabilidad tributaria desde la óptica del Derecho 
Sancionador Tributario como, por el contrario, 
distinguirla claramente de aquél, negando la 
utilización, a la hora de interpretar su alcance, de los 
principios generales que informan éste, art. 178, 
segundo párrafo, LGT26, en las disposiciones sobre 
responsabilidad, lo cual conlleva otro tipo de debates, 
verbigracia, si la excusa absolutoria del art. 179 2,d) 
LGT27 es extensible a los responsables. 

 

25 Responsables solidarios. 
También serán responsables solidarios del pago de la deuda 
tributaria pendiente y, en su caso, del de las sanciones tributarias, 
incluidos el recargo y el interés de demora del período ejecutivo, 
cuando procedan, hasta el importe del valor de los bienes o 
derechos que se hubieran podido embargar o enajenar por la 
Administración tributaria, las siguientes personas o entidades: 
a) Las que sean causantes o colaboren en la ocultación o 
transmisión de bienes o derechos del obligado al pago con la 
finalidad de impedir la actuación de la Administración tributaria. 
b) Las que, por culpa o negligencia, incumplan las órdenes de 
embargo. 
c) Las que, con conocimiento del embargo, la medida cautelar o 
la constitución de la garantía, colaboren o consientan en el 
levantamiento de los bienes o derechos embargados, o de aquellos 
bienes o derechos sobre los que se hubiera constituido la medida 
cautelar o la garantía. 
d) Las personas o entidades depositarias de los bienes del deudor 
que, una vez recibida la notificación del embargo, colaboren o 
consientan en el levantamiento de aquéllos. 
26 En particular serán aplicables los principios de legalidad, 
tipicidad, responsabilidad, proporcionalidad y no concurrencia. 
El principio de irretroactividad se aplicará con carácter general, 
teniendo en consideración lo dispuesto en el apartado 2 del 
artículo 10 de esta ley. 
27 Las acciones u omisiones tipificadas en las leyes no darán lugar 
a responsabilidad por infracción tributaria en los siguientes 
supuestos: 
… 
d) Cuando se haya puesto la diligencia necesaria en el 
cumplimiento de las obligaciones tributarias. Entre otros 
supuestos, se entenderá que se ha puesto la diligencia necesaria 
cuando el obligado haya actuado amparándose en una 
interpretación razonable de la norma o cuando el obligado 
tributario haya ajustado su actuación a los criterios manifestados 
por la Administración Tributaria competente en las publicaciones 
y comunicaciones escritas a las que se refieren los artículos 86 y 
87 de esta Ley. Tampoco se exigirá esta responsabilidad si el 
obligado tributario ajusta su actuación a los criterios 
manifestados por la Administración en la contestación a una 
consulta formulada por otro obligado, siempre que entre sus 
circunstancias y las mencionadas en la contestación a la consulta 
exista una igualdad sustancial que permita entender aplicables 
dichos criterios y éstos concurrencia ni de la diligencia debida en 
el cumplimiento de las obligaciones tributarias ni de la 
interpretación razonable de la norma señaladas en el párrafo 
anterior no hayan sido modificados. 
A efectos de lo dispuesto en este apartado 2, en los supuestos a 

que se refiere el artículo 206 bis de esta Ley, no podrá 
considerarse, salvo prueba en contrario, que existe concurrencia 

En general, de la jurisprudencia reciente (muy 
abundante) en materia de responsabilidad tributaria, 
tanto del TS como del TEAC, se manifiesta, como 
hemos apuntado en los párrafos anteriores, que se ha 
ido ampliado el campo de aplicación de la 
responsabilidad tributaria, facilitando su utilización 
por la AEAT, pues como indica la doctrina más 
reciente: la existencia de un responsable tributario, 
por su específica estructura jurídica, siempre 
aumentarán las posibilidades reales de hacer efectivo 
un concreto crédito tributario (PRÓSPER 
ALMAGRO, ANA B.; 2020, página 27). 

 
Por lo tanto, más allá de reconocer las particularidades 
del obligado tributario responsable, designado por la 
Ley, carecemos de una delimitación unitaria de esta 
figura y, a nuestro entender, tal ausencia de unidad 
conceptual es un reconocimiento, a sensu contrario, 
de la heterogeneidad de esta institución, la cual, si bien 
pudo partir de introducir una herramienta garantista de 
la recaudación tributaria, de un pago por terceros, ha 
ido evolucionando hacia un instrumento de 
aseguramiento de la recaudación pero también de 
prevención y disuasión del fraude fiscal, declarando 
“responsables” a determinadas personas que, por su 
vinculación con el sujeto pasivo y sus operaciones, 
deberían haber realizado ciertas actuaciones de control 
y gestión tributaria que, de haberse ejecutado 
correctamente, no hubieran conllevado el impago de la 
deuda tributaria. 

 
Dado que la conducta de estas personas, de alguna 
manera relacionadas con el deudor principal (en 
nuestra obra, los administradores societarios), no fue 
la apropiada, sino negligente, al menos, o contraria a 
las funciones que debían haber ejecutado; entonces, al 
no pagar la deuda tributaria el “deudor principal”, se 
les declara “responsables”. 

 
De todas formas, un problema significativo para 
cualquier estudio doctrinal de la responsabilidad 
tributaria de los administradores societarios es, 
precisamente, la falta de unanimidad doctrinal 
respecto de la naturaleza de esta figura, producto 
directo de la indefinición de su desarrollo en la LGT y 
de su insuficiente regulación. 

 
Esta “particularidad” del obligado tributario- 
responsable en relación a otros tipos de obligados 
tributarios produce una consecuencia negativa y 
básica, a saber que el Derecho Tributario español no 
posea una definición legal unívoca y precisa de este 
concepto, no existiendo consenso acerca de su 
naturaleza y de las funciones que cumple en la 

 

ni de la diligencia debida en el cumplimiento de las obligaciones 
tributarias ni de la interpretación razonable de la norma 
señaladas en el párrafo anterior. 
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relación jurídico-tributaria, salvo su necesaria 
incorporación al Ordenamiento por Ley y su carácter 
conexo y, por lo tanto, accesorio de otros obligados 
tributarios, mencionados como “los deudores 
principales”, es decir, precisamente, los expuestos en 
el artículo 35.1 LGT (A estos efectos, se considerarán 
deudores principales los obligados tributarios del 
apartado 2 del artículo 35 de esta ley., artículo 41.1, 
segundo inciso, LGT). 

 
A nuestro juicio, nos encontramos, en la redacción 
vigente de la LGT, con una institución carente de 
unidad y homogeneidad y es preciso analizar, caso por 
caso, modalidad de responsabilidad tributaria por 
modalidad para establecer, de manera individualizada, 
la naturaleza de esta institución, en algunos casos, una 
garantía del cobro de la deuda tributaria, en otros, 
figura de tintes cuasi sancionadores, en otros, una 
norma con evidente carácter disuasorio de cierto 
comportamiento no querido por la Administración 
Tributaria, y así, sucesivamente. 

 
4. Supuestos de responsabilidad tributaria de los 
administradores societarios en la LGT 

 
4. I. Introducción 

 
Por razones de espacio, nos vamos a limitar 
seguidamente a describir los supuestos de 
responsabilidad tributaria de la LGT con presencia de 
administradores societarios. 

 
4. II. Casos 

 
4. II. A. De responsabilidad solidaria 

 
Son los siguientes: 

 
a) Los causantes o colaboradores activos en la 
realización de una infracción tributaria (Art. 42.1.a 
LGT) 

 
El art. 42.1.a LGT establece que serán responsables 
solidarios de la deuda tributaria los que sean causantes 
o colaboren activamente en la realización de una 
infracción tributaria. Su responsabilidad, en este caso, 
también se extenderá a la sanción. 

 
De la norma vigente se desprenden los presupuestos 
de hecho necesarios para exigir esta clase de 
responsabilidad: 

 
a) De un lado, un presupuesto preliminar, consistente 
en el devengo de una obligación tributaria a cargo del 
deudor principal como consecuencia de la realización 
de un hecho imponible, además, deberá haberse 
cometido una infracción tributaria sancionada y, 

b) De otro, un presupuesto accesorio y subsidiario al 
anterior, basado en la cooperación o colaboración 
activa de un segundo sujeto, el presunto responsable, 
en la infracción cometida por el deudor principal 
castigada con la sanción. 

 
Es un supuesto clásico de responsabilidad que exige 
una conducta activa del responsable. No se trata, por 
lo tanto, de un presupuesto de responsabilidad 
objetiva, sino que gira en torno a la culpabilidad y la 
resolución de declaración de responsabilidad exige 
una debida motivación de esta, no siendo suficiente 
motivación la mera condición de socio mayoritario 
o administrador de la deudora principal para deducir el 
dolo o culpa de ese solo dato. 

 
El Tribunal Económico-Administrativo Central, 
TEAC, tiene declarado que la responsabilidad de los 
administradores es solidaria cuando desempeñan una 
conducta activa en la comisión de la infracción, 
concurriendo además dolo. En otros casos, cuando no 
haya una conducta activa sino simplemente culpa, 
estaremos ante supuestos de responsabilidad 
subsidiaria del art. 43.1.a o 43.1.b LGT28. 

 
Pese a lo anterior, debemos advertir que diferenciar 
entre culpa y dolo en los administradores no es fácil, 
porque los administradores son los representantes de 
la sociedad, que solo puede actuar a través de ellos. 
Tampoco ayuda a la seguridad jurídica que, existiendo 
supuestos de responsabilidad solidaria y subsidiaria 
que puedan afectar a los administradores, no se defina 
legalmente qué es conducta activa. Ante esta carencia 
legal debemos acudir a la interpretación y el TEAC 
considera que los criterios contenidos en la LGT para 
establecer la graduación de las sanciones como leves o 
simples, graves y muy graves permiten considerar que, 
cuando se dan las circunstancias que justifican la 
imposición de éstas últimas por utilización de los 
medios fraudulentos recogidos en dicha Ley 
(anomalías sustanciales en la contabilidad, facturas 
falsas, personas interpuestas), estaremos ante un claro 
supuesto de responsabilidad solidaria de los 
administradores, porque tales conductas suponen 
inequívocos actos de voluntad que producen el 
resultado antijurídico de evitar o minorar la deuda 
tributaria de manera fraudulenta, lo que significa la 
existencia de una conducta activa de los 
administradores en la comisión de la infracción 
tributaria29. 

 
En relación con este supuesto de responsabilidad 
tributaria, así como su precedente normativo 
contenido en el art. 38.1 de la LGT 1963, el Tribunal 
Supremo se ha pronunciado, de manera reiterada, 

 

28 Resolución. TEAC 871/2017 de 24 septiembre de 2019 
29 Resolución TEAC 871/2017 de 24 septiembre de 2019 
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reconociendo que posee una naturaleza sancionadora 
la responsabilidad tributaria de quienes sean causantes 
o colaboren activamente en la realización de una 
infracción tributaria, en consonancia con las 
sentencias del Tribunal Constitucional de 26 de abril 
de 1990 (en adelante, STC 76/1990) y de 27 de marzo 
de 2006 (STC 85/2006). 

 
Así se declaró, entre otras, en las sentencias del 
Tribunal Supremo de 10 de diciembre de 2008, FD 3º, 
(rec. 3941/2006), de 8 de diciembre de 2010, FD 2º, 
(rec. 4941/2007), de 6 de julio de 2015, FD 3º, (rec. 
3418/2013), de 20 de septiembre de 2016, FD 4º, (rec. 
3521/2015), de 5 de noviembre de 2020, FD 5º, (rec. 
1569/2018) y 17 de septiembre de 2020, FD 1º, (rec. 
325/2019) y en doctrina administrativa consolidada: 
Resoluciones del TEAC 28 de abril de 2015 y 24 de 
septiembre de 2019. 

 
Por consiguiente, su declaración queda sometida a los 
principios que presiden el ejercicio de la potestad 
sancionadora y, por supuesto, a las reglas legales que 
la disciplinan. 

 
El TS tiene declarado que la derivación de 
responsabilidad exige que se constate que, por acción 
u omisión, contribuyeron o facilitaron la comisión de 
las infracciones sancionadas30 y, además, deberán 
observarse las mismas garantías que en un 
procedimiento sancionador. 

 
b) Responsables por actuaciones que dificulten la 
efectividad de la actuación de la Administración en 
vía de apremio (Art. 42.2. LGT y sus posibilidades) 

 
La responsabilidad también se puede formar por 
determinados comportamientos realizados durante la 
fase de apremio; de ello, se ocupa el art. 42.2 LGT. 

 
Este responsable presenta importantes diferencias con 
el resto de los responsables del art. 42 LGT, en estos 
casos, la responsabilidad se origina por conductas 
tendentes a impedir la actuación recaudatoria de la 
Administración tributaria (consilium fraudis); en estos 
presupuestos, la actuación del responsable no tiene 
que estar conectada con el hecho imponible, ni con el 
deudor principal. 

 
La responsabilidad alcanza el pago de la deuda 
tributaria pendiente y a las sanciones tributarias, 
incluidos el recargo y el interés de demora del período 
ejecutivo, cuando procedan. La responsabilidad se 
limita al valor de los bienes o derechos susceptibles de 
embargo o enajenación por 
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la Administración tributaria y cuando ello se vio 
imposibilitado por el responsable. 

 
Estos presupuestos de responsabilidad solidaria, a 
diferencia de lo que ocurre en el presupuesto 
anteriormente comentado, no aparecen conectados con 
el hecho imponible, ni con el deudor principal. 

 
El fundamento de esta forma de responsabilidad se 
asocia en la relación mantenida por el responsable con 
los bienes susceptibles de ser embargados, por lo 
tanto, será responsable quien realice alguna de las 
conductas descritas en el precepto, con independencia 
de quién sea el obligado al pago y del importe de la 
deuda que deje de pagar el deudor principal31. 

 
En los diferentes presupuestos que se prevén por el art. 
42.2 LGT, se da una misma nota común: la existencia 
de una alteración en el normal desarrollo de la 
recaudación tributaria, cuyo tenor se produce por la 
actuación del responsable. Más concretamente se 
dificulta la actuación de la Administración para 
encontrar bienes o derechos del deudor principal para 
hacer efectiva la deuda tributaria, bien porque se vayan 
a embargar o hayan sido embargados. 

 
4. II. B. De responsabilidad subsidiaria 

 
A saber: 

 
a) Los administradores de personas jurídicas que 
hayan cometido infracciones tributarias (Art. 43.1. 
a) LGT) 32 

 
El legislador de la Ley 58/2003, LGT, fue continuista 
respecto de la normativa anterior, manteniendo la 
responsabilidad por las deudas tributarias de las 
personas jurídicas que hubieran cometido infracciones 
y, de otra, la responsabilidad por las deudas tributarias 
de aquellas personas jurídicas que hubiesen cesado en 
el ejercicio de su actividad. Art. 
43.1.a y b LGT. 

 
 
 

31 En esta categoría de responsables encontraremos numerosos 
casos de responsable del responsable o responsabilidad en cadena. 

 
32 “Serán responsables subsidiarios de la deuda tributaria las 
siguientes personas o entidades: 
a) Sin perjuicio de lo dispuesto en el párrafo a) del apartado 1 del 
artículo 42 de esta ley, los administradores de hecho o de derecho 
de las personas jurídicas que, habiendo éstas cometido 
infracciones tributarias, no hubiesen realizado los actos 
necesarios que sean de su incumbencia para el cumplimiento de 
las obligaciones y deberes tributarios, hubiesen consentido el 
incumplimiento por quienes de ellos dependan o hubiesen 
adoptado acuerdos que posibilitasen las infracciones. Su 
responsabilidad también se extenderá a las sanciones. 
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Nótese que el primer cambio que introduce en esta 
modalidad la vigente LGT de 2003 es referirse a los 
administradores de hecho o de derecho, de otra parte, 
el legislador trató de eliminar la responsabilidad 
subsidiaria genérica del administrador, estableciendo 
responsabilidad solidaria respecto de aquellos 
administradores que resultasen ser causantes o que 
colaborasen activamente en la realización de la 
infracción tributaria (art. 41.1.a LGT). 

 
De otra parte, el art. 43.1.a) y b) de la LGT, se refiriere 
a "administradores" y a las "personas jurídicas". De 
este modo, parece querer imaginar estas situaciones 
de responsabilidad sobre las formas societarias de 
sociedad anónima y sociedad limitada, olvidándose de 
que existen otras personalidades que no tuvieran33. 

 
Conforme a lo anterior, estamos ante un supuesto de 
responsabilidad que requiere la existencia de 
requisitos objetivos. Éstos son: 

 
a) La condición de administrador de derecho o de 
hecho del responsable, y 

 
b) La existencia de infracciones tributarias cometidas 
por la sociedad deudora principal. 

 
c) También se requiere un requisito subjetivo. Éste 
sería la concurrencia de una conducta, cuando menos 
negligente del administrador responsable. Dicha 
conducta sería determinante de la comisión de las 
infracciones tributarias por la sociedad. 

b) La responsabilidad de administradores de 
sociedades que hayan cesado en sus actividades 
(Art. 43.1. b) LGT)34 

 
Conforme al precepto, los presupuestos fácticos 
exigidos para que nazca este presupuesto de 
responsabilidad son los siguientes: 

 
a) Que una persona jurídica haya cesado en su 
actividad. 

 
b) Ser administrador de hecho o de derecho de la 
persona jurídica en el momento del cese de su 
actividad. 

 
c) Existencia de obligaciones tributarias de la persona 
jurídica, devengadas y que se encuentren pendientes 
en el momento del cese de las actividades. 

 
d) Concurrencia de conducta no diligente del 
administrador por: 

 
• No haber hecho lo necesario para el pago de la 
deuda tributaria pendiente de la persona jurídica. 

 
• Haber adoptado acuerdos o tomado medidas 
causantes del impago de dicha deuda35. 

 
En esta categoría de responsabilidad no se extiende la 
responsabilidad a las sanciones 36. 

 

Este elemento exige que el administrador haya 
adoptado una conducta activa, al adoptar acuerdos que 
posibilitasen las infracciones; o pasiva, al no 
realizar  los  actos  necesarios  que  sean  de  su   
incumbencia para el cumplimiento de las obligaciones 
tributarias de la sociedad. 

 
 
 
 
 
 

33 La Resolución del TEAC de 25 de mayo de 2000 interpreta el 
término "administrador" como referente a los órganos de dirección 
de cualquier persona jurídica, declaró que la responsabilidad 
subsidiaria de los administradores regulada en el art. 40.1. párrafo 
primero de la antigua Ley de 1963 resultaba de aplicación a los 
integrantes de la junta rectora de una sociedad agraria de 
transformación; se estimó así que dicho órgano realizada las 
funciones de administración de dicha sociedad. 

 
Si bien esta interpretación podría resultar contraria a la prohibición 
de la analogía y al principio de tipicidad que en derecho 
sancionador exige el art. 25.1 de la Constitución; si ciertamente la 
interpretación del TEAC fuera acertada, quizás el legislador 
pudiera haber utilizado otra fórmula como la de “integrantes de 
órganos directivos” u otra similar. 

34 1. Serán responsables subsidiarios de la deuda tributaria las 
siguientes personas o entidades: ... b) Los administradores de 
hecho o de derecho de aquellas personas jurídicas que hayan 
cesado en sus actividades, por las obligaciones tributarias 
devengadas de éstas que se encuentren pendientes en el momento 
del cese, siempre que no hubieran hecho lo necesario para su pago 
o hubieren adoptado acuerdos o tomado medidas causantes del 
impago. 

 
35 la STS nº 2149/2016 , de 4 de octubre de 2016 (Rec. 3215/2015): 
"CUARTO.- El supuesto de responsabilidad subsidiaria de los 
administradores que ha sido aplicado en este caso es el del art. 
43.1 b) de la LGT 58/2003, que dice: (...). El cese de actividad de 
la sociedad administrada requiere de los siguientes requisitos: 
a) La cesación de hecho de actividad de la persona jurídica 
teniendo la misma obligaciones tributarias devengadas y 
pendientes en el momento del cese; 
b) La condición de administrador de hecho o de derecho al tiempo 
del cese, extendiéndose la responsabilidad a las obligaciones 
tributarias devengadas y pendientes en el momento del cese; 
c) que no hubieran hecho lo necesario para su pago o hubieran 
adoptado acuerdos o tomado medidas causantes del impago. 
36 STS 17 de marzo de 2021, STS 1147/2021, rec. 5711/2019. 
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c) La responsabilidad de los administradores 
concursales y liquidadores (Art. 43.1. c) LGT)37 

 
De la lectura del precepto podemos deducir que se 
establecen en este apartado dos presupuestos distintos 
de responsabilidad: 

 
a) Responsabilidad por las obligaciones tributarias 
devengadas con anterioridad a la declaración de 
concurso de la empresa o de la liquidación de ésta. 

 
En este punto, para poder calificar a alguien como 
responsable subsidiario es preciso que en aquel 
concurran dos requisitos: 

 
1) Debe ser integrante de la administración concursal 

o liquidador del deudor principal, esto es, de la 
entidad que se halle en proceso concursal o de 
liquidación. 

 
2) No debe haber desarrollado una conducta diligente. 

Lo que consiste en no haber realizado todas las 
gestiones necesarias para el cumplimiento íntegro 
de las obligaciones tributarias de la entidad 
devengadas con anterioridad a la situación 
concursal o de liquidación de esta. 

 
b) Responsabilidad por las obligaciones tributarias y 
sanciones posteriores al proceso concursal o de 
liquidación de la entidad deudora principal. 

 
Únicamente se deriva responsabilidad subsidiaria a las 
personas integrantes de la administración concursal de 
la entidad o a sus liquidadores cuando tengan 
asignadas funciones de administración, resultando en 
tal caso aplicables las disposiciones sobre 
responsabilidad de administradores. 

 
En cuanto a las devengadas con posterioridad, esto es, 
una vez que se haya declarado el concurso o aprobado 
el acuerdo de liquidación, deben responder los 
administradores concursales y liquidadores de las 
obligaciones tributarias y sanciones como 
administradores, siempre que tengan atribuidas tales 
funciones. 

 
 
 
 

37 1. Serán responsables subsidiarios de la deuda tributaria las 
siguientes personas o entidades: ... c) Los integrantes de la 
administración concursal y los liquidadores de sociedades y 
entidades en general que no hubiesen realizado las gestiones 
necesarias para el íntegro cumplimiento de las obligaciones 
tributarias devengadas con anterioridad a dichas situaciones e 
imputables a los respectivos obligados tributarios. De las 
obligaciones tributarias y sanciones posteriores a dichas 
situaciones responderán como administradores cuando tengan 
atribuidas funciones de administración. 

d) La responsabilidad tributaria en supuestos de 
entramados societarios (Art. 43.1. h) y g) LGT)38 

 
Para poder calificar como responsable subsidiario en 
base a lo dispuesto en este precepto es preciso que 
concurran los siguientes requisitos: 

 
a) Que existan personas o entidades que tengan el 
control efectivo, total o parcial, directo o indirecto, de 
las personas jurídicas, o en aquellas concurra una 
voluntad rectora común con estas. 

 
b) Que se acredite por la Administración, que es sobre 
quien pesa esa carga, que las personas jurídicas han 
sido creadas o utilizadas de forma abusiva o 
fraudulenta con el ánimo de eludir la responsabilidad 
patrimonial universal frente a la Hacienda Pública 
c) Que exista unicidad de personas o esferas 
económicas, o confusión o desviación patrimonial. 

 
d) En ambos supuestos la Administración debe agotar 
de forma infructuosa el procedimiento de apremio 
contra el deudor principal, respondiendo 
subsidiariamente. 

 
La responsabilidad se extiende, en ambos casos, a la 
deuda tributaria y a las sanciones de dichas personas 
jurídicas. 

 
Pese a la similitud entre los casos expuestos, se trata 
de supuestos diferentes ya que, en el ejemplo del art. 
43.1.g) LGT, se prevé para circunstancias en las que 
se haya creado una sociedad para crear la falsa 
apariencia de ser sujetos pasivos del tributo para 
escamotear el pago, amparándose en su insolvencia; 
mientras que el art. 43.1.h LGT lo que prevé es exigir 

 
38 Serán responsables subsidiarios de la deuda tributaria las 
siguientes personas o entidades: 
...g) Las personas o entidades que tengan el control efectivo, total 
o parcial, directo o indirecto, de las personas jurídicas o en las 
que concurra una voluntad rectora común con éstas, cuando 
resulte acreditado que las personas jurídicas han sido creadas o 
utilizadas de forma abusiva o fraudulenta para eludir la 
responsabilidad patrimonial universal frente a la Hacienda 
Pública y exista unicidad de personas o esferas económicas, o 
confusión o desviación patrimonial. La responsabilidad se 
extenderá a las obligaciones tributarias y a las sanciones de 
dichas personas jurídicas. 

 
h) Las personas o entidades de las que los obligados tributarios 
tengan el control efectivo, total o parcial, o en las que concurra 
una voluntad rectora común con dichos obligados tributarios, por 
las obligaciones tributarias de éstos, cuando resulte acreditado 
que tales personas o entidades han sido creadas o utilizadas de 
forma abusiva o fraudulenta como medio de elusión de la 
responsabilidad patrimonial universal frente a la Hacienda 
Pública, siempre que concurran, ya sea una unicidad de personas 
o esferas económicas, ya una confusión o desviación patrimonial. 

 
En estos casos la responsabilidad se extenderá también a las 
sanciones. 
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el pago del crédito tributario a una persona jurídica 
ajena a la relación jurídico-tributaria, pero a la que el 
deudor transmitió su patrimonio. Este último sería un 
supuesto muy similar al previsto en el art. 42.2.a 
LGT39. 

 
e) Responsabilidad de administradores por 
presentación de autoliquidaciones de retenciones o 
de tributos repercutidos sin ingreso con ánimo 
defraudatorio (Art. 43.2 LGT)40 

 
Del precepto trascrito se deduce que los requisitos que 
se exigen para la concurrencia del presente supuesto 
de derivación son los siguientes: 

 
1º) Que las deudas sean por tributos que deban 
repercutirse o que sean retenciones a trabajadores, 
profesionales u otros empresarios. 

 
Estamos ante responsabilidad por tributos que deban 
repercutirse como el Impuesto sobre el Valor Añadido 
o los Impuestos Especiales. 

 
2º) El responsable deberá ser el administrador de 
hecho o de derecho del deudor principal. 

 
3º) Que exista continuidad en la actividad del deudor 
principal. 

 
4º) Que la presentación de autoliquidaciones sin 
ingreso por tales conceptos tributarios sea reiterativa. 

 
5º) Que se acredite que dicha presentación no obedece 
a una intención real de cumplir la obligación tributaria 
objeto de autoliquidación. 
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1. Solidaritätssteuer Spanien 

 
Im Heft INF III, Teil 3 STEUERRECHT 2022 wurde 
zu der geplanten Solidaritätssteuer auf große 
Vermögen berichtet. 

 
Die dort erläuterten Pläne der Regierung haben sich 
zwztl. manifestiert; am 27.12.2022 wurde, um dem 
Wettlauf der Steuervergünstigungen der 
Gebietsautonomien entgegenzutreten, das Gesetz 
38/2022 verabschiedet, das mit zeitlich begrenztem 
Charakter u.a. neben der Vermögensteuer eine Steuer 
für hohe Einkommen und große Vermögen als 
„Solidaritätssteuer“ in Spanien (Impuesto de 
Solidaridad), auch Reichensteuer bezeichnet, einführt. 

 
Die Solidaritätssteuer soll zum einen in der aktuellen 
Energie- und Inflationskrise helfen und zum anderen 
Unterschiede und Lücken in der 
Vermögensteuerabgabe verhindern. Sie zeigt mithin 
insbesondere Auswirkung auf die in solchen 
Autonomen Gebietskörperschaften Steuerpflichtigen, 
welche von einer Reduktion der Vermögensteuer 
profitiert haben. 

 
Die beiden am stärksten betroffenen Autonomen 
Gebietskörperschaften sind Madrid und Andalusien, 
wo eine 100-prozentige Ermäßigung der 
Vermögensteuer beschlossen worden war. 

 
Die neue Steuer gilt für ein Vermögen von mehr als 
3.700.000 Euro für in Spanien steuerlich ansässige 
Personen (3.000.000 für Nichtansässige), da eine 
Mindestfreigrenze von 700.000 Euro festgelegt ist und 
die ersten (restlichen) 3.000.000 Euro nicht besteuert 
werden. 

 
Das Nettovermögen errechnet sich aus der Differenz 
zwischen den Vermögenswerten und geldwerten 
Rechten („derechos de contenido económico“ – 
Rechten wirtschaftlichen Inhalts) sowie den 
persönlichen Lasten, Schulden und Verpflichtungen. 

Die steuerbefreiten Vermögenswerte und Rechte sind 
dieselben wie im Rahmen der 
Vermögensteuerregelungen. 

 
Die Steuersätze sind: 

 
–  ab 3.000.000,00 Euro und darüber 1,7%. 

 
–  ab 5.347.998,03 Euro und darüber 2,1%. 

 
–  ab 10.695.996,06 Euro und darüber 3,5%. 

 
Es gilt eine gemeinsame Obergrenze mit der 
Einkommens- und Vermögensteuer (60 % der 
Bemessungsgrundlage der spanischen 
Einkommensteuer (IRPF), jedoch mit einer 
maximalen Ermäßigung von 80 % der Steuer. 

 
Der Betrag der beglichenen Vermögensteuer kann von 
dieser Steuer abgezogen werden. 

 
Das bedeutet, dass bei einem angenommenen 
unbelasteten Hauptwohnsitz im Wert von mehr als 
300.000 Euro, keine Solidaritätssteuern auf die ersten 
vier Millionen Euro an Vermögen anfallen würden. 

 
So zahlt eine Person mit 4.300.000 Euro, deren 
Hauptwohnsitz einen Wert von mehr als 300.000 Euro 
hat, 1,7 % der 300.000, die vier Millionen Euro 
übersteigen, also grds. 5.100 Euro, unter Abzug 
allerdings des im Rahmen der Vermögensteuer 
anfallenden Betrags. Dieser Betrag kann bei niedrigem 
Einkommen um die gemeinsame Begrenzung der 
Einkommen- und Solidaritätssteuer gekürzt werden. 

 
Die Regierung hat die Begrenzung vergleichbar mit 
der Begrenzung des Einkommensteuer- und 
Vermögensteuerbetrags beibehalten, d.h. wenn das 
Vermögen hoch, das Einkommen aber gering ist, kann 
die Solidaritätssteuer ermäßigt werden. 

 
Das Gesetz bestimmt wie o.a., dass die Summe der 
Einkommen- und Vermögensteuerzahlungen nicht 
mehr als 60 % der IRPF-Bemessungsgrundlage 
betragen darf; ist sie höher, kann die Steuerzahlung 
reduziert werden, bis dieser Wert erreicht ist, wobei 
jedoch immer ein Mindestbetrag von 20 % gezahlt 
wird. Dies wäre zum Beispiel der Fall, wenn eine 
Person mit einem zu versteuernden Einkommen von 
100.000 Euro pro Jahr 90.000 Euro an 
Vermögensteuer und 30.000 Euro an 
Einkommensteuer zahlen müsste: 

https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-III-221/56/
https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-III-221/56/
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Die Gesamtsumme würde im Beispielsfall 120.000 
Euro betragen, während die Obergrenze bei 60.000 
Euro liegt (60 % des zu versteuernden Einkommens, 
das in diesem Fall 100.000 Euro betragen würde). 

 
Wie ausgeführt, wirkt sich die Steuer insbesondere bei 
höherem Einkommen aus. 

 
Ein Beispielsfall: Ein 50-Jähriger mit 
Arbeitseinkünften i.H.v. 150.000 Euro pro Jahr der mit 
seiner Familie in Madrid lebt, verfügt dort über 
Immobilien und sonstiges zu besteuerndes Vermögen 
von fünf Millionen Euro, wovon 500.000 Euro auf 
seinen Hauptwohnsitz entfallen. 

 
Bislang zahlt er in der Gebietsautonomie keine 
Vermögensteuer, da diese in seiner Gemeinschaft zu 
100 % subventioniert wird. 

 
Nunmehr, mit der neuen Solidaritätssteuer, sind von 
den fünf Millionen Euro 700.000 Euro steuerfrei, 
ebenso wie 300.000 Euro für den Hauptwohnsitz. 

 
Die Bemessungsgrundlage beträgt vier Millionen; er 
würde also, unberücksichtigt möglicher sonstiger 
Steuerabzüge, 17.000 Euro zahlen. 

 
In den Fällen, in denen bereits Vermögensteuer 
gezahlt wurde, ist diese Steuer abzugsfähig. Durch den 
Abzug der Vermögenssteuer von der 
Solidaritätssteuer auf große Vermögen wirkt sich die 
neue Solidaritätssteuer vor allem also in den 
Gebietskörperschaften aus, in denen die 
Vermögensteuer nicht subventioniert wird (derzeit 
100 % in Madrid und Andalusien sowie 25 % in 
Galicien). 

 
Fazit Solidaritätssteuer Spanien: 

 
Die neue Steuer ist die Reaktion der Regierung auf 
Maßnahmen der Regionalregierungen Andalusiens 
und Galiziens, die dem Beispiel Madrids folgend 
erhebliche Befreiungen in der Vermögensteuer 
gewähren. Diese zu neutralisieren ist die Absicht des 
Gesetzes, da sie in den autonomen Regionen, die keine 
Vergünstigungen geben, zu 100 % abzugsfähig sein 
wird, was auch die Doppelbesteuerung durch 
Solidaritätssteuer und Vermögensteuer vermeiden 
soll. 

 
Unbeschadet dessen bleiben bei dieser Maßnahme 
Vermögende, die in Gebietsautonomien mit 
Freibeträgen gemeldet sind und über ein Vermögen 
von weniger als drei Millionen Euro verfügen, 
unberücksichtigt. Deren Zahl wird auf knapp 5 % der 
steuerpflichtigen Vermögenden geschätzt. 

Schließlich bleibt ebenso abzuwarten, ob diese 
Maßnahme tatsächlich nur vorübergehenden 
Charakter hat. Denn auch die Vermögensteuer wurde 
seinerzeit durch Königliches Dekret vom 16.09.2011 
zur Krisenbewältigung zunächst für die Jahre 2011 
und 2012 wieder eingeführt und schließlich „aus 
wirtschaftlichen Gründen“ auf die Folgejahre 
ausgeweitet. 

 
Abgesehen von der Kontroverse über die Frage der 
möglichen Verfassungswidrigkeit, die mit dem 
Argument der doppelten Besteuerung desselben 
Sachverhalts, der Rückwirkung auf das Vermögen des 
Jahres 2022 und des Eingriffs in Zuständigkeiten 
begründet wird, bedarf es der Analyse der Auswirkung 
der Solidaritätssteuer in Spanien auf große Vermögen 
im Einzelfall, bevor übereilte Maßnahmen wie bspw. 
Schenkungen oder andere Konstrukte mit 
Holdingstrukturen u.ä. getroffen werden. 

 
2. Änderung der Vermögensteuer 

 
Im Heft INF III, Teil 3 STEUERRECHT 2022 wurde 
zu aktuellen Urteilen und verbindlichen Auskünften 
zur Vermögensteuer für Immobilien durch 
Holdingstrukturen berichtet. 

 
Auch hier hat die Regierung nun entgegengewirkt. 

 
Zum 29.12.2022 ist eine wichtige Änderung des 
spanischen Vermögensteuergesetzes für in 
Holdingstrukturen gehaltene Immobilien in Kraft 
getreten. Diese Änderung beseitigt mit sofortiger 
Wirkung die bisherige Gesetzeslücke und unterwirft 
Beteiligungen an Eigenmitteln jedweder Art von nicht 
börsennotierten Körperschaften, deren Aktiva zu 
mindestens 50 % direkt oder indirekt aus auf 
spanischem Gebiet gelegenen Immobilien bestehen, 
der Steuerpflicht in Spanien. 

 
Artikel 3 und 5 des Gesetzes 19/1991 vom 6. Juni 1991 
über die Vermögensteuer (BOE vom 7. Juni 1991) – 
im Folgenden LIP genannt – bestimmten bislang: 

 
Artikel 3: Steuerbarer Sachverhalt. 

 
Der Steuertatbestand ist das Eigentum des 
Steuerpflichtigen zum Zeitpunkt des Steueranfalls des 
in Artikel I Absatz 2 dieses Gesetzes bezeichneten 
Nettovermögens. 

 
Es wird vermutet, dass die Güter und Rechte, die zum 
Zeitpunkt des vorgenannten Steueranfalls im 
Eigentum des Steuerpflichtigen standen, Bestandteil 
seines Vermögens sind, es sei denn, es liegt ein 
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Nachweis für die Übertragung oder den Verlust von 
Vermögenswerten vor. 

 
Artikel 5: Steuerpflichtige Person. 

 
Erstens. Die Steuer wird von folgenden Personen 
entrichtet: 

 
In Spanien steuerlich Nichtansässige, mithin 
beschränkt Steuerpflichtige, trifft die sogenannte 
Realobligation („obligación real“, im Gegensatz zur 
„obligación personal“, welche die dort unbeschränkt 
Steuerpflichtigen trifft), bei welcher nur 
Abzugsfähigkeit von Belastungen, Steuern und 
Verpflichtungen besteht, sofern diese den in Spanien 
belegenen Vermögen zuordenbar ist. 

 
Mit verbindlicher Auskunft vom 13.09.2022 
(Consulta Vinculante V1947-22, de 13 de Septiembre 
de 2022 de la SG de Tributos) kam die spanische 
Finanzbehörde zum Ergebnis, dass ein „Antragsteller 
nicht Inhaber solcher Güter und Rechte auf 
spanischem Gebiet ist, sofern er lediglich 
unmittelbarer Inhaber einer (in diesem Falle) 
deutschen Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist, 
die, indirekt an einem anderen Unternehmen beteiligt, 
Eigentümerin einer Immobilie in Spanien ist“. 

 
Dementsprechend unterliege er nicht der spanischen 
Vermögensteuer. „Auch wenn das DBA Spanien 
erlaube, nach seinen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften den Teil des Vermögens des 
Antragstellers, der aus Anteilen oder Beteiligungen an 
dieser deutschen Gesellschaft besteht, zu besteuern, so 
wäre darüber hinaus erforderlich, dass die spanischen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften auch die Anteile 
oder Beteiligungen besteuern, welche die 
entsprechenden Voraussetzungen des 
Vermögensteuergesetzes erfüllen“. 

 
Diese Lücke im Vermögensteuergesetz wurde nun 
durch das „Gesetz zur Einführung einer befristeten 
Solidaritätssteuer auf große Vermögen und zur 
Änderung bestimmter Steuervorschriften (Ley 
38/2022, de 27 de diciembre, para el establecimiento 
de gravámenes temporales energético y de entidades 
de crédito y establecimientos financieros de crédito y 
por la que se crea el impuesto temporal de solidaridad 
de las grandes fortunas, y se modifican determinadas 
normas tributarias) geschlossen: Dort bestimmt die 

 
Dritte Schlussbestimmung. 

 
Änderung des Gesetzes 19/1991 vom 6. Juni 1991 
über die Vermögensteuer. 

Der erste Absatz von Artikel 5 des Gesetzes 19/1991 
vom 6. Juni 1991 über die Vermögensteuer wird 
geändert und erhält folgenden Wortlaut: 

 
„Erstens. Steuerpflichtig sind die folgenden 

Personen 
 

(a) Persönlich steuerpflichtig („obligación 
personal“, Anm. unbeschränkt steuerpflichtig) sind 
natürliche Personen, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im spanischen Hoheitsgebiet haben, wobei 
die Steuer auf ihr gesamtes Nettovermögen erhoben 
wird, unabhängig davon, wo sich das Vermögen 
befindet oder die Rechte ausgeübt werden können. 

 
Wenn eine in Spanien ansässige Person ihren 

Wohnsitz in ein anderes Land verlegt, kann sie sich 
dafür entscheiden, weiterhin in Spanien mit ihrer 
persönlichen Steuerpflicht besteuert zu werden. Die 
Option muss durch Abgabe einer Steuererklärung (für 
unbeschränkt Steuerpflichtige) in dem ersten Jahr 
ausgeübt werden, in dem keine Ansässigkeit im 
spanischen Hoheitsgebiet mehr besteht. 

 
b) Durch Realobligation („obligación real“, Anm. 

beschränkte Steuerpflicht), jede andere Person für die 
Vermögenswerte und Rechte, deren Inhaber sie ist, 
wenn diese im spanischen Hoheitsgebiet belegen sind, 
ausgeübt werden können oder erfüllt werden müssen. 

 
Für diese Zwecke gelten als auf spanischem Gebiet 
gelegen, die Werte, welche Beteiligungen in 
Eigenmitteln jedweder Art von Gesellschaft 
darstellen, die nicht auf organisierten Märkten 
gehandelt werden und deren Aktiva zu mindestens  
50 % direkt oder indirekt aus auf spanischem Gebiet 
gelegenen Immobilien bestehen. Bei der Berechnung 
der Aktiva werden die Nettobuchwerte aller 
verbuchten Aktiva durch ihre jeweiligen 
Marktwerte zum Zeitpunkt der Steuerentstehung 
ersetzt. Bei unbeweglichem Vermögen werden die 
Nettobuchwerte durch die Werte ersetzt, die gemäß 
den Bestimmungen von Artikel 10 dieses Gesetzes in 
jedem Einzelfall als Steuerbemessungsgrundlage zu 
verwenden sind. 

 
In diesem Fall wird die Steuer ausschließlich auf 

diese Vermögenswerte oder Rechte des 
Steuerpflichtigen erhoben, wobei die Bestimmungen 
von Artikel 9 Absatz 4 dieses Gesetzes berücksichtigt 
werden.“ 

 
Artikel 10 (des Vermögensteuergesetzes bestimmt): 
Immobilien. 
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Das städtische oder ländliche Vermögen wird nach 
den folgenden Regeln berechnet: 

 
Erstens. Durch den höchsten der drei folgenden Werte: 
Dem Katasterwert, dem von der Verwaltung für die 
Zwecke anderer Steuern ermittelten oder überprüften 
Wert oder dem Preis, der Gegenleistung oder dem 
Erwerbswert. 

 
Artikel 9: Begriff Steuerbemessungsgrundlage 

 
Vier. Im Falle der Realobligation (Anm. beschränkte 
Steuerpflicht) sind nur die Belastungen und Lasten 
abzugsfähig, welche sich auf Vermögenswerte und 
Rechte auswirken, die sich auf spanischem Gebiet 
befinden oder dort ausgeübt werden können oder 
müssen, sowie die Schulden für das in die genannten 
Vermögenswerte investierte Kapital. 

 
Fazit: 

 
Entscheidend zur Vermeidung der dbzgl. Steuerpflicht 
ist also nach der neuen Regelung, dass die Werte, 
welche die Beteiligung am Eigenkapital einer 
beliebigen, nicht auf organisierten Märkten 
gehandelten Gesellschaft darstellen, nicht zu 
mindestens 50 % direkt oder indirekt aus einer im 
spanischen Hoheitsgebiet gelegenen Immobilie 
bestehen. 

 
Vereinfacht gesagt, der Marktwert der Immobilie/n 
muss mithin weniger als 50 % der Vermögenswerte 
(Aktiva) der Gesellschaft betragen. 

 
Als Alternative müssten ausreichende Belastungen 
bestehen, um die Besteuerung zu vermeiden. 

 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, die in Art. 4, 
Abs. 8.2 des LIP vorgesehenen Befreiungen, z.B. bei 
bestimmten, definierten unternehmerischen 
Aktivitäten, in Anspruch zu nehmen. 

 
3. Vermeidungsstrategien hinsichtlich spanischer 
Steuern auf Vermögen und Einkommen beim 
Wegzug nach Spanien 

 
Im Heft INF II, Teil 2 STEUERRECHT 2022 wurde 
zur Wegzugsbesteuerung aus deutscher Sicht 
berichtet. 

 
Die erheblichen Bewegungen in der spanischen 
Rechtsprechung und Gesetzgebung des Jahres 2022, 
die zu Änderungen der Vermögensteuer und der 
Einführung einer „Reichensteuer“ in Spanien führten, 
haben einige deutsche Berater zwztl. veranlasst, ihren 
Mandanten vor dem Umzug nach Spanien diverse 
Maßnahmen zur Vermeidung dortiger Steuern 
vorzuschlagen. 

Dies betrifft natürlich grundsätzlich nicht solche 
Mandanten, die nicht zumindest für einen Zeitraum 
von 5 Jahren von der Sonderregelung des Art. 93 des 
„Gesetzes 35/2006 vom 28. November über die 
Einkommensteuer für natürliche Personen und 
teilweise Änderung der Gesetze über die 
Körperschaftssteuer, die Einkommenssteuer für 
Nichtansässige und die Vermögensteuer“ (Ley 
35/2006, de 28 de noviembre, del Impuesto sobre la 
Renta de las Personas Físicas y de modificación 
parcial de las leyes de los Impuestos sobre Sociedades, 
sobre la Renta de no Residentes y sobre el Patrimonio 
– LIRPF) für nach Spanien Entsandte Gebrauch 
machen können und damit jedenfalls von der Steuer 
für nicht auf spanischem Hoheitsgebiet belegenen 
Vermögensbestandteilen ausgeschlossen sind. 

 
Dabei muss im Rahmen solcher Überlegungen nicht 
zwingend die Vermeidung der Steuerzahlung als 
solche im Vordergrund stehen. Teilweise sollen auch 
die durch Einkünfte aus zwei Staaten im Einzelfall 
höchst komplexen Erklärungen aufgrund des 
Zusammentreffens der nationalen Steuernormen mit 
den Regeln der Doppelbesteuerungsabkommen 
vereinfacht werden. 

 
Solche Überlegungen zur Vermeidung von 
Steuerzahlungen beginnen mit der deutschen Wegzug- 
oder der Entstrickungsteuer und enden mit der 
spanischen Einkommen- und Vermögensteuer. 

 
In Deutschland kann es seit Anfang des Jahres 2022 zu
 einer  Wegzugsbesteuerung kommen, wenn 
innerhalb der letzten zwölf Jahre vor dem Wegzug 
mindestens sieben Jahre unbeschränkte Steuerpflicht in 
Deutschland bestand. In diesem Fall wird gemäß  
§ 6 des Gesetzes über die Besteuerung bei 
Auslandsbeziehungen (Außensteuergesetz bzw. 
AStG) ein fiktiver Veräußerungsvorgang unterstellt. 
Voraussetzung der deutschen Wegzugsteuer ist eine 
mindestens 1-prozentige Beteiligung am Kapital 
einer in- oder ausländischen Gesellschaft. Durch die 
Fiktion des Verkaufs  kommt  es bei  dem 
Steuerpflichtigen zum so genannten „dry income“, 
wobei ihm zwar keine liquiden Mittel zufließen, er 
gleichzeitig aber den Wertzuwachs zwischen dem 
Erwerb und dem fiktiven Veräußerungsmoment 
versteuern muss. 

 
Zur Berechnung des Wertzuwachses wird der 
Unternehmenswert der Gesellschaft als Basis für die 
Steuerberechnung über das vereinfachte 
Ertragswertverfahren ermittelt. 

 
Basis bei der Berechnung nach dem vereinfachten 
Ertragswertverfahren ist der von der 
Kapitalgesellschaft erzielte durchschnittliche Gewinn 
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der drei Jahre vor dem Wegzug des Gesellschafters. 
Der Durchschnittswert wird anschließend mit dem 
Faktor von 13,75 multipliziert und von diesem Wert 
sind 60 Prozent mit dem persönlichen Steuersatz des 
Gesellschafters zu versteuern. 

 
Eine häufig gewählte Lösung ist, den endgültigen 
Wegzug zu verschleiern und einen Wohnsitz in 
Deutschland beizubehalten. Diese Lösung ist 
allerdings höchst risikobehaftet. Schon seit Jahren 
kommt es zum automatischen Austausch von 
steuerlichen Informationen aufgrund der 
entsprechenden EU-Richtlinie. Diese hat die 
Bekämpfung grenzüberschreitenden Steuerbetrugs 
und grenzüberschreitender Steuerhinterziehung durch 
nicht gemeldete und nicht besteuerte Einkünfte zum 
Ziel. 

 
Und bei Umzug in einen Staat, mit dem Deutschland 
ein DBA abgeschlossen hat, wie bspw. Spanien, 
genügt die Beibehaltung des deutschen Wohnsitzes 
nicht, um dort unbeschränkt steuerpflichtig zu bleiben. 
Denn in dem Moment, in dem der Steuerpflichtige im 
Ausland aufgrund der nationalen und der DBA-Regeln 
unbeschränkt steuerpflichtig wird, löst dies den 
Besteuerungstatbestand des § 6 AStG aus, unabhängig 
davon, ob ein Wohnsitz in Deutschland beibehalten 
wird. 

 
Die weitere Lösung ist ein nur vorübergehender 
Wegzug von maximal fünf Jahren, auf insgesamt zehn 
Jahre verlängerbar, unter den Bedingungen des AStG. 

 
In Fällen, in denen eine Rückkehr innerhalb der 
nächsten Jahre aber unwahrscheinlich ist, besteht die 
Möglichkeit die Geschäftsanteile vor dem Umzug 
tatsächlich zu veräußern und damit die Wegzugsteuer 
zu vermeiden. In diesem Fall fallen für den Verkauf 
der Anteile aber ebenso Steuern an. 

 
Ähnliches gilt für die Lösung der unentgeltlichen 
Übertragung der Geschäftsanteile an ein 
Familienmitglied noch vor dem Wegzug. Es fällt dann 
zwar keine Wegzugsteuer an, sofern das beschenkte 
Familienmitglied in Deutschland unbeschränkt 
steuerpflichtig ist, allerdings ggf. Schenkungssteuer. 

 
Eine andere Möglichkeit zur Vermeidung der 
Wegzugsbesteuerung ist im Falle hoher 
Beteiligungen, ggf. die Liquidation der 
Kapitalgesellschaft. Abgesehen davon, dass dies 
mehrheitlicher Beschlüsse bedarf, ist eine Auflösung 
in vielen Fällen aber wirtschaftlich kaum gewollt. 
Die meisten Lösungsvorschläge der Berater zielen 
daher zur Vermeidung der Wegzugsteuer auf die 

Umwandlung der Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft ab. 

 
Dies zumeist mittels der Einbringung der Anteile in 
das Betriebsvermögen einer Personengesellschaft oder 
der Umwandlung der Kapitalgesellschaft in eine 
Personengesellschaft, oft in eine GmbH & Co. KG, 
also eine Kommanditgesellschaft. 

 
Neben diesem Formwechsel werden übergeordnete 
Holdingstrukturen, Familienstiftungen, Genossen-
schaften und andere Vermeidungsstrategien 
vorgeschlagen. 

 
Durch den Formwechsel in eine GmbH wird der 
GmbH-Gesellschafter zum Gesellschafter einer 
Personengesellschaft, allerdings kann es zu einer 
steuerpflichtigen Funktionsverlagerung kommen. 
Häufigstes Problem in diesem Zusammenhang ist der 
Beibehalt des Sitzes der Personengesellschaft in 
Deutschland, was im Falle des Wegzugs des 
geschäftsführenden Gesellschafters nicht möglich ist. 
In dem Fall wird zwar keine Wegzugsbesteuerung 
ausgelöst, dafür aber die sogenannte 
Entstrickungsbesteuerung nach § 4 Abs. 1 S. 3 
Einkommensteuergesetz (EStG), die in gleicher Weise 
zur Aufdeckung der stillen Reserven führt. Sofern die 
GmbH über entsprechende Gewinnvorträge verfügt, 
findet § 7 AStG Anwendung, mit der Folge einer 
fiktiven Ausschüttung aller in der GmbH steckenden 
Gewinne des Gesellschafters und daraus resultierender 
Kapitalertragssteuer. 

 
Daher wird regelmäßig eine Holding gegründet und 
die GmbH in eine GmbH & Co. KG eingebracht. 
Diese muss allerdings eine gewerbliche Tätigkeit in 
Deutschland erbringen, i.d.R. in Form der Verwaltung 
als Dienstleistung für die GmbH. 

 
In manchen Fällen werden Stiftungen, meist 
Familienstiftungen, mit den Anteilen an der GmbH 
gegründet. Diese haben keine Anteilseigner, sondern 
vom Stifter bestimmte Destinatäre. Da die GmbH-
Anteile sodann in die Stiftung eingebracht sind und an 
der Stiftung keine Beteiligung vorliegt, soll so der 
frühere GmbH- Gesellschafter problemfrei ins 
Ausland wegziehen können. 

 
Insbesondere fallen in den letzten Monaten vermehrt 
die Gründung von Familienstiftungen, 
FamilienGmbH oder doppelstöckiger 
Gesellschaftsstrukturen auf, zum einen zur 
Vermeidung der Wegzugsteuer in Deutschland, wie 
auch mit dem Ziel der späteren Vermeidung der 
Steuerzahlung in Spanien oder sonstiger Motivation. 
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Einige mit solchen Vorschlägen verbundene 
Problematiken sollen in der Folge kurz beleuchtet 
werden. 

 
Vorgeschlagen wird bspw. seitens deutscher Kollegen 
die Gründung von deutschen Familienstiftungen vor 
Wechsel der Ansässigkeit nach Spanien, bei welcher 
Destinatäre ein Ehepartner und Kinder und alleiniger 
Vorstand der Stiftung der andere Ehepartner auf 
Lebenszeit sein sollen. Die deutsche Familienstiftung 
sollte Anteile an einer deutschen aktiven GmbH 
halten, welche von dieser mit Ausschüttungen am 
Jahresende versorgt werde, die Stiftung soll an ihre 
Destinatäre in unregelmäßigen Abständen gemäß 
Ihrem Stiftungszweck Gelder ausschütten, so z.B. die 
Destinatäre von Leistungspflichten (z.B. Schulgeld in 
Spanien) befreien. Der Ehepartner sollte ggf.  
(Allein-) Geschäftsführer der GmbH sein. 

 
Argumente für solche Familienstiftungen sind dabei 
einerseits in Deutschland das Familienvermögen vor 
Verteilung und Auflösung und mittels Nutzung als 
Holding bei Wegzug die fiktive Veräußerungs-
besteuerung zu vermeiden, wie auch die geringe 
Steuerbelastung in Deutschland und Schutz vor 
spanischen Steuerlasten. 

 
Die Steuerbelastung auf Gewinnausschüttungen aus 
einer Kapitalgesellschaft (GmbH, AG) an eine 
Familienstiftung als Holding werden bei dieser in 
Deutschland nur mit 0,75 % besteuert, solange diese 
mit 10 % oder mehr beteiligt ist. Gleiches gilt für die 
Steuerbelastung für den bei Veräußerung der 
Beteiligung entstehenden Gewinn oder für Gewinne 
aus Aktienhandel und Dividendenausschüttungen. Im 
Falle des Vermögensaufbaus oder Vermögenserhalts 
durch Immobilieninvestitionen, werden Überschüsse 
aus Vermietung und Verpachtung nur mit 15,825 % 
besteuert. 

 
Deutsche Familienstiftung in Spanien 

 
In solchen Fällen stellt sich regelmäßig zunächst die 
Frage der grundsätzlichen Behandlung einer solchen 
Stiftung in Spanien. 

 
Denn anders als in Deutschland und einigen anderen 
Ländern, so in manchen südamerikanischen 
Rechtsordnungen, sind Familienstiftungen – deren 
Zweck es ist, dauerhaft das Wohl einer Familie 
sicherzustellen oder deren Interessen zu dienen, 
mithin nur private, wirtschaftliche Ziele verfolgen – in 
Spanien gerade nicht zulässig. 

 
Nach dem deutschen Bundesfinanzhof (BFH) liegt 
eine Familienstiftung dann vor, wenn „nach der 
Satzung und ggf. dem Stiftungsgeschäft ihr Wesen 

darin besteht, es den Familien zu ermöglichen, das 
Stiftungsvermögen, soweit es einer Nutzung zu 
privaten Zwecken zugänglich ist, zu nutzen und die 
Stiftungserträge an sich zu ziehen. Inwieweit davon 
tatsächlich Gebrauch gemacht wird, ist nicht 
entscheidend.“ 

 
Das Stiftungsvermögen ist dabei grds ein aus der 
Vermögenssphäre des Unternehmers bzw. 
Gesellschafters nach Einbringung völlig losgelöstes 
Vermögen. 

 
Eine Stiftung kann in Spanien zwar auch private 
Interessen berücksichtigen, muss aber immer 
gemeinnützig sein. Der Zweck einer Stiftung darf 
nicht darin bestehen, das Vermögen und die Einkünfte 
der Stiftung zum eigenen Nutzen des Stifters oder zum 
Nutzen eines Familienverbands zu verwenden. Das 
heißt, in Spanien wäre eine Stiftung mit dem alleinigen 
Ziel, einer Familie zu unterhalten, nicht möglich. 
Wohl aber eine Stiftung, wie es viele 
Familienstiftungen sind, die Vermögen und Gelder 
einbringen und einen gemeinnützigen Zweck und 
daneben Begünstigte haben. 

 
Dementsprechend existiert weder eine beschränkte 
Körperschaftsteuer oder eine alle 30 Jahre anfallende 
Erbersatzsteuer und andere Umstände deutscher 
Stiftungen. 

 
Zur Versorgung Familienangehöriger existiert in 
Spanien das Institut des geschützten Vermögens 
(„patrimonio protegido“), welches bestimmte Mittel, 
die dazu dienen, die lebensnotwendigen Bedürfnisse 
der geschützten Person zu gewährleisten, sichert. 
Ebenso begünstigt die Regelung auch die Versorgung 
von Angehörigen oder Personen, die in einem 
Verwandtschaftsverhältnis zu der begünstigten 
Person stehen. Allerdings gelten diese Bestimmungen 
grds. nur für behinderte Begünstigte und deren 
Angehörige. 

 
Daneben gibt es lediglich erbrechtliche Regelungen, 
welche es zulassen auch über eine Generation hinaus 
eine Vermögensmasse zusammenzuhalten oder 
gesellschaftsrechtliche Bestimmungen, welche, 
Erbrecht überlagernd, Gesellschaftsvermögen 
schützen, wie auch das sogenannte „Protocolo 
familiar“ für Familienunternehmen, das den Verbleib 
in einem Familienstamm gewährleisten soll. 

 
Unbeschadet dieser Fragen müssen allerdings auch in 
Deutschland die Destinatäre einer Familienstiftung auf 
ihre empfangenen Ausschüttungen Einkommensteuer 
zahlen. Insoweit stellt sich die Frage, ob in Spanien auf 
diese Bezüge Einkommensteuer oder ggf. 
Schenkungsteuer bei den Destinatären anfällt. 
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Darüber hinaus bzgl. des Vorstands, ob aufgrund des 
Wohnsitzes in Spanien gemäß Doppel-
besteuerungsrecht die Vorstandvergütung der Stiftung 
ggf. ebenso in Spanien zu vergüten wäre. 

 
Ferner sind in solchen Fällen Fragen im 
Zusammenhang mit der Geschäftsführerstellung bei 
der wirtschaftlich tätigen GmbH zu prüfen. Denn 
im Falle, dass der einzige Geschäftsführer nach 
Spanien verziehen würde, könnte auch insoweit ein 
ähnliches Problem wie bei der Stiftung im Hinblick 
auf den kritischen Ort der Geschäftsleitung bestehen, 
wobei dies im Falle der Kapitalgesellschaft 
einschlägig ausgeurteilt ist und zu einer 
Körperschaftsteuerproblematik führen kann. 

 
Wegzug des Stiftungsvorstands und 
Geschäftsführers 

 
Gegenstand von Prüfungen in solchen Fällen ist 
mithin die Frage der Folgen des Wegzugs des 
alleinigen Vorstands der Stiftung einerseits und/oder 
des alleinigen Geschäftsführers der GmbH ins 
Ausland andererseits sowie die damit mglw. 
verbundenen steuerlichen Folgen einer ggf. 
entstehenden Doppelbesteuerung in Deutschland wie 
auch in Spanien. 

 
Dabei erweist sich eine Stellung als Alleinvorstand 
einer Stiftung ebenso problematisch wie die einer 
Alleingeschäftsführerstellung. Denn diese wird 
relevant durch den Umzug nach Spanien. 

 
Sitz der wirtschaftlich tätigen GmbH 

 
Das Konzept der Stiftung als Holding sieht vor, dass 
dort ein Vermögensaufbau aus Gewinnausschüttungen 
einer operativen Gesellschaft erfolgt, welche der 
Versorgung der Destinatäre dient. 

 
Bis zum Wegzug des Alleingeschäftsführers hat die 
Stiftung finanzierende GmbH sowohl ihren Sitz und 
den Ort der Geschäftsleitung in Deutschland und ist 
damit gemäß § 1 Abs. 1 KStG als Kapitalgesellschaft 
im Inland unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig. In 
dem Zusammenhang genügt es, dass eines der beiden 
Tatbestandsmerkmale – Ort der Geschäfts-leitung 
oder Sitz im Inland – erfüllt ist, um die deutsche 
Steuerpflicht zu begründen. 

 
Der Ort der Geschäftsleitung und der des Sitzes ist 
u.a. für die Körperschaftsteuerpflicht, die Ansässigkeit 
nach den internationalen 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA), wie auch die 
Anwendung des deutschen Außensteuergesetzes 
(AStG) entscheidend. 

Der „Sitz“ des Unternehmens befindet sich an dem 
Ort, der in der Satzung bestimmt ist. Trotz Beibehalten 
des Sitzes kann in Wegzugfällen aber der Ort der 
Geschäftsleitung kritisch sein. Denn dieser Ort der 
Geschäftsleitung ist nicht nur national, sondern ebenso 
international, wie auch in den 
Doppelbesteuerungsabkommen von Bedeutung. 
Ebenso wie § 1 Abs 1 des deutschen KStG bestimmt 
das spanische Körperschaftsteuergesetz in Art. 8.1 c) 
LIS), wie auch bzgl. der Doppelbesteuerungs-
abkommen (Art. 4 Abs. 1 OECD Musterabkommen) 
die steuerliche Ansässigkeit bei juristischen Personen 
nach dem Staat, in dem sich der Ort der 
Geschäftsleitung befindet. 

 
Der Ort der Geschäftsleitung ist gem. § 10 AO der 
„Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung“. An dem 
Ort, an dem die Entscheidungen über das 
Tagesgeschäft getroffen werden, liegt wiederum der 
Mittelpunkt der geschäftlichen Oberleitung. Die 
geschäftliche Oberleitung bedeutet die Bildung des 
maßgeblichen Willens durch die Geschäftsführung. Es 
kommt mithin auf den Ort an, an dem die 
Geschäftsführung über tatsächliche, organisatorische 
und rechtsgeschäftliche Handlungen, die der tägliche 
Betrieb der Gesellschaft mit sich bringt, entscheidet. 
Der Ort der Geschäftsleitung „wandert“ mit der 
Geschäftsführung, da dazu keine feste, der 
Unternehmenstätigkeit dienende 
Geschäftseinrichtung notwendig ist. In Fällen der 
alleinigen Geschäftsführung kommt es also darauf an, 
wo der Alleingeschäftsführer ansässig ist. Ist dieser 
Ort nicht eindeutig zu bestimmen, so sind die 
Tätigkeiten, je nach Bedeutung für die Gesellschaft, zu 
gewichten. 

 
Artikel 8.1c) LIS (span. KStG) bestimmt, dass 
Unternehmen, die ihre tatsächliche Geschäftsleitung 
im spanischen Hoheitsgebiet haben, als dort ansässig 
betrachtet werden. Für diese Zwecke wird davon 
ausgegangen, dass eine Gesellschaft ihren 
tatsächlichen Verwaltungssitz im spanischen 
Hoheitsgebiet hat, wenn sich die Verwaltung und 
Kontrolle ihrer Tätigkeiten dort befindet. 
Dementsprechend hat die Generaldirektion für Steuern 
in Spanien bspw. im Rahmen einer verbindlichen 
Anfrage (V1964-20) am 16. Juni 2020 entschieden, 
dass eine im europäischen Ausland von einem 
alleinigen Anteilseigner und Geschäftsführer 
gegründete Gesellschaft trotz ausländischen Sitzes als 
in Spanien ansässig betrachtet werden kann. 

 
Mithin bestünde nach Umzug sowohl nach deutschen 
wie auch nach spanischen Bestimmungen eine 
Körperschaftsteuerpflicht. In Fällen, in denen die 
Voraussetzung des Art. 4 Abs. 1 OECD-MA (hier 
konkret   Art.   4   des   deutsch-spanischen 
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Doppelbesteuerungsabkommens) nach dem 
innerstaatlichen Recht beider Vertragsstaaten 
zutreffen, bestimmt die sogenannte „Tie-Breaker- 
Regel“ des Art. 4 Abs. 3 OECD-MA über die 
Ansässigkeit für Zwecke der Anwendung des 
Doppelbesteuerungsabkommens. Dieser grenzt die 
Ansässigkeit auf den Staat ein, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 

 
Das heißt bzgl. der Gewinne einer solchen 
Gesellschaft kann in Spanien Körperschaftsteuerpflicht 
entstehen. Des Sachverhalts der Betriebsstätte und des 
Tatbestands der nicht nur vorübergehenden, sondern 
einer festen Geschäftseinrichtung bedarf es darüber 
hinaus hierzu nicht. 

 
Wenn also eine GmbH ihren Sitz in Deutschland hat, 
dort gegründet wurde und eingetragen ist und der 
einzige Geschäftsführer mit seiner Familie in Spanien 
lebt und von dort aus die Geschäfte führt, d.h. die 
wesentlichen Entscheidungen trifft, so würde die 
Gesellschaft im Ausland wie eine zugezogene 
ausländische Kapitalgesellschaft betrachtet werden 
und dort unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig 
veranlagt werden können (vgl. Art. 7 OECD-MA). 
 
Sitz der Stiftung 

 
Ebenso wie bei einer Gesellschaft unterliegen 
Einkünfte einer Stiftung bei Zusammentreffen vom 
Ort der Geschäftsleitung und/oder Sitz in 
Deutschland, grds. der dortigen Körperschaftsteuer. 

 
Dabei ist zu beachten, dass der Begriff der 
„Geschäftsleitung“ in diesem Zusammenhang rein 
steuerrechtlich als der des Verwaltungssitzes zu 
betrachten ist. Dies ist gemäß § 10 AO der Ort, von 
dem aus die Geschäfte der Stiftung – tatsächlich – 
geführt werden. 

 
Der Sitz hingegen ist sowohl zivil- wie auch 
steuerrechtlich der des Satzungssitzes (§§ 81 Abs. 1 
S. 3 Nr. 2 BGB, 11 AO) 

 
Im Fall aber, dass der Ort der Geschäftsleitung anders 
als der Sitz im Ausland liegt, so kommt wiederum die 
ausländische Norm zum Tragen. 

 
Beanspruchen beide Staaten die Steuern auf erzielte 
Einkünfte, hängt die Zuweisung des 
Besteuerungsrechts davon ab, in welchem Staat die 
Stiftung nach dem Doppelbesteuerungsabkommen 
„ansässig“ ist. 
Über die Ansässigkeit entscheidet, wie oben 
ausgeführt, schließlich der Ort der Geschäftsleitung 
und nicht des Sitzes. 

Nach hiesiger Auffassung bestehen mithin für die 
Stiftung die gleichen steuerlichen Folgen wie für die 
GmbH. Befindet sich der Ort der Geschäftsleitung 
nach Wegzug im Ausland und der Sitz in Deutschland, 
unterliegt demnach die Stiftung mit ihren Einkünften 
in Deutschland wie auch in Spanien der 
Körperschaftsteuer, da sie in beiden Staaten als 
„ansässig“ gilt und damit nach beiden nationalen 
Gesetzen grds. dort unbeschränkt steuerpflichtig ist. 
Wie oben ausgeführt, gilt in solchen Fällen der 
Doppelansässigkeit die sog. „Tie-Breaker-Regel“. 
Demnach ist in den meisten Doppelbesteuerungs-
abkommen mit deutscher Beteiligung, so auch im 
deutsch-spanischen DBA, der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung für die Entscheidung über den 
Ansässigkeitsstaat maßgebend. 

 
In Fällen, in denen nun eine Körperschaft aufgrund 
einer Verlegung des Sitzes und/oder der 
Geschäftsleitung ins Ausland aus der unbeschränkten 
deutschen Steuerpflicht ausscheidet, kann auch grds. 
eine Wegzugsbesteuerung in Betracht kommen. 

 
Dies gilt in gleicher Weise für eine Kapitalgesellschaft 
wie auch für eine Stiftung 

 
Eine Lösung dieser Problematik kann nur mit einer 
Aufgabe der Geschäftsführerstellung bei der GmbH 
einhergehen oder einer Verteilung der 
Geschäftsführung auf mehrere Personen, welche die 
Geschäftsführungsaufgaben nicht in Spanien 
wahrnehmen. 

 
Gleiches gilt für die Stellung des Stiftungsvorstands. 

 
Verlagerung des Verwaltungssitzes der Stiftung ins 
Ausland 

 
Eine Verlegung des Verwaltungssitzes kann in 
solchen Fällen durchaus folgenreich sein. 
Zusammengefasst findet sich die Rechtslage in einer 
Stellungnahme des deutschen Anwaltsvereins (DAV) 
zur geplanten Reform des Stiftungsrechts, die nun in 
2023 in Kraft tritt. 

 
Dort heißt es: „sollte das BGB künftig wie 
vorgeschlagen eine ausdrückliche Pflicht zur Führung 
des Verwaltungssitzes im Inland enthalten (vgl. S. 33), 
sollte diese aus Sicht des DAV um eine Regelung 
ergänzt werden, wonach eine Stiftung bei einer 
Verlegung des Verwaltungssitzes ins Ausland 
jedenfalls dann nicht als aufgelöst zu behandeln ist, 
wenn sie diesen innerhalb einer angemessenen Frist 
zurück ins Inland verlegt“. 

 
Nach überwiegender Auffassung im Schrifttum ist 
eine    identitätswahrende    Verlegung    des 
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Verwaltungssitzes einer Stiftung ins Ausland aus Sicht 
des deutschen Internationalen Stiftungsrechts nicht 
möglich. Die Verlegung des Verwaltungssitzes ins 
Ausland führt nach dieser Auffassung also 
grundsätzlich zur Auflösung. Das Internationale 
Gesellschaftsrecht folgt nämlich grundsätzlich der 
sog. „Sitztheorie“, wonach maßgeblicher 
Anknüpfungspunkt für das anwendbare Recht der Sitz 
der effektiven Verwaltung ist. Im Verhältnis zu 
Drittstaaten ist die Sitztheorie jedenfalls anwendbar. 
Im Verhältnis zu EU-/EWR-Staaten stellt sich die 
Frage, ob europarechtlich die Anwendung der 
Gründungstheorie auch auf Stiftungen ohne 
Erwerbszweck geboten ist. 

 
Ebenfalls nicht abschließend geklärt ist, ob eine 
Stiftung nach deutschem Sachrecht trotz der 
Verlegung des tatsächlichen Verwaltungssitzes ins 
Ausland als solche fortbesteht, bzw. ob sie aus 
materiell-rechtlichen Gründen von Rechts wegen 
erlischt oder aufgelöst werden muss. Teilweise wird 
von einem ungeschriebenen bundesrechtlichen 
Erlöschensgrund ausgegangen, der damit begründet 
werden kann, dass sich die Stiftung mit der 
Sitzverlegung nicht nur dem deutschen Stiftungsstatut, 
sondern ebenso dem Zugriff der deutschen 
Stiftungsaufsicht entzieht. Ob eine solche Folge 
zwingend ist, wird unterschiedlich gesehen. Für eine 
Auflösung der Stiftung durch Sitzverlegung ins 
Ausland wird vor allem die Effektivität der 
Stiftungsaufsicht ins Feld geführt. Mit der Frage nach 
der Möglichkeit einer Verlegung des 
Verwaltungssitzes entscheidend verbunden ist die 
Frage der zuständigen Aufsichtsbehörde. Innerhalb 
Deutschlands ist ausschließlich die Behörde am 
Satzungssitz zuständig. 

 
Überwiegend wird davon ausgegangen, dass eine 
Aufsichtsbehörde ihr verwaltungsrechtliches Handeln 
nur innerhalb ihres eigenen territorialen 
Zuständigkeitsbereichs im Sinne einer 
Verwaltungsvollstreckung durchsetzen kann, weshalb 
die Effektivität und Durchsetzbarkeit einer 
stiftungsrechtlichen Überwachung außerhalb dieses 
Bereiches überwiegend als fraglich angesehen wird. 
Insofern könnte die Sitzverlegung ins Ausland als mit 
dem deutschen Stiftungsrecht unvereinbar angesehen 
werden. 

 
Die Verlegung der Verwaltung durch Wegzug ins 
Ausland ist also problematisch; sie führt grds. zur 
Anwendbarkeit des ausländischen Rechts. Alleine von 
dessen weiterer Behandlung des Sachverhalts hängt 
das rechtliche Schicksal der Stiftung ab. Dies 
unbeschadet der Frage eines Auflösungszwangs. In 
diesem Zusammenhang ist die beschlossene Reform 
des Stiftungsrechts zu beachten: Mit Datum 

vom 24.06.2021 wurde der Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung zur Vereinheitlichung des 
Stiftungsrechts (BT-Drucks. 19/28173) in der vom 
Rechtsausschuss gefassten Beschlussempfehlung 
(BT-Drucks. 19/30938 und 19/31118) angenommen 
und als Gesetz verabschiedet (BR-Drucks. 569/21). 
Der Bundesrat hat am 25.06.2021 zugestimmt (BR- 
Drucks. 569/21(B)). 

 
Mit der Reform wird das Stiftungszivilrecht das bisher 
auch in den 16 Stiftungsgesetzen der Bundesländer 
geregelt war, vereinheitlicht und abschließend im 
BGB geregelt. Das Gesetz gilt auch für bestehende 
Stiftungen und tritt am 01.07.2023 in Kraft. 

 
Demnach muss eine behördliche Aufhebung im Fall 
einer Gemeinwohlgefährdung durch die Stiftung, die 
nicht auf andere Weise beseitigt werden kann, 
erfolgen, wie auch bei Begründung des 
Verwaltungssitzes im Ausland und Erfolglosigkeit 
aufsichtsrechtlicher Mittel der Stiftungsaufsicht zur 
Wiederbegründung im Inland innerhalb 
angemessener Zeit. 

 
Dies bedeutet, dass in solchen Fällen die Verwaltung 
der Stiftung so umorganisiert werden müsste, dass 
eine Verwaltung im Ausland nicht nachgewiesen 
werden kann. Denn sollte ein ausländischer Sitz der 
Verwaltung zwingend zu einer Stiftungsauflösung 
führen, so könnte dies neben den entstehenden Kosten 
erhebliche steuerliche Folgen mit sich führen. In 
Deutschland käme die Wegzugsbesteuerung zum 
Tragen und in Spanien müssten die entsprechenden 
Einkünfte wie auch das Vermögen erklärt werden. 

 
Zuwendungen aus der Stiftung 

 
Satzungsgemäße Leistungen aus einer 
Familienstiftung an Destinatäre sind steuerpflichtig. 
Regelmäßig gehen diese an den Ehegatten sowie die 
Abkömmlinge des Stifters, wobei diese aus Gründen 
des Vermögensschutzes keinen festen Anspruch auf 
die wiederkehrenden Zahlungen aus den 
Stiftungserträgen haben, mithin diese freiwilliger 
Natur sind. Der andere Ehegatte erhält in der Regel 
Zahlungen von der Stiftung für die Erbringung von 
Tätigkeiten als Vorstand oder Stiftungsangestellter. 
 
Die Familienstiftung selbst unterliegt einer pauschalen 
Körperschaftsteuer von lediglich 15 Prozent. Die 
Destinatäre müssen aber die Vergütungen versteuern 
und zwar entweder als Einkünfte aus Kapitalvermögen 
(§ 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG) oder als sonstige Einkünfte. 

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/281/1928173.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/309/1930938.pdf
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/311/1931118.pdf
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0501-0600/569-21.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0501-0600/569-21(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2021/0501-0600/569-21(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Einkünfte aus Kapitalvermögen 

 
Dabei handelt es sich bei den Zuwendungen an 
Destinatäre einer Familienstiftung selbst dann um 
Einkünfte aus Kapitalvermögen, wenn die 
Familienstiftung im Inland weder über ihren Sitz noch 
über ihre Geschäftsleitung verfügt (§ 20 Abs. 1 Nr. 9 
S. 2 EStG). 

 
Voraussetzung ist, dass die Leistungen wirtschaftlich 
vergleichbar mit regulären Gewinnausschüttungen 
nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG sein müssen (BMF, 
Schreiben vom 27.06.2006, Az. IV B 7 ‒ S 2252 ‒ 
4/06, Abruf-Nr. 062611). Dies ist nach dem BFH 
immer dann erfüllt, wenn der jeweilige begünstigte 
Destinatär unmittelbar oder zumindest mittelbar  
(z.B. über die Besetzung der Stiftungsorgane) Einfluss 
auf das Ausschüttungsverhalten der Stiftung nehmen 
kann (BFH, Urteil vom 03.11.2010, Az. I R 98/09, 
Abruf-Nr. 110728). Die Stellung des Destinatärs muss 
wirtschaftlich betrachtet derjenigen eines 
Anteilseigners an einer Kapitalgesellschaft 
entsprechen. Dabei ist unbeachtlich, ob er auch 
rechtlich die Stellung eines Anteilseigners innehat. 
Wenn die Destinatäre selbst die Höhe der 
satzungsgemäßen Vergütung bestimmen oder dies 
zwar Dritte bestimmen, diese aber von den 
Destinatären abberufen werden können, ist dies 
ausreichend. Maßgebend sind die satzungsmäßigen 
Rechte der Destinatäre und der Stiftungszweck. 

 
Dies gilt ebenso für einmalige wie für fortlaufende 
Leistungen an die Destinatäre. 

 
Die von der Stiftung einzubehaltende und 
abzuführende Kapitalertragsteuer auf diese 
Leistungen beträgt pauschal 25 Prozent, zzgl. 
Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer. 

 
Dabei ist zu beachten, dass durch den Steuerabzug 
sämtliche Steuern in Deutschland beim Destinatär 
abgegolten sind und dort in der persönlichen 
Einkommensteuererklärung grds. nicht einmal mehr 
angegeben werden müssen (§ 43 Abs. 5 EStG). 

 
Sonstige Einkünfte 

 
Sofern ein Destinatär weder unmittelbar noch 
mittelbar auf das Ausschüttungsverhalten der Stiftung 
Einfluss nehmen kann, sind die Leistungen der 
Familienstiftung nicht mit Gewinnausschüttungen 
vergleichbar und es handelt sich um sonstige 
Einkünfte nach § 22 Nr. 1 EStG. Bei solchen 
wiederkehrenden Leistungen der Stiftung an 
Destinatäre behält die Familienstiftung keine 
Kapitalertragsteuer ein und es gibt keine 
Abgeltungswirkung, sodass bei den Destinatären 

diese Leistungen mit ihrer persönlichen 
Einkommensteuererklärung besteuert werden. 

 
Da bei der Familienstiftung die Leistungen an den 
Destinatär bereits mit 15 Prozent Körperschaftsteuer 
berücksichtigt werden, können Destinatäre ggf. das 
Teileinkünfteverfahren anwenden; 40 Prozent der 
Vergütungen sind dann steuerfrei, sodass nur 60 
Prozent versteuert werden (§§ 3 Nr. 40 i EStG, 22 Nr. 
1 EStG). 

 
Erhält ein Destinatär hingegen (ggf. zusätzlich) eine 
Tätigkeitsvergütung, so ist diese von den o.g. 
Zuwendungen streng zu trennen. Bei Vergütungen 
aus einem Anstellungsverhältnis handelt es sich um 
Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit nach § 19 
EStG, wenn er z.B. sein Gebäude der Stiftung 
entgeltlich überlässt, sind die Beträge Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung nach § 21 EStG, etc. 
Die Behandlung solcher Zahlungen ist allein im 
deutschen Steuerrecht schon komplex. Höchst 
komplex werden die Behandlung und Einstufung 
dann nach spanischem Steuerrecht und der Abzug 
in Deutschland vorab erklärter und gezahlter Steuern 
gemäß dem Doppelbesteuerungs-abkommen. 

 
Da darüber hinaus regelmäßig in solchen Fällen die 
Erklärung und Zahlung der deutschen Steuer zeitlich 
nach der Frist zur Selbstveranlagung in Spanien 
erfolgt, ist ein unmittelbarer Abzug nicht möglich und 
es sind zeitaufwändige Rückerstattungsanträge zu 
stellen. Im Rahmen solcher Rückerstattungs-anträge 
erfolgen häufig Steuerprüfungen, in denen die Frage 
der Versteuerung geprüft werden könnte. 

 
Stiftung und Transparenzprinzip 

 
Grundsätzlich zahlen Körperschaften zunächst einen 
Steuersatz auf ihre Gewinne, während deren 
Anteilseigner so lange keine Einkommensteuer auf 
ihren aus der Beteiligung folgenden Gewinnanteil 
zahlen, bis diese auch ausgeschüttet werden. 

 
Nach dem Transparenzprinzip erfolgt ein Zugriff auf 
die natürliche Person als Steuersubjekt anstelle der 
Gesellschaft oder Körperschaft. Tätigkeiten und 
Einkünfte werden unmittelbar der natürlichen Person 
zugerechnet. 

 
Verbindliche Auskünfte zu obiger Problematik im 
Zusammenhang mit Kapitalerträgen aus Stiftungen 
sucht man in Spanien vergeblich. Nach hiesiger 
Auffassung besteht durchaus die Möglichkeit der 
transparenten Zurechnung bei Destinatären. 
Sollte in Spanien keine entsprechende Versteuerung 
möglich sein, so würde dort nach hiesiger Auffassung 
Schenkungssteuer anfallen. Und selbst wenn aber 

https://www.iww.de/sb/quellenmaterial/abrufnummer/062611
https://www.iww.de/sb/quellenmaterial/id/66324
https://www.iww.de/sb/quellenmaterial/abrufnummer/110728
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bspw. eine Einkommensversteuerung erfolgen würde, 
so wäre eine Anrechnung bspw. von ausländischer 
Kapitalertragsteuer infolgedessen, dass es sich um 
eine andere Steuerart handelt, u. U. nicht möglich. 

 
Auch in Deutschland ist der umgekehrte Fall der 
Behandlung inländischer Destinatäre ausländischer 
Stiftungen gerichtlich nicht einheitlich entschieden. 

 
In Spanien sucht man vergeblich dbzgl. gerichtliche 
Entscheidungen, allenthalben sind Auskünfte zu 
verbindlichen Anfragen zu finden. Zu beachten 
insoweit ist, dass diese zwar nur Bindungswirkung 
zwischen dem Antragsteller und der Finanzbehörde 
entfalten, zumindest aber bei entsprechendem 
Verhalten mit einer anderen Entscheidung kein 
sanktionierbarer Vorwurf erhoben werden kann. 

 
In einer solchen verbindlichen Auskunft (s. hierzu INF 
III, Teil 3 STEUERRECHT 2022) heißt es: 

 
Artikel 3 des spanischen Erbschaft- und 
Schenkungssteuergesetzes (LISD) besagt: 

 
"1: Steuerpflichtige Sachverhalte sind: 
a) Der Erwerb von Gütern und Rechten durch 
Erbschaft, Vermächtnis oder einen anderen 
Erbschaftstitel. 
 
b) Der Erwerb von Gütern und Rechten durch 
Schenkung oder ein anderes unentgeltliches 
Rechtsgeschäft unter Lebenden ("intervivos"). 
 
c) die Entgegennahme von Beträgen durch die 
Begünstigten von Lebensversicherungsverträgen, 
wenn der Vertragspartner eine andere Person als der 
Begünstigte ist, außer in den Fällen, die ausdrücklich 
in Artikel 16.2.a) des Gesetzes über die 
Einkommensteuer und andere Steuervorschriften 
geregelt sind". 

 
Artikel 6 desselben Gesetzestextes besagt Folgendes: 

 
"(1) Steuerpflichtige, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt in Spanien haben, unterliegen der 
persönlichen Steuerpflicht, unabhängig davon, wo 
sich die Vermögenswerte oder Rechte befinden, die 
den steuerpflichtigen Vermögenszuwachs bilden. 

 
2. Die Bestimmung des gewöhnlichen Wohnsitzes 
richtet sich nach den Bestimmungen der 
Einkommensteuerverordnung. 

 
3. Die Vertreter und Beamten des spanischen Staates 
im Ausland .......................... ". 
In Anbetracht der vorgenannten Vorschriften und in 
Bezug auf die von den Antragstellern geleistete 
Einlage in die panamesische Stiftung für private 

Interessen fällt diese nicht unter die (Schenkungs-) 
Steuer, die auf erhaltene Vermögenszuwächse ohne 
Gegenleistung, welche von natürlichen und nicht von 
juristischen Personen erhoben wird, und sie fällt auch 
nicht in den räumlichen Geltungsbereich der Steuer, 
da die Stiftung in Panama gegründet wird. 

 
Was die Beträge betrifft, welche die Begünstigten 
erhalten und die keine Vergütung oder Lohn für ihre 
Arbeit in den gegründeten Unternehmen sind, werden 
sie, da ein eindeutiger "animus donandi" seitens des 
Stiftungsrats vorliegt und die Begünstigten in Spanien 
ansässig sind, zur Zahlung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer für Schenkungen aufgrund ihrer 
persönlichen Steuerpflicht herangezogen. 

 
Bei der Anwendung des Steuersatzes wird der 
Multiplikationskoeffizient der Verwandtschaftsgruppe 
IV angewendet, der dem eines Nichtverwandten 
entspricht.“ 

 
Mithin sind die Zuwendungen, welche die Destinatäre 
erhalten, hiesiger Auffassung nach, sofern keine 
Kapitalertragszahlungen begründet werden können, in 
Spanien als Schenkungen   anzusehen. 

 
Eine Regelung wie die des deutschen § 15 
Außensteuergesetzes über die Besteuerung bei 
Auslandsbeziehungen (Steuerpflicht von Stiftern, 
Bezugs- und Anfallsberechtigten) gibt es im 
spanischen Recht nicht. Das Außensteuergesetz 
behandelt auch insbesondere die Steuerpflichten 
ausländischer Familienstiftungen, die, wie oben 
ausgeführt, in Spanien unzulässig sind. 

 
Sollten die Beträge in Deutschland zunächst an der 
Quelle als beschränkt steuerpflichtige Einkünfte zu 
versteuern sein, so könnten diese jdf. kaum bei der 
dann anzuwendenden spanischen Schenkungsteuer 
zwecks Vermeidung der Doppelbesteuerung in Abzug 
gebracht werden. 

 
Die staatliche Tabelle der Schenkungssteuer (konkret 
wäre im Einzelfall die der Gebietsautonomie der 
Ansässigkeit in Spanien zu prüfen), wirft bei einer 
Schenkung differente Steuersätze aus. Der jeweilige 
Satz wäre zwar ggf. im Verhältnis zur 
Einkommensteuer niedrig, beachtet aber nicht den 
Umstand, dass für Schenkungen immer 4- 
Jahreszeiträume maßgebend sind, so dass zum einen 
alle Schenkungen eines 4-Jahreszeitrahmens 
berücksichtigt werden müssen, zum anderen der Wert 
des Vorvermögens des Beschenkten. 

https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-III-221/60/
https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-III-221/60/
https://www.boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-1987-28141
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Zur Vermögensteuerpflicht: 

 
Im Rahmen der o.g. verbindlichen Anfrage wurde 
durch die spanische Finanzbehörde auch die Frage zur 
Vermögensteuerpflicht einer panamesischen 
Familienstiftung in Spanien mithin die Frage, ob das 
Vermögen der Stiftung im Rahmen der persönlichen 
Steuerpflicht zu berücksichtigen ist, wie folgt dort 
beantwortet: 

 
„Hinsichtlich der Frage, ob die Stifter oder die 
Begünstigten verpflichtet sind, das Vermögen der 
Stiftung in ihre Vermögensteuererklärung 
einzubeziehen, geht aus der begrenzten Beschreibung 
der Konsultation hervor, dass die Stifter keinerlei 
Rechte an den Vermögenswerten der panamesischen 
Stiftung haben und sie diese daher nicht in ihre 
Vermögensteuererklärung aufnehmen müssen. 

 
Sollten die Stifter jedoch irgendwelche Rechte am 
Vermögen der panamesischen Stiftung beibehalten, 
haben sie diese Rechte in ihrer 
Vermögensteuererklärung anzugeben. Das 
Doppelbesteuerungsabkommen zwischen dem 
Königreich Spanien und der Republik Panama zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung von Einkommen- 
und Vermögensteuern und Steuerhinterziehung, 
welches am 7. Oktober 2010 in Madrid verabschiedet 
wurde, legt in Artikel 22 fest, wo das Vermögen im 
Rahmen der Vermögensteuer zu besteuern ist und 
bestimmt in Absatz 5, dass „alle anderen 
Vermögenswerte einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person nur in diesem Staat besteuert 
werden können.“ 

 
Das aktuelle deutsch-spanische Doppelbesteuerungs-
abkommen bestimmt dies in seinem Artikel 21 auf 
gleiche Weise. 

 
Mithin ist nach hiesiger Ansicht davon auszugehen, 
dass im Falle einer rechtsfähigen, eingetragenen 
Stiftung, an deren Vermögen keine Rechte mehr 
bestehen, auch keine Vermögensteuer in Spanien 
anfällt. 

 
FamilienGmbH & Co. KG 

 
Diese werden häufig gegründet, um Kinder nach und 
nach in ein Familienunternehmen einzubinden, die 
Unternehmensnachfolge einzuleiten sowie natürlich 
auch ähnlich wie in einer Familienstiftung, aus 
steuerlichen Gründen. 

 
Vorteil in solchen Fällen ist, dass bei Schenkung der 
Einlage, die vor einem Umzug nach Spanien zur 
Verteilung des zu versteuernden Vermögens auf 
mehrere Personen erfolgt, jedwede Haftung der 
Kinder entfällt, da diese als Kommanditisten nur mit 

ihrer in das Handelsregister eingetragenen Einlage 
haften (§ 171 Abs. 1 HGB), während die GmbH als 
Komplementärin mit ihrem Gesellschaftsvermögen 
haftet (§ 13 Abs. 2 GmbHG). 

 
Die Gewinnanteile die auf Kinder als Mitunternehmer 
fallen, führen zur Progressions-
reduktion und Nutzung der Grundfreibeträge, sodass 
auch die Einkommensteuerbelastung des 
Familienverbunds in Deutschland insgesamt niedriger 
ist. 

 
Dabei werden die in Spanien lebenden Mandanten und 
ihre Kinder als in Deutschland beschränkt 
steuerpflichtig behandelt. 

 
Dies bedeutet, dass diese zunächst in Deutschland ihre 
Einkünfte nach dortigen Regeln versteuern, dann aber 
die Einkünfte in Spanien unter Berücksichtigung der 
in Deutschland beglichenen Steuern und unter Ansatz 
der Regelungen des deutsch-spanischen 
Doppelbesteuerungsabkommens erneut versteuern 
müssten. Und die daraus in Spanien entstehenden 
Problematiken sind deutschen Beratern häufig nicht 
bekannt. 

 
Während die Tätigkeit mit einer deutschen GmbH & 
Co. KG in Spanien für in Deutschland Ansässige in 
steuerlicher Hinsicht vorteilhaft sein kann, ist zu 
bedenken, was die Übertragung der Geschäftsanteile 
in steuerlicher Hinsicht für die in Spanien Ansässigen 
bedeutet. 

 
Denn wie o.a. muss zunächst in Deutschland für die in 
Spanien lebenden Familienmitglieder als 
Mitunternehmer eine Einkommensteuererklärung 
abgegeben werden, sodann in Spanien die Einkünfte 
nochmals, allerdings unter Anrechnung gemäß dem 
Doppelbesteuerungsabkommen, versteuert werden. 

 
In Spanien bleiben dabei allerdings die aus 
Deutschland bekannten Freibeträge und steuerlichen 
Vergünstigungen unberücksichtigt. 

 
Zu beachten hinsichtlich der in Spanien zu erklärenden 
Auslandseinkünfte ist darüber hinaus, dass in Spanien 
das Prinzip der Selbstveranlagung gilt. 
Das heißt, jedweder Steuerpflichtige in jeglicher 
Steuerart ist verpflichtet, selbst die Grundlagen zu 
klären, selbst die Steuern zu berechnen (oder von 
einem Steuerberater berechnen zu lassen) und ohne 
Aufforderung die entsprechende Erklärung innerhalb 
der gesetzlichen Fristen abzugeben und auch innerhalb 
der Frist selbständig einzuzahlen. Anders als in 
Deutschland gibt es keinen Bescheid. 

https://abogadomueller.de/rechtsanwalt-spanien/deutsch-spanisches-recht/publikationen-spanien/steuern-spanien/verzug-steuer-spanien
https://abogadomueller.de/rechtsanwalt-spanien/deutsch-spanisches-recht/publikationen-spanien/steuern-spanien/verzug-steuer-spanien
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Sodann haben die spanischen Finanzbehörden 4 Jahre 
Zeit den Sachverhalt zu überprüfen. In bestimmten 
Fällen fordern die Behörden dann ggf. sämtliche 
Beteiligte zur Beibringung von Information und 
Dokumentation auf. 

 
Das bedeutet in der Praxis in Spanien, dass dort in 
jedem Jahr bis zum 30.6. spätestens die 
Einkommensteuererklärung abzugeben und auch die 
Steuern vor diesem Datum selbständig einzuzahlen 
sind. Daraus folgt, dass spätestens im Mai der 
spanische Steuerberater über die Unterlagen für das 
Vorjahr verfügen muss. 

 
Bis Mai werden die deutschen Steuerberater der 
GmbH & Co. KG, das Vorjahr sicher nicht erklärt 
haben. 

 
Was zur Erledigung der spanischen Abgabe benötigt 
wird, sind dabei nicht nur der festgestellte 
Jahresabschluss des Unternehmens und die 
Gewinnmitteilung des Unternehmens, in welcher die 
Gewinnanteile der Familienmitglieder mitgeteilt 
werden, sondern auch die erfolgte Steuerzahlung. 
Denn nur tatsächlich gezahlte Steuern können zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung in Abzug 
gebracht werden. 

 
Eine Möglichkeit des Vorgehens in diesen Fällen ist, 
ggf. mit den Ziffern des Vorauszahlungsbescheid zu 
arbeiten und später bei Vorliegen der 
Gewinnmitteilung eine Nachtragserklärung 
abzugeben. Unproblematisch ist dies im Hinblick auf 
Steuerprüfungen jedoch nicht. 

 
Im Rahmen solcher Einkommensteuerprüfungen 
treten spanische Steuerbehörden u. U. in eine Prüfung 
der Gewinn- und Verlustrechnung der deutschen 
GmbH & Co. KG ein. Denn die Kriterien der 
Abzugsfähigkeit von Ausgaben betreffen auch die 
Einkünfte der Anteilseigner insoweit, als dass sich das 
steuerliche Verhalten des deutschen Unternehmens 
unmittelbar auf die Einkünfte der Gesellschafter 
auswirkt. Hier geht es regelmäßig u.a. um 
Abschreibungsfragen. Dies hat zur Folge, dass der 
Aufwand zur Einkünfteberechnung der nach 
spanischen Kriterien für die in Spanien ansässigen 
Anteilseigner ganz erheblich sein kann. 

 
Dies sind nur zwei der Problemkreise in Verbindung 
mit GmbH & Co. KGs im Allgemeinen und 
FamilienGmbH & Co. KGs im Speziellen. 

 
Daneben bestehen u.a. Problematiken mit 
Bewertungsfragen im Zusammenhang mit 
Geschäftsanteilen und ggf. Aktiva in der deutschen 
Gesellschaft (zum neuen Referenzwert bei 
Immobilien vgl. Heft INF II 22). 

Bewertungsfragen Vermögensteuer 
 

Die Vermögensteuer ist eine direkte Steuer, die auf das 
Nettovermögen natürlicher Personen erhoben wird, 
das zum Zeitpunkt unmittelbar vor ihrer Entstehung, 
d.h. am 31. Dezember des Veranlagungsjahres, 
vorliegt. Das Nettovermögen einer natürlichen Person 
setzt sich aus allen Vermögenswerten und Rechten 
wirtschaftlichen Inhalts zusammen, abzüglich aller 
Lasten und Belastungen, die ihren Wert mindern, 
sowie der Schulden und persönlichen 
Verpflichtungen, für die sie haftet. 

 
Unter den genannten Vermögenswerten und Rechten 
befinden sich die Werte, die eine Beteiligung am 
Eigenkapital eines Unternehmens darstellen, 
insbesondere eines nicht börsennotierten 
Unternehmens, also Aktien oder Anteile an 
Gesellschaften. 

 
In der Vermögensteuererklärung ist unabhängig 
davon, ob daraus eine Steuerschuld folgt oder nicht, 
die Bewertung der Aktien oder Beteiligungen an 
Unternehmen anzugeben. 

 
Diese Geschäftsanteile oder Aktien werden zu einem 
bestimmten Preis erworben, aber ihr tatsächlicher 
Wert schwankt mit der Neubewertung oder der 
Wertminderung des Nettovermögens des 
Unternehmens. 

 
Gemäß Artikel 16 des spanischen 
Vermögensteuergesetzes basiert die Bewertung der 
Aktien und Beteiligungen von Unternehmen jedweder 
Art, die nicht an organisierten Märkten notiert sind, 
auf dem theoretischen Wert, der sich aus der letzten 
genehmigten Bilanz ergibt, sofern diese freiwillig zur 
Überprüfung oder Verifizierung vorgelegt wurde und 
der Prüfungsbericht positiv ausgefallen ist. 

 
Der theoretische Wert wird berechnet, indem das 
Nettovermögen des Unternehmens durch die Anzahl 
der Aktien oder Anteile, aus denen sich das 
Grundkapital zusammensetzt, geteilt wird. 
Ungeachtet dessen wird der Wert der Aktien oder 
Beteiligungen für die Zwecke der Vermögensteuer, 
wenn der Jahresabschluss nicht geprüft wird, mit dem 
Höchsten der drei folgenden Werte angesetzt: 
 
- Nennwert (Gesellschaftskapital) 

 
- Theoretischer Wert, der sich aus der letzten 

genehmigten Bilanz ergibt 
 

- Das Ergebnis der Kapitalisierung zu 20% 
(100/20) des Durchschnitts des Ergebnisses der 
drei vor dem Zeitpunkt der Steuerentstehung

https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-II-22/26/
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 abgeschlossenen Geschäftsjahre 
 

(Hierzu werden ausgeschüttete Dividenden und 
Rücklagenzuführungen, mit Ausnahme von 
Bereinigungs- oder bilanziellen Neubewertungs-
rücklagen, als Gewinne berücksichtigt und 
zugerechnet. 

 
Häufig liegt die letzte genehmigte Bilanz nicht 
innerhalb der spanischen Fristen vor. Einschlägige 
Urteile des Obersten Gerichtshofs gehen in solchen 
Fällen von dem Kriterium der „besten Annäherung an 
die wirtschaftliche Realität der 
Steuerbemessungsgrundlage“ aus und legen fest, dass 
die innerhalb der gesetzlichen Frist für die 
Einreichung der Selbstveranlagung für die Steuer 
genehmigte Bilanz als Bezugspunkt genommen 
werden muss, sodass "wenn an diesem Datum das 
abzurechnende Jahr genehmigt wird, auch wenn dies 
nach dem Datum der Entstehung geschehen ist, es 
dennoch berücksichtigt werden muss". 

 
Das heißt, es ist die Bilanz des Jahres der zu 
erklärenden Vermögensteuer zu berücksichtigen, 
sofern und soweit die Bilanz innerhalb der 
gesetzlichen Frist für die Einreichung der 
Vermögensteuer genehmigt wurde. Die Wahl der 
Bilanz, die für die Bewertung der Aktien oder 
Beteiligungen zu verwenden ist, hängt mithin davon 
ab, ob die Bilanz vor oder nach der Einreichung der 
Vermögensteuer genehmigt wird. 

 
Bei der Berechnung der Aktiva werden gemäß der am 
27.12.2022 neu eingeführten Dritten 
Schlussbestimmung zur Änderung des Gesetzes 
19/1991 vom 6. Juni 1991 über die Vermögensteuer 
(s. oben „2. Änderung der Vermögensteuer“) die 
Nettobuchwerte aller verbuchten Aktiva durch ihre 
jeweiligen Marktwerte zum Zeitpunkt der 
Steuerentstehung ersetzt. Fraglich ist, ob das 
spanische Finanzamt dies auch künftig für die 
Bemessungsgrundlage der Vermögensteuer anzu-
setzen gedenkt. 

 
Dabei obliegt der Nachweis zum Marktwert zunächst 
einmal dem Steuerpflichtigen. Insbesondere aus 
Einkommensteuererklärungen ist das Problem 
bekannt, wo Veräußerungsgewinne zum 
tatsächlichen Wert der Übertragung erklärt werden, 
ohne dass die oben genannten festgelegten 
Mindestwerte eingehalten werden, auch wenn diese 
dem tatsächlichen Wert der Übertragung entsprechen. 
Dies ist vergleichbar dem der früheren 
Grunderwerbsteuer bei der Übertragung von 
Immobilien, bei denen zur Vermeidung von 
Prüfungen höhere Werte als der tatsächlich erzielte 
Preis angegeben wurden 

Bislang hatten die Steuerbehörden das Kriterium der 
Kapitalisierung von Gewinnen angewandt, das auf 
dem Durchschnitt der Ergebnisse der letzten drei 
abgeschlossenen Geschäftsjahre vor dem Steueranfall 
(„devengo“) beruhen muss, auch wenn nur ein 
Geschäftsjahr abgeschlossen war. So wurde häufig 
im Fall einer neu gegründeten Gesellschaft, obschon 
nur ein Geschäftsjahr abgeschlossen war, vom 
Finanzamt nicht der Nettowert („patrimonio neto“), 
sondern der um ein Vielfaches höheren 
Kapitalisierungswert („criterio de capitalización“) als 
Berechnungsbasis angewandt. 

 
In diesem Zuge wurde nun in 2022 mit Beschluss  
zur Vereinheitlichung der Kriterien  
(resolución 00/07287/2021/00/00) des Zentralen 
Wirtschaftsverwaltungsgerichts (zum Tribunal 
Economico´Administrativo Central, s. INF III 2022, 
TEAC) festgelegt, dass in Fällen, in denen keine drei 
abgeschlossenen Geschäftsjahre vor der Übertragung 
vorliegen, das Kriterium der Kapitalisierung der 
Gewinne nicht angewandt werden darf und das 
Kriterium des Nettovermögens angewandt werden 
muss. 
Unbeschadet dessen bergen solche Bewertungen 
generell, wie auch im Zusammenhang mit 
Übertragungen vor oder nach dem Umzug nach 
Spanien erhebliche Problemkreise und Fallstricke. 

 
4„Workation“ in Spanien – Problematik vom 
Arbeits- bis zum Steuerrecht 

 
Mit der Corona-Pandemie kam es zu einem 
Wendepunkt im Rahmen der Art und Weise der 
Verrichtung von Arbeit. Als vorübergehende 
Ausnahmemaßnahme eingeführt, ist seitdem die 
Tätigkeit vom home-office aus in vielen Fällen zur 
Regel geworden. Die Möglichkeit des Einsatzes neuer 
Technologien hat die Einleitung dieses Wandels erst 
verwirklichen lassen. Parallel zu dieser Entwicklung 
manifestierte sich seitdem die Vorstellung und der 
Wunsch vieler Arbeitnehmer, Beruf und Urlaub zu 
kombinieren. In gleicher Weise kombiniert sich der 
Begriff „Workation“ („Work“ und „Vacation“). Der 
Beitrag behandelt die erheblichen Problematiken 
arbeits-, sozial-versicherungs- und steuerrechtlicher 
Art in Zusammenhang dieses „New Work“. 

 
Mobile Arbeit definiert sich darin, dass Arbeitnehmer 
ihre Berufstätigkeit von einem anderen Ort als der 
vom Arbeitgeber für sie eingerichteten Arbeitsstätte 
erbringen. Sie kann entweder an einem frei vom 
Arbeitnehmer gewählten oder an einem sonstigen mit 
dem Arbeitgeber vereinbarten Ort verrichtet werden. 
Dies kann also auch bspw. aus einem 

https://user-bqgkz2h.cld.bz/INF-III-221/64/
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„Coworking-Space“ oder einem „Home-Office“ 
heraus erfolgen. 

 
Wenn auch einige Arbeitnehmer, allen voraus digitale 
Nomaden und Freelancer, ein Recht auf Teleworking 
einfordern, so ermöglicht derzeit weder deutsches 
noch spanisches Arbeitsrecht einen solchen Anspruch. 
Gleiches gilt grds. für die Kombination von Arbeit und 
Urlaub. Unbeschadet dessen gibt es aber auch 
vermehrt Unternehmen, die ihren Mitarbeitern grds. 
die Möglichkeit einräumen möchten, die 
Arbeitsleistung für einen vorübergehenden Zeitraum 
von einem Ort im Ausland aus der Distanz erbringen 
zu können und Workation-Modelle anbietet. Dies, um 
entweder aufgrund des Fachkräftemangels das 
Arbeiten in diesem   Unternehmen   attraktiver   
als   beim 
„Mitbewerber“ zu machen oder aber bei 
vorhandenen Mitarbeitern die Motivation zu steigern 
bzw. eine Unternehmensbindung zu fördern. So 
finden sich mittlerweile auch eine ganze Reihe von 
Anbietern im Netz, die solche Workation-Aufenthalte 
in Spanien und anderen Ländern für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer organisieren. Dies häufig allerdings 
ohne die Erläuterung der rechtlichen Problematiken. 
Insbesondere innerhalb der Europäischen Union ist 
aufgrund des Freizügigkeitsgrundsatzes ein Arbeiten 
für EU-Bürger anderer Mitgliedsstaaten zwar grds. 
frei möglich. Dabei sind aber die entsprechenden 
Normen der EU, als auch die Gesetze des Landes, in 
dem der Arbeitgeber seinen Sitz hat, wie auch des 
Landes, in dem der Arbeitnehmer seine Arbeit 
erbringt, zu beachten. Und diese können innerhalb der 
EU ganz erheblich variieren. 

 
Wie oben dargelegt, besteht weder in Deutschland 
noch in Spanien ein Anspruch auf mobiles Arbeiten 
und Home-Office-Tätigkeit.  
Entsprechende Gerichtsentscheidungen liegen vor. 

 
Sofern der Arbeitgeber aber ein mobiles Arbeiten auf 
Wunsch des Arbeitnehmers erlaubt, bzw. sogar als 
Anreiz oder Belohnung (Incentive) ein „remote 
working“ gewähren möchte, ist zunächst das nationale 
Arbeitsrecht unter Berücksichtigung der EU-Normen 
zu beachten. Grds. ist durch ein vorübergehendes 
mobiles Arbeiten im Ausland das auf das 
Arbeitsverhältnis anzuwendende Recht nicht 
betroffen. Nach Art. 8 Abs.1 der ROM-I-Verordnung 
(VO) unterliegen Individualarbeitsverträge dem von 
den Parteien gem. Art. 3 ROM-I gewählten Recht. Der 
nach deutschem Recht abgeschlossene Arbeitsvertrag 
unterliegt also grds. für den Fall einer 
vorübergehenden Erbringung der Arbeitsleistung in 
oder aus einem anderen Land deutschem Arbeitsrecht. 
Es kommt zu keinem Wechsel des gewöhnlichen 
Arbeitsorts, wenn die Arbeit nur vorübergehend in 
einem anderen Staat verrichtet wird 

(Art. 8 Abs. 2 S. 2 ROM-I). Dabei ist anerkannt, dass 
das Merkmal „vorübergehend“ weit interpretiert 
werden kann. Es gilt insoweit, dass von dem 
Arbeitnehmer erwartet wird, dass er nach seinem 
Arbeitseinsatz im Ausland seine Arbeit im 
Ursprungsstaat des Arbeitsverhältnisses wieder 
aufnimmt. 

 
Zwar gelten unter bestimmten Umständen gemäß 
ROM-I-Verordnung (Art. 8 Abs. 2) zwingende 
Bestimmungen des Rechts des Arbeitsorts, allerdings 
muss es sich dabei um den gewöhnlichen Arbeitsort 
handeln. Da sich dieser im Falle der nur 
vorübergehenden Workation nicht ändert, bleibt der 
Arbeitsort in Deutschland und deutsches Arbeitsrecht 
anwendbar. 

 
Unbeschadet dessen kann das deutsche Arbeitsrecht 
aber durch lokales Recht eingeschränkt werden. Denn 
nach Art. 9 ROM-I-Verordnung sind sogenannte 
Eingriffsnormen des ausländischen Staates zu 
beachten. Insoweit handelt es sich um zwingende 
gesetzliche Normen, deren Einhaltung von einem 
Staat als so entscheidend für die Wahrung seines 
öffentlichen Interesses angesehen wird, dass sie 
ungeachtet des anwendbaren Rechtsstatuts auf alle 
Sachverhalte anzuwenden ist, die in ihren 
Anwendungsbereich fallen. Gemäß Art. 9 Abs. 3 
ROM-I-Verordnung kann eine Eingriffsnorm des 
ausländischen Tätigkeitsstaates aber nur angewandt 
werden, soweit sie die Erfüllung des Vertrags 
unrechtmäßig werden lässt. Die Verbotsnorm muss die 
Unwirksamkeit der Vertragserfüllung bestimmen. So 
sind bspw. die lokalen Normen zu Arbeitsschutz, 
Arbeitszeiten, Feiertagen, etc. zu berücksichtigen. 
Nicht zwingend zu berücksichtigen hingegen sind dem 
Arbeitnehmerschutz und dem fairen Wettbewerb unter 
Dienstleistungserbringern bezweckenden 
Entsenderichtlinien 96/71/EG und 18/957, deren 
Schutzvorschriften entsandten Mitarbeitern 
unabhängig von der Dauer der Entsendung zu 
gewährleisten sind. Zwar gilt im Sinne dieser 
Richtlinie als entsandter Arbeitnehmer jeder 
Arbeitnehmer, der während eines begrenzten 
Zeitraums seine Arbeitsleistung im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats als demjenigen erbringt, 
in dessen Hoheitsgebiet er normalerweise arbeitet. 
Dabei bestimmt Artikel 3 der Richtlinie: 

 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
unabhängig von dem auf das jeweilige 
Arbeitsverhältnis anwendbaren Recht die in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Unternehmen den in ihr 
Hoheitsgebiet entsandten Arbeitnehmern bezüglich 
der nachstehenden Aspekte die Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen garantieren, die in dem 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die 
Arbeitsleistung erbracht wird, 
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– durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
und/oder 

 
– durch für allgemein verbindlich erklärte 
Tarifverträge oder Schiedssprüche im Sinne des 
Absatzes 8, sofern sie die im Anhang genannten 
Tätigkeiten betreffen, festgelegt sind. 

 
Allerdings setzt eine Entsendung begrifflich schon 
voraus, dass diese seitens des Arbeitgebers angeordnet 
wird. Dies ist bei Workation auf Wunsch des 
Arbeitnehmers und auch als Incentive nicht der Fall. 

 
Sozialversicherungsrechtlich gilt grds. das 
Tätigkeitsortprinzip. Demgemäß gelten die 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem die 
Beschäftigung ausgeübt wird. Bzgl. 
grenzüberschreitender Tätigkeit innerhalb der EU- 
Mitgliedstaaten, der EWR-Staaten und der Schweiz 
wird dieser Grundsatz aber durch die Verordnung VO 
(EG) Nr. 883/2004, eingeschränkt. 
Grenzüberschreitende Arbeiten innerhalb dieser 
Staaten werden grds. dem System der sozialen 
Sicherheit nur eines Staates unterworfen, um zu 
verhindern, dass bei Arbeitstätigkeiten im Ausland 
zwingend dortige Sozialversicherungssysteme gälten. 
Die Verordnung zur Koordinierung der nationalen 
Systeme der sozialen Sicherheit sieht in Art. 12 vor, 
dass im Falle einer Entsendung, einer so genannten 
Ausstrahlung, das bisherige Sozialversicherungsrecht 
grds. anwendbar bleibt. Dies setzt voraus, dass ein 
Beschäftigter von seinem Arbeitgeber für 
voraussichtlich maximal 24 Monate in einen anderen 
Mitgliedstaat entsandt wird, um eine Arbeit für dessen 
Rechnung auszuführen. 

 
Auch dieser Grundsatz kann durchbrochen werden, 
wenn Beschäftigte gewöhnlich in zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten eine Arbeitstätigkeit ausüben (Art. 13 
VO [EG] Nr. 883/2004). 

 
Sozialversicherungsrechtlich liegt eine Entsendung 
bei jeder, noch so kurzen Tätigkeit im Ausland vor, 
selbst bei einer Dienstreise. Ebenso ist zwztl. 
anerkannt, dass auch eine Tätigkeit aus dem Home- 
Office im Ausland den Sachverhalt einer Entsendung 
begründen kann. Allerdings muss der Arbeitnehmer 
gemäß der Verordnung auf Basis einer 
arbeitgeberseitigen Weisung i.S.d. Art.12 VO (EG) 
Nr. 883/2004 in dem anderen Staat vorübergehend 
tätig sein, was bei Workation in Spanien wiederum 
nicht der Fall ist. 

 
Unabhängig von Fragen der in jedem der EU- 
Mitgliedstaaten unabhängig gesetzlich geregelten 
Melde- und Registrierungspflichten sowie 
Aufenthaltsbestimmungen, ist ab einer bestimmten 

Dauer des Aufenthalts im jeweiligen Land 
steuerrechtlich jedenfalls zu beachten, dass einerseits 
die in den nationalen Steuergesetzen festgelegte 183- 
Tage-Grenze nicht überschritten wird, wie auch das 
Doppelbesteuerungsabkommen der beiden 
betroffenen Länder die Tätigkeit im jeweils anderen 
Staat regelt und nicht mglw. durch die Home-Office- 
Tätigkeit des Mitarbeiters eine ausländische, 
steuerliche Betriebsstätte entsteht. Sofern der geplante 
Aufenthalt 183 Tage überschreitet, so entsteht für den 
Arbeitnehmer eine Einkommensteuerpflicht und für 
den Arbeitgeber die Pflicht zum Einbehalt und zur 
Abfuhr der Lohnsteuer im Ausland. 

 
„Workation“ Spanien – Praxis 

 
Aufgrund   des  Freizügigkeitsgrundsatzes  ist 
Workation für EU-Bürger innerhalb der EU grds. 
problemlos möglich. Eine eindeutige gesetzliche 
Regelung besteht aber weder auf nationaler noch auf 
EU-Ebene. Dies bedeutet jedoch nicht, dass ein 
großer Freiraum für entsprechendes Arbeiten und 
diesbezügliche Vereinbarungen besteht. Vielmehr 
bestehen eher große Risiken in rechtlicher Hinsicht. 
Sofern der   Arbeitgeber unbeschadet dessen 
workation in Spanien oder einem anderen Land 
erlaubt oder solche Modelle anbietet, so sind daher 
zumindest klare und umfassende Regelungen 
zwischen den Arbeitsvertragsparteien zu treffen. 
Anhaltspunkte für den Inhalt solcher Regelungen 
können einerseits gesetzliche Bestimmungen zu 
Entsendungen wie auch solche zur Erbringung von 
Telearbeit geben. 

 
Mindestinhalte sind natürlich Fragen der Dauer der 
Workation, die Bestimmung des Ortes, des 
Arbeitsplatzes, Nutzung von Arbeitsmitteln, 
Erreichbarkeit und Internetanbindung, IT-Sicherheit, 
Datenschutzregelungen, Arbeitszeiten und deren 
Kontrolle, Vorgehen im Falle einer Erkrankung oder 
eines Unfalls, etc., etc. 

 
Aus deutscher Sicht ist für eine Workation in Spanien 
bspw. zu beachten, dass für den Fall, dass die Arbeit 
außerhalb der Bundesrepublik länger als 1 Monat 
erfolgt, eine schriftliche Vereinbarung mit 
Bestimmungen zu Dauer, Entgelt, Rückkehr etc. 
erforderlich ist (§ 2 Abs. 2 NachwG). 

 
Zu klären sind zuvor u.a. Fragen zu zwingenden 
lokalen Gesetzen, wie ggf. zu beachtende 
Arbeitszeiten und deren Erfassung, Feiertage, Arbeits- 
und Gesundheitsschutz, etc., etc. 
Insbesondere bedarf der gesetzliche Unfall-
versicherungsschutz und die Möglichkeit des Erhalts 
einer A1-Bescheinigung mit dem Versicherer der 
Klärung; ggf. können private 
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Zusatzversicherungen abgeschlossen werden. Denn 
die Begründung bei der Beantragung des 
Entsendeformulars hat bislang zu enthalten, dass diese 
auf Weisung des Arbeitgebers zu beruflichen 
Zwecken erfolgt. Dies liegt bei Workation- 
Aufenthalten im Ausland nicht vor. 

 
Die Voraussetzung der Weisung scheint sich 
allerdings aufzuweichen, denn gemäß der Deutschen 
Verbindungsstelle Krankenversicherung – Ausland 
(DVKA) solle dies nicht mehr entscheidend sein. Es 
könne bei der Anwendbarkeit deutschen 
Sozialversicherungsrechts bleiben, sofern der 
Arbeitgeber Kenntnis hat und zustimmt, die 
Arbeitsleistung entgegennimmt und vergütet sowie 
das A1-Formular beantragt werde. 

 
Die DVKA ist eine Abteilung des GKV- 
Spitzenverbandes. Der GKV-Spitzenverband ist die 
zentrale Interessenvertretung der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegekassen in Deutschland. In Staaten 
der Europäischen Union, des Europäischen 
Wirtschaftsraumes und der Schweiz liegt die 
maximale Gültigkeit einer A1-Bescheinigung bei 24 
Monaten, in Staaten mit Sozialversicherungsabkommen 
kommt es auf das jeweilige Abkommen an. 

 
Das Merkmal für das Vorliegen eines in Deutschland 
(fort-) bestehenden Beschäftigungsverhältnisses im 
Rahmen einer Ausstrahlung ins Ausland wird im 
Gesetz nicht näher umschrieben. Nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts kommt es 
für die Einordnung maßgebend darauf an, wo der 
Schwerpunkt der rechtlichen und tatsächlichen 
Merkmale des Beschäftigungsverhältnisses liegt. 
Demgemäß wird für das weitere Bestehen eines 
Beschäftigungsverhältnisses in Deutschland 
insbesondere vorausgesetzt, dass 

 
a) der Arbeitsvertrag nicht ruhend gestellt ist, 

 
b) der vorübergehend im Ausland beschäftigte 
Arbeitnehmer organisatorisch in den Betrieb des 
entsendenden Arbeitgebers eingegliedert bleibt und 
wesentliche Elemente eines Beschäftigungs-
verhältnisses erfüllt werden und 

 
 

c) sich der arbeitsvertragliche Anspruch auf 
Arbeitsentgelt gegen den entsendenden Arbeitgeber 
richtet. 

 
Ob diese Voraussetzungen erfüllt sind, ist 
grundsätzlich einzelfallbezogen zu prüfen. 
Maßgeblich sind stets die tatsächlichen Verhältnisse, 
so dass die arbeitsvertragliche Ausgestaltung nicht 
allein maßgebend ist. 

Gemäß einer gemeinsamen Verlautbarung zur 
versicherungsrechtlichen Beurteilung entsandter 
Arbeitnehmer des GKV-Spitzenverbandes, Berlin,
 der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, Berlin, der Bundesagentur 
für Arbeit, Nürnberg und der Deutschen Gesetzlichen 
Unfallversicherung, Berlin vom 18. März 2020 steht 
der Erfüllung dieser Voraussetzungen nicht entgegen, 
dass der Arbeitnehmer mit Zustimmung des 
Arbeitgebers die abhängige Beschäftigung im 
Ausland in Form von Telearbeit „von zu Hause aus“ 
ausübt (sog. Home- Office), selbst wenn die Initiative 
für den Auslandseinsatz vom Arbeitnehmer ausgeht 
(S. 15). Mithin ist Workation in Spanien oder 
andernorts arbeits-, sozialversicherungs-rechtlich- 
und steuerlich zwar grds. möglich, allerdings auch 
komplex und bedarf umfassender Vorbereitung und 
Dokumentation. Ob der damit verbundene Aufwand 
und die verbleibende Rechtsunsicherheit im 
Verhältnis dazu steht, ist eine andere Frage. 

 
5. Steuerkontrollplan 2023 

 
Mit Datum vom 27.02.2023 wurde der Beschluss der 
Generaldirektion der staatlichen spanischen 
Steuerverwaltung vom 06. 02.2023, mit dem die 
allgemeinen Leitlinien des Jahresplans zur 
Steuerkontrolle 2023 („Directrices del Plan Anual de 
Control Tributario) genehmigt werden, im 
Staatsanzeiger veröffentlicht (“Resolución de 6 de 
febrero de 2023, de la Dirección General de la Agencia 
Estatal de Administración Tributaria, por la que se 
aprueban las directrices generales del Plan Anual de 
Control Tributario y Aduanero de 2023.”). Dieser legt 
auf 26 Seiten die von den spanischen Finanzbehörden 
im Jahr 2023 im Einklang mit dem Strategieplan und 
dessen Ergänzungen durchzuführenden Maßnahmen 
fest. 
Die Leitlinien folgen der gleichen Struktur wie ein 
anderes Planungsinstrument des spanischen 
Finanzamts, dem Jahreszielplan (Plan de Objetivos 
anual), und stützen sich auf fünf Hauptpfeiler: 
 
- Information und Unterstützung. 
 
- Vorbeugung von Nichteinhaltung der 

Steuerpflichten. Förderung der freiwilligen 
Einhaltung der Vorschriften und 
Betrugsbekämpfung. 

 
- Ermittlung und Überprüfung von Steuer- und 

Zollbetrug. 
 

- Betrugsbekämpfung in der Erhebungsphase 
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-     Zusammenarbeit zwischen der Steuerbehörde und 

den Steuerverwaltungen der Autonomen 
Gemeinschaften. 

 
Neues Informations- und Assistenzmodell 

 
Die erste Neuerung der Leitlinien 2023 ist die 
Umsetzung eines neuen Informations- und 
Unterstützungsmodells, das alle bestehenden Kanäle 
durch die Koordinierung zwischen den persönlichen 
und telefonischen Unterstützungsdiensten, die über 
das gesamte nationale Territorium verteilt sind, mit 
den integralen digitalen Unterstützungsbehörden 
(Administraciones de asistencia Digital Integral) 
vereint. 

 
Dieses soll nicht nur den Steuerzahlern selbst digitale 
Unterstützung bieten, sondern auch den 
Finanzbeamten bei den von ihnen benötigten 
Aufgaben untereinander, wodurch eine ständige 
Verbindung mit diesen aufrechterhalten und eine 
Homogenität in Bezug auf Aktionsprotokolle und 
Kriterien erreicht werden soll. 

 
Das Ziel des Modells ist es, dass die meisten 
Dienstleistungen auf allen Kanälen angeboten werden, 
sodass der Bürger selbst entscheiden kann, wie er 
Unterstützung wünscht oder benötigt. Wie bereits im 
Vorjahr ist dieses Ziel auf die „Förderung der 
freiwilligen Einhaltung der Steuervorschriften“ 
gerichtet. 

 
Zu diesem Zweck wird eine vollständige Liste der 
vom Finanzamt erbrachten Leistungen und der für jede 
von ihnen verfügbaren Unterstützungskanäle 
erarbeitet. Diese Liste wird von einer neuen 
elektronischen Anwendung zur Vereinbarung von 
Terminen begleitet, die eine verständlichere Sprache 
verwendet und die Benutzerfreundlichkeit verbessert. 
Auch die persönliche Unterstützung für ältere 
Menschen oder Menschen, die von der digitalen Kluft 
betroffen sind, soll gestärkt und verbessert werden. 

 
Kontrolle beschränkt Steuerpflichtiger auf 
unbeschränkte Steuerpflicht 
 
Gemäß der Mitteilung der Regierung plant die 
spanische Steuerbehörde die Verstärkung der 
Kontrolle von Personen mit tatsächlichem Wohnsitz in 
Spanien, welche ggf. ihr Einkommen über die 
Einkommenssteuer für Nichtansässige (IRNR) 
erklären, um auf diese Weise nicht nur niedrigere 
Steuersätze bei der Einkommenssteuer zu zahlen, 
sondern gleichzeitig nur das in Spanien erzielte 
Einkommen zu versteuern, anstatt ihr gesamtes 
weltweites Einkommen und Vermögen erklären zu 
müssen. 

Diese Initiative zur Verstärkung der Kontrolle dieser 
Betrugsvariante durch „falsche Gebietsfremde“ 
betrifft auch die Kontrolltätigkeit in Fällen eines 
vorgetäuschten Wohnsitzes in anderen Autonomen 
Gemeinschaften als der tatsächlichen, um 
entsprechend niedrigere Steuersätze zu zahlen. 

 
Es sollen dabei die verfügbaren Informationen über 
die wahren Eigentümer undurchsichtiger 
Unternehmen mit teuren Immobilien genutzt werden. 

 
Diese Situationen betreffen sowohl die 
Steuerkonzepte des Staates als auch der Autonomen 
Gemeinschaft, und es wird eine Koordinierung 
zwischen den beiden Verwaltungen als erforderlich 
angesehen, um solche schädlichen Praktiken 
auszumerzen. 

 
Ebenso sollen spezifische Pläne in Bezug auf das 
indirekte Halten von Immobilien, sei es durch 
Holding- oder andere Strukturen, durch beschränkt 
Steuerpflichtige (Nicht-Residente) umgesetzt werden, 
um eine korrekte Vermögensbesteuerung zu 
gewährleisten. 

 
Die Finanzbehörde ist sich bewusst, dass solche 
Maßnahmen einen hohen Ermittlungsaufwand 
erfordern und daher notwendigerweise selektiver 
Natur sind. 

 
Im Laufe des  Jahres 2023  soll die direkte 
Untersuchung von Steuerpflichtigen  mit  hoher 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, die als HNWI 
(High Net Worth Individuals) oder UHNWI (Ultra 
High Net Worth Individuals) bezeichnet werden, 
fortgesetzt werden, um eventuelle Unregelmäßig-
keiten aufzudecken und zu beseitigen. Die Fortschritte 
bei der Suche und Nutzung neuer 
Informationsquellen durch neue Datenverwaltungs-
techniken und die Optimierung und Verfeinerung der 
Nutzung bestehender Quellen sollen massiv genutzt 
werden. 

 
In diesem Zusammenhang sollen im Jahr 2023 
Anstrengungen unternommen werden, um 
Instrumente zur massiven Verwendung der neuen 
Informationen über Immobilien und Unternehmen, die 
der Steuerbehörde vom Generalrat der Notare zur 
Verfügung gestellt werden (Consejo General del 
Notariado, Índice Único Notarial - Einheitliches 
Notarielles Verzeichnis), zu implementieren und zu 
nutzen, um die Risikoselektion und die 
Steuerprüfungen zu verbessern. 
Die Arbeitspläne werden dabei auch auf der 
Grundlage der verfügbaren Informationen über die 
wirtschaftlichen Eigentümer undurchsichtiger, in 
Spanien ansässiger Gesellschaften, die hochwertige 
Wohnimmobilien besitzen, sowie über den indirekten 
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Besitz von Immobilien durch Gebietsfremde, 
insbesondere nach der jüngsten Änderung von Artikel 
5.1.b) des Gesetzes 19/1991 vom 6. Juni 1991 über die 
Vermögenssteuer durch das Gesetz 38/2022 vom 27. 
Dezember, durchgeführt. 

 
Die Kontrolle von Unternehmenstransaktionen 
betreffend, soll vermieden werden, dass die 
unterschiedliche Behandlung von Einkünften aus 
derselben Quelle im Rahmen der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer von den Steuerpflichtigen 
ausgenutzt wird, um eine niedrigere Besteuerung zu 
erreichen. 

 
Die klassischen Vorgänge im Zusammenhang mit 
einer Kapitalgesellschaft (Gründung, 
Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Auflösung und 
Liquidation, Trennung der Gesellschafter usw.) sollen 
einer besonderen Kontrolle unterzogen werden, um 
sicherzustellen, dass diese nicht als Deckmantel für 
die Verschleierung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit ihrer Eigentümer im Rahmen der 
Einkommensteuer oder als Zuflucht für 
undurchsichtige Einkünfte dienen. 

 
Internationale Unternehmensbesteuerung 

 
Die Arbeit der zentralen Delegation für große 
Steuerzahler (Delegación Central de Grandes 
Contribuyentes) und der verschiedenen territorialen 
Delegationen hat es in den letzten Jahren mit 
Unterstützung des Nationalen Amtes für 
Internationale Besteuerung und der Ausarbeitung 
einer "360°-Strategie" für Verrechnungspreise 
ermöglicht, die Kontrolle über Vorgänge zu 
intensivieren, die sich aus der falschen Preisgestaltung 
von Transaktionen zwischen verbundenen 
Unternehmen in multinationalen Unternehmen 
ergeben. 

 
Die wachsende Zahl von Prüfungen in diesem Bereich 
soll durch die geplante Förderung gemeinsamer 
Prüfungen mit anderen Steuerverwaltungen verstärkt 
und durch die Suche nach einer langfristigen 
Einhaltung der Vorschriften durch die
 Unterzeichnung von 
Vorbewertungsvereinbarungen (acuerdos previos de 
valoración) ergänzt werden. 

 
Der Schwerpunkt soll auch weiterhin auf der 
Ermittlung von Strukturen und Verhaltensmustern 
liegen, die in unzulässiger Weise von der niedrigen 
Besteuerung bestimmter Gebiete, Steuerregelungen 
oder Strukturen profitieren und die von einer Vielzahl 
von Steuerpflichtigen nachgeahmt oder standardisiert 
werden oder werden könnten. 

Bzgl. multinationaler Konzerne, Großunternehmen 
und Gruppen wurde das BEPS-Projekt durch nationale 
und internationale Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Steuervermeidung in Bereichen wie hybride 
Gestaltungen, internationale Steuer-transparenz, 
Abzugsfähigkeit von Finanz-aufwendungen und 
Missbrauch von Steuerabkommen verstärkt. Diese 
Maßnahmen wurden nach dem Inkrafttreten des 
multilateralen Abkommens in größerem Umfang 
umgesetzt. Die Prüfungsabteilung des spanischen 
Finanzamts beabsichtigt dafür zu sorgen, dass diese 
wirksam angewandt werden, falls deren bloße 
Existenz nicht ausreicht, um Steuerhinterziehung zu 
unterbinden. 

 
In den letzten Jahren hat die Steuerbehörde ihre 
Verwaltung und Kontrolle der steuerlichen Risiken, 
die sich aus der fehlerhaften Bestimmung der 
Verrechnungspreise in multinationalen Konzernen 
ergeben, intensiviert. Besonderes Augenmerk soll nun 
auf Unternehmensumstrukturierungen, die Bewertung 
konzerninterner Übertragungen oder Abtretungen 
verschiedener Vermögenswerte, insbesondere 
immaterieller Vermögenswerte, den Abzug
 von Posten, die die 
Steuerbemessungsgrundlage erheblich aushöhlen 
können, wie z.B. Lizenzgebühren aus der Abtretung 
immaterieller Vermögenswerte oder für 
konzerninterne Dienstleistungen, Transaktionen mit 
verbundenen Parteien finanzieller Art oder das 
Vorhandensein wiederholter Verluste gerichtet 
werden. 

 
Aus diesem Grund wurden eine beträchtliche Anzahl 
von Vereinbarungen zur Vorabbewertung in diesem 
Bereich durchgeführt. Darüber hinaus sollen auch im 
Jahr 2023 Prüfungen und Kontrollen gleichzeitig mit 
anderen Steuerverwaltungen durchgeführt werden, 
wie auch gütliche Verfahren zur Beilegung von 
Streitigkeiten in Fällen von Doppelbesteuerung. 

 
Was die gleichzeitig mit anderen Steuerverwaltungen 
durchgeführten Prüfungen betrifft, so geht das 
spanische Finanzamt davon aus, dass die Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates in spanisches 
Recht der Zahl der gemeinsamen Prüfungen Auftrieb 
verleihen und die auf Initiative der spanischen 
Steuerverwaltung durchgeführten Steuerprüfungen 
durch die systematische Einbeziehung ihrer 
Bewertung in die Anfangsphase der Prüfungen, die 
Stärkung der für ihre Verwaltung und Koordinierung 
zuständigen Organisation und die erforderliche 
Ausbildung der beteiligten Aktuare fördern wird. 
Um kostspielige Steuerprüfungen zu vermeiden, so die 
Ausführungen im Plan 2023, erwiesen sich die 
Vorabbewertungsvereinbarungen als ein Instrument, 
das den internationalen Rechts- und 
Steuerbeziehungen Sicherheit verleiht und so eine 
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Besteuerung im Einklang mit dem Grundsatz des 
freien Wettbewerbs gewährleistet. Gütliche Verfahren 
seien nach wie vor ein wirksamer Mechanismus zur 
Beilegung von Streitigkeiten zwischen zwei 
Steuerverwaltungen, wenn das Vorgehen einer oder 
beider Verwaltungen zu einer Doppelbesteuerung 
führen könnte, die nicht mit den zwischen Spanien und 
anderen Ländern unterzeichneten Steuerabkommen 
vereinbar ist. 

 
Jedes der oben beschriebenen Verfahren hat seine 
eigenen Ziele und daher setzt die spanische 
Steuerbehörde auf der Grundlage der Erfahrung, die 
sie im Bereich der Verrechnungspreise und der 
grenzüberschreitenden Transaktionen erworben hat, 
zurzeit ihre Tätigkeit in all diesen Verfahren im 
Rahmen einer gemeinsamen Strategie ein, die wie 
o.a. als 360º-Verrechnungspreisstrategie bekannt ist 
und die für einen bestimmten Steuerzahler die 
verschiedenen Verfahren, die seine Transaktionen mit 
verbundenen Parteien betreffen können, miteinander 
verknüpft, indem sie die im Besitz der Steuerbehörde 
befindlichen Informationen effektiv nutzt. Ziel dieser 
Strategie ist es, Kontroversen zu vermeiden, die in 
diesem Bereich entstehen können, und die langfristige 
Einhaltung der Steuergesetze durch die in Spanien 
tätigen multinationalen Unternehmen in Bezug auf 
ihre Verrechnungspreispolitik zu gewährleisten. 

 
Die Teilnahme am multilateralen Risikobewertungs-
programm im Rahmen des ICAP (International 
Compliance Assurance Programme) und der 
entsprechenden europäischen Initiative (ETACA-
European Trust and Cooperation Approach) soll 
ebenfalls fortgesetzt werden, ebenso wie die Prüfung 
der Transparenzberichte, die im Kodex für gute 
Steuerpraktiken vorgesehen sind und von den 
Unternehmen, die sich an diesen halten, vorgelegt 
werden. 

 
Darüber hinaus soll weiterhin vorrangig die korrekte 
Anmeldung der Einbehaltung der Quellensteuer für 
Gebietsfremde überprüft werden, zu der insbesondere 
große Unternehmen verpflichtet sind, die Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren an Gebietsfremde ohne 
ständige Niederlassung in Spanien zahlen. 

 
Dabei wird geprüft, ob der Empfänger dieser 
Einkünfte der wirtschaftliche Eigentümer ist oder 
nicht, um sicherzustellen, dass kein Missbrauch der 
europäischen Vorschriften zur Erleichterung des 
freien Kapitalverkehrs im Gebiet der Union vorliegt. 

 
Ebenso soll der Schwerpunkt weiterhin auf der 
Ermittlung von Strukturen und Verhaltensmustern 
liegen, die in unzulässiger Weise von der niedrigen 

Besteuerung bestimmter Gebiete, Steuerregelungen 
oder Strukturen profitieren und die von einer Vielzahl 
von Steuerpflichtigen nachgeahmt oder standardisiert 
werden oder werden könnten. 

 
Vorrangige Bereiche für Maßnahmen in Bezug auf 
Gruppenunternehmen, unabhängig von ihrer Größe 
und Struktur, werden insbesondere in Bezug auf 
Fragen wie die Verrechnung von Steuerverlusten aus 
früheren Jahren und die Einhaltung der rechtlichen 
Anforderungen für die Integration von Unternehmen 
in die Gruppe entwickelt. 

 
Die Tatsache, dass der mögliche Sitz des 
Unternehmens, das die Gruppe aus steuerlichen 
Gründen repräsentiert, in dem einen oder anderen 
Gebiet die Entwicklung der eigenen Zuständigkeiten 
der Steuerverwaltung künstlich behindern kann, wird 
ebenfalls analysiert. 
Es wird auch darauf hingewiesen, dass die Kontrolle 
über die Gruppen durch die jüngsten Verbesserungen 
der Abrechnungsinstrumente, wie das 
Berechnungssystem (Sociedades Web para grupos) 
und dem Multi-Perioden-Prozessor (tramitador 
multiperiodo), verstärkt wird: 

 
Elektronische Zahlungen und die digitale Wirtschaft 

 
Eng mit der Finanzwelt verknüpft sind Transaktionen 
mit virtuellen Währungen. Im Jahr 2022 wurde der 
Fokus der Steuerkontrolle auf Investitionen in 
virtuelle Währungen aufgrund der mit diesen 
Transaktionen verbundenen Steuerrisiken 
beibehalten. Dies rechtfertige die Fortführung der in 
den Vorjahren eingeleiteten Maßnahmen im Jahr 
2023, die darauf abzielen, die freiwillige Einhaltung 
der steuerlichen Verpflichtungen, die sich aus den 
durchgeführten Transaktionen ergeben, sowie die 
Kontrolle ihrer korrekten Besteuerung zu erleichtern. 

 
Zu den Prioritäten der Steuerkontrolle, die in den 
Leitlinien für 2023 enthalten sind, gehört die 
Verstärkung der Maßnahmen in Bezug auf 
Wirtschaftsbeteiligte, welche so genannte "virtuellen 
Zahlungen" nutzen, und insbesondere die Nutzung 
elektronischer Zahlungsmethoden mit Sitz im Ausland 
durch Einrichtungen, die nicht an den nationalen 
Verpflichtungen zur Bereitstellung von 
Finanzinformationen in Spanien teilnehmen. 

 
In diesem Zusammenhang sollen im Rahmen der EU- 
Vorschriften Informationen über digitale Zahlungen 
eingeholt werden, die über Einrichtungen oder 
Anwendungen getätigt werden, deren Hauptsitz und 
Server sich im Ausland befinden. 

 
Die Leitlinien nehmen auch besonderen Bezug auf die 
Untersuchung der Verwendung virtueller 
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Währungen, da neben der üblichen Erwähnung der 
Notwendigkeit, ihre korrekte Besteuerung zu 
überprüfen, in diesem Jahr die Absicht der 
Erhebungsabteilung unterstrichen wird, die 
Maßnahmen zur Lokalisierung von Krypto- 
Vermögenswerten, die für eine Beschlagnahme in 
Frage kommen, zu verstärken. 

 
Der Zollüberwachungsdienst (Servicio de Vigilancia 
Aduanera) wiederum wird einen Ermittlungsplan im 
Zusammenhang mit der Verwendung von 
Kryptowährungen in der digitalen Wirtschaft 
entwickeln, um Vermögenswerte aufzuspüren, deren 
Ursprung mit kriminellen Aktivitäten in Verbindung 
stehen könnte. 

 
Kampf gegen die Schattenwirtschaft 

 
Auf institutioneller Ebene sollen gemeinsame 
Aktionen mit dem Nationalen Amt für 
Betrugsbekämpfung innerhalb der staatlichen 
Arbeits- und Sozialversicherungsinspektion im 
Rahmen gemeinsamer und koordinierter 
Kontrollpläne für die Bekämpfung von Steuer- und 
Zollbetrug einerseits und für die Bekämpfung von 
Betrug bei den Beiträgen und der Ermäßigung der 
Sozialversicherungsbeiträge andererseits im Rahmen 
einer umfassenden nationalen Strategie gegen die 
Schattenwirtschaft und Steuerlücken durchgeführt 
werden. 

 
Im Laufe des Jahres 2023 soll die Steuerbehörde die 
Kontrolle über Sektoren und Geschäftsmodelle 
verstärken, in denen ein hohes Risiko für die Existenz 
von Schattenwirtschaft besteht. 

 
So werden die traditionellen Betriebsprüfungen bzw. 
Betriebsbesuche oder das "Durchkämmen" in Bezug 
auf verschiedene Sektoren gefördert, allerdings mit 
besonderem Schwerpunkt auf Aktivitäten im 
Zusammenhang mit dem Bau, der Sanierung und der 
Renovierung von Immobilien. 

 
Im Rahmen der neuen Vorschriften über das Verbot 
von Software zur Verschleierung von Umsätzen 
werden auch spezifische Pläne zur Identifizierung von 
Verwaltungs- und Buchhaltungssoftware, die von 
Unternehmen und Betrieben verwendet wird, sowie 
zur Überprüfung der Übereinstimmung von 
Computerprogrammen mit den geltenden Vorschriften 
eingesetzt werden. 

 
Nutzung von Steuerguthaben 

 
Neben anderen Maßnahmen, die in den Leitlinien der 
vergangenen Jahre als vorrangig eingestuft wurden, 
wie z.B. die Verhinderung der missbräuchlichen 
Nutzung der Rechtspersönlichkeit zur Umleitung von 

Einnahmen und Ausgaben natürlicher Personen oder 
die Überprüfung von Instrumenten zur Ausstellung 
unrechtmäßiger Rechnungen für Unternehmen, sollen 
sich die Finanzämter in Spanien erneut auf die 
Überprüfung negativer Steuerbemessungsgrundlagen, 
von Steuerguthaben in der Bemessungsgrundlage oder 
von Beträgen, die noch nicht verrechnet oder 
angewendet wurden, konzentrieren. 

 
Besonders hervorzuheben ist die Analyse von 
Strukturen wie wirtschaftlichen Interessen-
vereinigungen (Agrupaciones de Interés Económico) 
in den Fällen, in denen diese als Vehikel für die 
Übertragung und Vermarktung von Steuervorteilen an 
dritte Investoren gedient haben. Diese Analyse und 
Überprüfung soll auf die Teilnehmer oder Partner der 
zwischengeschalteten Unternehmen ausgedehnt und 
besondere Aufmerksamkeit dem seriellen Verkauf 
dieser Strukturen zur Inanspruchnahme von 
Steuervorteilen gewidmet werden, wenn diese vom 
Gesetz abweichen, eindeutig missbräuchlich sind oder 
auf simulierten oder künstlich aufgeblähten faktischen 
Annahmen beruhen. 

 
In jedem Fall sollen die Finanzämter sicherstellen, 
dass die Anwendung der in der Körperschaftssteuer 
vorgesehenen Abzüge mit der Entwicklung echter 
Aktivitäten verbunden ist und dass die Beträge, die als 
Grundlage für den Abzug herangezogen werden, den 
bei ihrer Ausführung tatsächlich entstandenen Kosten 
entsprechen, um einen Missbrauch bei der möglichen 
Übertragung von Steuervorteilen auf die Finanzgeber 
der Aktivitäten, die mit der gesetzlichen Regelung 
gefördert werden sollen, zu vermeiden. 
 
Gemeinsame Ermittlungen und die Europäische 
Staatsanwaltschaft 

 
Sowohl für den Bereich des Mehrwertsteuerbetrugs 
des Nationalen Amtes für Betrugsbekämpfung und 
Ermittlungen (Oficina Nacional de Investigación y 
Fraude - ONIF) als auch für die Ermittlungen im 
Bereich des schweren Zollbetrugs sollen alle 
Möglichkeiten gefördert werden, welche die 
Schaffung der Europäischen Staatsanwaltschaft bietet,
 einer supranationalen 
Strafverfolgungsbehörde, die bei der Durchführung 
gemeinsamer Ermittlungen mit anderen EU-Ländern 
echte Fortschritte mache. 

 
Betrugsbekämpfung und -prävention 

 
Neben der Ausweitung der Analyse von 
Beitreibungsrisiken auf neue Vermögensformen wird 
in den Leitlinien für 2023 die Bedeutung einer 
verstärkten internationalen Zusammenarbeit bei der 
Beitreibung von Steuerforderungen durch die weitere 
Nutzung des Informationsaustauschs mit anderen 
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Verwaltungen und die Verbesserung der Instrumente 
für die gezielte Suche nach Schuldnern mit Anzeichen 
von Vermögen im Ausland, insbesondere innerhalb 
der EU, hervorgehoben. 

 
Gleichzeitig werden die ständigen Prioritäten im 
Bereich der Steuererhebung beibehalten, wie z.B. die 
Ergreifung von Maßnahmen, um die Aushöhlung von 
Vermögenswerten zu vermeiden, die Annahme von 
Haftungsableitungen (derivaciones de 
responsabilidad), um die wirksame Einziehung von 
Schulden zu gewährleisten, oder die Überwachung 
von Schuldnern, die wegen Straftaten verurteilt 
wurden; ebenso soll der Einsatz von fortschrittlichen 
Datenverarbeitungs- und Analyseinstrumenten 
verstärkt werden; dies insbesondere im Bereich der 
großen Schuldner, um schnell und effizient Muster 
von komplexem Erhebungsbetrug zu erkennen, auf 
welche sich die Maßnahmen konzentrieren und 
ausrichten lassen. 

 
Im Bereich der Betrugsprävention soll die Zahl der 
Personen, die keine Einkommensteuererklärung 
abgeben, durch Warnkampagnen während des 
Steuererklärungszeitraums oder durch die frühzeitige 
Kontrolle der Aufnahme neuer Steuerzahler in die 
Steuererhebung weiter gesenkt werden. 

 
Unterdrückung von Schmuggel und 
Drogenschmuggel 

 
Zur Verhinderung und Bekämpfung von Schmuggel, 
Drogenhandel und Geldwäsche soll der 
Zollüberwachungsdienst der Steuerbehörde im Jahr 
2023 Maßnahmen entwickeln, die darauf abzielen, 
organisierte kriminelle Aktivitäten zu neutralisieren 
und umfassend gegen die logistischen, finanziellen 
und Vermögensstrukturen krimineller Netzwerke 
vorzugehen. 

 
Im Kampf gegen Schmuggel und Drogenhandel wird 
an der Einführung neuer Technologien gearbeitet, um 
anomales Verhalten von Schiffen, die am illegalen 
Handel auf dem Seeweg beteiligt sind, zu überwachen 
und zu erkennen. Gleichzeitig wird die operative 
Tätigkeit in Bezug auf die Versorgungskette der 
"Narco-Boote" fortgesetzt und im Falle des illegalen 
Tabakhandels werden Fortschritte im Bereich der 
Prävention auf der Grundlage der Entwicklung von 
Kontrollvorschriften für Rohtabak und der 
entsprechenden Sanktionsregelung erwartet. 
Im Bereich des Schutzes vor unlauterem oder 
illegalem Handel werden die Möglichkeiten der 
Anwendung fortschrittlicher Datenanalyseinstrumente 
zur Aufdeckung des Schmuggels von Postpaketen 
untersucht werden. 

Neue Steuerarten 
 

In den Leitlinien wird auch hervorgehoben, dass die 
Steuerbehörde in diesem Jahr für die Umsetzung der 
beiden neuen befristeten Steuern auf Energie und auf 
Kreditinstitute und Finanzkreditinstitute sowie für die 
befristete Solidaritätssteuer auf Großvermögen (s. o.) 
verantwortlich sein wird. 

 
Das Finanzamt wird daher die Befugnisse für die 
Erhebung, Verwaltung, Überprüfung und Einziehung 
dieser beiden befristeten Steuern übernehmen, obwohl 
wie ausgeführt wird, es sich um eine nichtsteuerliche 
Leistung öffentlichen Charakters handele 

 
Sonstige, allgemeine Kontrollmaßnahmen zur 
Einhaltung der internen Vorschriften 

 
Es sollen Maßnahmen zur Kontrolle der Nichtabgabe 
von Einkommen- und Körperschaftssteuer sowie der 
Mehrwertsteuer durchgeführt werden. 

 
Für das Jahr 2023 ist geplant, die Kontrolle des 
Steuereinbehalts an der Quelle für die Formulare 190 
und 184 in gemeinsamer Zusammenarbeit zwischen 
der Abteilung für Steuerverwaltung und der Abteilung 
für Finanz- und Steuerinspektion fortzusetzen. 

 
Die Kontrolle der Bargeldtransaktionen ist eine 
weitere Priorität, da diese oft eng mit der 
Schattenwirtschaft verbunden sind. Daher werden 
Bargeldtransaktionen, ungeachtet der geltenden 
Höchstgrenzen gemäß den geltenden Vorschriften, 
weiterhin Gegenstand der Aufmerksamkeit der 
Steuerverwaltung sein. 

 
Im Jahr 2023 wird die Kontrolle der Einkünfte von 
Künstlern und Sportlern, die nicht in Spanien ansässig 
sind und dort auftreten, fortgesetzt. 

 
Die Kontrolle neuer Formen der künstlichen 
Aufteilung von wirtschaftlichen Tätigkeiten soll 
verstärkt werden. Dies sowohl bei der 
Einkommensteuer, wenn das Ziel darin besteht, die 
Progression des Steuersatzes zu verringern, als auch 
bei der Körperschaftsteuer, wenn das Ziel darin 
besteht, Einrichtungen zu schaffen, um die 
Steuererhebung zu umgehen. 

 
Es wird als notwendig erachtet, globale 
Vermögensanalysen (bzgl. Person und unmittelbarer 
Familie) jener Steuerzahler zu verstärken, deren 
Risikoprofil mit Fällen von künstlicher Aufteilung der 
Tätigkeit in Verbindung gebracht werden kann, die 
darauf abzielen, das Niveau der direkten Besteuerung 
unangemessen zu reduzieren. 
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Die zentralisierten Überprüfungen der 
Einkommensteuer für Gebietsfremde und der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer für Gebietsfremde 
werden weiterhin von der nationalen 
Steuerverwaltung durchgeführt, unbeschadet der von 
den Steuerprüfungsstellen durchgeführten 
Kontrollen. 
 
©2023 

 

 

* Rechtsanwalt und Abogado, Fachanwalt für 
Handels- und Gesellschaftsrecht, Fachanwalt 
für Steuerrecht (Rechtsanwalt Spanien) 
Frankfurt am Main - Barcelona 
ra@abogadomueller.net 

 

https://abogadomueller.de/rechtsanwalt-spanien/deutsch-spanisches-recht/ueber_uns/abogado-rechtsanwalt-spanien
mailto:ra@abogadomueller.net
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Sociedades comanditarias alemanas e inversiones inmobiliarias: clarificación fiscal de Tributos 

Petra Schmidt* 
 

Es muy frecuente que la compra de inmuebles en 
España por personas físicas no residentes se articule a 
través de entidades extranjeras, toda vez que estas 
pueden conllevar una serie de ventajas sucesorias, 
patrimoniales y tributarias en el extranjero. 

 
Este es el caso de las entidades alemanas GmbH & Co 
KG, sociedades comanditarias con capacidad jurídica, 
mercantil y de obrar en las que el socio comanditario 
es titular del patrimonio subyacente. Desde una 
perspectiva fiscal, estas entidades pueden no ser 
contribuyentes del impuesto sobre la renta en 
Alemania y sus rentas se pueden atribuir fiscalmente 
a sus socios o partícipes. 

 
Es oportuno recordar aquí, a los efectos del Impuesto 
sobre la Renta de las Personas Físicas, del Impuesto 
sobre Sociedades y del Impuesto sobre la Renta de no 
Residentes, que la resolución de 6 de febrero de 2020 
emitida por la Dirección General de Tributos (DGT) 
reconoce como entidades en atribución de rentas 
aquellas que (I) no sean contribuyentes de un impuesto 
personal sobre la renta en el Estado de constitución y 
que (II) las rentas generadas por la entidad se atribuyan 
fiscalmente a sus socios o partícipes. 

 
Pues bien, frente a estas situaciones, resulta necesario 
analizar qué tratamiento soportan en España las 
entidades alemanas GmbH & Co KG con el propósito 
de discernir su tributación en lo que concierne al 
Impuesto sobre el Patrimonio (IP). 

 
Por ejemplo, en situaciones en las que la GmbH & Co 
KG posee un inmueble en España, se plantea la 
cuestión de si el socio (no residente en España) debe 
tributar por obligación real en el IP. Y, en concreto, si 
debe tributar por (I) la titularidad del patrimonio 
subyacente de la entidad alemana GmbH & Co KG, es 
decir del inmueble situado en España, o por (II) la 
tenencia de participaciones en una entidad no residente 
cuyo activo está formado en al menos un 

50% por inmuebles situados en España. En otras 
palabras, la duda radica en si se deben transparentar 
los bienes de la entidad o no. 

 
En este sentido la resolución vinculante V0481-23 
emitida por Tributos con fecha 1 de marzo de 2023 en 
respuesta a la consulta presentada por Bové Montero 
y Asociados, sienta el criterio y confirma que la 
obligación real de tributar por el IP recaería por la 
titularidad de las participaciones en la entidad alemana 
y no por el bien subyacente. Efectivamente, de la 
lectura de este pronunciamiento, parece que a efectos 
del IP la clave no es tanto si la entidad es asimilable a 
una entidad en atribución de rentas, sino más bien si la 
entidad tiene personalidad jurídica o no. Ergo, si la 
entidad extranjera tiene personalidad jurídica, a priori 
no se transparentarían los bienes de la misma y lo que 
estaría sujeto a tributación serían las propias 
participaciones o acciones de la entidad. Esta 
interpretación puede ser un elemento relevante a la 
hora de analizar el tratamiento fiscal en el IP de otros 
vehículos jurídicos extranjeros, menos conocidos por 
las autoridades fiscales en España. 

 
La entrada en vigor a finales de 2022 de la nueva 
cláusula en la Ley del IP, mediante la cual se habilita 
a someter a tributación, por obligación real, ciertas 
estructuras de inversión en inmuebles en España a 
través de entidades extranjeras, ha dado a lugar a 
procesos de reorganización a través de entidades 
GmbH & Co KG. Es por ello, que la emisión de esta 
nueva resolución vinculante por parte de la DGT 
contribuye a una mayor certeza jurídica para muchos 
extranjeros con intereses en el mercado inmobiliario 
españo 

 
 

 

* Economista, Bové Montero y Asociados, 
Directora de la Oficina Palma de Mallorca, 
pschmidt@bovemontero.com 

mailto:pschmidt@bovemontero.com
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Deutsche Kommanditgesellschaften und Immobilieninvestitionen: mehr Klarheit bei der Besteuerung 

Petra Schmidt 
 

Es kommt häufig vor, dass der Immobilienkauf in 
Spanien durch Nicht-Residenten über ausländische 
Gesellschaften abgewickelt wird, da diese eine Reihe 
von erbrechtlichen, vermögensrechtlichen und 
steuerlichen Vorteilen im Ausland mit sich bringen 
können. 

 
Dies ist der Fall bei der deutschen GmbH & Co KG, 
einer rechts-, handels- und geschäftsfähigen 
Kommanditgesellschaft, bei der der Kommanditist 
Eigentümer des zugrunde liegenden Vermögens ist. 
Aus steuerlicher Sicht sind diese Gesellschaften in 
Deutschland möglicherweise nicht 
einkommensteuerpflichtig, und ihre Einkünfte können 
steuerlich ihren Gesellschaftern oder Teilhabern 
zugerechnet werden. 

 
Für die Zwecke der Einkommensteuer, der 
Körperschaftsteuer und der Einkommensteuer für 
Nicht-Residenten sei an dieser Stelle daran erinnert, 
dass das von der Generaldirektion für Steuern (DGT) 
erlassene Urteil vom 6. Februar 2020 diejenigen 
Körperschaften als einkommensteuerpflichtig 
anerkennt, die (I) im Staat ihrer Gründung nicht 
einkommensteuerpflichtig sind und (II) die von der 
Körperschaft erzielten Einkünfte für steuerliche 
Zwecke ihren Gesellschaftern oder Teilhabern 
zugerechnet werden. 
Vor diesem Hintergrund muss analysiert werden, wie 
deutsche GmbH & Co KGs in Spanien behandelt 
werden, um ihre Besteuerung im Hinblick auf die 
Vermögensteuer zu ermitteln. 

 
In Fällen, in denen die GmbH & Co KG beispielsweise 
eine Immobilie in Spanien hält, stellt sich die Frage, 
ob der (in Spanien nicht ansässige) Gesellschafter 
aufgrund der beschränkten Steuerpflicht 
Vermögensteuer zahlen muss. Insbesondere stellt sich 
die Frage, ob er auf (I) das Eigentum an den der GmbH 
& Co KG zugrunde liegenden Vermögenswerten, d.h. 
den in Spanien gelegenen Immobilien, oder auf (II) 
den Besitz von Anteilen an einer nicht in Spanien 
ansässigen Gesellschaft, deren Vermögen zu 
mindestens 50 % aus in Spanien gelegenen 
Immobilien besteht, besteuert werden sollte. Mit 
anderen Worten, es geht 

darum, ob die Vermögenswerte der Gesellschaft 
offengelegt werden müssen oder nicht. 

 
In diesem Zusammenhang legt der verbindliche 
Beschluss V0481-23 der spanischen Steuerbehörden 
vom 1. März 2023 als Antwort auf eine Anfrage von 
Bové Montero y Asociados die Kriterien fest und 
bestätigt, dass für die Vermögensteuer aufgrund der 
beschränkten Steuerpflicht das wirtschaftliche 
Eigentum der Anteile an der deutschen Gesellschaft 
und nicht das Vermögen zugrunde liegt. Aus der 
Lektüre dieses Urteils geht hervor, dass es für die 
Zwecke der Vermögensteuer nicht so sehr darauf 
ankommt, ob die Gesellschaft einem Einkommen 
generierenden Unternehmen gleichgestellt werden 
kann, sondern vielmehr darauf, ob die Gesellschaft 
eine juristische Person ist oder nicht. Sollte es sich bei 
der ausländischen Gesellschaft um eine juristische 
Person handeln, so wäre ihr Vermögen a priori nicht 
steuerpflichtig, wohl aber ihre Anteile. Diese 
Auslegung kann bei der Analyse der 
vermögensteuerlichen Behandlung anderer 
ausländischer Rechtsformen, die den spanischen 
Steuerbehörden weniger bekannt sind, relevant sein. 

 
Das Inkrafttreten der neuen Klausel des 
Vermögensteuergesetzes Ende 2022, die es 
ermöglicht, bestimmte Strukturen von 
Immobilienanlagen in Spanien über ausländische 
Gesellschaften aufgrund der beschränkten 
Steuerpflicht zu besteuern, hat zu Umstrukturierungen 
über GmbH & Co KGs geführt. Der Erlass dieser 
neuen verbindlichen Entscheidung der DGT trägt 
daher zu einer größeren Rechtssicherheit für viele 
Ausländer mit Interesse am spanischen 
Immobilienmarkt bei. 

 
 

 

* Economista, Bové Montero y Asociados, 
Directora de la Oficina Palma de Mallorca, 
pschmidt@bovemontero.com 
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Konferenz zum europäischen Binnenmarkt am 18.11.2022 in der Universität Granada 

Niklas Uder * 
 
 

Professor Eduardo Gálvez Dominguez, Vizepräsident 
der Rechtsfakultät der Unversität Granada, eröffnete 
die Konferenz im „Roten Saal“ der Universidad 
Granada. Er sei stolz, dass dank der Friedrich- 
Naumann-Stiftung für die Freiheit Repräsentanten aus 
mehr als vier Ländern zu diesem Anlass nach Granada 
zusammengekommen seien. 

 
Anne-Charlotte Gros, Direktorin der 
Kontinentalrechtsstiftung, hinter der das französische 
Justizministerium und die französische 
Anwaltskammer stehen, betonte, dass das Fußfassen 
des Projektes Europäisches Wirtschaftsgesetzbuch in 
Spanien das Projekt bereichere. Die 
Kontinentalrechtsstiftung fördere dieses Projekt 
gemeinsam mit der Mercator- und der Robert 
Schumann-Stiftung. 

 
Rahel Zibner, Projektmanagerin der Naumann- 
Stiftung für Spanien, Italien und Portugal, hieß die 
Teilnehmer im Namen der Stiftung herzlich 
willkommen. Deutsche politischen Stiftungen, heute 
fünf an der Zahl, seien aufgrund der historischen 
Erfahrungen aus der Zeit der nationalsozialistischen 
Willkür- und Gewaltherrschaft entstanden, um aus der 
Zivilgesellschaft heraus für demokratische Werte 
einzutreten. Sie erklärte weiter, die Friedrich- 
Naumann -Stiftung für die Freiheit trete 
dementsprechend für ein liberales, humanistisches 
Menschenbild ein. 

 
Dem Gedanken freier demokratischer Willensbildung 
und Wissenschaftsfreiheit folgend leitete Professor 
Jochen Albiez Dohrmann, der das Programm der 
Konferenz zusammengestellt hatte, zum 
akademischen und politischen Projekt „Europäisches 
Wirtschaftsgesetzbuch“ über. Die Association Henri 
Capitant werde dem Gesetzgeber ein einheitliches 
Wirtschaftsgesetzbuch vorstellen, das den 
marktwirtschaftlichen Wettbewerb im europäischen 
Binnenmarkt fördern solle. In einer passionierten Rede 
erklärte der Professor, warum ihn die Idee der 
Association Henri Capitant begeistere. Es gäbe 
Hindernisse für den freien Wettbewerb in 
Binnenmarkt, die bis heute nicht behoben seien. Bei 
dieser Konferenz wolle man zum einen über 
Allgemeine Geschäftsbedingungen (kurz: AGB) in 
Wissenschaft und Wirtschaft reden und zum anderen 
über die Bedeutung der Rechtslage für die 
unternehmerische Freiheit in Europa. Das Thema 
Wirtschaftsgesetzbuch vereine beide Themen. Er 
konkretisierte,  dass  die  Konferenz  den  Teil 
„Allgemeine Geschäftsbedingungen“ des 
Entwurfstextes  untersuchen  werde.  Professor 

 
Dohrmann warf sodann die Frage auf, warum und wie 
man eigentlich einen ganzen Konferenztag dem 
Thema AGB im B2B widmen könnte. Er gab sich 
selbst die Antwort: Das Erstellen und die Kontrolle 
von AGB bestimme den Geschäftsalltag von 
Unternehmen und Kanzleien im europäischen 
Binnenmarkt. Diese Beobachtung macht die 
Wichtigkeit dieses Teiles des 
Wirtschaftsgesetzbuches für den Alltag von 
Unternehmen deutlich. 

 
Zunächst sollten nationale Regelungsansätze 
rechtsvergleichend vorgestellt werden. Nach einem 
Blick auf die Rechtslage im internationalen 
Geschäftsverkehr der AGB im B2B-Verhältnis und 
einem Exkurs in die rechtsanwaltliche Praxis, sollte 
der Vorschlag für die AGB-Gesetzgebung im Entwurf 
für ein Europäisches Gesetzbuch vorgestellt werden. 

 
AGB im B2B-Verhältnis in Italien, Deutschland und 
Spanien 

 
Professor Domenico Pauciulo von der Universität 
Federico II Neapel stellte die italienische Rechtslage 
vor. Martin Burkert vom Verein für die 
Vereinheitlichung des Wirtschafsrechts in Europa 
führte zur deutschen Rechtslage aus. Er wies dabei auf 
Unterschiede zum italienischen Recht bereits beim 
Begriff der AGB und ihrer Einbeziehung hin. Er 
stellte Vor- und Nachteile der deutschen Regelung 
dialektisch dar. Ein wesentlicher Unterschied dieser zu 
der spanischen und italienischen Rechtslage sei die 
Intensität der Inhaltskontrolle. Bei der Inhaltskontrolle 
werden die Abweichungen der AGB vom gesetzlichen 
Leitbild (307 Abs. 2 Nr. 1 BGB), eine Gefährdung des 
Vertragszwecks durch die AGB (§ 307 Abs. 2 Nr. 2 
BGB) sowie das Vorliegen einer unangemessenen 
Benachteiligung (§ 307 Abs. 1 BGB) überprüft. 
Gerade Letzteres ermögliche den Gerichten eine 
umfassende Prüfung von AGB. In Italien unterläge 
dagegen lediglich die Einbeziehung solcher Klauseln, 
die als regelmäßig unangemessen benachteiligend 
qualifiziert werden, besonderen Formerfordernissen. 
Eine Inhaltskontrolle nach deutschem Verständnis 
finde dagegen nicht statt. Selbiges gelte für Spanien, 
wo die AGB lediglich an allgemeinen Grundsätzen 
von Treu und Glauben sowie Sittenwidrigkeit 
überprüft werden. Vergleichend sei festzustellen, dass 
das deutsche System mehr Schutz gegen 
unangemessene AGB biete, was gerade für KMUs von 
großem Interesse ist. Andererseits führe die 
umfassende Kontrolle verbunden  mit  der  
drohenden  Sanktion  der 
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Unwirksamkeit zu Unsicherheit bei den 
verwendenden Unternehmen. Dies sei für den 
Geschäftsverkehr besonders relevant, weil dieser 
aufgrund der weiten Definition des AGB-Begriffs 
durch den BGH regelmäßig mit seinen 
Vertragsbedingungen unter die Kontrolle falle. 

 
Professor Tatiana Arroyo Vendrell von der Universität 
Carlos III Madrid stellte dem Publikum die spanische 
Rechtslage vor. Sie erinnerte zu Beginn ihres 
Vortrages an andere Formate wie eine bilaterale 
Konferenz in Deutschland und bemängelte mit Blick 
auf die Untätigkeit der nationalen Gesetzgeber, dass 
man damals bereits ähnliche Kritik geäußert hatte. 
Rechtsvereinheitlichung mit Hilfe eines europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuch würde Abhilfe schaffen. Sie 
stellte das spanische AGB-Recht vor und überraschte 
außerdem mit hervorragenden Deutschkenntnissen. In 
der anschließenden Diskussion kam die Frage der 
Einbeziehung von AGB in elektronisch geschlossene 
Verträgen auf. Sixto Sánchez Lorenzo, Professor der 
Universität Granada, bemerkte, dass es im 
nordamerikanischen Rechtskreis beim Thema „Quick 
Clicking“ eine umfassende Rechtsprechung gäbe. 
Grob zusammengefasst werde danach unterschieden, 
ob die AGB des Vertragspartners in einem kleinen 
Fenster abschließend überblickt werden oder nur mit 
Hilfe von Scrollen erkannt werden können. In der 
Praxis mache das psychologisch einen Unterschied, 
meinte Prof. Sixto Sánchez Lorenzo. Tatiana Arroyo 
Vendrell bemerkte, dass sich praktisch bei der 
Beweisbarkeit Probleme stellen würden. Sollte man 
demzufolge einen Screenshot oder ein Foto schießen? 
Beim Thema Einbeziehung käme es vielmehr darauf 
an, ob Verträge ausgedruckt werden könnten. 

 
Martin Burkert stellte für das deutsche Recht klar, dass 
es für die wirksame Einbeziehung ausreiche, dass ein 
Unternehmen auf AGB auf seiner Webseite verweise. 
Eine Übersendung der AGB an den Vertragspartner 
sei nicht erforderlich. 

 
Professor Domenico Pauciulo stellte fest, dass die 
Einbeziehung ein Bereich sei, bei dem die EU 
vereinheitlichen müsse, beispielsweise nicht mittels 
eines neuen europäischen Wirtschaftsgesetzbuches. 
Maria Pilar Viscasillas, Professor an der Universität 
Carlos III Madrid, ergänzte, dass es im Bereich des 
elektronischen Geschäftsverkehrs bereits einige 
Gesetzesprojekte gäbe, wie zum Beispiel solche, die 
Plattformen oder künstliche Intelligenz beträfen. 

 
Vorhandene Rechtsquellen im internationalen 
Rechtsverkehr 

 
Maria Pilar Viscasillas führte mit einem Vortrag zu 
Rechtsquellen im internationalen Rechtsverkehr fort. 
Dabei striff sie hard law- und soft law-Rechtsquellen 

wie die “United Nations Convention on Contracts for 
the International Sale of Goods”, kurz CISG. Bei der 
Frage der Kollision sich widersprechender AGB 
erläuterte sie die Hagener Prinzipien. Sie gab einen 
Überblick über verschiedene Kollisionsregeln, wie die 
„first shot rule“, die „last shot rule“, die „knock out 
rule“ und Mischlösungen. Die Madrider Professorin 
war der Meinung, das CISG könnte als 
Vergleichsmodell für das Europäische 
Wirtschaftsgesetzbuch herangezogen werden. Denn 
alle europäischen Staaten hätten diesen 
völkerrechtlichen Vertrag unterzeichnet. Die CISG- 
AC Opinion No. 13 befasse sich mit der „Inclusion of 
Standard Terms“ unter dem CISG. Diese sei im 
Gegensatz zu anderen Opinions nicht zurückgewiesen 
worden. Demnach gelte für das CISG wohl die 
„Knock-out-Rule. Der US- amerikanische Normgeber 
dagegen bevorzuge die“ 
„Last Shot Rule“. Letzteres bedeutet, dass die AGB 
zweier Unternehmer, die miteinander unter Verweis 
auf ihre jeweiligen AGB kontrahieren, soweit keine 
Wirkung entfalten, als sie sich jeweils widersprechen. 
Im deutschen Recht bezeichnet man das als Dissens. 

 
Erfahrungen aus der anwaltlichen Praxis 

 
Professor Albiez Dohrmann reicherte die Konferenz 
mit Stimmen aus der Wirtschaft an. Deshalb 
moderierte Professor Francisco Pertiñez Vilchez, 
Counsel bei Blas González, ein Panel, an dem Daniel 
Parejo Ballesteros, Partner bei der renommierten 
spanischen Kanzlei Garrigues, sowie Miguel Ángel 
Cepero Aránguez teilnahmen, Anwalt bei Uria- 
Menéndez, der zuvor bei Slaugther May, einer 
britischen Kooperationskanzlei von Uria-Menéndez 
in London, gearbeitet hatte. 

 
Garrigues-Anwalt Parejo Ballesteros erklärte, als 
Anwalt im Wirtschaftsrecht konstruiere und 
verifiziere er täglich AGB. Man arbeite wie ein 
Richter: Man überprüfe, ob Klauseln klar und 
transparent seien. Dabei werde er jeden Tag Zeuge der 
Diskrepanzen der verschiedenen Rechtsordnungen. Er 
formuliere deshalb AGB, die für den 
Geschäftsverkehr in ganz Europa geeignet seien. Man 
schreibe daher keine „nice to have“ Klauseln, die zu 
einhundert Prozent das Interesse des Mandanten 
umsetzen, sondern man erstelle „must have“-Klauseln, 
die die AGB-Regeln aller Mitgliedstaaten erfüllen. 
Die Beratungsleistung enthalte daher nicht nur eine 
tiefgreifende Analyse der spanischen Rechtslage, 
sondern auch die Abstimmung mit Juristen 
ausländischen Rechts. Klauseln seien multinational. 
Dies veranschaulichte er an einem Fallbeispiel aus der 
Praxis: 

 
Ein deutsches Unternehmen beabsichtige, Waren an 
einen spanischen Großhändler zu verkaufen. Das 
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deutsche Unternehmen frage ihn nun, wie hoch die 
Verjährungsfrist für Gewährleistungsrechte sein 
dürfe. Diese möchte es in seine AGB schreiben. Im 
spanischen Recht betrage die regelmäßige 
Verjährungsfrist für Gewährleistungsrechte drei Jahre, 
während sie im deutschen Recht zwei Jahre betrage. 
Nach Art. 3 der Rom-I-Verordnung sei auf die AGB 
das Recht des Verkäufers anwendbar. Also wäre in 
diesem Fall deutsches AGB-Recht anwendbar. 
Ausnahmsweise komme jedoch die spanische Norm, 
die eine Verjährungsfrist von drei Jahren vorsähe, zur 
Anwendung. Denn ihr Gehalt werde als so überragend 
für die soziale Ordnung am Gerichtsort Spanien 
angesehen, dass ein spanisches Gericht die Norm als 
Eingriffsnorm im Sinne des Art. 9 der Rom-I-
Verordnung anwende. Das deutsche Unternehmen 
könne also noch drei Jahre nach der Ablieferung der 
Kaufsache erfolgreich verklagt werden. Eine 
binnenmarkttaugliche AGB müsse daher eine 
Verjährungsfrist von drei Jahren vorsehen. 

 
Eingriffsnormen und ihre Auswirkungen auf die Praxis 

 
Der Autor dieses Textes warf aus dem Publikum ein, 
dass bei dem Fallbeispiel der Eingriffsnormen bei 
AGB ein europäisches Wirtschaftsgesetzbuch Abhilfe 
schaffen könnte. 
Eingriffsnormen sind eine enorme Einschränkung für 
den freien Handel im EU-Binnenmarkt. Im Anschluss 
an die sog. Arblade -Formel des EuGH ist eine 
Eingriffsnorm nach Art 9 Abs. 1 Rom I-VO eine 
„zwingende Vorschrift, deren Einhaltung von einem 
Staat als so entscheidend für die Wahrung seines 
öffentlichen Interesses, insbesondere seiner 
politischen, sozialen oder wirtschaftlichen 
Organisation, angesehen wird, dass sie ungeachtet des 
nach Maßgabe dieser Verordnung auf den Vertrag 
anzuwendenden Rechts auf alle Sachverhalte 
anzuwenden ist, die in ihren Anwendungsbereich 
fallen.“ Vorliegen muss erstens eine Norm mit 
internationalem Geltungsanspruch, die zweitens eine 
überindividuelle Zielrichtung aufweist. 
Die Vorschrift über Eingriffsnormen ist unter Einfluss 
der in Frankreich entwickelten Lehre von den 
„unmittelbar anwendbaren Gesetzen“ (lois 
d’application  immédiate) entstanden. 
Eingriffsnormen verbieten Schuldverhältnisse oder 
unterwerfen sie Genehmigungsvorbehalten. 
Klassische Fälle stellen  sowohl 
wettbewerbsrechtliche Vorschriften dar, Normen im 
monetären Sektor, Vorschriften, die aus 
außenpolitischen Gründen zur Eindämmung des 
Rüstungspotentials möglicher militärischer 
Gegenspieler erlassen wurden als auch Vorschriften, 
die als Sanktion für missbilligte politische Schritte 
einer fremden Macht, wie die EU- 
Russlandsanktionen, erlassen wurden. Besonders bei 

der Diskussion über eine Deliberalisierung des 
Welthandels wird die praktische Bedeutung von 
Eingriffsnormen deutlich. Die Vorschrift über die 
Beachtung von Eingriffsnormen stellt in Bezug auf 
den weithin anerkannten Grundsatz der 
Vertragsautonomie eine Ausnahme dar, die eng 
auszulegen ist, wie der EuGH in seinem Urteil 
„Unamar“ betont. Der Begriff der Eingriffsnorm wird 
daher durch verschiedene Kriterien eng gezeichnet. 
Diese Einengung soll die übermäßige Heranziehung 
und Durchsetzung nationalen Rechts bei 
grenzüberschreitendem Handel unterbinden. 
Dürfte das angerufene Gericht gar Eingriffsnormen 
anderer Rechtsordnung anwenden, könnte die 
vollständige „Verwirklichung des allgemeinen Ziels 
dieser Verordnung, das nach ihrem 16. 
Erwägungsgrund in der Rechtssicherheit im 
europäischen Rechtsraum besteht, gefährdet werden“, 
stellte der EuGH in seiner Entscheidung Nikiforidis 
marktliberal fest. Die Anwendung von 
Eingriffsnormen ist daher auf solche Rechte des 
Staats, in dem das mit der Entscheidung befasste 
Gericht sitzt, beschränkt („lex fori“). 

 
Jedoch ist der Anwendungsbereich von 
Eingriffsnormen inhaltlich weit. Es kommt 
beispielsweise nicht auf eine Unterscheidung an, ob 
die Vorschrift öffentlich-rechtlicher oder 
privatrechtlicher Natur ist. Denn die Grenzen sind 
fließend und fallen je nach Mitgliedstaat 
unterschiedlich aus. Trotz der Ausdrücke „-norm“ und 
„Vorschrift“ umfasst Art. 9 Abs 1 Rom I-VO auch 
ungeschriebene, gewohnheitsrechtliche oder 
richterrechtliche Regeln, soweit sie die 
Voraussetzungen erfüllen. Vorausgesetzt wird, dass 
die Eingriffsnorm auf das Vertragsverhältnis 
einwirken kann und das Vertragsgeschehen mithin 
regeln kann. Eine Vorschrift regelt das 
Vertragsgeschehen bereits dann, wenn sie sich auf die 
Rechte und Pflichten der Parteien – und sei es auch nur 
mittelbar – auswirkt. Bei privatrechtlichen wird das 
häufiger der Fall sein als bei öffentlich- rechtlichen 
Normen. 

 
Selbst Primärrecht, also die Verträge der EU wie der 
EUV oder AEUV, können Eingriffsnormen darstellen. 
Auf der anderen Seite setzt sich unmittelbar und 
vorrangig geltendes Unionsrecht wie das Primärrecht 
gegen die Rom I-VO auf supranationaler Ebene durch, 
wenn und soweit es die nationale oder die 
unionsrechtliche Kollisionsnorm überlagert. 
Beispielsweise kann jeder Vertrag – unabhängig von 
der lex causae – nach Art. 101 AEUV nichtig sein, 
wenn er eine kartellrechtswidrige Abrede zum Inhalt 
hat. 

 
Eine Eingriffsnorm gemäß Art. 9 Rom-I-VO liegt nur 
vor, wenn sie „international geltend soll“. Es wird 
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also nach dem Grad der Verbindlichkeit der Vorschrift 
unterschieden. Die Vorschrift bezieht sich auf solche 
zwingenden Bestimmungen in der nationalen 
Rechtsordnung, die über ihre Abweichungsfestigkeit 
hinaus nicht durch die Wahl eines fremden Rechts 
abgewichen werden kann. Normen, die die zweite 
Bedingung nicht erfüllen, werden als „einfach 
zwingende Normen“, „intern zwingende Normen“ 
oder „national zwingende Normen“ bezeichnet. Jene 
Vorschriften müssen auch international unabdingbar 
sein („d´application immédiate“). Sie müssen dann 
gelten wollen, wenn der Vertrag kraft Rechtswahl oder 
kraft objektiver Anknüpfung im Übrigen einem 
anderen Recht untersteht. Ein Vorranggebot kann 
dabei in geschriebener oder ungeschriebener Form 
vorliegen. Ist der Norm ein internationaler 
Geltungswille nicht ausdrücklich zu entnehmen, so 
muss der Anwender ihn durch Auslegung ermitteln. 
Der internationale Geltungswille einer Sachnorm kann 
aus einer Rechtsanwendungsnorm entnommen 
werden, aus Begründungen der Gesetze oder aus 
Erläuterungen der Parlamentsvorlagen . 

 
Immerhin sieht die Rechtsprechung die in Art. 9 Rom-
I-VO beschriebenen Eingriffsnormen als abschließend 
an. Damit geht sie auf das Bedürfnis der 
Wirtschaftsakteure ein, die nicht wollen, dass ihre 
Rechtswahl in der AGB von Eingriffsnormen 
konterkariert wird, die sie nicht vorhersehen konnten. 
Die Harmonisierungen des nationalen AGB-Rechts 
durch EU-Richtlinien löst das Problem leider nicht. 
Denn selbst nationales Recht, das auf EU-Richtlinien 
beruht, kann Eingriffsnorm sein. Das Problem für 
Wirtschaftsakteure ist, dass sie kaum vorhersehen 
können, ob einem nationalen Umsetzungsakt nun 
Eingriffsnormqualität zukommt oder nicht, da die 
Vertragsparteien dazu Richtlinien ohne geschriebene 
Kollisionsregel auslegen müssten. 

 
Der international zwingende Charakter von 
Umsetzungsakten von Unionsrecht kann von 
nationaler und supranationaler Ebene aus vorgegeben 
sein. Eine generelle Aussage, dass etwa alle 
Richtlinien, die auf rein nationaler Ebene zwingendes 
Schutzrecht für bestimmte Personengruppen – wie zB 
Handelsvertreter – vorsehen, auch als international 
zwingend anzusehen seien, kann man nicht treffen. 
Der Unternehmer muss die jeweilige Regelung 
vielmehr darauf hin überprüfen, ob ihr hinreichend 
starke öffentliche, allgemeine Interessen der Union 
zugrunde liegen, die ihre Durchsetzung ohne 
Rücksicht auf das an sich anwendbare Recht 
rechtfertigen. 

 
Richtlinien mit einem solchen Vorranggebot gehen 
allen anderen Regeln gemäß Art. 23 Rom I-VO vor. 
Die Vorrangregel gestaltet den Mindeststandard der 

jeweiligen Richtlinie rechtswahlfest aus. Das ist 
positiv für den Unternehmer: Er kann das auf seine 
AGB anwendbare Recht ermitteln, indem er sich die 
Richtlinie ansieht. 

 
Für Richtlinien mit ungeschriebenem 
kollisionsrechtlichen Regelungsgebot bedarf es zur 
Ermittlung des Vorliegens des internationalen 
Geltungsanspruches des Umsetzungsaktes stets einer 
Einzelfallprüfung der jeweiligen Norm. Die Richtlinie 
86/653/EWG, bekannt als Handelsvertreterrichtlinie, 
enthält beispielsweise keine eigene Kollisionsregel. 
Der EuGH begründete in seiner Ingmar-Entscheidung 
den internationalen Geltungswillen der Commercial 
Agents Regulation, dem englischen 
Umsetzungsgesetz der Artikel 17 bis 
19 der Handelsvertreterrichtline, mit der Ratio der 
Artikel 17 bis 19 der Handelsvertreterrichtlinie, „über 
die Gruppe der Handelsvertreter die 
Niederlassungsfreiheit und einen unverfälschten 
Wettbewerb im Binnenmarkt zu schützen“. Zwar 
äußerte sich der EuGH in dieser Entscheidung zum 
EVÜ, dem Vorgängerabkommen zur Rom I-VO, 
jedoch sind seine Ausführungen ohne Weiteres auf das 
in der Rom I-VO geregelte Vertragskollisionsrecht zu 
übertragen. Die zum Handelsvertreterrecht 
aufgestellten Prinzipien des EuGH lassen sich 
entsprechend auf andere zwingende Vorgaben in 
Sekundärrechtsakten übertragen. 

 
Für nationale Umsetzungsakte, deren Schutzwirkung 
über den Mindeststandard der Richtlinie hinausgeht, 
gilt dasselbe. Solches „überschießendes“ Umsetzen 
nennt man „Gold Plating“. Würde einer solchen 
„überschießenden“ Norm internationaler 
Geltungswille nicht zugewiesen werden, so würden 
gespaltene Eingriffsnormen geschaffen werden. Die 
zwingende Wirkung von überschießenden 
Umsetzungsnormen hat der EuGH in seinem Unamar-
Urteil anerkannt. Jedoch stellte der Gerichtshof hierfür 
hohe Voraussetzungen auf. In diesem Sinne muss das 
innerstaatliche Gericht zusätzlich  zu  den  
sonstigen  Voraussetzungen 
„substantiiert feststell[en], dass der Gesetzgeber es 
im Rahmen der Umsetzung dieser Richtlinie für 
unerlässlich erachtet hat, [...] in der betreffenden 
Rechtsordnung einen Schutz zu gewähren, der über 
den in der Richtlinie vorgesehenen hinausgeht“. 
Schließlich verlangt das Gebot der gegenseitigen 
Rücksichtnahme aus Art 4 Abs. 3 EUV bei der 
Durchsetzung nationaler Normen als international 
zwingend  gegenüber richtlinienkonform 
umgesetztem mitgliedsstaatlichen Recht eine 
zurückhaltende Anwendung des Art 9 II Rom I-VO. 
Mitgliedsstaatliche Gerichte können also über die 
europäischen Vorgaben hinausgehende Vorschriften 
als Eingriffsnormen gegen ein von den Parteien 
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ausdrücklich gewähltes Recht durchsetzen. 
Nationales „Gold Plating“ wird höchstens durch die 
Missbrauchskontrolle des EuGH eingedämmt, der 
darüber hinaus intervenieren kann, falls die nationale 
Eingriffsnorm gegen die Grundfreiheiten verstößt. 
Schließlich läuft die gerichtliche 
Ermessensentscheidung gemäß Art. 9 Abs. 3 Rom I- 
VO bezüglich des „Ob“ und des „Wie“ der 
Rechtssicherheit im europäischen Binnenmarkt 
zuwider. 

 
Diese Rechtsunsicherheit in Folge der Ingmar- und 
Unamar-Resprechung des EuGH kann zu 
Wettbewerbsverzerrungen führen. Besonders 
mittelständige und kleine Unternehmen, die weder 
über eine eigene Rechtsabteilung verfügen noch in 
größerem Umfang externen juristischen Rat bezahlen 
können, erleben gegenüber großen Unternehmen 
einen Wettbewerbsnachteil, den ein europäisches 
Wirtschaftsgesetzbuch wiederum aufheben würde. 
An dem Fakt, dass Primärrecht 
Rechtswahlvereinbarungen durchbricht, würde sich 
unter Geltung  eines Europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuch nichts ändern. Rechtsanwalt 
Daniel Parejo Ballesteros merkte an, dass es bei der 
Gestaltung  des  Europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuches darauf ankomme, wie sich 
das EuWGB zum nationalen Recht, beziehungsweise 
internationalen Privatrecht verhalte. Entscheidet sich 
der Unionsgesetzgeber für eine Vorranglösung, die 
Art. 23 Rom I-VO entspräche, würden 
Eingriffsnormen keine Hemmnisse mehr darstellen, 
denn Art. 9 Rom-I-VO würde keine Anwendung mehr 
finden. Bei einer Vorschaltlösung dagegen, wie sie 
beispielsweise Art. 1 Abs. 1 lit. b CISG enthält, 
würden Eingriffsnormen weiter Anwendung finden, 
da eine IPR-Prüfung stattfindet. Es bleibt festzuhalten, 
dass mit der Einführung eines Europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuches durch den Ausschluss von 
handelsrechtlichen Eingriffsnormen mehr 
Rechtssicherheit für Unternehmen im europäischen 
Handelsverkehr geschaffen werden würde. 

 
Professor Sixto Sánchez Lorenzo kommentierte das 
Fallbeispiel des Garrigues-Anwalts zu den 
Eingriffsnormen bei Verjährungsregeln im 
Kaufrecht. Die Lösung des Anwaltes, eine AGB zu 
kreieren, die alle Standards verschiedener 
Mitgliedstaaten erfüllt, wäre das Gegenteil von 
Sozialdumping. Denn der Anwalt würde die AGB 
nach dem Recht des Mitgliedstaats mit dem höchsten 
Schutzniveau gestalten. 

 
Mehr Schutzniveau bremst jedoch den 
innereuropäischen Handel. Das veranschaulicht das 
Beispiel von Mitgliedstaaten, die ein unangemessen 
hohes Schutzniveau im nationalen Recht verankern. 

Für den Fall von Anwalt Daniel Parejo Ballesteros 
verdeutlicht dies ein hypothetisches Beispiel: Würde 
der Mitgliedstaat M eine Verjährungsfrist – wenn er 
könnte – von 10 Jahren für bewegliche Kaufsachen 
festlegen, so müsste der Anwalt die 10-Jahresmarke in 
seine „must have“-AGB aufnehmen, um einheitliche 
AGB für den Binnenmarkt zu gestalten. Ein 
Unternehmen würden dieses Risiko nicht eingehen. 
Das Unternehmen würde sodann jeweils AGB für den 
Verkauf in Mitgliedstaat M und AGB für den Verkauf 
in anderen Mitgliedstaaten festlegen. Die jetzige 
Rechtslage bedeutet daher höhere 
Rechtsberatungskosten für Unternehmen als bei 
einheitlicher Rechtslage im Binnenmarkt. Denn das 
Unternehmen muss sich juristische Berater suchen, die 
sich Überblick über die auf dem Binnenmarkt 
geltenden Normen verschaffen können. Dieser Rat ist 
typischerweise teuer. 

 
Professor Jochen Dohrmann fragte aus dem Publikum, 
was die Anwälte von einer Klausel bezüglich des 
guten Glaubens, die im spanischen Recht nicht 
existiert, halten. Die Anwälte waren sich einig, dass 
damit weniger Rechtssicherheit verbunden wäre. 

 
AGB im Entwurf zum Europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuch der Association Henri 
Capitant 

 
Anschließend begann Professor Albiez Dohrmann die 
Kommentierung der AGB-Regeln des Entwurfes zum 
Europäischen Wirtschaftsgesetzbuch der Association 
Henri Capitant als Kernstück der Konferenz. 

 
Im Teil „Geschäftliche Beziehungen zwischen 
Unternehmern“ im Buch „Marktrecht“ regele der 
Entwurf das AGB-Recht. Der Text geht von der 
historischen Lex mercatoria aus. Diese bezeichnete 
das gemeinsame Recht der italienischen Städte, die 
vermeiden wollten, dass in den Städten 
unterschiedliche Rechtsnormen galten, die den Handel 
gehemmt hätten. Es handelte sich um soft law, das 
einheitliche Regeln vorsah. Professor Albiez 
Dohrmann erzählte, dass er am Tag des Votums der 
Bürger Großbritanniens über das Ausscheiden 
Großbritanniens aus der Europäischen Union an einer 
Konferenz in Münster teilgenommen hatte. Die 
Stimmung an jenem Tag sei auf Grund des politischen 
Erdbebens gedrückt gewesen. In diesem Moment habe 
man sich gefragt, warum die Europäische Union nach 
65 Jahren Binnenmarkt immer noch ohne einheitliche 
Regeln zum Wirtschaftsrecht dastünde. Es brauche 
nicht ein Gesetzbuch für einen Teilbereich, sondern 
ein umfassendes Wirtschaftsgesetzbuch inklusive 
Regeln zu unlauteren Geschäftspraktiken. 
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Con salida del Reino Unido de la UE, ha surgido un 
nuevo movimiento, auspiciado por la Asociación 
Henri Capitant, que, a diferencia de los movimientos 
anteriores, propone ahora un Código Empresarial 
Europeo, llamado también Código Económico 
Europeo o Código Europeo de los Negocios, es decir, 
un código cuyo objetivo prioritario es la codificación, 
nunca mejor dicho, de reglas uniformes de 
determinadas relaciones comerciales en el mercado 
interior. 

 
Im Unterschied zu Wirtschaftsrechtinitiativen wie 
dem Draft Common Frame of Reference schlage die 
Association Henri Capitant ein 
Wirtschaftsgesetzbuch vor, in Spanisch Código 
Empresarial Europeo. Dieses könnte man ebenso mit 
Código Económico Europeo oder Código Europeo de 
los Negocios übersetzen. Hauptziel ist die 
Kodifizierung von einheitlichen Regeln für B2B- 
Beziehungen. 

 
Prof. Albiez Dohrmann hatte einen Teil des 
Entwurfstext des Europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuches zum Thema Marktrecht 
gelesen. Der Professor aus Granada berichtete, dass er 
in Zusammenarbeit mit Professor Sixto Sánchez 
Lorenzo einige die AGB betreffenden Teile des 
Entwurfes des Wirtschaftsgesetzbuch aus dem 
Französischen ins Spanische übersetzt habe. Er rückte 
einige Grundentscheidungen des Entwurfes zum 
Wirtschaftsgesetzbuches in den Fokus. 

 
Er lobte, dass das dem Entwurfstext zugrunde 
liegende AGB-Regelungsmodell ein Modell eigener 
Art sei, so wie auch OHADAC. Das im EuWGB- 
Entwurf formulierte  Modell gleiche seiner 
Auffassung nach eher dem deutschen AGB-Recht- 
Modell als dem französischen Modell. Er kritisierte, 
dass es möglicherweise keine Transparenzklausel 
gem. Art. 124 des EuWGB-Entwurfes geben könnte. 
In Bezug auf den Anwendungsbereich warf der 
Professor die Frage auf, ob starre Regeln wie die 
Zahl der Beschäftigten oder Jahresumsatzzahlen für 
die Definition des Unternehmers herangezogen 
werden könnten. Er halte fixe Zahlen für nicht 
praktikabel. 

 
Für eine künftige spanische Übersetzung des Teiles 
„Geschäftliche Beziehungen zwischen 
Unternehmern“ schlug er als Übersetzung des Wortes 
„Unternehmer“ das Wort „Empresarios“ statt des 
Wortes „Professionales“ vor. Er bemerkte, dass bei der 
Übersetzung des französischen Entwurfstextes ins 
Spanische Hyperbeln beachtet werden müssten. So 
sei beispielweise der französische Tatbestand 
„rupture   brutale“   weniger   martialisch   als 
„injustificada“ zu übersetzen. 

Schließlich nahm er auf den Vortrag von Maria Pilar 
Viscasillas Bezug und äußerte die Erwartung, dass das 
EuWGB auch zur Frage der Kollision von AGB eine 
Regelung treffen solle. 

 
Professor Sixto Sánchez Lorenzo merkte an, dass eine 
gemeinsame Arbeitssprache für die Arbeit am 
EuWGB essentiell zu sein scheint. Es bedürfe einer 
lingua franca. Latein? Nein. Englisch käme 
beispielweise in Betracht. Seines Wissens sei bei der 
Association Henri Capitant die Arbeitssprache beim 
Wirtschaftsgesetzbuch Französisch. Seiner Erfahrung 
nach sei es wichtig, dass bei einem Projekt nicht mehr 
als zwei Sprachen verwendet werden sollten, sonst 
leide die Qualität des Textes. 

 
Abschließend richtete Anne-Charlotte Gros den Blick 
auf die Wachstumschancen von Unternehmen. Die 
Europäische Union biete europäischen Unternehmen, 
die international für ihre Innovationstalente bekannt 
sind, mannigfaltige Möglichkeiten. Da es innerhalb 
der EU jedoch 27 verschiedene Rechtsordnungen 
gebe, werde ihr innereuropäisches Wachstum 
ausgebremst. Die Direktorin der 
Kontinentalrechtsstiftung blickte auf den US- 
amerikanischen Markt. Dieser biete auf Grund des 
Uniform Commercial Code bessere Finanzierungs- 
und Niederlassungsmöglichkeiten für Unternehmen 
auf Grund eines festgelegten gemeinsamen 
Handelsrechts. Im Jahr 2021 gab es in den USA 291 
„Unicorns“, während es in der EU dagegen nur 72 gab. 
10 Jahre nach ihrer Gründung beschäftigten Start-ups 
in den USA im Durchschnitt doppelt so viele 
Mitarbeiter wie Start-ups in Europa. Die EU müsse 
Start-ups dringend ein gemeinsames Regelwerk und 
Instrumentarium in Form eines europäischen 
Wirtschaftsgesetzbuches an die Hand geben, welches 
auf die erste Entwicklungsphase abgestimmt sei. Die 
EU müsse die Verständlichkeit des europäischen 
Wirtschaftsrechts und seine Attraktivität für 
Investoren verbessern. 

 
Anne-Charlotte Gros entschuldigte die Direktoren der 
Association Henri Capitant, Philippe Dupichot, 
Professor der Universität Paris Panthéon-Sorbonne 
und Matthias Lehmann, Professor der Universität 
Wien, die an der Konferenz leider nicht hatten 
teilnehmen können. Der Autor regte eine konsekutive 
Konferenz zum Wirtschaftsgesetzbuch in Madrid an. 
Vor dem Hintergrund der spanischen 
Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2023 ergibt 
sich eine hervorragende Möglichkeit für einen 
Austausch mit den geistigen Schöpfern des 
Europäischen Wirtschaftsgesetzbuches der 
Association Henri Capitant. 

 
Die Konferenz schloss mit einem divers besetzten 
Panel. Neben der spanischen Professorin Natalia 
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Mato Pacín der Universität Carlos III Madrid, dem 
deutschen Juristen Martin Burkert und Pilar 
Viscasillas erhielt der italienische Rechtsanwalt 
Antonio Biasi das Wort. Er sei Rechtsanwalt für 
Energie- und Vertragsrecht in Rom, komme aber aus 
der Region Neapel. Kleine mittelständische 
Unternehmen in dieser Region verstünden nicht, dass 
sie im europäischen Binnenmarkt eine Rolle in Europa 
spielen könnten. Er begrüße daher das Projekt des 
Europäischen Wirtschaftsgesetzbuches der 
Association Henri Capitant. Das Projekt könne dem 
Rechtsanwender das Recht einfacher zugänglich 
machen. Durch einheitliche Regeln würden 
Rechtsinformations- und Transaktionskosten 
wegfallen. Im Laufe der Konferenz seien unregulierte 
Bereiche wie Kryptowährungen genannt worden. Als 
Ausblick merkte Rechtsanwalt Biasi an, dass nicht 
regulierte Bereiche direkt in das neue EuWGB 
aufgenommen werden könnten. 

 

 

* LL.M., Maître en Droit, 
Rechtsreferendar (Rettenmaier Frankfurt), 
niklas.uder@rettenmaier-frankfurt.de 

 

mailto:niklas.uder@rettenmaier-frankfurt.de
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Notizen aus der Vereinigung / Noticias de la Asociación 
 
 
 

Queridos amigos, 
 

El pasado 23 de noviembre tuvo lugar un webinar 
sobre traducciones jurídicas en el tráfico jurídico 
hispano alemán. La ponencia fue impartida por Elena 
Sostres y Verena Laurai, ambas traductoras juradas, 
a las que agradecemos enormemente su colaboración. 
El webinar despertó gran interés entre nuestros socios, 
con más de 80 asistentes. Estamos gratamente 
sorprendidos por la fantástica acogida que tiene el 
formato de los webinars. Está previsto organizar otro 
webinar en breve. Más adelante os informaremos de 
fecha y temática. 

 
Está todo listo para el Congreso Anual, que tendrá 
lugar en Valencia del 8 al 10 junio de 2023. Quiero 
dar las gracias especialmente a nuestra amiga Eliseba 
Pacella del Despacho Lozano Schindhelm, sin cuya 
ayuda no hubiese sido posible organizar el congreso. 

 
 

Están previstas ponencias sobre ESG, reutilización de 
información en procesos judiciales, derecho sucesorio 
europeo, reestructuración de empresas, inteligencia 
artificial, digitalización en el ámbito societario y 
gobierno de empresas familiares. Como podéis ver en 
el programa que ya está online en este enlace, todas las 
ponencias serán impartidas por ponentes de máximo 
nivel. 

 
El programa, que se ha elaborado con muchísima 
ilusión, incluye una visita guiada al puerto de Valencia 
y diversos eventos gastronómicos que finalizarán, 
como no podía ser de otro modo, con una paella 
valenciana en la Albufera. La cena de gala tendrá lugar 
en uno de los clubes de moda de la noche Valenciana. 

 
Como novedad, habrá una App a disposición de los 
congresistas para mantenerse en contacto e informados 
de cualquier novedad. Si la prueba sale bien, 
esperamos implementarlo en futuros congresos. 

 
 
 

En resumen, creemos que el de Valencia va a ser uno 
de los mejores congresos hasta la fecha. Espero que 
muchos de nosotros tengamos la oportunidad de 
grandes momentos juntos. 

 

Liebe Freunde, 
 

am 23. November haben wir ein Webinar über 
Juristische Übersetzungen im Deutsch-Spanischen 
Rechtsverkehr veranstaltet. Wir bedanken uns 
herzlich bei den Refereninnen, Elena Sostres und 
Verena Laurai, beide vereidigte juristische 
Übersetzerinnen, für ihre Mitarbeit. Das Webinar, an 
dem über 80 Personen teilgenommen haben, hat großes 
Interesse bei unseren Mitgliedern geweckt und wir 
sind sehr erfreut über die positive Resonanz des 
Formates Webinar. In Kürze ist ein weiteres Webinar 
geplant, über das wir zeitnah informieren werden. 

 
Für unseren Jahreskongress vom 8. – 10. Juni in 
Valencia ist schon alles vorbereitet. Mein besonderer 
Dank gilt der engagierten Eliseba Pacella aus der 
Kanzlei Lozano Schindhelm, ohne deren Hilfe die 
Organisation des Kongresses nicht möglich gewesen 
wäre. 

 
Es erwarten Euch Vorträge zu den Themen ESG, 
Wiederverwendung von Informationen in parallelen 
Gerichtsverfahren, Europäisches Familien- und 
Erbschaftsrecht, Künstliche Intelligenz sowie 
Strategie, Management und Nachfolge in 
Familienunternehmen. Alle Vorträge werden von 
hochkarätigen Referenten präsentiert, wie ihr im 
Programm über diesen link nachlesen könnt. 

 
Das Programm, das wir mit viel Freude 
zusammengestellt haben, beginnt mit einer 
Besichtigung des Hafens, umfasst ein vielseitiges 
gastronomisches Angebot und endet, wie könnte es 
auch anders sein, mit einer typischen valencianischen 
Paella in der Albufera. Das Galadiner wird in einem 
angesagten Nachtclub stattfinden. 

 
Als Neuheit präsentieren wir eine App, über die die 
Kongressisten miteinander in Kontakt stehen und über 
die neusten Informationen und Änderungen informiert 
werden. Wenn wir mit dem Pilotprojet zufrieden sind, 
wird sie auf zukünftigen Kongressen implementiert. 
 
Wir sind der Meinung, dass der Kongress in Valencia 
einer der besten werden wird. Ich hoffe, dass viele von 
uns die Möglichkeit haben, gemeinsam großartige 
Momente zu teilen. 
 

https://www.dsjv-ahaj.com/wp-content/uploads/2023/04/Valencia-2023-Programm_230414.pdf
https://www.dsjv-ahaj.com/wp-content/uploads/2023/04/Valencia-2023-Programm_230414.pdf
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Os recuerdo que durante el congreso de Valencia se 
tendrá que decidir la ciudad española en la que tendrá 
lugar el Congreso de 2025. Es conveniente que las 
candidaturas se remitan a la Secretaría de la Asociación 
con anterioridad al congreso y que, a ser posible, 
laspropuestas vengan acompañadas de una breve 
presentación que pueda mostrarse durante la asamblea. 

 
La próxima jornada de otoño tendrá lugar en Múnich, 
el sábado, día 18 de noviembre 2023 y tratará sobre 
diversas ámbitos de derecho inmobiliario español. 
 
Esperando veros en Valencia, 

Recibid un cordial saludo 

Víctor Fabregat 

Bitte denkt daran, dass wir in Valencia entscheiden 
müssen, in welcher spanischen Stadt unser 
Jahreskongress 2025 stattfinden wird. Die Vorschläge 
sollten vor dem Kongress im Sekretariat der Vereinigung 
eingereicht werden, wenn möglich, mit einer kurzen 
Präsentation, die auf der Jahreshauptversammlung 
gezeigt wird. 

 
Die nächste Herbsttagung findet am 18. November 2023 
in München statt und wird sich mit verschiedenen 
Bereichen des spanischen Immobilienrechts befassen. 

 
Ich freue mich darauf, Euch in Valencia zu begrüßen.  

Herzliche Grüße 

Víctor Fabregat 
 

*Vicepresidente AHAJ 
Abogado, Barcelona 
Fabregat Perulles Sales Abogados 
v.fabregat@fabregat-perulles-sales.com 

mailto:v.fabregat@fabregat-perulles-sales.com
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Mittwoch / Miércoles 07.06.2023 

 
20:30 h Informelles Abendessen 

Mercado de Colon - Habitual, Calle Jorge Juan 19, 
46004 Valencia 
(Anmeldung und Menüauswahl erforderlich 
58 € - nicht im Kongressbeitrag enthalten) 

Cena informal 
Mercado de Colon - Habitual,, Calle Jorge Juan 19, 
46004 Valencia 
(con reserva previa y selección de menú 
58 € - no incluida en la cuota del congreso) 

Donnerstag / Jueves 08.06.2023 
 

9:00- 10:00 h Registrierung in der Lobby, Hotel Westin Acreditación en la entrada, Hotel Westin 

10:00 h Abfahrt mit dem Bus zum Hafen Salida bus en el Hotel Westin al puerto 

10:30 h Feierliche Kongresseröffnung in der Autoridad Portuaria 
de Valencia (Valenciaport) durch den Präsidenten der 
DSJV Lutz Carlos Moratinos Meissner 

Inauguración solemne del Congreso en el puerto de 
Valencia (Valenciaport) por el presidente de la AHAJ 
Lutz Carlos Moratinos Meissner 

11:00 – 13:00 h Vortrag über Valencias Hafen – Hafenrundfahrt 
(ca. 2 Stunden) 
Anmeldung erforderlich 

Presentación sobre el puerto de Valencia - visita guiada 
del puerto - (ca. 2 horas) 
Con inscripción previa 

13:00 h Abfahrt mit dem Bus zum Restaurant Les Arts 
Contrapunto 

Salida bus al Restaurante Les Arts Contrapunto 

13:30 h Willkommenscocktail im Restaurant Les Arts 
Contrapunto, Palau de les Arts Reina Sofia, Av. del 
Professor López Piñero, 1, 46013 València 

Coctel de bienvenida en el Restaurant Les Arts 
Contrapunto, Palau de les Arts Reina Sofia, Av. del 
Professor López Piñero, 1, 46013 València 

 Individuelle Rückkehr zum Hotel (Fußweg ca. 20 
Minuten) 

Vuelta individual al hotel del congreso (caminando 20 
minutos) 

16:00 – 16:30 h Registrierung in der Lobby, Hotel Westin Acreditación en la entrada, Hotel Westin 

16:30– 18:00 h Arbeitsgruppe I 
Abschluss von Verträgen unter Verwendung künst- 
licher Intelligenz (Algorithmische Vertragsgestaltung) 

 
Referentin: 
Teresa Rodríguez de las Heras Ballell 
Professorin für Wirschaftsrecht, Lehrstuhl Privatrecht 
der Universität Carlos III de Madrid 

 
 

Moderation: Víctor Fabregat Rubiol 

Grupo de trabajo I 
Uso de inteligencia artificial en la contratación 
(contratación algorítmica) 

 
Ponente: 
Dña. Teresa Rodríguez de las Heras Ballell 
Profesora Titular de Derecho Mercantil, Departamento 
de Derecho Privado de la Universidad Carlos III de 
Madrid 

 
Moderación: Víctor Fabregat Rubiol 

https://mercadocolon.es/
https://www.habitual.es/
https://mercadocolon.es/
https://www.habitual.es/
https://www.valenciaport.com/
https://www.valenciaport.com/
https://www.restaurantecontrapuntolesarts.com/
https://www.restaurantecontrapuntolesarts.com/
https://www.restaurantecontrapuntolesarts.com/
https://www.restaurantecontrapuntolesarts.com/
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18:15 – 20:15 h Aus der Wissenschaft für die Praxis 
Die Wiederverwendung von Informationen in 
parallelen Gerichtsverfahren 

 
Referent: 
Prof. Dr. Gabriel Domenech Pascual 
Lehrstuhl für Verwaltungs- und Prozessrecht an der 
Universität Valencia 

 
Europäisches Familienvermögensrecht: Beziehungen 
zwischen EU-Richtlinien in Familien- und 
Erbschaftsangelegenheiten 

Referent: 
Prof. Dr. Guillermo Palao Moreno 
Lehrstuhl für Internationales Privatrecht an der 
Universität Valencia 

Moderation: Dr. Markus Artz 

Apuntes doctrinales 
La reutilización de información en procedimientos 
judiciales paralelos 

 
Ponente: 
Prof. Dr. Gabriel Domenech Pascual 
Facultad de Derecho, Departamento de Derecho 
Administrativo y Procesal de la Universidad de Valencia 

 
Régimen europeo del patrimonio familiar: relaciones 
entre los Reglamentos EU en materia familiar y 
sucesoria 

Ponente: 
Prof. Dr. Guillermo Palao Moreno 
Facultad de Derecho, Departamento de Derecho 
Internacional Privado de la Universidad de Valencia 

Moderación: Dr. Markus Artz 

20:30 – 21:00 h Treffen der Jungen Juristen 
Bar-Terraza La Peluda 

Encuentro de Jóvenes Juristas 
Bar-Terraza La Peluda 

21:00 h Informelles Abendessen 
Atic Palau Alameda 
(Anmeldung erforderlich – 
53 € - nicht im Kongressbeitrag enthalten) 

Cena informal 
Atic Palau Alameda 
(Con reserva previa– 
53 € - no incluida en la cuota del Congreso) 

Freitag / Viernes 09.06.2023 
Ganztägige Teeauswahl, Kaffee, Softdrinks, O-Saft, Wasser / Selección de té y café, refrescos, zumo de naranja, agua toda la jornada 

9:30 – 12:00 h 
 
 
 
Ca 10:45 h 
15-minütige 
Kaffeepause / 
15 minutos 
Coffee break 

Arbeitsgruppe II 
Insolvenzrecht: 
„Der vorsinsolvenzliche Sanierungsrahmen in Spanien 
und Deutschland – Die Umsetzung der Richtlinie EU 
2019/1023“ 

 
Referenten: 
Dr. Uwe Goetker 
Anwalt, McDermott Will & Emery, Düsseldorf 

Grupo de Trabajo II 
Derecho concursal: 
"El marco de reestructuración preventiva en España y 
Alemania: la transposición de la Directiva de la UE 
2019/1023" 

 
Ponentes: 
Dr. Uwe Goetker 
Abogado, McDermott Will & Emery, Düsseldorf 

 Rubén García-Quismondo 
Wirtschaftswissenschaftler, Quabbala Abogados & 
Economistas, Madrid 

Rubén García-Quismondo 
Economista, Quabbala Abogados & Economistas, 
Madrid 

 Moderation: Ignacio Ordejón Moderación: Ignacio Ordejón 
12:00 – 12:15 h Kaffeepause Coffee break 
12:15 – 14:15 h Arbeitsgruppe III 

ESG (“Environmental, Social and Governance”) in 
Deutschland und Spanien 

Grupo de trabajo III 
ESG (“Environmental, Social and Governance”) en 
Alemania y España 

 Referenten: 
José Miguel Tudela Olivares 
Director de Sostenibilidad y Acción Climática, 
Enagás, Madrid 

Ponentes: 
José Miguel Tudela Olivares 
Director de Sostenibilidad y Acción Climática, 
Enagás, Madrid 

 Sophia Trotno 
ESG Referentin, Arnecke Sibeth Dabelstein, Frankfurt 
am Main 

Sophia Trotno 
ESG Ponente, Arnecke Sibeth Dabelstein, Frankfurt am 
Main 

 Moderation: Lutz Carlos Moratinos Meissner Moderación: Lutz Carlos Moratinos Meissner 

https://kioskolapeluda.com/
https://kioskolapeluda.com/
https://palaualameda.com/
https://palaualameda.com/
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14:15 – 15:30 h Networking Lunch 
(im Kongressbeitrag inbegriffen) 

Networking Lunch 
(Incluido en la cuota del Congreso) 

16:00 – 17:30 h Aus der Praxis für die Praxis 
Digitalisierungsrichtlinie: Online-Gründung einer 
GmbH – Deutschland und Spanien 

 
Referenten: 
Dr. Wolfgang Ott 
Notar, München 

 
Gerardo Conesa 
Notar, Barcelona 

 
Moderation: Dr. Kathrin Monen 

De la práctica para la práctica 
Normativa de digitalización: Constitución online de 
una Sociedad Limitada - Alemania y España 

 
Ponentes: 
Dr. Wolfgang Ott 
Notario, München 

 
Gerardo Conesa 
Notario, Barcelona 

 
Moderación: Dr. Kathrin Monen 

17:30 – 19:00 h Off-Law 
Strategie, Management und Nachfolge in 
Familienunternehmen 

 
Referent: 
Dr. Alfonso Chiner Furquet 
Professor für Familienunternehmen, Dozent am 
Fachbereich Strategisches Management am IESE, 
geschäftsführender Gesellschafter von FIBAC, Barcelona 

 
Moderation: Alex Llevat Felius 

Off-Law 
Estrategia, gobierno y sucesión en las empresas 
familiares 

 
Ponente: 
Dr. Alfonso Chiner Furquet 
Profesor de Empresa Familiar; Lecturer del 
Departamento de Dirección Estratégica del IESE y Socio 
Director de FIBAC, Barcelona 

 
Moderación: Alex Llevat Felius 

20:45 h Abfahrt Bus zum Galadiner am Hotel Westin Salida bus en el Hotel Westin a la cena de gala 

21:00 h Galadiner 
Marina Beach – Sky 
(festliche Kleidung) 
Anschließend: Marina Beach Club 

 
(Individuelle Rückkehr zum Hotel) 

Cena de gala 
Marina Beach – Sky 
(Ropa de gala) 
A continuación: Marina Beach Club 

 
(Vuelta individual al hotel) 

https://marinarestaurante.com/sky/
https://marinarestaurante.com/sky/
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Samstag / Sábado 10.06.2023 

 
11:00 h 

 
Mitgliederversammlung 

 
Asamblea General de socios 

 Tagesordnung: 
 

1. Eröffnung und Begrüßung 
2. Geschäftsbericht des Präsidenten 
3. Geschäftsbericht des Schatzmeisters 
4. Prüfungsbericht des Kassenprüfers 
5. Mitgliedsbeiträge 
6. Aussprache 
7. Entlastung des Vorstandes 
8. Kongresse 2024 und 2025 
9. Verschiedenes 

Orden del día: 
 

1. Apertura y saludos 
2. Informe del Presidente 
3. Informe del Tesorero 
4. Informe del Auditor 
5. Cuotas de socios 
6. Debate 
7. Aprobación de la gestión de la Junta 
8. Congresos 2024 y 2025 
9. Varios 

13:00 h 
 
 
 
 
 
Ca. 18:00 h 

Exkursion 
 

Abfahrt mit dem Bus am Hotel Westin 
zur Arrocería El Rek, Paella-Essen, 
anschließend Bootstour im Naturpark Albufera 

Rückfahrt mit dem Bus zum Hotel Westin 

(nicht im Kongressbeitrag inbegriffen, 70 €) 

Excursión 
 

Salida bus en el Hotel Westin a la Arrocería El Rek 
Comida de paella tradicional, a continuación, paseo en 
barco por el parque natural de la Albufera 

 
Regreso en bus al Hotel Westin 

 
(no incluida en la cuota del Congreso, 70 €) 

 
 
 
 
 
 

Kongressbeiträge / Cuotas del congreso: 
 
 

Mitglieder / Miembros 490 € 
Junge Juristen / Jóvenes Juristas 130 € 
Begleitpersonen / Acompañantes 190 € 
Nicht-Mitglieder / No-Socios 700 € 
Unter 18 Jahre / Menores de 18 años 80 € 
Exkursion/ Excursión 70 € 
Nur Galadiner/ Solo Cena de Gala 150 € 
Galadiner + Exkursion/ Cena de Gala + Excursión 250 € 

 
 

10% Preisnachlass auf den Kongressbeitrag (außer informelle Abendessen und Exkursion) für Anmeldungen bis zum 08.05.2023. 
Aplicamos un 10% de descuento en la cuota del congreso (excepto cenas informales y excursión) para las inscripciones hasta 
el día 08/05/2023. 

 
 

NEUHEIT / NOVEDAD (im Kongressbeitrag inbegriffen / incluida en la cuota del congreso) 
Während des Kongresses sind wir über die SupereventApp miteinander verbunden und immer auf dem neusten Stand. 
Durante los días del congreso estaremos comunicados por medio de la SupereventApp para estar siempre al día. 

 
 
 

Informelle Abendessen/ Cenas informales (nur nach vorheriger Anmeldung – solo con reserva previa): 
Cena 1: 07.06.2023, 20:30 h: Habitual Mercado de Colón-sotano, Jorge Juan, 19, Menü/ Menú 58 € 
Cena 2: 08.06.2023, 21:30 h: Átic Palau Alameda, Carrer de Muñoz Seca, 2, Menü / Menú 53 € 
Kongresshotel: 

https://www.arroceriaelrek.com/
https://www.arroceriaelrek.com/
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The Westin Valencia***** 
Amadeo de Saboya, 16 
46010 Valencia 
Das Hotel liegt 13 km vom Aeropuerto Internacional Valencia, 1,5 km de la Estación del Norte y 2,5 km de la Estación Sorolla 
entfernt. / El hotel está ubicado a 13 km del aeropuerto internacional de Valencia, a 1,5 km de la estación del Norte y a 2,5 
km de la estación Sorolla. 

 
Reservierungen ausschließlich über diesen link: / Enlace para la reservas cómoda y directa: 

 
Book your group rate for Asoc. Hispano Alemana de Juristas 2023 

 

Preisgestaltung / Precios especiales 
 

EZ mit Frühstück /habitación DUI con desayuno 
DZ mit Frühstück /habitación TWIN con desayuno 

185,- € + IVA (10%) 
205,- € + IVA (10%) 

 
 
 
 
 

Weitere Hoteloptionen in fußläufiger Nähe. / Hoteles opcionales cerca del hotel del congreso. 

Hotel Dimar**** 

Gran Vía Marqués del Turia, 80, 46005 Valencia, Email a: reservas@hoteldimar.es, localizador: HDI066143 
Condiciones especiales hasta el 07/05 
Habitación doble 150 €, Habitación individual 130 € 
Precios por habitación y noche en régimen de alojamiento y desayuno IVA incluido 

 
Eurostars Actéon**** 
C/ Escultor Vicente Beltrán Grimal, 2, 46023 Valencia 
Sin tarifa especial 

 
Hotel Silken Puerta Valencia**** 
Av. Cardenal Benlloch 28, 46021 Valencia, Email a: subdireccion.puertavalencia@hoteles-silken.com 
Sin tarifa especial 

 
 

Anreise / Llegada: 
Aeropuerto International de Valencia Estación 
Sorolla : AVE und Euromed Estación del 
Norte: Talgo 

 
 
 

Anmeldungen direkt über unsere Homepage bis 26.05.2023. 
Inscripciones directamente a través de nuestra  web hasta el 26.05.2023. 

 
www.dsjv-ahaj.com 

Deutsch-Spanische Juristenvereinigung e.V. – Asociación Hispano-Alemana de Juristas 
San Elías 29 – 35 5º B, 08006 Barcelona, T +34 93 209 78 82, info@dsjv-ahaj.org 

https://www.marriott.com/en-us/hotels/vlcwi-the-westin-valencia/overview/?scid=f2ae0541-1279-4f24-b197-a979c79310b0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fwww.marriott.com%2Fevents%2Fstart.mi%3Fid%3D1671545748046%26key%3DGRP&data=05%7C01%7Ce.pacella%40schindhelm.com%7C80ccbf1166e3497d891f08dafd27a861%7C4bbdbebdaa4c4a038a3f8583740fdc39%7C0%7C0%7C638100644065795851%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=l9TnYb0jgz8AikgS2a1DIWSPbP6HGQeXsi3bpmSPFO0%3D&reserved=0
https://www.hoteldimar.es/es/
mailto:reservas@hoteldimar.es
https://www.eurostarshotels.com/eurostars-acteon.html?td=l00ga00&referer_code=GMB&utm_source=google&utm_medium=gmb&utm_campaign=googlemb
https://www.hoteles-silken.com/es/hotel-puerta-valencia/
mailto:subdireccion.puertavalencia@hoteles-silken.com
https://www.dsjv-ahaj.com/de/anmeldung/
https://www.dsjv-ahaj.com/inscripcion/
http://www.dsjv-ahaj.com/
mailto:info@dsjv-ahaj.org
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Mercado de trabajo 

Praktikantenstellen / Pasantías 

 
Dr. Artz, López & Col., Kanzlei für Erbrecht, 
Familienrecht und Immobilien 
Haben Sie Lust mit einem engagierten Team und in einem 
gutem Arbeitsklima in den Schwerpunkten (internationalen) 
Erbrecht, Familienrecht und Immobilienrecht die Theorie in 
die Tat umzusetzen und wichtige praxisbezogene Erfahrungen 
zu sammeln? In unserer Kanzlei suchen wir stets motivierte 
Praktikanten und Referendare. Zwar sind Spanisch- u./o. 
Englischkenntnisse von Vorteil, nicht jedoch eine zwingende 
Vorraussetzung. Falls wir ihr Interesse wecken konnten, 
schicken Sie bitte ihre Bewerbung an mail@artzlopez.com, 
www.fb.com/artzlopez. 

¿Le apetece trabajar con un equipo comprometido dentro de 
un buen ambiente de trabajo en los ámbitos del derecho de 
sucesiones (internacional), el derecho de familia y el derecho 
inmobiliario, poniendo en práctica la teoría y aumentando el 
conocimiento con importantes experiencias? Buscamos 
pasantes y becarios motivados para nuestro bufete. 
Conocimientos en el alemán son imprescindibles. Si hemos 
podido despertar su interés, envíe su solicitud a 
mail@artzlopez.com, www.fb.com/artzlopez. 

 
AD & M Abogados y Consultores 
Unsere international ausgerichtete Rechtsanwaltskanzlei mit 
dem Schwerpunkt auf deutsch-spanischen Rechtsbeziehungen 
befindet sich im Zentrum von Barcelona. Unsere 
Tätigkeitsschwerpunkte sind Gesellschafts-, Handels-, Erb-, 
Familien- und allgemeines Zivilrecht. Wir bieten deutschen 
Rechtsreferendaren oder Jurastudenten mit 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit, Ihre Wahlstation oder 
ein Praktikum in unserer Kanzlei zu absolvieren.Bitte richten 
Sie Ihre Bewerbungsunterlagen postalisch an ADM Abogados 
y Consultores, Calle Balmes 163, Pral., 2a, 08008 Barcelona, 
Spanien z.H. von RA Robert Engels oder per e-mail an 
info@admabogados.net. 

 

Augusta Abogados 
Wir bieten deutschen Rechtsreferendaren und - studierenden 
die Möglichkeit, ein mehrmonatiges Praktikum in unserer 
Kanzlei in Barcelona zu absolvieren, sei es als Wahl- oder 
Auslandsstation.Wir suchen Jurastudenten (mindestens 4 
Semester) und Rechtsreferendare, die offen, zuverlässig und 
an der internationalen Praxis interessiert sind. Die Dauer des 
Praktikums beträgt i.d.R. drei bis sechs Monate und wir 
versuchen, uns den beruflichen bzw. akademischen 
Interessen der Kandidaten anzupassen. Gute Spanisch- und 
Englischkenntnisse, mündlich und schriftlich, sind erwünscht. 
Bitte senden Sie uns ein Anschreiben mit Lebenslauf, 
Zeugnisse und Verfügbarkeit per E-Mail an: 
Augusta Abogados, z.H.v. Frau Alba Ródenas-Borràs, Ref: 
Praktikum Barcelona, Via Augusta, 252, 4ª planta, E-
08017 Barcelona,  Mail: info@augustaabogados.com  
www.augustaabogados.com 

 
 
 
 
 
 

Castellana Legal Abogados 
Wahlstation für Rechtsreferendare/Praktikanten 
Unsere Kanzlei bietet Referendaren/Praktikanten die Möglichkeit, 
in Madrid die Wahlstation bzw. ein Praktikum zu absolvieren. 
Kenntnisse der spanischen Sprache sind erforderlich. Bei Interesse 
Bewerbungen bitte per e-mail z.  
Hd. von Marcos Andreu Bleckmann an mableckmann@c-
legal.com unter Kennwort “Praktikum” zusenden. 
 
Dikeos Estudio Jurídico 
Wir sind eine international ausgerichtete Madrider 
Rechtsanwaltskanzlei mit Tätigkeitsschwerpunkten im Arbeits-, 
Gesellschafts-, Handels- und Zivilrecht, die sowohl forensisch als 
auch beratend tätig ist. 
Unsere Klienten sind hauptsächlich Wirtschaftsunternehmen, auch 
aus dem deutschsprachigen Ausland. Wir bieten 
Rechtsrefrendaren / -innen die Möglichkeit, Ihre Wahlstation in 
unserem Madrider Büro abzuleisten. Gute bis sehr gute 
Spanischkenntnisse sowie Interesse für internationale, insb. 
deutsch-spanische Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. Wir 
freuen uns auf Ihre Bewerbung.  
Paseo de la Habana, 5. Tel: 915903370, Fax 91 5638560; 
Ansprechpartner: Christian Alexander Paschkes 
(apaschkes@dikeos.com). 
 
Fabregat, Perulles, Sales, Abogados, Rechtsanwälte 
Wir bieten deutschen Referendaren mit guten Spanischkenntnissen 
die Möglichkeit, ihre Wahlpflicht- ausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen in unseren Kanzleien in Barcelona und 
Pollença (Mallorca) zu absolvieren. 
Plaza Emili Mira i López 2, E- 08022 Barcelona, 
Tel.+34 93 205 42 31, Fax. +34 93 418 955, 
mail: fps@fabregat-perulles-sales.com, 
www.fabregat-perulles-sales.com. 
 
Dr. Frühbeck Abogados 
Wir bieten Referendaren/innen und Praktikanten/innen mit guten 
Deutsch- und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges Praktikum in unseren 
Kanzleien in Barcelona, Palma de Mallorca, Marbella und Las 
Palmas G.C. zu absolvieren. Es wird ein Zeitraum von mindestens 
3 Monaten bevorzugt. Wir bearbeiten hauptsächlich Fälle im 
Bereich des Handels-, Unternehmungs- und 
Arbeitsrechts.Ofrecemos a pasantes con buenos conocimientos de 
alemán y español la posibilidad de realizar prácticas en nuestras 
oficinas de Barcelona, Palma de Mallorca, Marbella y Las Palmas 
G.C. Preferente un período no inferior a tres meses. 
Principalmente trabajamos los campos del derecho mercantil, 
societario y laboral. 
Barcelona: T: +34 93 254 10 70; barcelona@fruhbeck.com 
Canarias: T +34 928 432 676; canarias@fruhbeck.com 
Mallorca: T +34 971 719 228; mallorca@fruhbeck.com 
Marbella:T + 34) 952 765225; marbella@fruhbeck.com 

 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:mail@artzlopez.com
mailto:mail@artzlopez.com
mailto:info@admabogados.net
mailto:info@augustaabogados.com
http://www.augustaabogados.com/
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:mableckmann@c-legal.com
mailto:apaschkes@dikeos.com
mailto:fps@fabregat-perulles-sales.com
http://www.fabregat-perulles-sales.com./
mailto:barcelona@fruhbeck.com
mailto:canarias@fruhbeck.com
mailto:mallorca@fruhbeck.com
mailto:marbella@fruhbeck.com
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Gerboth & Partner 
Wir bieten Referendaren oder Studenten mit guten 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit ihre Wahl- oder sonstige 
Ausbildungsstation während eines Zeitraumes, der drei 
Monate nicht unterschreiten sollte, in unseren Büros in Palma 
de Mallorca oder Ibiza zu absolvieren. Desweiteren bieten wir 
spanischen Praktikanten mit guten Deutschkenntnissen die 
Möglichkeit zur Durchführung eines Rechtspraktikums in 
unseren Büros, ebenfalls für einen Zeitraum, der drei Monate 
nicht unterschreiten sollte. 
Ansprechpartner: Christian Gerboth, Palma de Mallorca  
Tel.: +34 971722494; E-mail: info@gerboth-partner.com 
 
Göhmann 
Als deutsch-spanische Kanzlei mit umfangreichen 
Tätigkeitsbereichen in beiden Rechtskreisen bieten wir 
interessierten deutschen Referendaren und spanischen 
Praktikanten die Möglichkeit, in einem unserer Büros in 
Bremen oder Barcelona eine oder mehrere Stationen bzw. ein 
mehrmonatiges Praktikum zu absolvieren. Sehr gute 
Sprachkenntnisse sind Voraussetzung. Bitte senden Sie Ihre 
Bewerbungsunterlagen an: 
Bewerbungen in Deutschland: Dr. Arne Koch, Wachtstr. 17-
24, D-28195 Bremen, Tel.: 0421/33953-0, e-mail: 
bremen@goehmann.de 
Für Informationen können Sie unsere Internetseite 
www.goehmann.de besuchen. 
 
Gómez Acebo & Pombo 
Referendaren mit Spanischkenntnissen bieten wir die 
Möglichkeit ihre Wahlstation während eines Zeitraumes von 
drei Monaten in unserer Kanzlei in Madrid zu absolvieren. 
Schriftliche Bewerbungen richten Sie bitte an: Frau Christina 
Sánchez Weickgenannt, E-mail: csanchezw@ga- p.com Tel.: 
+34 91 582 9218 
 
Anwaltskanzlei Dr. Sabine Hellwege 
bietet Rechtsreferendaren / Rechtsreferendarinnen mit 
Spanischkenntnissen die Möglichkeit die Wahlfachstation 
oder sonstige Ausbildungsstationen während eines 
Zeitraumes, der drei Monate nicht unterschreiten sollte, in der 
Kanzlei in Palma de Mallorca zu absolvieren. 
Ansprechpartnerin: Dr. Sabine Hellwege, Rechtsanwältin 
u. Abogada, Niedersachsenstr. 11, D-49074 Osnabrück , Tel.: 
49 541 20 22 555, Fax: + 49 541 20 22 559, 
Mobil:+ 49171 8385328, E-mail: Shellwege@t- online.de , 
Internet: www.hellwege.de oder Avda. Jaime III Nr. 17, 2, 27, 
E- 07012 Palma de Mallorca, Tel.: + 34 
971 9054 12, Fax: +34 971 9054 13 
 
Iurisconsultants Abogados-Rechtsanwälte 
Deutsch-spanische Rechtsanwaltskanzlei mit Sitz in 
Manacor/Mallorca und zivilrechtlicher Ausrichtung sucht 
Jurastudenten und Rechtsreferendare mit guten 
Spanischkenntnissen, denen wir im Rahmen eines 
Praktikums/Ausbildungsstation eine interessante Tätigkeit 
anbieten. 
Ansprechpartner: Rechtsanwalt-Abogado Mirko Jurisch, 
C/Amargura, 14, 1º-1ª, E-07500 Manacor, Tel. 971 845805, 
Fax 971 844872, email: jurisch@iurisconsultants.com, 
www.iurisconsultants.com 

 
 
 
 

Jakstadt – Abogados – Berlin 
Wir bieten in unserer Kanzlei in Berlin eine vollständige Rechts- 
und Steuerberatung für Unternehmen aus Spanien und 
Südamerika in Deutschland als auch für deutsche Mandanten mit 
Schwerpunkt in Spanien an. 
Referendare mit guten spanischen Kenntnissen sowie pasantes mit 
guten Deutschkenntnissen bieten wir die Möglichkeit der 
Ausbildung und Mitarbeit in unserer Kanzlei in Berlin an: 
Rechtsanwalt Thomas Jakstadt, Kanzlei Berlin, 
Tel.:+49 30 24 62 92 0; Mail: info@jakstadt.de;  
www.jakstadt.de,  
 
Dr. Kleeberg & Partner GmbH 
Praktikum (m/w/d) Spanish & LatAm Desk – Steuerberatung 
Aufgaben: 
• Bearbeitung breit gefächerter steuerlicher Aufgabenstellungen 

im Team mit Kolleg:innen verschiedener Fachbereiche sowie 
mandatsverantwortlichen Partner:innen bzw. Senior 
Manager:innen, insb. solcher unseres Spanish & LatAm Desk 
(https://kleeberg-esdesk.de/) 

• Unterstützung bei der steuerlichen Beratung von international 
operierenden Mandanten in einem Team aus 
Rechtsanwält:innen, Steuerberater:innen und 
Wirtschaftsprüfer:innen 

• Mitwirkung bei vielseitigen Mandaten und Projekten sowie bei 
Fachpublikationen mit Spanien- bzw. Lateinamerikabezug 

Profil: 
• Laufendes oder abgeschlossenes Studium in den Wirtschafts- 

oder Rechtswissenschaften in Spanien und/oder Deutschland 
• Kenntnisse im spanischen und/oder deutschen Steuerrecht, 

vorzugsweise auch im internationalen Kontext  
• Interesse an der Mitarbeit in unserem multidisziplinären 

Spanish & LatAm Desk für 3-6 Monate 
• Muttersprachliche oder in der Beratungspraxis anwendbare 

Kenntnisse in unseren Arbeitssprachen Deutsch, Spanisch und 
Englisch in Wort und Schrift 

• Motivation und Engagement sowie Freude an der Mitwirkung 
bei der Analyse von grenzüberscheitenden Sachverhalten und 
steuerlichen Fragestellungen sowie der Arbeit mit Sprachen 
und Zahlen im Team 

Unser Angebot: 
• Einblick in die internationale Beratungspraxis einer deutschen 

Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 
• Angenehmes Betriebsklima in einem engagierten 

multikulturellen Team 
• Umfassende Möglichkeiten zur beruflichen und 

fremdsprachlichen Aus- und Fortbildung 
• Abwechslungsreiche Aufgaben innerhalb eines 

multidisziplinären Arbeitsumfelds 
• Begleitung durch eine:n Pat:in, der in fachlichen sowie 

organisatorischen Fragen zur Seite steht 
• Verschiedene Einstiegsmöglichkeiten in unserem Team nach 

dem Praktikum 
• Sehr zentraler Standort in München (zwischen Königsplatz und 

Hauptbahnhof) 
Kleeberg ist eine deutschlandweit und international tätige 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in 
München. Wir betreuen mit mehr als 200 Kolleg:innen ein breites 
Spektrum großer und mittelständischer Unternehmen und 
Institutionen sowie anspruchsvollen Privatpersonen in den 
Bereichen Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung und 
betriebswirtschaftlicher Beratung sowie -zusammen mit der 
Kleeberg Rechtsanwaltsgesellschaft mbH - Rechtsberatung.  
 
 

mailto:info@gerboth-partner.com
mailto:bremen@goehmann-kh.de
http://www.goehmann-kh.de/
mailto:csanchezw@ga-p.com
mailto:csanchezw@ga-p.com
mailto:Shellwege@t-online.de
mailto:Shellwege@t-online.de
http://www.hellwege.de/
mailto:jurisch@iurisconsultants.com
http://www.jakstadt.de,/
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Bei grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen betreuen 
wir unsere Mandanten, sowohl inbound als auch outbound, in 
Zusammenarbeit mit bewährten internationalen Partnern 
anderer Länder sowie dem weltweiten Netzwerk Crowe 
Global. 
Im Geschäftsverkehr mit spanischsprachigen Ländern 
koordiniert das Spanish & LatAm Desk unserer Kanzlei die 
integrierte rechtliche, steuerliche und betriebswirtschaftliche 
Beratung sowie die Wirtschaftsprüfung in den Bereichen Tax, 
Audit, Advisory und Legal. 
Im Mittelpunkt unseres Handelns steht der Ansatz einer 
persönlichen Betreuung unserer Mandanten auf höchstem 
fachlichem Niveau. Aus diesem Grund legen wir besonderen 
Wert auf die Schaffung von Kompetenzen und die Vermittlung 
von Know-how sowie die persönliche Förderung unserer 
Mitarbeiter:innen. 
Haben wir Dein Interesse geweckt? 
Dann freuen wir uns auf Deine Nachricht unter 
bewerbung@crowe-kleeberg.de. Für Fragen steht Dir unsere 
HR-Managerin, Raphaela Weingart, unter +49(0)89-55983-
268 gerne zur Verfügung. 
 
Löber Steinmetz & Garcia Partnerschaft von 
Rechtsanwälten mbB 
In unserer Kanzlei in Frankfurt bieten wir Referendaren und 
Praktikanten mit guten Deutsch- und Spanischkenntnissen die 
Möglichkeit, eine oder mehrere Stationen bzw. ein 
mehrmonatiges Praktikum zu absolvieren. 
Tätigkeitsschwerpunkte sind IPR, Erbschafts- und 
Immobilienrecht. Wir legen Wert auf selbständiges Arbeiten 
und hohe Motivation und können Ihnen im Gegenzug eine 
abwechslungs- und lehrreiche Tätigkeit anbieten. Aufgrund 
der engen Zusammenarbeit mit unserer spanischen 
Kooperationskanzlei in Palma de Mallorca, Löber Steinmetz 
Garcia, Rechtsanwälte Y Abogados, S.L.P, besteht nach 
individueller Absprache auch die Möglichkeit, die Wahl- oder 
Anwaltstation oder einen Teil derselben in Palma zu 
absolvieren. Bitte richten Sie Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen an: Kanzlei Löber Steinmetz & Garcia, 
z.Hd. Herrn Dr. Alexander Steinmetz, Kaulbachstr. 1, D-
60594 Frankfurt, Tel. +49 69 962 211 13 Email: 
a.steinmetz@loeber- steinmetz.de. 
 
Lohmann & Dr. Ahlers Rechtsanwälte in P., Notare a.D., 
Fachanwalt Verkehrsrecht, Mediatorin. 
Wir bieten deutschen und spanischen Referendaren oder 
Praktikanten die Möglichkeit, im Rahmen einer Stage 
erweiterte Kenntnisse des deutschen Rechts und der deutschen 
Sprache zu erwerben. Der Zeitraum sollte dabei drei Monate 
nicht unterschreiten. Tägliche Anwesenheit ist erwünscht und 
sinnvoll. 
Ofrecen la posibilidad de realizar prácticas o pasantías a 
alemanes y españoles que deseen ampliar sus conocimientos 
en Derecho Alemán y la lengua alemana. El período de éstas 
no deberá ser superior a los tres meses Se recomienda la 
asistencia diaria a fin de obtener buenos resultados. 
Kontakt / Contacto: RA Wolfgang Lohmann, Pelzerstrasse 4, 
D - 28195 Bremen, Tel. +49 421 18571 Fax +49 421 12648, 
RA-Lohmann-Ahlers@gmx.de 
RA Janis Amort (rrhh@mmmm.es) Spanischen Praktikanten 
mit guten Deutschkenntnissen bieten wir ebenfalls die 
Möglichkeit der Absolvierung eines Rechtspraktikums für 
einen Zeitraum, der 3 Monate nicht unterschreiten sollte, in 
unseren Büros in Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca. 
Ansprechpartner: César García de Quevedo (rrhh@mmmm.es) 
 

Bufete Mañá-Krier, Abogados Asociados 
Unsere wirtschaftsrechtlich ausgerichtete Anwaltskanzlei mit einem 
Schwerpunkt im deutsch-spanischen Rechtsverkehr bietet 
Rechtsreferendaren mit Spanischkenntnissen die Möglichkeit, Ihre 
Wahlstation oder sonstige Auslandsstationen in unserer Kanzlei zu 
absolvieren. Unsere Tätigkeitsschwerpunkte sind Gesellschafts- 
und Handelsrecht, Steuerrecht sowie Immobilien-, Erb- und 
allgemeines Zivilrecht. Bei Interesse senden Sie bitte Ihre 
Bewerbung vorzugsweise per E-Mail an Frau Jessica Wehmeier, 
Rechtsanwältin u. Abogada, bmk@bmk.es, Tel.: +34 93 487 8030, 
Balmes 76, Pral. 1ª, 08007 Barcelona. 

 
MMB - Martínez, Marco & Beuthner, Rechtsanwälte & 
Abogados 
Als Rechtsanwaltssozietät mit Schwerpunkt im deutsch- spanischen 
Rechtsverkehr bieten wir deutschen Referendaren die Möglichkeit 
in unseren Büros in Murcia- Stadt und Puerto de Mazarron ihre 
Wahlstage zu absolvieren. Die Mindestdauer sollte vier Monate 
nicht unterschreiten. Sehr gute Sprachkenntnisse und eine hohe 
Motivation setzen wir voraus. Bitte richten Sie ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen an: 
MMB – Rechtsanwälte & Abogados, Herrn RA u. Abogado Dennis 
Beuthner, Avda. Tierno Galván 30, 2D, E-30860 Puerto de 
Mazarron, Tel.: +34 / 968 / 33 20 68, 
E-mail: beuthner@mmb.es, Internet: www.mmb.es 
 
Monereo Meyer Abogados 
Referendaren oder Studenten mit guten Spanischkenntnissen bieten 
wir die Möglichkeit ihre Wahlpflichtfachausbildung oder sonstige 
Ausbildungsstationen während eines Zeitraumes, der 3 Monate 
nicht unterschreiten sollte, in unseren Büros in Madrid, Barcelona 
oder Palma de Mallorca zu absolvieren. 
Ansprechpartner: RA Janis Amort (rrhh@mmmm.es) Spanischen 
Praktikanten mit guten Deutschkenntnissen bieten wir ebenfalls 
die Möglichkeit der Absolvierung eines Rechtspraktikums für 
einen Zeitraum, der 3 Monate nicht unterschreiten sollte, in 
unseren Büros in Madrid, Barcelona oder Palma de Mallorca. 
Ansprechpartner: César García de Quevedo (rrhh@mmmm.es) 
 
Xavier Pareja Advocats 
Die Kanzlei Xavier Pareja Advocats mit Haupsitz in Barcelona 
arbeitet vorrangig in den Bereichen des internationalen Wirtschafts-
, Handels- und Zivilrechts. Darüber hinaus begleiten wir 
internationale Insolvenzfälle und unterstützen ausländische 
Mandanten bei deren Geschäften in Spanien. Der Großteil unserer 
Mandanten kommt aus Deutschland. Daneben haben wir 
Beziehungen zu Mandanten aus Lateinamerika sowie englisch- und 
französischsprachigen Ländern. Unser Team ist engagiert, flexibel 
und international agierend. 
Wir bieten ReferendarInnen und PraktikantInnen an, ihre 
Ausbildungsstationen in unsere Kanzlei in Barcelona zu 
absolvieren. Die Mindestdauer beträgt hierbei drei Monate. Die 
BewerberInnen sollten vorzugsweise über eine sehr gute deutsche 
Ausdrucksweise sowie vertiefte Kenntnisse der spanischen Sprache 
verfügen. 
Bitte senden Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an unsere 
Rechtsanwältin Frau Esther Rojo an barcelona@xavierpareja.com. 
Weitere Kontaktdaten: Gran Via Corts Catalanes, 529, 1º 2ª, 08011 
Barcelona, Tel.: +34 93 452 16 14, www.xavierpareja.com 
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Pense Rechtsanwälte 
Wir bieten spanischen und deutschen Juristen mit guten 
Kenntnissen beider Sprachen die Möglichkeit, ein Praktikum 
oder einen Teil des Referendariats in unserer Kanzlei zu 
absolvieren. 
Das Wirtschaftsrecht, Zivil- und Immobilienrecht sowie 
Prozess- und Schiedssachen gehören zu den Kerngebieten 
unserer Tätigkeit. Wir sind auch für unsere internationale 
Rechtspraxis bekannt. Weitere Informationen entnehmen Sie 
bitte unseren Internetseiten www.pense.de. 
Bewerbungen richten Sie bitte an: Pense Rechtsanwälte, Herrn 
RA Dr. Till Pense, Wolfsgangstrasse 85, D - 60322 Frankfurt 
am Main, Tel + 49 (0) 69 - 55 05 65 
Telefax + 49(0) 69 - 59 69 861 E-mail: till.pense@pense.de. 
 
Dr. Reichmann Rechtsanwälte /Abogados 
Wir sind eine ausschließlich auf deutsch-spanisches 
Wirtschaftsrecht spezialisierte Kanzlei mit Büros in Frankfurt 
am Main und Palma de Mallorca: 
Wir bieten Studenten und Referendaren mit guten 
Spanischkenntnissen an, ein Praktikum bzw. ihre Wahlstation 
in einem unserer Büros zu absolvieren. Bitte richten Sie Ihre 
Bewerbung an: 
z. Hd. Dr Armin Reichmann, reichmann@dr- reichmann.com 
 
Ribas Brutschy Abogados 
Wir sind eine international ausgerichtete Rechtsanwaltskanzlei 
mit Schwerpunkt auf den deutsch- spanischen Rechtsverkehr. 
Unsere Tätigkeitsschwerpunkte sind Erb- und 
Immobilienrecht, Gesellschafts- und Handelsrecht, 
allgemeines Zivil- sowie Strafrecht. 
Wir bieten Referendaren/innen und Praktikanten/innen mit 
guten Deutsch- und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, ihre 
Wahlstation bzw. ein mehrmonatiges Praktikum am Hauptsitz 
unserer Kanzlei in Karlsruhe zu absolvieren. Hohe Motivation 
und Interesse für internationale, insbesondere deutsch-
spanische Rechtsbeziehungen setzen wir voraus. 
Bitte senden Sie uns Ihre aussagekräftigen 
Bewerbungsunterlagen unter Angabe Ihres Wunschzeitraums 
vorzugsweise per e-mail an: 
Ribas Brutschy Abogados, z.H. von Frau Petra Beller, 
Marianne-Kirchgessner-Str. 5, 76646 Bruchsal / Karlsruhe, 
p.beller@rb-abogados.eu, Tel.: + 49 7251 9377310 
 
Schiller Abogados 
Einer der Tätigkeitsschwerpunkte von Schiller Abogados ist 
die Beratung im deutsch-spanischen Rechtsverkehr. Wir bieten 
interessierten und motivierten Rechtsreferendaren und 
Praktikanten die Möglichkeit, einen Ausbildungsstage oder ein 
mehrmonatiges Praktikum in unserem Büro in Barcelona zu 
absolvieren. Sehr gute spanische Sprachkenntnisse sind 
unabdinglich. Bitte richten Sie Ihre Bewerbungsunterlagen an: 
Jordi Planchart Remmert, Rambla de Catalunya, 86-3º, E- 
08008 Barcelona, e-mail: barcelona@schillerabogados.es 
 
Schindhelm Abogados 
Deutsch-Spanische Rechtsanwaltskanzlei bietet deutschen 
und spanischen Referendaren und Praktikanten mit guten 
Deutsch- und Spanischkenntnissen die Möglichkeit, eine oder 
mehrere Stationen bzw. ein mehrmonatiges Praktikum zu 
absolvieren. Tätigkeitsschwerpunkte sind Erbschafts- 
Immobilien-, Gesellschafts- und Steuerrecht. Bitte richten Sie 
Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen an: Schindhelm 
Abogados, z. H. Fernando Lozano, Conde de Salvatierra, 21, 
E-46004 Valencia, Tel. +34 963 28 77 93, E-Mail: 
info@schindhelm.com. 

Simon & Partner Rechtsanwälte Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer 
bietet deutschen und spanischen Referendare/innen und 
Praktikanten/innen die Möglichkeit einer Stage. Der 
Mindestzeitraum sollte 3 Monate nicht unterschreiten. Gute 
Deutsch- und Spanischkenntnisse sind Voraussetzung. Schriftliche 
Bewerbungen in üblicher Form sind an Herrn RA und Abogado Lutz 
Carlos Moratinos Meissner zu richten. 
Kajen 12, D - 20459 Hamburg, Telefon: 040/323221-0 Telefax: 
040/32322121, www.simon-law.de 
 
Wienberg Abogados 
Rechtsanwaltskanzlei in Barcelona mit Schwerpunkt im dt.- sp. 
Rechtsverkehr bietet Ausbildungsmöglichkeit für Referendare und 
Praktikanten mit Spanischkenntnissen. Bewerbungen per Telefon: 
+34 93 241 97 20, Fax: +34 93 241 97 22 oder E-Mail: 
Simone.Jordan@wienberg.es, www.wienberg.es 
 
Kanzlei Willner 
Du hast Lust darauf Deine Wahlstation oder ein längeres 
Praktikum auf Mallorca zu absolvieren und die Arbeit im deutsch-
spanischen Rechtsverkehr kennen zu lernen?  
Dann bist Du bei uns richtig. 
Wir bieten interessierten und motivierten Rechtsreferendaren die 
Möglichkeit, eine Ausbildungsstage oder ein mehrmonatiges 
Praktikum zu absolvieren.  
Wir betreuen fast ausschließlich Privatmandanten im Bereich des 
Erb- sowie Immobilienrechts. In unserer Anwaltsboutique wirst 
Du von Anfang an mit eingebunden, kannst an 
Mandantengesprächen und Notarterminen teilnehmen und hast 
dennoch Freiräume für die Examensvorbereitung. Gute spanische 
Sprachkenntnisse sind allerdings unabdingbar  
Wir freuen uns auf Deine Bewerbung, welche Du bitte an 
team@willner.legal richtest. 
Kanzlei Willner, Plaza Porta Pintada 3, Entlo B, 07002 Palma de 
Mallorca, Tel. +34 871 180 197, Tel. +49 (0)30 629 37 600, 
www.willner.legal 
 
ZinnBöcker Rechtsanwälte 
Wir bieten Rechtsreferendaren mit guten Kenntnissen der spanischen 
Sprachsowie spanischen Hochschul- absolventen die Möglichkeit, 
ihre Referendarstation bzw. ein Praktikum in unserer Kanzlei zu 
absolvieren. Wir sind ausschliesslich auf dem Gebiet des 
Wirtschaftsrechts tätig. Ein grosser Teil unserer Mandate hat Bezug 
zu Spanien bzw. Lateinamerika (insbesondere Mexiko). Es erwartet 
Sie eine angenehme Arbeitsatmosphäre in erstklassiger Umgebung. 
Mehr unter www.zinnboecker.com. Bewerbungen senden Sie 
bitte an: ZinnBöcker Rechtsanwälte, z.Hd. Dr. Christian Böcker 
(Rechtsanwalt und Abogado), Friedrichsplatz 10, 68165 
Mannheim oder per e-mail an office@zinnboecker.com 

 
Notare Dr. Christoph Neuhaus und Dr. Markus Buschbaum, 
LL.M., Maître en droit 
Wir bieten deutschen Referendaren/innen und spanischen 
Notaranwärtern/Notaranwärterinnen mit guten Kenntnissen der 
jeweils fremden Sprache sowie der jeweils anderen 
Rechtsordnung die Möglichkeit, die Wahlstation oder eine 
Hospitation in unserem Büro in Köln zu absolvieren. Kenntnisse 
der englischen und der französischen Sprache sind von Vorteil, 
werden jedoch nicht vorausgesetzt. Nähere Informationen zu 
unseren Tätigkeitsfeldern finden Sie unter http://neuhaus- 
buschbaum.de/. Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung per e-mail an: 
notar@buschbaum- koeln.de. 
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Vermietungen / Arrendamientos 

 

Bürogemeinschaft (drei Rechtsanwälte) in zentraler Lage 
von Barcelona, Straße Pau Claris, Nähe Gran Via, bietet 
schöne Büroräume in einem repräsentativen Stadthaus: 

 
Option A: großer Büroraum und Besprechungszimmer 
EUR 800,00; 

 
Option B: großer Büroraum allein: EUR 600,00; 

 
Option C: Besprechungszimmer (9,18 qm) als Büro allein 
EUR 250,00. 

 
Kontakt: Marion Hohn Abad, Telefon +34 93 318 10 48 E-
Mail mahohn@icab.cat 

Despacho a compartir (tres abogados) en el centro de 
Barcelona, C/ Pau Claris, cerca de la Gran Vía, se ofrecen 
diferentes espacios en finca clásica. 

 
Opción A: despacho grande y sala de juntas EUR 800,00; 

Opción B: sólo despacho grande EUR 600,00; 

Opción C: sala de juntas (9,18 m²) como despacho EUR 
250,00. 

 
Contacto: Marion Hohn Abad, teléfono +34 93 318 10 48 
e-mail mahohn@icab.cat 

mailto:mahohn@icab.cat
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